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Antrag A1: Arbeitsprogramm des Juso-Bundesvorstandes 
2024/2025
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: A - Leitantrag

 1 Unser Selbstverständnis

 2 Wir Jusos sind eine linke Jugendbewegung, die für eine sozialistische Gesellschaft 
 3 der Freien und Gleichen kämpft, in der jede*r die Freiheit hat, über das eigene Leben 
 4 selbst zu bestimmen und sich in ihrer*seiner Arbeit und Freizeit selbst zu 
 5 verwirklichen, ohneausgebeutet oder unterdrückt zu werden. Dafür wollen wir das
 6 bestehende, ausbeuterische und kapitalistische Gesellschaftssystem überwinden. Als
 7 internationalistische Bewegung kämpfen wir unabhängig von Ländergrenzen und
 8 Nationalitäten gegen die kapitalistische Klassengesellschaft, in der sich der
 9 Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit immer weiter verschärft. Als feministische
 10 Bewegung wollen wir das Patriarchat überwinden, denn nur die Überwindung der männlich
 11 dominierten Gesellschaft wird eine menschliche und gerechte Gesellschaft ermöglichen.

 12 und antirassistische Bewegung wollen wir das Patriarchat und die weiße Vorherrschaft
 13 überwinden, denn nur die Überwindung der männlich 

 14 dominierten Gesellschaft wird eine menschliche und gerechte Gesellschaft ermöglichen.

 15 Wir sind das Bollwerk gegen Rechts und weichen den Faschist*innen keinen Millimeter.
 16 Wir kämpfen für die Welt, die unsere ist!

 17 Wenige Profiteur*innen, denen meist seit Generationen das Kapital gehört, beuten
 18 Menschen und Umwelt aus. Demgegenüber steht die breite Masse der Arbeiter*innen, die
 19 für den immer größeren Wohlstand der ökonomisch herrschenden Klasse arbeitet, ohne
 20 selbst zu profitieren. Die Vermögensungleichheit nimmt national wie international
 21 immer stärker zu.

 22 Wir wollen diese zutiefst ungerechte Klassengesellschaft überwinden. Wir wollen als
 23 Teil breiter Bündnisse und Bewegungen die Vision einer klassenlosen und solidarischen
 24 Gesellschaft entwerfen. Dafür stehen wir als Verband innerhalb der SPD und als Teil
 25 der gesellschaftlichen Linken darüber hinaus ein.

 26 Verschärfende Klassenkonflikte und Erstarken des Faschismus

 27 Aktuell beobachten wir, dass sich Klassenkonflikte immer weiter verschärfen. Die
 28 Ungleichheit nimmt national wie international immer weiter zu. In ökonomisch ohnehin
 29 schwierigen Zeiten sehen wir uns zusätzlich mit der Herausforderung konfrontiert, die
 30 viel zu lang aufgeschobene Verwirklichung einer klimaneutralen Gesellschaft endlich
 31 anzugehen. Die notwendige Transformation unserer Gesellschaft wird von Rechten,
 32 Konservativen und Neoliberalen blockiert, die die Privilegien ihrer Wähler*innen
 33 verteidigen, die seit Jahren mit ihrer Lebensweise die treibende Kraft sowohl der
 34 Ausbeutung der Arbeiter*innen als auch des Planeten sind.

 35 Der Kampf gegen die Klimakrise ist ein Verteilungskampf. Ausbeutung, Krieg und Gewalt
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 36 zwingt Millionen Menschen auf die Flucht. Dafür trägt vor allem der Globale Norden,
 37 auch Europa, Verantwortung. Doch statt Menschen auf der Flucht Schutz hier zu bieten,
 38 lässt die EU zu, dass diese Menschen an ihren Grenzen sterben und interniert sie in
 39 Lager. Rassismus und Kapitalismus werten Menschengruppen ab, um sie zu unterdrücken
 40 und weiter ausbeuten zu können. Rein darf nur, wer nach kapitalistischer Denklogik
 41 verwertet werden kann.

 42 Rechte sind überall auf dem Vormarsch, auch in Deutschland. Sie profitieren von
 43 sozialer Ungleichheit, Armut und Zukunftsängsten. Sparpolitik, die Ideologie der 
 44 schwarzen Null, trägt massiv zur Gefährdung des sozialen Friedens und der Demokratie 
 45 bei.

 46 Alle demokratischen linken Kräfte sind gefragt, sich dem entschieden
 47 entgegenzustellen. Wir akzeptieren nicht, dass Faschist*innen Mehrheiten in Land- und
 48 Kreistagen erringen, teilweise sogar in Verwaltungsämter gewählt werden. Nicht
 49 zuletzt aus unserer historischen Verantwortung als Teil der deutschen
 50 Sozialdemokratie werden wir das demokratische, linke Lager stärken. Wir wollen in
 51 allen Städten und Dörfern in Ost und West wieder die Oberhand gewinnen und die
 52 gesellschaftliche Debatte nach links verschieben.

 53 Uns muss es gelingen, wieder diejenigen zurückzugewinnen, die sich von der Politik,
 54 der Demokratie und ihren Institutionen abwenden, indem sie in das Lager der
 55 Nichtwähler*innen wechseln. Nur dann werden wir ausreichend stark sein, die Rechten
 56 überall zurückzudrängen.

 57 Unsere Brandmauer steht und es ist unser Anspruch, die Faschist*innen wieder
 58 zurückzudrängen und unsere Gesellschaft zu entnazifizieren. Das wird uns nur
 59 gelingen, wenn wir neben der konsequenten Abgrenzung und Ächtung eine klare Kritik an
 60 der Ungleichheit und Ungerechtigkeit unserer Gesellschaft formulieren, um diejenigen
 61 von unserer Bewegung zu überzeugen, denen eine klare systemkritische Positionierung
 62 im linken Lager fehlt.

 63 In vielen Ländern der Europäischen Union ist die Situation noch prekärer. In Italien
 64 und Ungarn regieren rechtsautoritäre Regierungen, selbst im sozialdemokratisch
 65 geprägten Schweden haben Rechte übernommen. Dem rechten Nationalismus, der spaltet,
 66 gegen Migrant*innen und Geflüchtete hetzt, Sozialabbau betreibt und nur von Hass und
 67 Ausgrenzung lebt, werden wir uns innerhalb der EU mit unseren Partner*innen
 68 entschieden entgegenstellen und bei den Europawahlen für linke Mehrheiten kämpfen.

 69 Nicht nur in der EU, auch darüber hinaus werden Demokratien durch rechte
 70 Imperialist*innen bedroht. Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine zeigt, dass
 71 ein friedliches Europa, das für die meisten in unserer Generation immer als
 72 selbstverständlich hingenommen wurde, fragiler ist, als wir dachten. Wir stehen
 73 solidarisch an der Seite derer, die ihre Demokratien gegen Feinde von außen
 74 verteidigen und unterstützen sie darin.

 75 Der allgemeine Rechtsruck betrifft marginalisierte Gruppen umso mehr. Antifeminismus
 76 ist ein essenzielles verbindendes Element der neuen Rechten. Es ist ein Kampf gegen
 77 FINTA um ihre Arbeitskraft und ihre Körper weiter auszubeuten. Das äußert sich zum
 78 Beispiel durch sexualisierte Gewalt oder die Care-Krise. Weltweit leisten Frauen
 79 täglich über 12 Milliarden Stunden unbezahlte Care-Arbeit. Diese Arbeit bringt auch
 80 ökonomischen Mehrwert und hält das kapitalistische System so am Laufen.
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 81 Ebenso leiden migrantisierte Menschen zunehmend unter alltäglichen rassistischen
 82 Übergriffen, systematischer Ausbeutung auf dem Arbeitsmarkt und einer politischen
 83 Debatte, die die Gesellschaft immer mehr gegen sie aufhetzt.

 84 Vor allem junge Menschen erkennen zunehmend, dass der Kapitalismus unser aller Leben
 85 gefährdet und bedroht. Sie wollen das nicht mehr hinnehmen und engagieren sich für
 86 ihre Zukunft, in der die Welt nicht mehr ist, wie sie ist. Sie kämpfen für eine
 87 bessere Welt, die Welt aller.

 88 Unser gesellschaftlicher Gegenentwurf

 89 Unser Streben für eine demokratische, sozialistische Gesellschaft ist gleichbedeutend
 90 mit einer Welt ohne Unterdrückung und Ausbeutung. Wir wollen, dass alle Menschen
 91 gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben. Sowohl am gemeinsam erwirtschafteten
 92 Wohlstand als auch an der demokratischen Willensbildung. Um diese Gesellschaft der
 93 Freien und Gleichen zu verwirklichen, muss die kapitalistische Gesellschaft
 94 überwunden werden. Eine kapitalistische Gesellschaft, in der ökonomische Macht immer
 95 auch politische Macht bedeutet, wird niemals vollends demokratisch sein.

 96 Wir wollen stärker die Verteilungsfrage stellen. Der ungleich verteilte Wohlstand
 97 innerhalb der Gesellschaft steht allen zu. Wir wollen in den bestehenden
 98 Verhältnissen Verbesserung für diejenigen schaffen, die in prekären
 99 Lebensverhältnissen leben. Dazu gehört eine hervorragende Daseinsvorsorge für alle
 100 Menschen, ein vorsorgender Sozialstaat, der Armut verhindert und aktive Umverteilung,
 101 die den Reichtum der Vermögenden und Großverdiener*innen effektiv besteuert und der
 102 gesamten Gesellschaft, insbesondere den materiell Benachteiligten nutzbar macht..

 103 Gleichzeitig geht es uns nicht darum, lediglich einzelne Verbesserungen im
 104 bestehenden marktwirtschaftlichen System zu erreichen, sondern insgesamt den Anspruch
 105 zu haben, eine gerechte, sozialistische Gesellschaft zu verwirklichen. Die Reformen
 106 für die wir uns einsetzen sollen stets den Anspruch haben, gleichzeitig auf eine
 107 Überwindung des bestehenden Systems hinzuwirken.

 108 Wir wollen unsere Gesellschaft vollständig demokratisieren und damit den Menschen
 109 ermöglichen, unabhängig von ihrer Migrationsgeschichte, Race, Klasse und Geschlecht,
 110 ihre Zukunft selbst in die Hand zu nehmen. Wir wollen nicht, dass sie hilflos den
 111 Kräften der kapitalistischen Marktwirtschaft ausgeliefert sind und über ihre Körper
 112 gewaltvoll verfügt wird. Die sozialistische Gesellschaft, die wir anstreben,
 113 überwindet den Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit, sie wird unserer Überzeugung
 114 gerecht, dass alle Menschen gleich sind und niemand ausgebeutet werden soll. Sie ist
 115 die Verwirklichung einer menschlichen Gesellschaft, die einer kapitalistischen
 116 Gesellschaft eine Produktionsweise entgegensetzt, die in Einklang mit den natürlichen
 117 Ressourcen steht und die Bedürfnisse des Planeten, die notwendigerweise auch die
 118 Bedürfnisse der auf ihm lebenden Menschen sind, achtet.

 119 Die Ausbeutung von Mensch und Planet muss enden. Um globale Gerechtigkeit zu
 120 schaffen, müssen wir unser Wirtschaften und unsere Außenpolitik dekolonisieren. Wir
 121 müssen anerkennen, dass wir als Globaler Norden seit Jahrhunderten den Globalen Süden
 122 massiv ausbeuten und zerstören und müssen uns um Restitution bemühen. Wir kämpfen für
 123 eine feministische Gesellschaft ebenso wie gegen alle Formen der rassistischen
 124 Ausbeutung und Diskriminierung. Patriarchat, weiße Vorherrschaft und Kapitalismus
 125 verstärken sich gegenseitig und müssen zusammenhängend bekämpft werden.
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 126 Auch wenn uns als junge Menschen, die in einem kapitalistischen System aufgewachsen
 127 sind, es niemals möglich ist, final zu beschreiben, wie eine Gesellschaft im Detail
 128 aussieht, die die kapitalistischen Wirkungsweisen überwindet, werden wir durch
 129 solidarische Politik, die gesellschaftlichen Wohlstand einerseits umverteilt,
 130 andererseits konkret die ausbeutenden Mechanismen der kapitalistischen
 131 Marktwirtschaft beseitigt, eine sozialistisch demokratische Gesellschaft nach und
 132 nach verwirklichen.

 133 Breite Bündnisse schließen

 134 Dies kann uns nicht alleine gelingen. Wir glauben an linke Massenbewegungen, die wir
 135 gemeinsam mit unseren Bündnispartner*innen - den Gewerkschaften und
 136 Gewerkschaftsjugenden, Umweltaktivist*innen, feministische und antirassistische
 137 Organisationen und andere Aktivist*innen innerhalb des linken Spektrums - im Sinne
 138 unserer Doppelstrategie organisieren wollen: Einerseits wollen wir ein Verband sein,
 139 der ein Zuhause für Menschen aus all diesen Bewegungen ist, andererseits wollen wir
 140 uns gemeinsam mit diesen Bewegungen organisieren, um die notwendige Veränderung
 141 unserer Gesellschaft zu erreichen. Politik findet für uns nicht nur in den
 142 Parlamenten, sondern vor allem auf der Straße statt. Wir wollen die Zersplitterung
 143 der gesellschaftlichen Linken beenden und stattdessen machtvolle gemeinsame
 144 Organisationen dem Erstarken rechter Diskurse entgegensetzen. Dafür braucht es ein
 145 inklusives Verständnis einer gesellschaftlichen Linken, die Brücken baut, statt sich
 146 aufzuspalten und ein inhaltliches Angebot, das den verschiedenen gesellschaftlichen
 147 Kämpfen innerhalb der gesellschaftlichen Linken eine gemeinsame Grundlage gibt.
 148 Unserem Verständnis nach ist die Vereinigung und Einigung der gesellschaftlichen
 149 Linken die historische Rolle der Sozialdemokratie – sie soll die Kämpfe zur
 150 Überwindung des kapitalistischen Systems zusammenzuführen. Als Jungsozialist*innen
 151 verstehen wir, wie zerstörerisch der Kapitalismus ist. Wir verstehen, wie er Hand in
 152 Hand mit der Klimakrise, Rassismus, Sexismus und anderen Menschenfeindlichkeiten
 153 geht. Es ist jetzt die Zeit, dass wir als politische Linke all jene zusammenführen,
 154 die für eine gerechtere Gesellschaft eintreten. Wir müssen jetzt die Chance nutzen
 155 einen emanzipatorischen Klassenkampf zu führen. Es braucht den Druck von der Straße
 156 für Veränderungen.

 157 Wo wir Jusos stehen

 158 Die vergangenen Jahre haben wir als Jusos eine Entwicklung durchgemacht. Seit wir
 159 durch die NoGroKoKampagne als Organisation, aber auch personell mehr Relevanz in der
 160 SPD erhalten haben, war unser langjähriges Ziel, sowohl in der SPD als auch in den
 161 Parlamenten stärker vertreten zu sein, auf einmal greifbar und umsetzbar. Wir haben
 162 auf allen Ebenen aber vor allem im Bund viel Energie auf “Jusos in die SPD” und
 163 “Jusos in die Parlamente” verwendet.

 164 Das hat uns als Verband verändert. Stärker als wir als Verband die SPD und die
 165 Politik verändert haben. Wir müssen anerkennen, dass das alleinige Vorhandensein von
 166 Jusos im SPD Parteivorstand oder in der SPD Bundestagsfraktion nicht direkt zu
 167 Veränderungen in der Politik der SPD führt. Vielmehr sind unsere Leute dort Zwängen
 168 ausgesetzt, die ihren Handlungsspielraum einschränken im Vergleich zu den Jusos
 169 einschränken.

 170 Die Ressourcen und Kapazitäten, die wir auf die SPD und den Bundestag - sowie
 171 kleinteilige und schnelllebige Tagespolitik - verwendet haben, haben uns in der
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 172 Verbandsarbeit gefehlt. In vielen Strukturen stellen wir Defizite an Bildungsarbeit
 173 und verbandsbildenden Maßnahmen fest. Auch der bewegungsorientierte Teil unserer
 174 Doppelstrategie kam in den letzten Jahren zu kurz. Doch als reflektionsfähigerVerband
 175 ziehen wir nun unsere Schlüsse und werden in den nächsten Jahren wieder stärker
 176 unsere Eigenständigkeit suchen und betonen, sowie die Bedürfnisse des Verbandes höher
 177 priorisieren.

 178 Unsere Rolle in der Partei

 179 Wir Jusos verstehen uns als Bewegung, die viel stärker als die SPD die
 180 gesellschaftliche Debatte von unten verändern will.

 181 Unsere starke Eigenständigkeit und Unabhängigkeit begreifen wir als Chance, die
 182 Veränderung, die die SPD dringend braucht, von innen anzutreiben. Die SPD muss sich
 183 insbesondere in Zeiten der wirtschaftlichen Krise stärker als Interessenvertretung
 184 der arbeitenden Klasse und der Unterdrückten verstehen. Wenn arme Menschen, niedrige
 185 Einkommensgruppen und marginalisierte Gruppen das berechtigte Gefühl haben, von einer
 186 Bundesregierung, die von der SPD angeführt wird, im Stich gelassen zu werden, dann
 187 besteht Handlungsbedarf und eine Kursveränderung ist erforderlich.

 188 Wir werden unsere Kritik an unsere Mutterpartei stets konstruktiv, aber ebenso
 189 deutlich formulieren, wenn wir der Überzeugung sind, dass Regierungsentscheidungen
 190 nicht den Ansprüchen genügen, die an eine sozialdemokratisch geführte Regierung
 191 berechtigterweise gestellt werden.

 192 Die Herausforderungen unserer Zeit erfordern echte Veränderung und mutige politische
 193 Maßnahmen. Diesem Anspruch wird die Ampel aktuell nicht gerecht. Die SPD muss sich
 194 dem entgegenstellen und den Kurs der Ampel korrigieren. Die Sozialdemokratie wird
 195 gebraucht: Wir brauchen mehr Umverteilung von oben nach unten und einen starken
 196 Staat, der sich von unnötigen Fesseln wie denen der Schuldenbremse befreit, um die
 197 gesellschaftliche Veränderung herbeizuführen, die wir für sichere Arbeitsplätze, gute
 198 Infrastruktur, eine erstklassige Daseinsvorsorge, kurz eine gute Zukunft brauchen. Es
 199 braucht eine mutige und selbstbewusste Sozialdemokratie für echte Klimagerechtigkeit
 200 und eine solidarische und antirassistische Asyl- und Migrationspolitik. Mit uns Jusos
 201 ist zu rechnen – laut, kritisch und hart für die Sache! Für unsere Zukunft und die
 202 bessere Welt! Diese Weichen müssen von der SPD in der Regierung gestellt werden und
 203 wir als Verband werden das einfordern!

 204 Blick auf uns selbst

 205 Unser Verband ist umso stärker, je geschlossener er ist. Diese Geschlossenheit ist
 206 aber kein Selbstzweck, sondern Ergebnis der Debatte darum, wie wir uns
 207 gesellschaftlich und politisch positionieren. Diese Debatte wollen wir wieder
 208 stärker, konstruktiv und auf Augenhöhe miteinander führen. Die letzten Jahre waren
 209 für die Jusos als Verband anstrengend. Der Kampf gegen die 

 210 Unser Verband ist umso stärker, je geschlossener er ist. Diese Geschlossenheit ist
 211 aber kein Selbstzweck, sondern Ergebnis der Debatte darum, wie wir uns
 212 gesellschaftlich und politisch positionieren. Diese Debatte wollen wir wieder
 213 stärker, konstruktiv und auf Augenhöhe miteinander führen. Die letzten Jahre waren
 214 für die Jusos als Verband anstrengend. Der Kampf gegen die Groko oder für eine
 215 Neuaufstellung unserer Partei. Besonders die Coronazeit ist nicht spurlos an uns
 216 vorbeigegegangen. Jahrelang war kein normales Zusammenkommen möglich, alles auf
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 217 Distanz, digital und das in einer Zeit, wo besonders junge Menschen mental,
 218 finanziell und körperlich an ihre Grenzen kamen. Wir können nicht einfach zum
 219 Normalzustand zurückkehren. In den nächsten Jahren gilt es uns jetzt um unseren
 220 Verband kümmern. Insbesondere unsere Bildungsarbeit müssen wir wieder stärker in den
 221 Vordergrund stellen, als Verband inklusiver werden und unsere Doppelstrategie wieder
 222 stärker betonen. Auseinandersetzung der letzten Jahre haben teilweise einen stärkeren
 223 Fokus auf die Ereignisse innerhalb der SPD erforderlich gemacht. Jetzt ist es wieder
 224 wichtiger, stärker den Anschluss an die linke Zivilgesellschaft und aktivistischen
 225 Bewegungen zu suchen. Wir wollen Brücken bauen und als Verband die Voraussetzungen
 226 dafür schaffen, dass diese Bewegungen einen festen Platz innerhalb der Jusos haben
 227 und wir uns gegenseitig als Verbündete im Kampf um die gleichen Ziele begreifen.

 228 Wir wollen die Jusos im ländlichen Raum stärken. Unser Anspruch ist es, in allen
 229 Teilen des Landes präsent zu sein. Wir überlassen die Straßen in keinem Dorf den
 230 Rechten. Wir wollen überall linke Massenbewegung sein und dabei die Gliederungen vor
 231 Ort noch besser von der Bundesebene unterstützen.

 232 Beides, die Jusos überall in der Fläche gut aufzustellen und unsere Bündnisarbeit zu
 233 stärken ist die Voraussetzung dafür, unsere Wahrnehmbarkeit und Anziehungskraft
 234 innerhalb des gesellschaftlichen Diskurses zu stärken.

 235 finanziell und körperlich an ihre Grenzen kamen. Wir können nicht einfach zum
 236 Normalzustand zurückkehren. In den nächsten Jahren gilt es uns jetzt um unseren
 237 Verband 

 238 kümmern. Insbesondere unsere Bildungsarbeit müssen wir wieder stärker in den
 239 Vordergrund stellen, als Verband inklusiver werden und unsere Doppelstrategie wieder
 240 stärker betonen. Auseinandersetzung der letzten Jahre haben teilweise einen stärkeren
 241 Fokus auf die Ereignisse innerhalb der SPD erforderlich gemacht. Jetzt ist es wieder
 242 wichtiger, stärker den Anschluss an die linke Zivilgesellschaft und aktivistischen
 243 Bewegungen zu suchen. Wir wollen Brücken bauen und als Verband die Voraussetzungen
 244 dafür schaffen, dass diese Bewegungen einen festen Platz innerhalb der Jusos haben
 245 und wir uns gegenseitig als Verbündete im Kampf um die gleichen Ziele begreifen.

 246 Unsere inhaltlichen Schwerpunkte

 247 Arbeitsstrukturen

 248 Um die skizzierten Herausforderungen anzugehen, wollen wir gemeinsam als Verband an
 249 Lösungen und Visionen für die Probleme, denen wir gegenüberstehen, arbeiten. Daher
 250 werden wir unsere Basiskongresse, die UBVK und die Jugendkonferenz, fortsetzen.
 251 Darüber hinaus werden wir zwei Sonderkongresse in Form eines Ostkongresses und eines
 252 Sommercamps einberufen. Wir werden außerdem in Projektstrukturen Themen intensiv in
 253 kleineren Gruppen zur Weiterentwicklung unserer Beschlusslage diskutieren. Wir planen
 254 inhaltliche Projekte, welche, abhängig des Beratungsbedarfes, an mehreren Wochenenden
 255 tagen. Daraus soll jeweils ein Antrag auf dem Bundeskongress entstehen. Unsere
 256 Schwerpunktthemen in den nächsten zwei Jahren umfassen dabei:

 257 Viele queere Menschen sehen sich Diskriminierung am Arbeitsplatz ausgesetzt. Trans
 258 und nicht binäre Menschen verdienen im Schnitt weniger als cis Personen und sind
 259 häufiger nicht erwerbstätig. Eine Transformation der Arbeit bedeutet auch die
 260 Diskriminierung queerer Menschen am Arbeitsplatz zu bekämpfen. Frauen sind häufiger
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 261 von Altersarmut betroffen, nicht zuletzt, weil sie bis heute 

 262 einen Großteil der unentgeltlichen Sorgearbeit leisten, keinen gleichen Lohn für
 263 gleiche Arbeit erhalten und ihre Aufstiegschancen durch die gläserne Decke in
 264 erheblichem Maße schlechter sind. Damit sich das ändert, braucht es dringend eine
 265 Transformation der Arbeit.

 266 Trans Menschen und weitere Mitglieder der LGBTQIA+ Community sind von frühster
 267 Kindheit an häufig von Diskriminierung betroffen, was sich auch auf die
 268 Bildungskarriere auswirkt. Auf dem Arbeitsmarkt sind sie mit Vorurteilen und
 269 merklichen Hürden konfrontiert. Für uns ist daher klar, dass Patriarchat und
 270 Kapitalismus miteinander verwoben sind und es ohne die Überwindung beider keine Welt
 271 der Freien und Gleichen geben kann.

 272 Kampf gegen Rechts

 273 Der Rechtsruck ist da! In Deutschland, Europa und der Welt halten Faschist*innen
 274 immer mehr Macht und Deutungshoheit im politischen wie gesellschaftlichen Diskurs.

 275 Als Jusos ist es unsere historische Verpflichtung, Antidemokrat*innen,
 276 Rechtsextremist*innen und Faschist*innen zu widersprechen. Diese historische
 277 Verantwortung ergibt sich aus der deutschen Geschichte, aber auch aus der Verfolgung
 278 der Arbeit*innenbewegung.

 279 Die Umfragen und Wahlergebnisse der sogenannten Alternative für Deutschland zeigen
 280 ein deutliches Bild: Unsere Demokratie ist nicht krisenfest genug und rechtsextremes
 281 Gedankengut ist weit verbreitet. In manchen Gebieten ist ein Großteil der Menschen
 282 bereit, eine offen rechtsextreme Partei zu wählen. Parallel dazu fischen Konservative
 283 am rechten Rand, indem sie offen zur Schau stellen, dass sie keine Brandmauer gegen
 284 Rechts besitzen.

 285 Es braucht eine starke Gegenstimme zu rechten Narrativen und eine klare
 286 Gegenerzählung. Es braucht einen Kampf für Solidarität und gegen
 287 Menschenfeindlichkeit. Dazu gehört auch, dass wir keine Übernahme rechter Rhetorik 
 288 durch die Bundesregierung, wie es aktuell in der Migrationspolitik geschieht, 
 289 akzeptieren werden. Wir Jusos sind stabil gegen Rechts, wir sind die Kraft, die den
 290 Antidemokrat*innen und Faschist*innen etwas entgegensetzt und die für einen
 291 antifaschistischen Grundkonsens konsequent streitet.

 292 Wir Jusos wollen durch Bildungsarbeit, Erinnerungs- sowie Gedenkkultur und
 293 Mobilisierung unseres Verbands jeder Normalisierung rechtsextremen Gedankenguts
 294 widersprechen. Verschiedene Erhebungen, unter anderem die Mitte-Studie der FES, 
 295 zeigen ein gestiegenes rechtsextremes Potential unter jungen Menschen. Umso wichtiger 
 296 ist es deshalb, dass wir gezielt diese Altersgruppen mit unserer Bildungsarbeit 
 297 erreichen und so auch für die Auseinandersetzung mit Mitschüler*innen, 
 298 Kommiliton*innen oder Kolleg*innen schulen.

 299 Durch die Stärke der extremen Rechten und ihrer Gewaltbereitschaft sehen sich
 300 vielerorts Genoss*innen enormen Angriffen ausgesetzt. Es ist unsere Aufgabe, sie zu
 301 schützen und unsere volle Solidarität spüren zu lassen. Insbesondere dort, wo es
 302 bereits eine rechte Hegemonie gibt - wir Jusos müssen ganz deutlich zeigen: Mit uns
 303 gibt es kein ruhiges Hinterland! Deshalb möchten wir Jusos weiterhin große
 304 Demonstrationen mitorganisieren und unterstützen.
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 305 Insbesondere die sogenannte „neue Rechte“ versucht durch neue Methoden und ein neues
 306 Wording extrem rechte Verschwörungsideologien, Narrative und Politik salonfähig zu
 307 machen. Wir werden diesen immer wieder die Maske herunterreißen und auch diese
 308 Faschist*innen als Faschist*innen benennen. 

 309 Gerade durch das Erstarken der extremen Rechten sind die Erfolge, die eine
 310 gesellschaftliche Linke in den letzten Jahren einfahren konnte, in Gefahr. Seit
 311 Jahren bereitet die extreme Rechte den gesellschaftlichen Rollback vor. Angriffe auf
 312 CSDs, Angriffe auf Transmenschen und Angriffe auf die reproduktiven Rechte von Frauen
 313 gehören mittlerweile zum Alltag. Faschist*innen gewinnen an Deutungshoheit in
 314 Deutschland und Europa. Wir Jusos stellen uns jedem Rollback entgegen und streiten
 315 für Fortschritte und individuelle Rechte für alle Menschen. 

 316 In Zeiten, in denen die extreme Rechte auf dem Vormarsch ist, ist es umso wichtiger,
 317 unsere Demokratie krisenfest zu gestalten. In vielen anderen europäischen Ländern
 318 konnten wir bereits beobachten, wie Rechtspopulist:innen Demokratien aushöhlen und
 319 Institutionen umbauten, um ihrer autoritären Politik nicht im Wege zu stehen. Das
 320 Durchdringen von staatlichen Institutionen wie Polizei und Justiz ist seit Jahren zu
 321 beobachten. Mit den ersten Wahlen von AfDlern als Oberste Verwaltungsbeamte lässt
 322 sich auch ein durchdringen kommunaler Verwaltungen absehen. Wir müssen all diese
 323 Institutionen krisenfest gestalten.

 324 Antifaschismus gehört zu unserem alltäglichen Leben. Auch in der Gesellschaft und der
 325 SPD begreifen wir den alltäglichen Aktivismus gegen Hetzer und geistige Brandstifter
 326 als unverzichtbar. Antifa muss raus aus der “Schmuddelecke”, denn Antifaschist*in zu
 327 sein, heißt im Kern auch, sich als solche*r zu bekennen und sich nicht dem
 328 opportunistisch geführten Kulturkampf des Konservatismus zu unterwerfen. Es wird
 329 Zeit, die SPD an ihre Werte zu erinnern. Dazu gehört die offene Solidarisierung
 330 seitens der SPD mit antifaschistischen, zivilgesellschaftlichen Bündnissen,
 331 bundesweiten und internationalen Organisationen und mit denjenigen, die sich
 332 tagtäglich für unsere Demokratie und gegen Rechtseinsetzen, und dafür rechter Gewalt
 333 und Bedrohung ausgesetzt sind.

 334 In unserem marxistischen Verständnis gilt der Grundsatz: Die Gesellschaft formt uns
 335 und wir formen die Gesellschaft. Wir kämpfen gegen Narrative von Pseudoeliten, gegen
 336 Ideen eines autonomen, heteronormativen weißen, männlichen Subjekts mit einem Recht
 337 auf Aggressivität, gegen die reetablierungalter Geschlechterhierarchien, gegen
 338 kulturelle Hegemonien und gegen antidemokratische und antiegalitäre Pläne zum Umbau
 339 unserer Gesellschaft.

 340 Wenn wir die Gesellschaft formen wollen, müssen wir Jusos die theoretischen
 341 Grundlagen des (Neo-)liberalismus hinterfragen und mit antifaschistischen, kritisch-
 342 maskulinen Strategien den Autonomiebegriff der Neuen Rechten entmachten.

 343 Als Jusos brauchen wir neue Strategien, um der extremen Rechten entschlossen
 344 entgegenzutreten und um rechte Narrative durch materielle Analysen und ihre
 345 Konsequenzen zu ersetzen. Wir müssen unseren bisherigen Kampf gegen Rechts evaluieren
 346 und neue Wege und Mittel finden, um rechten Kulturkämpfen das Wasser abzugraben.
 347 Dafür werden wir ein Projekt durchführen, das uns eine kritische Evaluation und
 348 Neuaufstellung ermöglicht.

 349 Verteilungskämpfe
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 350 Trotz aller Erfolge sozialistischer und sozialdemokratischer Bewegungen in den
 351 letzten 200 Jahren bleibt unsere Gesellschaft trotz neuer Regulierungsmodi, geprägt
 352 durch die kapitalistische Produktionsweise und den mit ihr einhergehenden
 353 gesellschaftlichen und politischen Verwerfungen. Der Widerspruch in den Interessen
 354 zwischen Kapital und Erwerbsarbeit zeigt sich in einer zunehmenden Zuspitzung des von
 355 Oben nach Unten geführten Klassenkampfes, welcher aktuell insbesondere dadurch
 356 geprägt ist, durch scheinbar neue Organisationsformen, verbriefte Schutzrechte zu
 357 umgehen und gleichzeitig ausgebeutete Gruppen gegeneinander auszuspielen.
 358 Gleichzeitig führt die Tendenz von Kapital und Vermögen, sich bei wenigen Menschen
 359 anzuhäufen, nicht nur zu einer ungleichmäßigen und völlig ungerechten Verteilung von
 360 Kaufkraft und Wohlstand in unserer Gesellschaft, sondern über die Umwandlung
 361 ökonomischen Kapitals in andere Kapitalformen auch zu einer Ungleichverteilung
 362 politischer Macht. Ergebnis dieser Ungleichverteilung und des von Oben nach Unten
 363 geführten Klassenkampfes ist, dass weder die durch die aktuelle Wirtschaftsordnung
 364 erzeugte Ungleichverteilung noch die vorhandenen Systeme sozialer Sicherung in der
 365 Lage sind, Armut zu unterbinden.

 366 Es bleibt dabei: Egal ob Klimakrise, Krisen im Gesundheitssektor oder der gefährliche
 367 Aufstieg der globalen Rechten, all diese Krisen tragen die Handschrift des
 368 Kapitalismus, denn die Krise Kapitalismus ist multidimensional. Der Kapitalismus
 369 wandelt sich und schafft neue Probleme und Herausforderungen. Um den Kapitalismus
 370 wirksam zu bekämpfen, müssen wir verstehen, welche Facetten und Auswirkungen der
 371 Kapitalismus unserer Zeit hat und ganz klar die Verteilungsfrage stellen!

 372 Nachdem wir Jusos in den letzten zwei Jahren das Steuersystem aus dieser Perspektive
 373 in den Blick genommen haben, wollen wir deshalb nun die in unserer Gesellschaft
 374 vorhandenen bzw. fehlenden Systeme sozialer Sicherung in den Blick nehmen und auch
 375 hier Veränderungsvorschläge in der Tradition antikapitalistischer Strukturreformen
 376 entwickeln, systematisieren und in die politische Debatte in Partei und Gesellschaft
 377 einspeisen. Diese Arbeit wollen wir im Rahmen eines Projektes leisten, welches
 378 insbesondere die Frage nach einem modernen Aufstiegsversprechen beantworten soll. Wir
 379 wollen dort Verteilungsfragen nicht nur in ihrer ökonomischen, sondern auch in ihrer
 380 partizipatorischen Dimension beantworten.

 381 Ebenfalls wollen wir in diese Frage die globale Perspektive einbeziehen. Als
 382 sozialistischer und internationalistischer Verband macht unser Kampf gegen den
 383 Kapitalismus nicht an Ländergrenzen halt. Durch die Globalisierung dieser Strukturen,
 384 koloniale Kontinuitäten und der Durchsetzung kapitalistischer Mechanismen in der
 385 Mehrheit der Länder stehen wir hier ganz klar einer globalen Herausforderung
 386 gegenüber: Arbeiter*innen, BIPOCs, FINTAs werden systematisch durch die herrschende,
 387 meist männliche und weiße Klasse ausgebeutet. Prekäre Arbeits- und Lebensverhältnisse
 388 in den unterschiedlichsten Ausprägungen stützen ein auf Ungleichheit und
 389 Profitinteressen fokussiertes System.

 390 Arbeiter*innen werden rund um den Globus ausgebeutet. Dabei sind insbesondere die
 391 Länder des Globalen Südens, häufig das Zentrum völlig unregulierter
 392 Ausbeutungsmechanismen. Besonders betroffen sind dabei oftmals marginalisierte
 393 Gruppen.Im Rahmen des Projektes wollen wir deshalb ebenfalls die globale Perspektive
 394 auf die Verteilungsfrage einbeziehen.
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 395 Uns Jusos eint die Erkenntnis, trotz aller Veränderungen in einer Klassengesellschaft
 396 zu leben. Aus dieser Erkenntnis heraus ist es unser Ziel, unter jungen Menschen in
 397 einer Zeit der Individualisierung ein modernes Klassenbewusstsein zu schaffen und für
 398 die Zugehörigkeit zu einer sozialistischen Bewegung zu werben. Wir wissen, dass
 399 Verteilungsfragen weiterhin zu den relevantesten Fragen unserer Zeit gehören. Ihre
 400 Beantwortung ist und bleibt ein wesentlicher Kern unserer politischen Botschaft, den
 401 wir mit Blick auf die Herausforderungen unserer Zeit wieder stärker betonen müssen.

 402 Kommunales

 403 Als Jusos wollen wir auf allen Ebenen jungsozialistische Politik umsetzen. In den
 404 vergangenen Jahren haben wir hier besonders die kommunale Ebene in den Blick
 405 genommen. Das wollen wir fortsetzen. 

 406 Die Bauleitplanung in unseren Kommunen war immerzu dominiert von den Vorstellungen
 407 weißer cis Männer und ihren Bedürfnissen. So wurden patriarchale Strukturen in der
 408 Bauleitplanung manifestiert. Wir wollen, dass die Stadt- und Gemeindeentwicklung aus
 409 einer feministischen Perspektive geleitet wird. Kommunen müssen gewährleisten, dass
 410 alle Menschen die Möglichkeit zur Teilhabe an Entscheidungen und Entwicklungen in der
 411 Kommune haben. Außerdem wollen wir, dass sich Kommunen so entwickeln, das alle
 412 Bürger*innen barrierefreien Zugang zum öffentlichen Raum haben. Das betrifft neben
 413 praktischen baulichen und infrastrukturellen Hürden auch solche, die durch unsere
 414 kapitalistische Gesellschaft aufgebaut werden. Wir wollen unsere Gemeinden, Städte
 415 und Kreise bezahlbar und nachhaltig gestalten. Hierzu wollen wir in einem
 416 Bundesprojekt unser Leitbild der feministischen Stadt- und Gemeindeentwicklung
 417 entwickeln und formulieren.

 418 Als Jusos fordern wir einen starken Staat, der eine weit ausgelegte Daseinsvorsorge
 419 gewährleistet. Doch wir erleben zunehmend, dass unser Staat bereits jetzt
 420 Schwierigkeiten hat, seine jetzigen Aufgaben zu erfüllen. Egal ob Bundes-, Landes-
 421 oder Kommunalbehörde: Der Fachkräftemangel stellt alle Ebenen vor enorme
 422 Herausforderungen. Die Gründe hierfür sind in Teilen hausgemacht. Die verschlafene
 423 Digitalisierung trifft Bürger*innen und Mitarbeitende. Das lang versprochene Online-
 424 Zugangsgesetz ist gescheitert. Einzelne nach vorne gestellte Erfolge sollen lediglich
 425 davon ablenken, dass unsere Behörden eine digitalpolitische Katastrophe sind. Das
 426 schafft unnötige bürokratische Strukturen für Bürger*innen und macht den öffentlichen
 427 Dienst für die junge Generation zunehmend unattraktiv. Die Rufe nach Bürokratieabbau
 428 werden immer lauter, kommen jedoch hauptsächlich aus der konservativen und liberalen
 429 Ecke, wo sie übersetzt eigentlich den Abbau staatlicher Kontrollfunktionen bedeuten.
 430 Gleichzeitig aber sind die bestehenden Strukturen derart ineffizient, dass
 431 Mitarbeitende massiv überlastet sind und Bürger*innen unter immer längeren
 432 Wartezeiten leiden. Wir wollen uns mit der Frage beschäftigen, wie wir unseren Staat
 433 fit für die Zukunft aufstellen können, sodass wir auch in Zukunft auf einen starken
 434 und handlungsfähigen Staat bauen können

 435 Als besondere Herausforderung identifizieren wir die unterschiedlichen Gegebenheiten
 436 in den Städten, Gemeinden und Kreisen. Gleichzeitig eint all diese Ebenen, dass ein
 437 breites Netzwerk zu anderen Juso Kommunalpolitiker*innen in der politischen Arbeit
 438 von großem Wert ist. Um dem gerecht zu werden, wollen wir ein multifunktionales
 439 Netzwerk schaffen, das Themenorientiert aufgebaut ist. Dabei wollen wir neben (Groß-
 440 )Stadt und Land spezifischen Blickwinkeln auch übergreifende Themen wie die Kommunale
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 441 Finanzierung, Freiwillige Leistungen und grundlegende Fragestellungen für frisch
 442 gewählte Kommunalpolitiker*innen aufgreifen. Die Finanzierung von Kommunen ist
 443 bundesweit unterschiedlich gut ausgeprägt. Der Bund hat zur Verbesserung der teils
 444 prekären Situation zumindest die Übernahme der Altschulden von Kommunen und
 445 kommunalen Gesellschaften mit dem Koalitionsvertrag versprochen. Dieses Versprechen
 446 löst der Bund jedoch bisher nicht ein. Doch auch über die Altschuldenfrage hinaus ist
 447 die Finanzierung unserer Kommunen ein zentrales Thema. Die vom Bund delegierten
 448 Pflichtaufgaben nehmen stetig zu, was zu zunehmend angespannteren
 449 Haushaltssituationen in den Kommunen führt. Gleichzeitig ist die Definition was
 450 kommunale Pflichtaufgaben sind, in vielen Teilen nicht mit unserem
 451 jungsozialistischen Verständnis der staatlichen Daseinsvorsorge vereinbar. Auch der
 452 Zugang zur politischen Teilhabe ist auf kommunaler Ebene durch unterschiedliche und
 453 unzureichend ausgestaltete Wahlsysteme unterschiedlich. Wir wollen diese
 454 grundsätzlichen Fragen in den kommenden zwei Jahren stärker in den Blick nehmen und
 455 jungsozialistische Antworten hierauf formulieren. Hierzu wollen wir hier mit den
 456 Landesverbänden/Bezirken zusammenarbeiten und einzelne Netzwerktreffen gemeinsam
 457 organisieren.

 458 Klimaschutz statt Kapitalismus

 459 Bereits in den vergangenen Jahren hatte das Thema der sozial-ökologischen
 460 Transformation einen enorm hohen Stellenwert in unserem Verband. Die Klimakrise ist
 461 allgegenwärtig und es braucht schnelle und wirkungsvolle Maßnahmen, um die gesetzten
 462 Klimaziele zu erreichen. Gleichzeitig sind die ökologischen Lebensgrundlagen bedroht.
 463 Beide Krisen, die Klimakrise und die ökologische Krise, haben ihre Wurzel im
 464 Kapitalismus. Als Jusos bekämpfen wir deswegen immer zugleich die kapitalistische
 465 Wirtschaftsweise und den Klimawandel.

 466 Einen besonderen Schwerpunkt wollen wir in den kommenden Jahren auf den globalen
 467 Klima- und Umweltschutz legen. Weltweit kämpfen Menschen mit den Folgen des
 468 kapitalistischen Systems und sind vielerorts noch stärker von Ressourcenknappheit und
 469 den Folgen des Klimawandels betroffen als im Globalen Norden. Hier soll der nächste
 470 Bundesvorstand eine Analyse vorlegen, mit welchen Partner*innen in besonders
 471 betroffenen Staaten wir als Jusos in einen nachhaltigen Dialog kommen können.
 472 Bestimmte Staaten und Regionen sind zudem durch ihre geographische Situation
 473 besonders entscheidend dafür, dass die Klimakrise aufgehalten werden kann. Gerade die
 474 Amazonas-Region spielt hier eine überragend wichtige Rolle. Durch eine
 475 Delegationsreise mit klima- und umweltpolitischenSchwerpunkten nach Brasilien und
 476 ggf. weitere angrenzende Staaten wollen wir hier gezielt Kontakte zu unserer
 477 Schwesterorganisation und zivilgesellschaftlichen Akteur*innen vor Ort aufbauen und
 478 langfristige Kooperationen zur Erreichung des 1,5-Grad-Ziels anstoßen.

 479 Um möglichst viele Mitglieder im Bereich des Klima- und Umweltschutzes einzubinden,
 480 schlagen wir zudem zwei Kongresse mit klima- und umweltpolitischem Schwerpunkt vor.
 481 Zum einen soll es eine Jugendkonferenz (JuKo) zu klimapolitischen Themen geben. Zum
 482 anderen wollen wir auf dem Sommercamp ein neues Format nutzen, indem wir es in
 483 Küstennähe veranstalten. Es soll sich mit ökologischen Fragestellungen, gerade auch
 484 mit Bezug zu Norddeutschland und den Küstenregionen beschäftigen, wo beispielsweise
 485 die Überfischung der Meere stetig zunimmt und der Dünen- und Küstenschutz in Zeiten
 486 steigender Meeresspiegel immer bedeutender wird.
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 487 Ostkongress

 488 Nach wie vor existieren massive materielle Unterschiede zwischen Ost und West. Die
 489 Löhne in Ostdeutschland sind geringer, die Vermögen konzentrieren sich im Westen. Die
 490 Industrie in Ostdeutschland erholt sich nur langsam von der Deregulierung und
 491 Privatisierung der Treuhand. Aktuelle multiple Krisen setzen “dem Osten” zusätzlich
 492 stark zu. Es gibt heute kaum eine Region in Europa, in der eine Bevölkerung so wenig
 493 Grund und Boden, Immobilien und Betriebe besitzt, wie Ostdeutsche in Ostdeutschland.
 494 Insbesondere mit Hinblick auf anstehende Transformationsprozesse wird deutlich: der
 495 Osten produziert den grünen Strom der Zukunft, profitiert davon jedoch nicht.
 496 Stattdessen sind die Energiekosten in genau diesen Regionen wesentlich höher.  Keine
 497 Bevölkerung hat dort, wo sie lebt, so wenig Führungspositionen inne wie die
 498 Ostdeutschen. So sorgte die erhöhung und die Einführung des Mindestlohns vor allem
 499 bei ostdeutschen Frauen für steigende Gehälter, da gerade sie aber auch der gesamte
 500 Osten durch Dumpinglöhne geprägt waren.  Diese Ungleichheit, fehlende Repräsentation
 501 und damit einhergehende Abwertungserfahrungen bilden einen Nährboden für extreme
 502 Rechte.

 503 Oft sind die Kandidat*innen der extremen Rechte bei Wahlen zweitstärkste Kraft und
 504 lassen sich nur durch einen breiten Zusammenschluss aller demokratischen Parteien
 505 verhindern. Mittlerweile reicht selbst das nicht mehr aus und extrem rechte Parteien
 506 stellen erste Bürgermeister und Landräte. Die Zivilgesellschaft, demokratische Kräfte
 507 und eine linke Bewegung in Ostdeutschland sind dauerhaft in Abwehrkämpfe gegen den
 508 Rechtsruck verwickelt. Diese Akteur:innen zu schützen und in ihren Kämpfen zu
 509 unterstützen, ist für uns eine gesamtverbandliche Aufgabe. Denn auch bundesweit
 510 können wir nuzr stark sein, wenn wir auch im Osten stark sind. Es ist unser aller
 511 Ziel, Faschist:innen aus jedem Feld der Öffentlichkeit zu verdrängen. Insbesondere
 512 jedoch aus politischen Institutionen. Mit Blick auf die anstehenden Wahlen in
 513 Sachsen, Brandenburg und Thüringen  besteht erstamlsdie Gefahr, dass die
 514 Faschist:innen der AfD im Bundesrat sitzen. Es bedarf der Anstregung des gesamten
 515 Verbands, dies zu verhindern. 

 516 Deshalb wollen wir einen Ostkongress organisieren, an dem sich alle Landesverbände
 517 und Bezirke beteiligen können und sollen. Wir wollen dabei unserer materialistischen
 518 Analyse in den Mittelpunkt stellen und insbesondere die ungleichen Lebensverhältnisse
 519 zwischen Ost und West thematisieren. Nach wie vor fehlen in vielen politischen
 520 Debatten ostdeutsche Perspektiven und ein Verständnis dafür, welche besonderen
 521 Herausforderungen Ostdeutschland prägen. Diese Perspektive wollen wir vermitteln und
 522 an politischen Lösungen arbeiten, die für eine effektive und nachhaltige Angleichung
 523 der Lebensverhältnisse zwischen Ost und West sorgen.

 524 Europawahl

 525 Vor der Wahl 2024 steht die Europäische Union an einem kritischen Wendepunkt. Die
 526 europäische Politik wurde in den vergangenen Jahren insbesondere von den
 527 wirtschaftlichen und politischen Auswirkungen des russischen Angriffskriegs auf die
 528 Ukraine, den Nachwirkungen der Pandemie und der Energiekrise sowie den
 529 Herausforderungen im Zusammenhang mit globalen Fluchtbewegungen und Migration
 530 geprägt. Diese Entwicklungen haben die Grundlagen für die politische Zusammenarbeit
 531 in Europa nachhaltig verändert. Aufgrund des vom Menschen verursachten Klimawandels
 532 wird erwartet, dass die Zahl der Migrant*innen in den kommenden Jahrzehnten
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 533 historische Höchstwerte erreichen wird. Wir erleben einen aufsteigenden Nationalismus
 534 und Faschismus in den Mitgliedstaaten der EU. Von der offen (post-)faschistischen
 535 Regierung in Italien bis hin zum erstarkenden rassistischen Rassemblement National in
 536 Frankreich erleben Europafeind*innen einen Aufschwung. Sie wollen das ursprünglich
 537 als transnationales Friedensprojekt gewachsene europäische Projekt abschaffen. Mehr
 538 denn je braucht es deshalb eine junge, linke und progressive Vision für das Europa
 539 des 21. Jahrhunderts.

 540 Auch die sicherheitspolitische Rolle der Europäischen Union ist spätestens seit dem
 541 Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine umso mehr in den Fokus gerückt. Die
 542 Europawahl wird richtungsweisend sein. Wir wollen die Union als solidarisches und
 543 friedensstiftendes Bündnis voranbringen, dass sich konsequent gegen Autokratien und
 544 andere Gefahren für die Freiheit und Demokratie von Menschen und Staaten stellt.

 545 Uns ist dabei unter anderem wichtig: 

 546

 547

 548

 549

 550

 551

 552

 553

 554

 555

 556

 557

 558

 559

 560

 561

 562

Bei der kommenden Europawahl können in Deutschland erstmals junge Menschen in 
Deutschland bereits ab 16 Jahren ihre Stimme abgeben und darüber entscheiden, 
wie die Zukunft Europas aussehen soll. Als größte linke politische 
Jugendorganisation sind wir Jusos in der Pflicht, unsere Stimme laut und 
deutlich zu erheben und klare Antworten auf die Herausforderungen unserer Zeit 
zu geben. Wir stehen für ein Europa, das feministisch, antifaschistisch/-
antirassistischirassistisch und anti-kapitalistisch ist und sich klar zu 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Frieden bekennt. 

Es ist unerträglich, dass jeder vierte Mensch in der Europäischen Union in Armut 
lebt oder von Armut bedroht ist. Wir brauchen ein Europa, das das soziale Recht 
in den Mittelpunkt stellt und gegen jede Form von Unterdrückung und Ausbeutung 
kämpft. 

Wir wollen ein Europa, dessen Anspruch des Überwindens von nationalstaatlichen 
Grenzen nicht an der EU-Außengrenze aufhört und ein Leben in Wohlstand, Würde
und Freiheit für alle Menschen garantiert. Mit uns wird es keine Festung Europa
geben, die sich nach außen abschottet und weiterhin wirtschaftlichen Wohlstand
auf Kosten des Globalen Südens erwirtschaftet.

 563 feministisch, antirassistisch, antifaschistisch und anti-kapitalistisch ist. Es ist
 564 unerträglich, dass jeder vierte Mensch in der Europäischen Union in Armut lebt oder
 565 von Armut bedroht ist. Wir brauchen ein Europa, das soziale Rechte und Menschenrechte
 566 in den Mittelpunkt stellt und gegen jede Form von Unterdrückung und Ausbeutung
 567 kämpft. Ein Europa, dessen Anspruch des Überwindens von nationalstaatlichen Grenzen
 568 nicht an der EU-Außengrenze aufhört und ein Leben in Wohlstand, Würde und Freiheit
 569 für alle Menschen garantiert. Mit uns wird es keine Festung Europa geben, die sich
 570 nach außen abschottet und weiterhin wirtschaftlichen Wohlstand auf Kosten des
 571 Globalen Südens erwirtschaftet.

 572 Kein Mensch ist illegal! Dieser leicht gesagte Satz ist leider keine Realität. Wir 
 573 erleben seit Jahren und insbesondere in den letzten Monaten eine immer stetig 
 574 werdende Aushöhlung des Menschenrechts auf Asyl. Die Debatte um GEAS ist hier nur ein 
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 575 aktuelles Beispiel dafür, was passiert, wenn rechte Narrative mehrheitsfähig und 
 576 vermeintlichen Demokrat*innen getragen werden. Inhärent in allen diesen Vorschlägen 
 577 sind rassistische Narrative, die weit in die Gesellschaft hineinreichen. Dem müssen 
 578 wir uns mit aller Kraft entgegenstellen! Deshalb wollen wir uns mit einem Kurzprojekt 
 579 dem Thema Migration erneut widmen. Zwar haben wir bereits umfassende Beschlusslagen, 
 580 die wir konsequent auch gegenüber der SPD vertreten. Allerdings erleben wir eine 
 581 rechte Verschärfung der Debatte, die auch in unserer Partei Einzug hält. Daher wollen 
 582 wir gemeinsam mit unseren Bündnispartner*innen im Bereich Migration im Rahmen eines 
 583 Kurzprojektes unsere Beschlusslage erweitern und gleichzeitig Bündnisse für den Kampf 
 584 auf der Straße gegen jede Verschärfung des Asylrechts schließen. Dieser Antrag soll 
 585 in Form eines Kurzprojektes entstehen, in welchem sowohl die Landesverbände und 
 586 Bezirke Delegierte zur Teilnahme entsenden als auch weitere Interessierte, die sich 
 587 bewerben teilnehmen.“

 588 Verbandsarbeit

 589 Awarenessarbeit

 590 Als Jusos kämpfen wir für eine Welt, die frei von Unterdrückung und Diskriminierung
 591 ist. Wir stellen uns gegen jede Art von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. Daher
 592 setzen wir auch innerhalb unseres Verbandes auf Strukturen, die diskriminierendes
 593 Verhalten unterbinden. Mit Maßnahmen wie der verpflichtenden Gender-Plena bei all
 594 unseren Veranstaltungen wollen wir, dass Männer in unserem Verband ihre Männlichkeit
 595 und die damit einhergehenden Privilegien kritisch reflektieren und aufarbeiten.
 596 Gleichzeitig ermöglichen wir FINTA einen safer space für Vernetzung, Bildung und
 597 Austausch.

 598 Feministische Themen müssen weiterhin eine prägende Rolle in der inhaltlichen
 599 Ausrichtung unserer Veranstaltungen spielen, damit wir uns auch als Gesamtverband
 600 verpflichten, uns mit der feministischen Perspektive auseinanderzusetzen. Darüber
 601 hinaus müssen unsere Podien quotiert besetzt sein, ebenso wie Redner*innenlisten.
 602 Unser Verband soll auf allen Ebenen inklusiv sein, daher achten wir auf eine diverse
 603 Ansprache, gendern und sind sensibel für Pronomen. Wir wollen außerdem das Format von
 604 Critical Whiteness Seminaren im Verband institutionalisieren, um so antirassistische
 605 Strukturen zu stärken.

 606 Wir verpflichten uns außerdem, bei all unseren Veranstaltungen barriereärmer zu
 607 werden. So ist Ableismus immer noch tief in unserer Sozialisation verankert, wodurch
 608 bei der Durchführung von Veranstaltungen oft die Barrierearmut unzureichend
 609 mitgedacht wird. Gemeinsam mit dem Juso-Bundesbüro wollen wir solche Strukturen
 610 abbauen, um allen im Verband gleichermaßen die Partizipation an unseren
 611 Veranstaltungen zu ermöglichen.

 612 Ebenfalls sind psychische Probleme und Krankheiten oft Tabu-Themen in politischen
 613 Kontexten. Oft fehlt es hier an der notwendigen Sensibilität, obwohl psychische
 614 Krankheiten in unserer Gesellschaft weit verbreitet sind und unter jungen Menschen
 615 zunehmen. Für uns gilt: Mental health matters! Daher wollen wir psychisch belastende
 616 Strukturen für unsere Mitglieder abbauen und eine offene Verbandskultur fördern, in
 617 der psychische Krankheiten nicht weiter stigmatisiert werden.

 618 Unser Verband ist vielfältig zusammengesetzt. Wir alle kommen aus unterschiedlichen
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 619 sozialen Verhältnissen mit unterschiedlichen Interessen und das ist gut so! Was uns
 620 eint, ist das Streben nach einer Welt der Freien und Gleichen! Der Kampf für diese
 621 kann sehr verschieden aussehen, aber klar ist: Unsere Bildungsangebote sind ein
 622 großer Teil davon. Deshalb wollen wir im Verband rein akademischen Debatten eine
 623 Absage erteilen. Jede*r soll die Möglichkeit haben, an unseren
 624 Bildungsveranstaltungen zu partizipieren und sich aktiv einzubringen.

 625 Für arme Menschen ist es schwer, am gesellschaftlichen Leben zu partizipieren und man
 626 hat nicht die gleiche Möglichkeit der politischen Teilhabe. Das reproduziert sich
 627 auch in unserem Verband. Die SPD und auch die Jusos sind aus der 
 628 Arbeiter*innenbewegung erwachsen. Dennoch stellen wir fest, dass unsere Partei- und 
 629 Verbandsstruktur im Kern akademisch geprägt ist. Die in der Gesellschaft vorhandene 
 630 soziale Ungleichheit macht so auch nicht vor unserem Verband halt. Um am politischen 
 631 Feld vollumfänglich teilhaben zu können, wird das Wissen über die Abläufe im 
 632 politischen Feld, die Kontakte bzw. ein Netzwerk in das politische Feld und das Geld 
 633 zur Teilhabe an den zeitintensiven Aktivitäten im politischen Feld benötigt. Die 
 634 Ressourcen Zeit und Geld bestimmen so schnell, ob Jusos Teilhabe, Weiterbildung und 
 635 die Einbindung in politische Netzwerke erfahren. Des Weiteren führt die 
 636 Akademisierung der Sprache im Verbandsleben dazu, dass die vermeintliche Offenheit in 
 637 Debatten, in Anträgen sowie Bildungsangeboten nicht für alle Jusos spürbar ist. Hier 
 638 ist es wichtig, Teilhabe stärker von den Ressourcen einer Person zu entkoppeln. Junge
 639 Menschen sollen unabhängig vom Geldbeutel an unserem Verband teilhaben können. Auch
 640 hier werden wir mit dem Bundesbüro Schritte erarbeiten, die Hürden abzubauen.

 641 Eine große Rolle zum Abbau von diskriminierenden und unterdrückenden Strukturen nimmt
 642 unsere Awareness-Arbeit ein. Wir dulden keinen Sexismus, keinen Rassismus, keinen
 643 Antisemitismus, keine Queerfeindlichkeit, keinen Ableismus und sonstige Formen der
 644 gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit und Gewalt auf unseren Veranstaltungen! Wir
 645 wollen weiterhin auf allen unseren Veranstaltungen mit politisch unabhängigen
 646 Awareness-Teams ansprechbar sein, damit sich alle wohlfühlen und diskriminierendes
 647 Verhalten nicht konsequenzenlos bleibt. Allerdings nehmen wir den Bedarf nach einer
 648 ständig erreichbaren Awarenessarbeit ebenfalls wahr und wollen diese daher ausbauen.
 649 Deshalb werden wir unser Awarenesskonzept überarbeiten, neue Strukturen einführen und
 650 spätestens zum Bundeskongress 2024 einen Antrag durch den Juso-Bundesvorstand dazu
 651 einzubringen. Wir wollen, dass das Awarenesskonzept Teil unserer Verbandsstrukturen
 652 und in unserer Richtlinie verankert wird. Bei der Erstellung sollen sowohl die
 653 Landesverbände und Bezirke beteiligt sein und miteinbezogen werden. Dabei ist für uns
 654 klar, dass wir für diesen Prozess auf die Unterstützung von professionellen Dritten
 655 zurückgreifen, welche über fundierte Erfahrungen in der Erstellung von
 656 Awarenesskonzepten verfügen. Darauf aufbauend wollen wir den Landesverbänden und
 657 Bezirken jährlich Schulungsangebote anbieten, um die professionelle Expertise auch
 658 auf allen Ebenen zu implementieren.

 659 Bildungsarbeit 

 660 Als sozialistischer Richtungsverband ist eine unserer wichtigsten Aufgaben die
 661 politische Bildungsarbeit für unsere Mitglieder. Indem wir Wissen vermitteln, zum
 662 kritischen Hinterfragen der kapitalistischen Gesellschaft anregen und dabei allen
 663 möglichst niedrigschwellig ein Angebot machen, befähigen wir unseren Verband und
 664 seine Mitglieder dazu, jungsozialistische Positionen zu erarbeiten, weiterzugeben und
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 665 nach außen zu vertreten.

 666 Ein besonderer Schwerpunkt liegt hierbei auf unseren Grundwerten Sozialismus,
 667 Feminismus, Internationalismus. Ebenfalls sind uns antifaschistische und
 668 antirassistische Themen sehr wichtig. Neben der wichtigen inhaltlichen Arbeit, die
 669 sich anhand unserer Grundwerte aufbaut, ist es uns ebenfalls ein Anliegen, praktische
 670 Skills der alltäglichen politischen Arbeit an unsere Mitglieder weiterzugeben. Mit
 671 unseren Basiskongressen, den Projekten, den Vernetzungen und den Empowerment-
 672 Programmen schaffen wir ein umfassendes Bildungsangebot für unsere Mitglieder. Wir
 673 bewahren außerdem gut bewährte Formate wie das Politikdiplom bei.

 674 Gleichzeitig bleibt es unser Ziel, möglichst viele Mitglieder niedrigschwellig zu
 675 erreichen. Deshalb wollen wir in den kommenden zwei Jahren ein digitales
 676 Bildungsprogramm schaffen, auf welches die Landesverbände und Bezirke sowie die
 677 Unterbezirke und Kreisverbände Zugriff haben.

 678 Durch diese digitalen Seminarangebote wollen wir einen Werkzeugkasten schaffen,
 679 welcher dazu beiträgt, dass unsere Inhalte in die Breite des Verbandes getragen
 680 werden können. Hierbei werden wir einen Fokus darauf legen, unsere theoretischen
 681 Beschlusslagen praktisch für die Juso-Arbeit zu übersetzen.

 682  Unsere Bildungsangebote sollen nicht zu einer Konkurrenzsituation mit den
 683 Veranstaltungen der Landesverbände und Bezirke führen. Daher intensivieren wir unsere
 684 Bildungsarbeit zeitschonend, indem wir Angebote parallel zu den Projekten schaffen.
 685 Als feministischer Richtungsverband ist uns das Bildungsangebot in diesem Bereich ein
 686 besonderes Anliegen. Deshalb werden wir Bildungsangebote zu den feministischen
 687 Theorien schaffen. Darüber hinaus schaffen wir Bildungsangebote im Bereich
 688 Antirassismus und sozialistischer Theorie.

 689 Angebote parallel zu den Projekten schaffen. Angebunden an das Politikdiplom wollen
 690 wir ein Grundwerte Train-the-Trainer Seminar anbieten, um noch mehr Jusos dazu zu
 691 befähigen, unsere Grundwerte in den Verband zu tragen. Als feministischer
 692 Richtungsverband ist 

 693 Bildungsangebot in diesem Bereich ein besonderes Anliegen. Deshalb werden wir
 694 Bildungsangebote zu den feministischen Theorien schaffen. Darüber hinaus schaffen wir
 695 Bildungsangebote im Bereich Antirassismus und sozialistischer Theorie.

 696 Grundlagenarbeit ist ein zentrales Element unserer Bildungsarbeit, weshalb wir
 697 Musterseminare anbieten werden. Aus diesem Angebot heraus entsteht für unsere
 698 Mitglieder ein breiter Werkzeugkasten, welcher alle Tools bietet, den sozialistischen
 699 Kampf führen zu können.

 700 Wir etablieren zeitnah ein digitales Beschlusswiki, um die inhaltliche Arbeit der
 701 Verbände sichtbarer und nutzbarer zu machen.

 702 BIPOC Vernetzung /Empowermentprogramm

 703 Struktureller und gesellschaftlicher Rassismus sind ebenso wie in allen politischen
 704 Institutionen Teil unseres Verbandes. Noch immer sind BIPoC in politischen und
 705 verbandlichen Führungspositionen unterrepräsentiert. Deshalb werden wir, wie es sich
 706 bewährt hat, erneut ein BIPoC-Empowerment Programm organisieren, dass das Ziel hat,
 707 zukünftige Funktionsträger*innen, die von Rassismus betroffen sind, zu empowern und
 708 für die aktive Teilhabe am Verbandsleben zu ermutigen.
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 709 Teilnehmer*innen sollen dazu befähigt werden, antirassistische Inhalte in den Verband
 710 zu tragen und politisch nach außen vertreten zu können. Es sollen Tools, Skills und
 711 Methoden zum Umgang mit den rassistischen und weißen Strukturen innerhalb der Partei,
 712 dem Verband und der Gesellschaft vermittelt werden. Zudem soll durch das Programm die
 713 Vernetzung und der Austausch unter den Teilnehmer*innen sowie mit unseren
 714 antirassistischen Bündnis-Partner*innen gewährleistet werden. Das Ziel ist es,
 715 antirassistische Multiplikator*innen zu stärken, die ihr Wissen und ihre Vernetzung
 716 ebenfalls in ihre Landesverbände und Bezirke tragen und langfristig daran mitwirken
 717 können, den Verband antirassistischer zu machen.

 718 Durch den Fortbestand dieser Struktur möchten wir einen Raum schaffen, welcher darin
 719 bestärkt, bei den Jusos Verantwortung zu übernehmen.

 720 Um das zu gewährleisten, wollen wir die BIPoC-Vernetzung und das BIPoC-Empowerment
 721 voneinander trennen. So wollen wir den unterschiedlichen Bedürfnisse zwischen jenen,
 722 welche zum ersten Mal an einer entsprechenden Vernetzung teilnehmen und jenen, welche
 723 in den Verbandsstrukturen bereits erfahren sind, gerecht werden.

 724 FINTA-Empowermentprogramm

 725 Patriarchale Strukturen zu bekämpfen und langfristig zu überwinden, ist weiterhin
 726 eine der Hauptaufgaben unseres Verbandes. Dabei gilt es, den Fokus neben der
 727 Gesellschaft auch auf Probleme innerhalb unseres Verbandes zu legen. Auch wir dürfen
 728 nicht nachlassen, unsere Arbeit und unsere Strukturen aus feministischer Perspektive
 729 zu reflektieren, sowie diesbezügliche Probleme in unserem Verband anzugehen und FINTA
 730 zu ermutigen, Verantwortung zu übernehmen.

 731 Daher sehen wir die Fortführung des FINTA-Empowerementprogramms als obligatorisch an.
 732 Damit schaffen wir einen geschützten Raum für FINTA, der zur Vernetzung, aber auch
 733 zur methodischen und vor allem inhaltlichen Weiterbildung dienen soll.

 734 Je nach Anmeldelage, möchten wir innerhalb des FINTA-Empowerments zusätzliche Räume
 735 schaffen, um auf die unterschiedlichen Bedürfnisse und Erfahrungen eingehen zu
 736 können. Wir wollen hierbei einen besonderen Fokus auf die inhaltliche Weiterbildung
 737 legen.

 738 Die Absprache eigenen Willens und der Handlungsfähigkeit und Ausbeutung von FINTA
 739 durch das Patriarchat zieht sich durch alle Lebensbereiche. Durch
 740 ,,Neutralitätsgesetze” erlangt der Staat, welcher hier als verlängerter Arm des
 741 Patriarchats agiert, die Herrschaft über Hijabis. Durch (unbezahlte) Care-Arbeit,
 742 welche überwiegend durch FINTA geleistet wird, werden diese weltweit ausgebeutet.
 743 Sexualisierte Gewalt ist immer noch Alltag für viele FINTA.

 744 Als Verband, dessen Grundpfeiler der Feminismus ist, ist es unsere Pflicht, den lila
 745 Faden in unserer Arbeit auf eine neue Ebene zu ziehen. Zuletzt haben wir uns im
 746 Schweriner Manifest mit unserem grundlegenden Feminismusverständnis
 747 auseinandergesetzt. Es ist jetzt an der Zeit, dieses zu vertiefen und auf die vielen
 748 Herausforderungen unserer Zeit zu übertragen. Deshalb wollen wir uns vertiefend mit
 749 der materialistischen und queerfeministischen Analyse des auseinandersetzen. Eine
 750 intersektionale Perspektive ist dabei für uns immer sowohl inhaltlich als auch in
 751 unserer feministischen Praxis handlungsweisend.

 752 Als Jungsozialist*innen betrachten wir Feminismus vor allem unter materialistischen
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 753 Fragen. Die Unterdrückung von FINTA ist untrennbar mit dem Kapitalismus verbunden.
 754 Frauen sind häufiger von Altersarmut betroffen, nicht zuletzt weil sie bis heute
 755 einen Großteil der unentgeltlichen Sorgearbeit leisten, keinen gleichen Lohn für
 756 gleiche Arbeit erhalten und ihre Aufstiegschancen durch die gläserne Decke in
 757 erheblichem Maße schlechter sind. Damit sich das ändert, braucht es dringend eine
 758 Transformation der Arbeit.

 759 Transmenschen und weitere Mitglieder der LGBTQIA+ Community sind von frühester
 760 Kindheit an häufig von Diskriminierung betroffen, was sich auch auf die
 761 Bildungskarriere auswirkt. Auf dem Arbeitsmarkt sind sie mit Vorurteilen und
 762 merklichen Hürden konfrontiert.

 763 Für uns ist daher klar, dass die Überwindung des Patriarchats immer mit der
 764 Überwindung des Kapitalismus einhergeht und umgekehrt die Überwindung des
 765 Kapitalismus immer mit der Überwindung des Patriarchats einhergeht.

 766 In einer Zeit, in der sich immer mehr Menschen die Miete und das tägliche Leben nicht
 767 mehr leisten können, sind wir als Feminist*innen gefragt, um Lösungen anzubieten, die
 768 auch berücksichtigen, wie FINTA und Women of Colour von besonderen materiellen Härten
 769 betroffen sind.

 770 Besonders im Bereich der materialistischen Analyse wollen wir auch unsere
 771 gewerkschaftlichen Bündnispartner*innen berücksichtigen, da sie den Kampf um
 772 Lohngleichheit zwischen den Geschlechtern und gute Arbeit auch für FINTA an
 773 vorderster Front führen.

 774 Ostvernetzung

 775 Die Ostvernetzung der Jusos hat sich in den vergangenen Jahren etabliert und
 776 ermöglicht den Austausch und die verbesserte Zusammenarbeit ostdeutscher
 777 Landesverbände.

 778 Wir möchten auch in den kommenden zwei Jahren diesen Vernetzungsraum erhalten,
 779 evaluieren und so weiterentwickeln, dass die ehrenamtliche, jungsozialistische Arbeit
 780 vor Ort gestärkt wird.

 781 Unser Anliegen ist außerdem, dass über die Ostvernetzung wichtige Perspektiven in den
 782 gesamten Bundesverband getragen werden und so ein inhaltlicher Fokus auf drängende
 783 Themen, die vor allem in Ostdeutschland von Bedeutung sind, gesetzt wird. Die
 784 Verteilungsfrage beispielsweise stellt sich in den ostdeutschen Bundesländern in
 785 besonderem Maße und muss deshalb von unserem Verband in den Blick genommen werden.

 786 Über die Ostvernetzung hinaus werden wir die bis heute bestehenden spezifischen
 787 Herausforderungen Ostdeutschlands nicht allein den ostdeutschen Landesverbänden
 788 überlassen, sondern sie in all unseren Projekten und in der Arbeit des Bundesverbands
 789 einbringen.

 790 JSAG

 791 Die in einigen Landesverbänden und Bezirken bereits bestehenden JSAG-Strukturen sind
 792 ein wichtiges Instrument, um eine angemessene Vertretung von Schüler*innen, Azubis
 793 und Freiwilligendienstleistenden in unseren Strukturen zu gewährleisten. Wir wollen
 794 in der kommenden Amtszeit den bestehenden JSAG-Strukturen wieder einen Raum für
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 795 wechselseitigen Austausch, gemeinsame Vernetzung und Beratung bundesweiter Themen
 796 schaffen.

 797 Hierfür soll ein JSAG-Bundesausschuss als ständiges Gremium und jedes Jahr eine
 798 Bundesdelegiertenkonferenz des JSAG einberufen werden.

 799 Der JSAG-Bundesausschuss besteht aus einem Mitglied und einem stellvertretenden
 800 Mitglied aus jedem Landesverband und Bezirk. Er tagt regelmäßig online und hat als
 801 Aufgabe das Tagesgeschäft der Bundes-JSAGn zu koordinieren. Hierzu zählen die
 802 Organisation der Delegiertenversammlung, Rücksprachen und Zusammenarbeit mit dem
 803 Juso-Bundesvorstand und die Unterstützung inaktiver JSAG-Landes- und
 804 Berzirksverbände. Die Ausschüsse werden rotierend von allen Mitgliedern vorbereitet
 805 und geleitet. Aus dem Ausschuss soll eine Person und ein*e Stellvertreter*in, davon
 806 eine Person FINTA*, in den Juso-Bundesvorstand kooptiert werden. Diese Personen
 807 können nicht in aufeinanderfolgenden Jahren aus dem gleichen Landesverband kommen und
 808 werden von dem JSAG-Bundesausschuss gewählt. Der JSAG-Bundesausschuss leitet die
 809 Bundesdelegiertenkonferenz, schlägt ein Arbeitsprogramm vor und erstattet auf eben
 810 dieser Bericht.

 811 Zur JSAG-Bundesdelegiertenkonferenz entsendet jeder JSAG-Landes- oder Bezirksverband
 812 gewählte Vertreter*innen. Der Delegiertenschlüssel entspricht dem doppelten BA-
 813 Schlüssel. Die Delegationen der Landesverbände sind quotiert zu wählen.

 814 Der JSAG-Bundesausschuss hat den Auftrag adäquate Wege für eine Trennung der
 815 Vertretungsstrukturen von Schüler*innen und Auszubildenden sowie
 816 Freiwilligendienstleistenden zu entwickeln und dem Bundesvorstand vorzulegen. Über
 817 die Weiterentwicklung der Strukturen wird im nächsten Arbeitsprogramm entschieden.

 818 Internationales

 819 Als internationalistischer Richtungsverband bekämpfen wir Unterdrückungsverhältnisse
 820 und den Kapitalismus international. Das tun wir eingebettet in unsere europäische
 821 Dachorganisation, die "Young European Socialists (YES)” und unsere internationale
 822 Dachorganisation die “International Union of Socialist Youth (IUSY)”. Durch unsere
 823 Mitglieder in den entsprechenden Gremien der Dachverbände tragen wir unsere Juso-
 824 Positionen auf europäische und internationale Ebene und profitieren vom Austausch und
 825 der Vernetzung mit unseren Genoss*innen weltweit. Als Jusos haben wir in beiden
 826 Organisationen eine tragende Rolle, die wir auch in Zukunft verantwortungsvoll
 827 wahrnehmen werden. Damit der gesamte Verband von der Arbeit in unseren
 828 Dachorganisationen profitiert, wollen wir mehr Synergien schaffen und unsere
 829 internationalen Partner*innen in unsere weiteren Veranstaltungen, wenn möglich
 830 einbinden, sowie dem Verband möglichst breit eine Partizipation an den 

 831 Veranstaltungen unserer Dachorganisationen ermöglichen. Die Partizipation an diesen
 832 Veranstaltungen soll dabei transparent und zugänglich vonstattengehen.

 833 Veranstaltungen unserer Dachorganisationen ermöglichen.

 834 Wir möchten unseren Mitgliedern durch verschiedene Veranstaltungsformate die
 835 Möglichkeiten geben, sich mit dem Themenfeld Internationales auseinanderzusetzen und
 836 zu partizipieren. Dies ist insbesondere bei der Ostseekonferenz möglich. Die
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 837 Ostseekonferenz ist ein internationales Vernetzungswochenende für den ganzen
 838 Bundesverband, das von den Landesverbänden Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
 839 Vorpommern organisiert wird. So kann eine Vernetzung mit Schwesterorganisationen aus
 840 dem Ostseeraum erfolgen und wir können gemeinsam internationale Fragen der
 841 Umverteilung und des Widerspruchs zwischen Kapital und Arbeit diskutieren, sowie mehr
 842 über die Lage vor Ort erfahren. Die Organisation und Durchführung liegt federführend
 843 bei den Landesverbänden, wird aber personell, wie finanziell durch den Bundesverband
 844 unterstützt.

 845 Das zweite Veranstaltungsformat, das unseren Mitgliedern eine breite Partizipation
 846 ermöglicht, ist die Alpeninternationale. Diese findet traditionell in den
 847 Alpenregionen, also in Bayern, Österreich oder der Schweiz statt und wird durch die
 848 entsprechenden Verbände organisiert. Auch hier unterstützt der Bundesverband in
 849 Zukunft organisatorisch und personell, um einen guten Austausch mit unseren
 850 Schwesterorganisationen zu gewährleisten und für alle Mitglieder zugänglich zu sein.

 851 Zuletzt haben wir in Verbandsformaten in der Breite internationale Themen diskutiert
 852 und unser Europawahlprogramm erstellt. Das wollen wir auch in den kommenden zwei
 853 Jahren unter der Einbindung unserer Dachorganisationen mit internationalen Themen
 854 tun. Dazu werden wir mit Interessierten an internationaler Politik aus den
 855 Landesverbänden und Bezirken Formate organisieren, an denen wir uns vertiefend unter
 856 anderem mit der Klimakrise und weiteren Fragestellungen auseinandersetzen. Mit der
 857 Durchführung wollen wir die Beschlusslagen der Jusos im internationalen Bereich
 858 aufgreifen und weiterentwickeln. Wir wollen zusätzlich den Aspekt der Vernetzung
 859 stärken, indem wir an internationalen Themen interessierte Genoss*innen sowie
 860 Genoss*innen aus unseren Dachverbänden miteinander in Kontakt bringen. 

 861 Der Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 war ein einschneidendes, 
 862 schockierendes Ereignis. Infolge des 7. Oktobers endete auch unsere Zusammenarbeit 
 863 mit der Shabibeh-Fatah. Wir müssen die Massenmorde in Israel sowie die Reaktion 
 864 unserer ehemaligen palästinensischen Partner*innen zum Anlass nehmen, unsere 
 865 Friedensarbeit im Rahmen des Willy-Brandt-Centers zu hinterfragen und neu 
 866 aufzustellen. Dazu werden wir einen Prozess mit unseren israelischen Partner*innen 
 867 beginnen.

 868 Geleitet wird das Format durch die zuständigen Bundesvorstandsmitglieder für den
 869 internationalen Bereich und unsere Vertreter*innen der internationalen Dachverbände.
 870 Dabei werden sie vom*von der internationalen Sekretär*in unterstützt. 

 871 Zuletzt haben wir in Verbandsformaten in der Breite internationale Themen diskutiert
 872 und unser Europawahlprogramm erstellt. Das wollen wir auch in den kommenden zwei
 873 Jahren unter der Einbindung unserer Dachorganisationen mit internationalen Themen
 874 tun. Einen besonderen inhaltlichen Schwerpunkt möchten wir in Zukunft auf
 875 internationale Umverteilungsfragen richten, sowie auf den internationalen
 876 Arbeitskampf. Dazu vernetzen wir uns mit der EGB und IGB und arbeiten auch aus
 877 internationalistischer Perspektive den Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit
 878 heraus.

 879 Dazu rufen wir zum einen den “Bundes-Expert*innenkreis Internationales” ins Leben.
 880 Hier sollen mit einer kleineren Gruppe von Genoss*innen aus den Landesverbänden und
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 881 Bezirken konkrete Vorbereitungen auf internationale Delegationsreisen auch außerhalb
 882 der EU, wie beispielsweise der Westbalkanstaaten, geplant werden. Zudem dient der
 883 Bundes-Expert*innenkreis als Raum für Austausch und Debatten zu
 884 internationalistischen Themen.

 885  Mit der Durchführung wollen wir die Beschlusslagen der Jusos im internationalen
 886 Bereich aufgreifen und weiterentwickeln. Wir wollen zusätzlich den Aspekt der
 887 Vernetzung stärken, indem wir an internationalen Themen interessierte Genoss*innen
 888 sowie Genoss*innen aus unseren Dachverbänden miteinander in Kontakt bringen. 

 889 Geleitet wird das Format durch die zuständigen Bundesvorstandsmitglieder für den
 890 internationalen Bereich und unsere Vertreter*innen der internationalen Dachverbände.
 891 Dabei werden sie vom*von der internationalen Sekretär*in unterstützt. 

 892 Bündnisarbeit

 893 Als Jusos wollen wir unsere Kämpfe Seit’ an Seit’ mit unseren Bündnispartner*innen
 894 führen. Für uns gilt dabei die Doppelstrategie: In die Parlamente sowie in unsere
 895 Partei und gleichzeitig auf die Straßen! Wir müssen den emanzipatorischen
 896 Klassenkampf über den aktivistischen Kampf auf der Straße führen - von unserer
 897 Solidarität mit dem gewerkschaftlichen Arbeitskampf bis hin zu der Arbeit mit den
 898 Jugendverbänden in der politischen Bildungsarbeit, um möglichst viele Menschen zum
 899 gemeinsamen Kampf zu mobilisieren. Denn: Nur wir Jusos haben das Potenzial,
 900 verschiedenste linke Aktions- und Bewegungsformen zu vereinen und so für eine Welt zu
 901 kämpfen, die unsere ist.

 902 Gleichzeitig müssen wir es sein, die als parteipolitischer Arm der gesellschaftlichen
 903 Linken in die Parlamente hinein wirken. Wir streiten für die Interessen derer, die
 904 sich selbst ermächtigen und gegen Ungerechtigkeiten demonstrieren.

 905 Der Arbeitskampf mit den Gewerkschaften, die antifaschistische Bündnis-Arbeit und die
 906 Solidarität mit feministischen und antirassistischen Organisationen gehören zu den
 907 tragenden Säulen unserer Bündnisarbeit. Darüber hinaus pflegen wir auch weiterhin den
 908 engen Kontakt zu den sozialdemokratischen Vorfeld Organisationen, der AWO-Jugend, den
 909 Naturfreunden und den Falken. Ebenso wollen wir mit migrantischen
 910 Selbstorganisationen und Bündnissen gegen Armut und Krisen enger zusammenarbeiten.
 911 Der Kampf gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, Antisemitismus und Rassismus
 912 sind ebenso unabdingbarerer Teil unserer Bündnisarbeit. Die aktuell stattfindende
 913 rechte und menschenverachtende Polarisierung um Klima-Aktivismus und Straßenprotest
 914 ist alarmierend und als Jusos werden wir deshalb auch mit der Klimabewegung weiterhin
 915 solidarisch und laut für eine linke und progressive Zukunft kämpfen.

 916 In Anbetracht der anstehenden Landtagswahlen in Sachsen, Brandenburg und Thüringen
 917 wollen wir einen Fokus auf das Netzwerk solidarischer Osten legen, um die
 918 demokratische Zivilgesellschaft im Osten zu unterstützen und für ihre und unsere
 919 Belange zu streiten.

 920 Wir wollen Synergien aus dieser Bündnisarbeit ziehen, indem wir Bündnispartner*innen
 921 auch in unsere Verbandsbildung miteinbeziehen.

 922 Den Verband zusammenbringen und unterstützen

 923 Wir machen es uns zur Aufgabe, den Verband zusammenzubringen, zur Teilnahme an
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 924 Veranstaltungen zu motivieren und Partizipationsmöglichkeiten für alle zu schaffen,
 925 unabhängig von Mitgliedsdauer, finanziellem Hintergrund oder anderen Voraussetzungen.

 926 Dafür ist eine intensive Kommunikation mit allen Mitgliedern wichtig. Eine
 927 anschauliche und verständliche Informationsvermittlung via Mail bietet die Grundlage
 928 unserer Kommunikation. Diese wollen wir jedoch mit weiteren Formen ergänzen, wie
 929 beispielsweise eine aktive Nutzung des Telegram-Kanals oder eine übersichtliche
 930 Homepage sowie einfach zugängliche Online-Materialien. Um auch unsere neuen
 931 Mitglieder schnell und gezielt in unsere Strukturen zu etablieren, wollen wir
 932 Neumitglieder-Pakete für diese bereitstellen. Durch ein ergänzendes digitales
 933 Beschlusswiki sollen unsere Mitglieder sich online einfach über unsere Beschlüsse
 934 informieren könne.

 935 Nicht nur mit den Mitgliedern, sondern auch mit den Landesverbänden und Bezirken soll
 936 eine intensive Kommunikation gepflegt werden, die nicht alleine der
 937 Informationsweitergabe dienen, sondern auch den Raum für Austausch schaffen soll.
 938 Auch halten wir es für essentiell, gemeinsam auf bundespolitische Entwicklungen und
 939 anstehende Themen im Bundestag zu reagieren. All dies möchten wir durch regelmäßige
 940 gemeinsame Schalten erreichen. Darüber hinaus soll natürlich auch das Bundesbüro
 941 weiterhin für alle Fragen der LV/BZs ansprechbar sein. Ebenfalls soll der
 942 Bundesausschuss weiterhin als Vorbereitung und Ergänzung des Bundeskongresses dienen.
 943 Die Sitzungen sollen dabei möglichst an Veranstaltungen gekoppelt sein, um Aufwand
 944 und Wege zu sparen.

 945 Die Organisationspolitische Kommission ist ein etabliertes Format für den Austausch
 946 zwischen den haupt- und ehrenamtlichen (politischen) Geschäftsführer*innen in unserem
 947 Verband. Das Format wollen wir zur organisatorischen Planung unserer Verbandsarbeit
 948 fortsetzen.

 949 Zusätzlich möchten wir auch vor Ort Präsenz zeigen und die Juso-Verbände bei
 950 wichtigen Terminen oder Ereignissen unterstützen. Dazu zählen primär die anstehenden
 951 Landtagswahlkämpfe und der Europawahlkampf, bei denen wir aktiv vor Ort dabei sein
 952 möchten. Auch bei wichtigen Kundgebungen oder Demonstrationen, wie beispielsweise am
 953 1. Mai oder als Antwort auf rechte Bewegungen wollen wir Präsenz zeigen.

 954 Öffentlichkeitsarbeit & Kampagnen

 955 In unserer Öffentlichkeitsarbeit wollen wir bestimmte Kampagnen besonders
 956 hervorheben. Dazu zählen neben der Europawahl und den ostdeutschen
 957 Landtagswahlkämpfen unsere jährlich stattfindenden Kampagnen zum 1. Mai, zum
 958 feministischen Kampftag, zum Black History Month, zum Ausbildungsstart und zum
 959 Christopher Street Day. Darüber hinaus wollen wir die Abschaffung der §§218 und
 960 unseren Kampf für eine klimagerechte Zukunft weiterhin in unserer Kampagnenarbeit
 961 sichtbar machen.

 962 Bis heute herrscht keine Rechtssicherheit in Bezug auf Informationen über
 963 Schwangerschaftsabbrüche und es gibt nur einen erschwerten bis keinen Zugang zu
 964 diesen. Bis heute sind Abtreibungen im Strafgesetzbuch geregelt und das
 965 Selbstbestimmungsrecht über den weiblich gelesenen Körper muss überall auf der Welt
 966 immer noch und immer wieder erkämpft werden.

 967 In der gesellschaftlichen Debatte erleben wir statt des Kampfes für Selbstbestimmung
 968 einen zunehmenden Rollback. Als feministischer Richtungsverband ist es unsere
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 969 Aufgabe, die gesellschaftliche Debatte, auch innerhalb der SPD, hier wieder in die
 970 richtige Richtung zu bewegen. Hierzu wollen wir durch eine öffentlichkeitswirksame
 971 Kampagne darauf hinwirken, dass die §§218 StGB endlich abgeschafft werden und die
 972 Gesetzgebung zu Schwangerschaftsabbrüchen vollumfänglich reformiert wird.

 973  Dafür wollen wir unsere Teilnahme an Demonstrationen, Wahlkampf-Formaten und anderen
 974 Veranstaltungen sowohl digital durch Story-Begleitungen auf Instagram, Posts auf
 975 Instagram und TikTok Videos als auch analog durch Kampagnen-Materialien, die wir an
 976 die UBs/KVs verteilen, begleiten. Dazu werden wir thematisch passende Kampagnen
 977 entwickeln.

 978 Ebenfalls wollen wir ein würdiges Gedenken zu den Jahrestagen des Anschlags in Hanau,
 979 des Anschlags in Halle, des Anschlags auf Utoya und dem damit zusammenhängenden
 980 Anschlag auf das OZE München als Verband begehen und mit unseren Bündnispartner*innen
 981 organisieren. Im Jahr 2025 ist das Konzentrations- und Vernichtungslager Ausschwitz
 982 seit 80 Jahren von der Roten Armee befreit. Als antifaschistischer Verband betrachten
 983 wir es in Zeiten des wachsenden Antisemitismus als unsere Aufgabe, das Gedenken an
 984 die Shoa aufrechtzuerhalten. Wir werden niemals vergessen und wollen deshalb eine
 985 Gedenkstättenfahrt nach Auschwitz organisieren. Die NS-Verbrechen im Zweiten
 986 Weltkrieg hatten auch in Osteuropa grausame Ausmaße. Daher muss es unsere Aufgabe
 987 sein, die Aufarbeitung mit unseren jungsozialistischen Bündnispartner*innen in den
 988 östlichen Staaten Europa voranzutreiben und zu unterstützen.

 989 Landtagswahlen Ost

 990 In den drei ostdeutschen Bundesländern Brandenburg, Sachsen und Thüringen finden im
 991 Jahr 2024 Landtagswahlen statt. Diese Wahlen werden entscheidend sein für die Frage,
 992 inwiefern demokratische Kräfte noch mehrheitsfähig sind. Die rechtsextreme AfD konnte
 993 in den vergangenen Jahren enorme Zugewinne in den Umfragen erzielen und hat zuletzt
 994 auch eine Landratswahl in Thüringen sowie eine Bürgermeisterwahl in Sachsen-Anhalt
 995 für sich entschieden.

 996 Nicht nur einmal ist die Brandmauer gegen Rechts gefallen - die CDU ist zum
 997 Steigbügelhalter geworden und macht gemeinsame Sache mit der AfD in Kreistagen, in
 998 Stadträten und in Landtagen. Für uns als Jusos steht fest, dass wir dem etwas
 999 entgegensetzen müssen. Wir wollen zusammen als Bundesverband die Genoss:innen in
 1000 Ostdeutschland bei ihren Wahlkämpfen unterstützen und organisieren in Zusammenarbeit
 1001 mit den Ostverbänden eine Kampagne, die eine Zukunftsperspektive für junge Menschen
 1002 in Ostdeutschland in den Fokus nimmt und dabei ein klares Gegenangebot gegen Rechts
 1003 schafft.

 1004 Kommunalwahlen

 1005 Viele Jusos kandidieren für die kommunalen Räte. Das dieser Termin mit der Europawahl
 1006 zusammenfällt, stellt für viele Landesverbände eine große organisatorische
 1007 Herausforderung dar. Wir wollen die Landesverbände und ihre Kandidierenden
 1008 unterstützen. Neben Merch Artikeln werden wir einen Fokus auf unsere Social-Media
 1009 Kanäle legen. Hier wollen wir unseren Kandidierenden Raum schaffen und mit unserer
 1010 Reichweite einen positiven Beitrag zum Erfolg von Kandidierenden beitragen.

 1011 Unser Muster-Kommunalprogramm wollen wir layouten und den Landesverbänden und
 1012 Bezirken zur Verfügung stellen. Wir achten dabei darauf, neben einer
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 1013 Fließtextvariante auch einen Stichpunktekatalog zur Verfügung zu stellen, um eine
 1014 praktische Hilfestellung anbieten zu können.

 1015 Europawahl

 1016 Während wir zuletzt unser Europawahlprogramm erarbeitet haben, wird in den nächsten
 1017 Monaten der Schwerpunkt auf der Entwicklung und Durchführung unserer Kampagne für die
 1018 Europawahl liegen. Dazu wird der Bundesvorstand unsere Genoss*innen in den
 1019 Landesverbänden und Bezirken tatkräftig unterstützen und Merch-Artikel entwickeln,
 1020 die der Verband im Wahlkampf verwenden soll. Dafür wollen wir unter anderem eine
 1021 Europa-Tour durch die Landesverbände und Bezirke organisieren. Aber auch online
 1022 wollen wir unsere Vorstellungen eines gerechten und solidarischen Europas lautstark
 1023 vertreten. Den Start unserer Kampagne wird unsere Jugendkonferenz Europa legen, bei
 1024 der wir mit Genoss*innen aus allen Unterbezirken und Kreisverbänden für ein
 1025 solidarisches Europa eintreten werden.

 1026 Bundestagswahl

 1027 Zur Vorbereitung auf die Bundestagswahl 2025 werden wir als Verband - wie auch bei
 1028 der Bundestagswahl 2021 - eine Jugendkampagne organisieren. Flankiert werden soll
 1029 diese mit einer Tour des Bundesvorstandes, um insbesondere Juso-Kandidierende zu
 1030 unterstützen. Im Rahmen der Jugendkampagne werden wir aufbauend auf unseren Themen
 1031 Merch erstellen, dass wir für die Landesverbände, Bezirke sowie die Unterbezirke und
 1032 Kreisverbände zur Verfügung stellen. Wir wollen aus unserer Blase heraus wirken und
 1033 junge Menschen für linke Inhalte begeistern. Hierzu werden wir eine Social-Media-
 1034 Kampagne machen und über unsere Kanäle für unsere Inhalte werben. Wie das alles genau
 1035 aussehen soll, wird der Bundesvorstand mit einem Antrag auf dem Bundeskongress 2024
 1036 vorstellen.

 1037 120 Jahre Jusos

 1038 Etwa bis zum Jahr 1904 existierten keine speziellen Jugendorganisationen innerhalb
 1039 der Arbeiterbewegung. Innerhalb der SPD gab es zwar Auseinandersetzungen zwischen den
 1040 "Jungen" und den "Alten", die auf dem Parteitag in Erfurt 1891 zu einem landesweiten
 1041 Streik am 1. Mai führten. Als Reaktion darauf wurden einige Wortführer*innen aus der
 1042 Partei ausgeschlossen. Organisatorische Strukturen entwickelten sich jedoch erst nach
 1043 dem tragischen Suizid des 15-jährigen Berliner Lehrlings Paul Nähring am 3. Juni
 1044 1904. Nähring beging Suizid aufgrund quälender und demütigender Behandlung durch
 1045 seinen Lehrmeister, was zu weitreichendem gesellschaftlichem Aufschrei und zur
 1046 Gründung von Lehrlingsvereinen führte. Die offizielle Gründung sozialdemokratischer
 1047 Lehrlingsvereine und einer eigenständigen sozialdemokratischen Jugendorganisation
 1048 erfolgte schließlich auf den Parteitagen 1906 und 1907. Praktisch gesehen gab es
 1049 jedoch zunächst nur wenig Aktivität, nicht zuletzt aufgrund von Verboten von
 1050 Versammlungen junger Menschen.

 1051 Aus dieser Historie heraus entstanden die Jungsozialist*innen in der SPD. 2024
 1052 begehen wir unser 120-jähriges Jubiläum. In der Tradition der Arbeit*innen und 

 1053 Auszubildenden stehend, wollen wir dieses mit einem Festakt begehen.

 1054 Auszubildenden stehend, wollen wir dieses mit einem kleinen Festakt begehen.

 1055 Außerdem wollen wir unser 120 Jähriges Bestehen zum Anlass nehmen, unser Verständnis
 1056 von Sozialismus und damit einhergehende notwendige Maßnahmen und Schritte zu
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 1057 aktualisieren. In den vergangenen Jahren haben wir viele Diskussionen geführt und
 1058 Beschlüsse dahingehend gefasst. Diese wollen wir aufarbeiten und auf Grundlage derer
 1059 ein Thesenpapier formulieren. Dieses wollen wir als Bundesverband mit allen Landes-
 1060 und Bezirksverbänden breit diskutieren und weiterentwickeln. Am Ende des Prozesses
 1061 soll eine Resolution stehen, die unsere bisherigen Beschlusslagen auffasst und unser
 1062 Verständnis vom demokratischen Sozialismus weiterentwickelt.

 1063 Ausblick

 1064 Wir Jusos sehen uns in der maßgeblichen Rolle innerhalb der Sozialdemokratie und der
 1065 gesellschaftlichen Debatte Veränderungen voranzutreiben und Diskursräume zu öffnen,
 1066 mit dem Ziel, die sozialistische Gesellschaft der Freien und Gleichen zu
 1067 verwirklichen. Dafür wollen wir in den nächsten zwei Jahren alles geben. Sowohl bei
 1068 der Europawahl, der Bundestagswahl, der Landtags- und Kommunalwahlen ist ein
 1069 wesentlicher Baustein dabei, Jusos in Verantwortung zu bringen, noch wichtiger ist
 1070 aber ein klares, inhaltlich linkes Politikangebot, das unsere Vision einer gerechten
 1071 Gesellschaft mit konkreten Politikvorschlägen auszufüllen mag. Dafür wollen wir in
 1072 der gesellschaftlichen Debatte sichtbar und in linken Bündnissen auf der Straße
 1073 präsent sein.

 1074 Gemeinsam nehmen wir uns der Aufgabe an, den Rechtsruck in unserer Gesellschaft zu
 1075 bekämpfen, linke Ideen mehrheitsfähig zu machen und an einer besseren und gerechteren
 1076 Zukunft für unsere Generation zu arbeiten.

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

39 / 201



Antrag A2: Unsere Kampagne 2024: Für ein Europa, das für alle da 
ist!
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: A - Leitantrag
Antragsblock: Antragsblock A

 1 In einer Zeit, in der die Welt sich rasant verändert und Veränderungen unvermeidbar
 2 sind, brauchen wir einen Aufbruch für Europa. Unser Kontinent steht heute vor der
 3 Herausforderung, nach Jahren der Krise, den Platz in einer globalisierten Welt neu zu
 4 definieren. Es ist an der Zeit, dass Europa sich den drängenden Fragen unserer Zeit
 5 stellt, von Umweltschutz und sozialer Gerechtigkeit bis hin zu wirtschaftlicher
 6 Innovation und internationaler Zusammenarbeit.

 7 Vor der Wahl 2024 steht die Europäische Union an einem kritischen Wendepunkt. Die
 8 Europäische Politik wurde in den vergangenen Jahren insbesondere von den
 9 wirtschaftlichen und politischen Auswirkungen des russischen Angriffskriegs auf die
 10 Ukraine, den Nachwirkungen der Pandemie und der Energiekrise sowie den
 11 Herausforderungen im Zusammenhang mit globalen Fluchtbewegungen und Migration
 12 geprägt. 

 13 Wir dürfen Europa nicht denjenigen überlassen, die nationale Egoismen predigen und
 14 nach mehr Abschottung rufen. Dafür braucht die Sozialdemokratie eine neue Vision von
 15 Europa. Es ist beschämend, dass Menschen im Mittelmeer tagtäglich ertrinken müssen,
 16 weil nationale Regierungen sich von Rechten treiben lassen oder gar selbst 
 17 rassistische und menschenverachtende Politik betreiben. Es ist unerträglich, dass
 18 jeder vierte Mensch in der Europäischen Union in Armut lebt oder von Armut bedroht
 19 ist, während gleichzeitig Milliarden für Rettung von Unternehmen oder die Ausrüstung
 20 von Armeen mobilisiert werden können. Es ist dringend erforderlich, ein Europa zu
 21 schaffen, das für alle da ist. Das bedeutet ein Europa, das die Wahrung der
 22 Menschenrechte an den Außengrenzen, Soziale Rechte, Demokratie, Gleichheit,
 23 Rechtsstaatlichkeit in den Mittelpunkt stellt.

 24 In vielen Mitgliedstaaten der Europäischen Union hat in den letzten Jahren der
 25 Einfluss demokratiefeindlicher und rassistischer Parteien zugenommen. Sie stellen die
 26 europäische Integration in Frage und plädieren für eine Rückkehr zum Nationalstaat.
 27 Fast überall in der EU haben Befürworter*innen dieser nationalistischen Agenda
 28 politische Macht erlangt. Auch in Deutschland gewinnen antieuropäische Strömungen an
 29 Einfluss. Sie finden nicht nur Unterstützung im politischen Umfeld der radikalen
 30 Rechten, sondern erstarken ebenfalls in der sogenannten Bürgerlichen Mitte. In diesen
 31 herausfordernden Zeiten ist eine pro-europäische und internationalistische Linke von
 32 entscheidender Bedeutung.

 33 Es ist an der Zeit, für ein demokratischeres, offenes, feministisches,
 34 antifaschistisches und sozialistisches Europa zu kämpfen, das allen Menschen eine
 35 lebenswerte Zukunft verspricht!

 36 Grenzenlos gute Arbeit und Ausbildung
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 37 Den marktorientierten Freiheitsrechten für Kapital, Waren und Dienstleistungen wollen
 38 wir soziale Grundrechte entgegensetzen. Wir sind entschlossen, die soziale
 39 Absicherung aller Menschen in Europa durch die Implementierung von sozialen
 40 Mindeststandards in allen Bereichen der europäischen Sozialsysteme; als echte
 41 Sozialunion sicherzustellen.

 42 Dazu fordern wir eine europäische Initiative für armutsfeste Mindestlöhne und eine
 43 Novellierung der EU-Richtlinie, die den Mindestlohn zurzeit noch an das allgemeine
 44 Niveau der Löhne koppelt und darüber hinaus diese Regelung nur für Mitgliedsstaaten
 45 gilt, die bereits einen Mindestlohn haben. Für eine armutsfeste, soziale EU braucht
 46 es einen Mindestlohn, der EU-weit gilt und ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht.
 47 Ebenso sollte ein Mindeststandard für die Ausgaben für soziale Sicherheit geschaffen
 48 werden um die hier herrschende große Diskrepanz zu beseitigen. Eine solche lässt sich
 49 ebenfalls in Bezug auf das gesetzliche Rentenalter feststellen, wodurch auch hier
 50 eine einheitliche europäische Regelung einen positiven Einfluss auf die Verbesserung
 51 der sozialen Gerechtigkeit innerhalb der EU hätte. Gleichzeitig setzen uns mit dafür
 52 ein, dass europaweit die Richtlinie über angemessene Mindestlöhne vollständig
 53 umgesetzt wird, um wachsenden Ungleichheiten entgegenzuwirken, während wir gute
 54 nationale Arbeitsstrukturen wie Dreiparteienmodelle unterstützen und fördern, bei
 55 denen Gewerkschaften, der Staat und Arbeitgeberverbände (Sozialpartner)
 56 zusammenarbeiten, um anständige Mindestlöhne zu schaffen und die Löhne insgesamt zu
 57 erhöhen.

 58 Als Jungsozialist*innen sind wir fest davon überzeugt, dass eine qualitativ
 59 hochwertige Ausbildung und berufliche Bildung von grundlegender Bedeutung für ein
 60 gutes Leben und Arbeiten sind. Aus diesem Grund ist die Forderung nach einer
 61 europäischen Bildungsgarantie für uns keine bloße Lippenbekenntnis, sondern ein
 62 zentrales Anliegen. Wir streben an, dass der Zugang zum ersten Hochschulabschluss
 63 oder zur Berufsausbildung europaweit kostenfrei und garantiert wird. Dies ist ein
 64 Schritt, um Bildung für alle zugänglich zu machen und Chancengleichheit zu fördern.

 65 Wir setzen uns nachdrücklich für die Sicherung der betrieblichen Mitbestimmung auf
 66 europäischer Ebene ein. Die EU Jugendgarantie muss weiterentwickelt werden, um jungen
 67 Menschen in ganz Europa bessere Perspektiven zu bieten. Wir sind der Überzeugung,
 68 dass jeder junge Mensch das Recht haben sollte, eine qualitativ hochwertige
 69 Ausbildung zu erhalten und Zugang zu geeigneten Arbeitsplätzen zu haben. Die
 70 verpflichtende Entlohnung von Praktika in ganz Europa ist ein wichtiger Schritt, um
 71 die Rechte und den Wert von Praktikant*innen anzuerkennen. Wir setzen uns dafür ein,
 72 die Vermittlung von Ausbildungsplätzen und Arbeitsplätzen europaweit zu erleichtern.
 73 Dies ist entscheidend, um die Mobilität der Arbeitnehmer*innen zu fördern und ihnen
 74 die Möglichkeit zu geben, in verschiedenen EU-Ländern zu arbeiten und zu lernen.

 75 Getreu unserem Grundsatz, dass wir in einer Welt leben wollen in der jede*r migrieren
 76 darf, jedoch nicht fliehen muss, müssen wir die Arbeitsbedingungen und Entlohnung
 77 europaweit auf ein würdevolles Niveau heben.

 78 Zudem setzen wir uns für eine Reform der Arbeitsbedingungen, die eine faire
 79 Behandlung, geregelte Arbeitszeiten, Sozialleistungen und Arbeitsplatzsicherheit
 80 beinhaltet. Dazu gehört auch eine sichere Rente für alle EU Bürger*innen. Hierfür
 81 streben wir eine Anpassung des Rentenniveaus innerhalb der EU-Mitgliedstaaten an,
 82 unter Einbeziehung steigender Lebenshaltungskosten. Wir fordern ein umfassendes
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 83 europäisches Sozialsystem mit sicheren Renten, Arbeitslosenunterstützungen und der
 84 Garantie auf eine Krankenversicherung für alle Bürger*innen. Gleichzeitig setzen wir
 85 und für die Bekämpfung von Kinderarmut in ganz Europa ein. Dafür braucht es eine
 86 bessere finanzielle Unterstützung von Familien. Wir fordern eine EU weite gesetzliche
 87 Kindergrundsicherung, für mehr Chancengerechtigkeit.

 88 Europäisch wirtschaften – klimaneutral und demokratisch

 89 Die wachsende Armut in Europa ist alarmierend, die soziale Infrastruktur ist an
 90 vielen Stellen kaputtgespart. Internationale Großkonzerne sowie Banken nutzen nach
 91 wie vor die zahlreichen rechtlichen Schlupflöcher in Europa aus, um ihre Profite auf
 92 Kosten der arbeitenden Bevölkerung zu maximieren. Wir kämpfen für ein Ende des
 93 Neoliberalismus, der die Interessen der Konzerne über die Bedürfnisse der Menschen
 94 stellt. Unsere Priorität liegt darin, Armut zu bekämpfen, die Wirtschaft zu
 95 demokratisieren und klimaneutral aufzustellen.

 96 Die 2021 verabschiedete „Connecting Europe Facility“ löst nicht alle Probleme.
 97 Connecting Europe Facility ist ein von der EU eingerichteter Fonds, um 
 98 Infrastrukturinvestitionen in Verkehrs-, Energie-, Digital- und 
 99 Telekommunikationsprojekte zu finanzieren. Das beschlossene Budget von 5,84 Mrd. Euro
 100 bis 2027 reicht jedoch nicht aus, um den notwendigen Transformationsprozess zu
 101 stemmen. Die Kosten der Klimakrise durch nicht erfolgten Klimaschutz sind bereits
 102 immens. Klar ist, dass nur eine konsequente Nachhaltigkeitspolitik der EU und ihrer
 103 Mitgliedstaaten die bestehenden und kommenden Herausforderungen lösen wird. Dafür
 104 braucht es einen Umbau aller Gesellschaftsbereiche sowie ein deutlich erhöhtes Tempo
 105 in allen für die Transformation notwendigen Bereichen: U. a. in der Energie-,
 106 Verkehrs-, Ernährungs-, und Finanzwende. Daher fordern wir unter anderem, dass
 107 mindestens 40 Prozent des Budgets der Europäischen Union für den Klimaschutz genutzt
 108 wird. Weiterhin fordern wir die Abschaffung der Subventionen für fossile und nukleare
 109 Energieträger, die Einbeziehung eines CO2-Budgets in Handelsverträge, sowie eine
 110 europäische CO2-Steuer. Hingegen setzen wir Anreize für lokale
 111 Energiegenossenschaften. Nachhaltigkeit bedeutet für uns neben Klimaschutz auch den
 112 Schutz unserer ökologischen Lebensgrundlagen, eine gerechte Transition und eine
 113 verträgliche Mobilität. Deswegen reicht es für uns nicht, die Industrie zu
 114 transformieren. Wir wollen zudem eine Umstrukturierung der Agrarsubventionen hin zu
 115 mehr ökologisch-solidarischer Landwirtschaft und dem Schutz genossenschaftlicher
 116 Strukturen. Die aktuelle Planung zur industriellen Speicherung von CO2 (CCS) lehnen
 117 wir ab, da sie teuer, nicht ökologisch und schwer kontrollierbar ist. Stattdessen
 118 soll der Ausbau natürlicher Klimasenken, also von Wäldern, Wiesen und Mooren
 119 gefördert werden. Die EU hat mit Verantwortung zu tragen für die Produktion, die
 120 durch EU-Unternehmen in vorwiegend Ländern des Globalen Südens stattfindet. Das
 121 kürzlich beschlossene Lieferkettengesetz muss im Sinne der Arbeiter*innen in der
 122 Produktion überarbeitet werden, um fairere und klimaschonende Bedingungen
 123 sicherzustellen. Außerdem gehört für uns grenzüberschreitende Mobilität zum guten
 124 Leben in der EU dazu. Hier fordern wir eine stärkere physische Verknüpfung des
 125 Schienennetzes. Das bestehende DiscoverEU-Programm für junge Menschen genügt uns
 126 nicht. Wir fordern ein kostenloses “Interrail Gold”-Ticket für alle 18-jährigen, mit
 127 dem sie bis zum 21. Lebensjahr ein halbes Jahr lang kostenlos auf der Schiene durch
 128 die EU fahren können. Darüber hinaus müssen allgemein politische Schritte unternommen 
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 129 werden, um auch transnationale Bahnreisen gegenüber dem Flugverkehr attraktiver zu 
 130 machen.

 131 Die Festung einreißen - Für eine humane Geflüchtetenpolitik

 132 Für uns heißt die Zukunft Europa: Her mit der umfassenden europäischen Integration
 133 der Asyl- und Einwanderungspolitik. Der Raum der Sicherheit, Freiheit und des Rechts
 134 muss bedeuten, dass Schutzsuchende und Migrant:innen in Europa in Sicherheit und
 135 Freiheit leben und der umfassende und effektive Zugang zu Recht gewährleistet wird.

 136 Wir setzen uns entschieden für ein Europa ein, das auf den Grundwerten der
 137 Menschlichkeit und Solidarität basiert. In diesem Kontext ist es von zentraler
 138 Bedeutung, das individuelle Grundrecht auf Asyl in seiner vollen Bandbreite zu
 139 gewährleisten. Jeder Mensch, der vor Verfolgung oder Armut flieht, verdient Schutz
 140 und Asyl in der Europäischen Union. Zudem setzen wir uns für die Aufnahme der
 141 Klimakrise als Fluchtursache in die UN-Flüchtlingskonvention ein. Wir lehnen die
 142 Einrichtung von Lagern an den Außengrenzen der EU ab genauso wie Abkommen mit
 143 Drittstaaten, die der Abwehr von Migration dienen, sowie die GEAS-Reform in ihrer
 144 aktuellen Form grundsätzlich. Wir sind überzeugt, dass Lager keine Lösung für die
 145 komplexen Herausforderungen der Migration darstellen. Stattdessen setzen wir uns
 146 nachdrücklich für die Schaffung sicherer Fluchtrouten und die Bereitstellung legaler
 147 Fluchtmöglichkeiten für Schutzsuchende ein. Nur so können wir das tägliche Sterben an
 148 den europäischen Außengrenzen verhindern. Unsere Überzeugung ist klar: Wir fordern
 149 die Abschaffung von Frontex sowie die Einrichtung eines europäisch organisierten und
 150 finanzierten Seenotrettungssystems. Wir stehen für ein Ende der 3. Staaten Abkommen
 151 und die Abkehr von “Push”- und “Pull-Faktormythen” zur “Migrationssteuerung” ein. Wir
 152 setzen uns ebenfalls dafür ein, dass Erstaufnahmeeinrichtungen in der gesamten EU
 153 humane Bedingungen und Unterstützung bieten. Für die Kommunen, die Schutzsuchende
 154 aufnehmen, fordern wir eine angemessene finanzielle und logistische Unterstützung.
 155 Hierzu schlagen wir die Schaffung eines EU-Integrationsfonds vor, der speziell diesem
 156 Zweck gewidmet ist. Auch der individuelle Zugang zum Recht muss gewährleistet sein.
 157 Die EU muss endlich ihrer Verpflichtung zum Beitritt zur EMRK gerecht werden muss.

 158 Den Rechten in Europa den Kampf ansagen

 159 Die Rechte erstarkt in ganz Europa. Wir werden uns faschistischen Strukturen in den
 160 Weg stellen, wo sie uns begegnen - ob im Parlament oder auf der Straße. Dieser
 161 Auftrag gewinnt besondere Relevanz angesichts der politischen Entwicklungen in
 162 Ländern wie Ungarn oder Italien. Auch wenn zuletzt die Wahl in Polen vom
 163 demokratischen Lager knapp gewonnen werden konnte, sehen wir in diesen Ländern eine
 164 zunehmende Gefährdung demokratischer und rechtsstaatlicher Grundrechte. Eine unserer
 165 zentralen Forderungen ist die Bindung von Fördermitteln an das Einhalten
 166 demokratischer und rechtsstaatlicher Grundrechte. Dies bedeutet, dass EU-Mittel nur
 167 an Länder vergeben werden sollten, die diese grundlegenden Prinzipien achten und
 168 einhalten. Weiterhin ist die systematische Erfassung von Straftaten gegen
 169 gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit besonders wichtig, um den Anstieg von
 170 Hassverbrechen und Diskriminierung zu dokumentieren und dagegen vorzugehen.
 171 Hintergrund dieser Entwicklungen sind auch zunehmende soziale Ungerechtigkeiten. Um
 172 die rechten und nationalistischen Tendenzen zu bekämpfen, braucht es daher eine
 173 Europäische Union, die sich wieder stärker auf die materiellen Themen fokussiert und
 174 soziale Ungerechtigkeiten abbaut.
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 175 Wichtiger denn je: feministische Strukturen erkämpfen!

 176 Unsere Vision für die Zukunft Europas ist klar und entschlossen: Wir setzen uns für
 177 ein feministisches Europa ein, in dem Geschlechtergleichstellung und Rechte von FINTA
 178 im Mittelpunkt stehen. Wir glauben fest daran, dass ein solches Europa nicht nur
 179 gerechter, sondern auch stärker und vielfältiger sein wird. Wir setzen uns für die
 180 vollständige Gleichstellung der Geschlechter in allen Bereichen des Lebens ein. Das
 181 bedeutet gleichen Lohn für gleiche Arbeit, gleiche Chancen in der Bildung und im
 182 Arbeitsmarkt, und gleiche Rechte und Möglichkeiten in allen Lebensphasen. Es bedeutet
 183 außerdem, sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte von FINTA-Personen zu
 184 stärken. Sie haben das Recht auf freien, kostenlosen Zugang zu Verhütungsmitteln,
 185 tatsächlicher Selbstbestimmung über ihre körperliche Autonomie, etwa bei
 186 Schwangerschaftsabbrüchen, und qualitativ hochwertiger Gesundheitsversorgung.
 187 Weiterhin fordern wir eine europaweite Anerkennung gleichgeschlechtlicher Ehen.
 188 Gender-Mainstreaming, die Zielsetzung der vollständigen Gleichstellung der
 189 Geschlechter muss Bedingung sein, um Fördermittel zu erhalten. Wir unterstützen und
 190 stärken feministische Bewegungen und Organisationen in ganz Europa. Ein
 191 feministisches Europa baut auf der Solidarität und Unterstützung für FINTA*-
 192 Aktivist*innen auf, die mutig für Veränderung kämpfen.

 193 Solidarisch und friedlich: nach Außen genauso wie Innen!

 194 Unsere Solidarität endet nicht an den EU-Außengrenzen. Stattdessen fordern wir eine
 195 massive Erhöhung der Finanzmittel für die internationale Zusammenarbeit der EU. Darin
 196 enthalten ist auch eine Verdopplung der Mittel für zivile Krisenprävention. Die
 197 internationale Zusammenarbeit auf Augenhöhe mit Staaten, aber auch progressiven
 198 Parteien und zivilen Organisationen bildet für uns das Rückgrat unserer Außenpolitik,
 199 anstatt von Wirtschafts- und Handelspolitik überlagert zu werden. Die Mittel für die
 200 zivile Krisenprävention wollen wir im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit
 201 mindestens verdoppeln. Statt reiner Handelsverträge wollen wir umfassende
 202 Kooperationsverträge, die alle Politikfelder zugleich umfassen, schließen. Die OSZE
 203 (Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa) soll zudem gestärkt werden
 204 und die individuelle europäische Integration der einzelnen Westbalkanstaaten
 205 beschleunigt werden. Internationalen Konflikten und Verbrechen begegnen wir durch
 206 eine Stärkung des Völkerrechts und des Völkerstrafrechts. Weiterhin fordern wir die
 207 Unterstützung der Ukraine durch militärische und finanzielle Ressourcen.

 208 In Zeiten, in denen viel Geld in militärische Aufrüstung fließt, richten wir unseren
 209 Blick auf die zivile Infrastruktur. Häufig ist gerade diese systemrelevant und muss
 210 gestärkt werden, insbesondere die Verkehrs- und Nachrichteninfrastruktur, die
 211 Energie- und Wasserversorgung, Müllentsorgung sowie Schulen, Krankenhäuser und
 212 Lebensmittelversorgung. Wir fordern auch ein Verbot, kritische Infrastruktur an
 213 Private zu verkaufen - im Inland und ins Ausland. Ein großer Teil dieser
 214 Infrastruktur liegt auch in kommunaler Hand, weswegen wir einen europäischen
 215 Kommunalfonds zum Schutz ziviler Infrastruktur auflegen wollen. Im Bereich
 216 Digitalisierung gilt es insbesondere Massenüberwachung zu verhindern. Hierfür fordern
 217 wir eine Abkehr von der Austeritätspolitik hinzu einer progressiven,
 218 zukunftsgewandten und am sozialen Ausgleich orientierten Politik. Zusätzlich streben
 219 wir eine Lockerung des EU-Beihilfrechts an. Statt Beihilfen grundsätzlich zu
 220 verbieten sind mindestens Beihilfen im Bereich der industriellen Transformation
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 221 grundsätzlich zu erlauben. Gleichzeitig wollen wir die Europäische Union auf eigene
 222 Beine stellen, durch die Schaffung einer eigenen Einbahmebasis mit eigenen EU-Steuern
 223 eigenständig machen.

 224 Die Vereinigten Staaten von Europa als Ziel

 225 Wir halten an unserer Vision fest, dass die Vereinigten Staaten von Europa immer das
 226 Ziel Europäischer Integrationspolitik sein müssen. Dafür bedarf es zunächst einer
 227 grundlegenden Demokratisierung der europäischen Strukturen. Das bedeutet ein Ende der
 228 Einstimmigkeit im Europäischen Rat und einer Stärkung des Parlaments z.B. durch ein
 229 Initiativrecht.

 230 Unsere Zielgruppe: jung & links

 231 Bei dieser Europawahl dürfen in Deutschland das erste Mal auch Menschen ab 16 wählen.
 232 Im Wahlkampf liegt unser besonderer Fokus darauf, junge Menschen anzusprechen und zu
 233 mobilisieren. Wir sind der festen Überzeugung, dass junge Menschen eine entscheidende
 234 Rolle in der Gestaltung der Zukunft Europas spielen und ihre Stimmen und Ideen in den
 235 politischen Prozess einbringen müssen. Unsere Zielgruppe umfasst daher alle jungen
 236 Menschen, die wie wir davon überzeugt sind, dass eine progressive Europäische Union
 237 der Schlüssel zu einer besseren Zukunft ist.

 238 Um diese Zielgruppe zu erreichen, werden wir uns auf Orte konzentrieren, an denen
 239 junge Menschen sich regelmäßig aufhalten. Wir treffen sie auf dem Campus, wo sie
 240 studieren und lernen, auf ihrem Arbeitsweg, Schulweg, Konzerte oder Festivals. Wir
 241 sind bei ihnen vor Ort, wenn sie sich in ihrer Freizeit bei Kinoabenden, Konzerten
 242 oder Festivals vergnügen. An all diesen Orten möchten wir präsent sein und kreative
 243 Ansätze nutzen, um ihre Aufmerksamkeit auf unsere politischen Botschaften zu lenken.
 244 Unsere Kampagne wird von jungen Menschen für junge Menschen gestaltet, und wir sind
 245 entschlossen, ihre Anliegen und Ideen in den Mittelpunkt zu stellen. Auch die
 246 Kampagne der SPD soll hierbei nicht aus den Augen gelassen werden. Wir stellen den
 247 Anspruch an unsere SPD, für diesen Europawahlkampf eine geeignete Agentur mit
 248 passenden Slogans auszuwählen. Die letzte Wahl dürfte uns hierzu aufschlussreiche
 249 Ansätze geliefert haben.

 250 Europa Reloaded: Unser Wahlkampf-Kongress

 251 Der Europakongress 2024 wird zweifellos der Höhepunkt unserer Mobilisierungs- und
 252 Qualifizierungsmaßnahmen sein. Dort werden wir unsere Mitglieder auf bevorstehende
 253 Herausforderungen des Wahlkampfs vorbereiten und sowohl inhaltlich als auch
 254 handwerklich weiterbilden. Die Konferenz markiert den Beginn der intensiven
 255 Wahlkampfphase. Sie wird nicht nur eine Lernmöglichkeit sein, sondern auch eine
 256 Gelegenheit, um die Wahlkampfteams aus verschiedenen Regionen miteinander zu
 257 vernetzen.

 258 Von Likes zu Stimmen: Die Bedeutung des Online-Wahlkampfs

 259 Der Online-Wahlkampf wird im Jahr 2024 das entscheidende Wahlkampfformat sein. Daher
 260 müssen wir eine vielseitige Palette von Formaten verwenden, darunter Kurzvideos,
 261 Kacheln, Stories, lange Videos, TikToks und Reels. Auf diese Weise können wir unsere
 262 Zielgruppe gezielt auf verschiedenen Plattformen ansprechen und dabei die jeweiligen
 263 Anforderungen berücksichtigen. Unsere digitale Kampagne wird nicht nur inhaltlich
 264 fundiert sein, sondern auch kreativ und ansprechend gestaltet sein, um die
 265 Aufmerksamkeit und das Interesse unserer Zielgruppe zu wecken. Wir werden innovative
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 266 Technologien und Tools nutzen, um unsere Botschaften auf innovative und interessante
 267 Weisen zu präsentieren. Diese möchten wir außerdem den Ländesverbänden und Bezirken
 268 sowie Unterbezirken und Kreisverbänden zur Verfügung stellen, damit alle Ebenen
 269 profitieren können.

 270 Junge Köpfe, große Veränderungen: Unterstützung der Juso-Kandidierenden:

 271 Ein zentraler Schwerpunkt unserer bundesweiten Kampagne liegt auf den Regionen, in
 272 denen Mitglieder der Jusos als Kandidat*innen antreten. Wir sind fest davon
 273 überzeugt, dass junge und engagierte Menschen die politische Landschaft in Europa
 274 positiv gestalten können, und wir wollen sie in ihrem Wahlkampf bestmöglich
 275 unterstützen. In diesen Regionen werden wir mit erhöhter Präsenz und
 276 organisatorischer Unterstützung aktiv sein. Unser Ziel ist es, sicherzustellen, dass
 277 die Kandidierenden der Jusos die bestmöglichen Voraussetzungen haben, um die
 278 Botschaften der Jusos zu vermitteln. Unsere Unterstützung für Jusos-Kandidierende
 279 spiegelt unsere Überzeugung wider, dass die Stimmen junger, linker Menschen in der
 280 Politik gehört werden müssen.

 281 Kampagnen-Know-how: Die Qualifizierung der Wahkämpfer*innen

 282 Zentraler Baustein der Kampagne muss es sein, unsere Wahlkämpfer*innen sowohl für den
 283 Online-Wahlkampf als auch den Straßenwahlkampf fit zu machen. Dafür möchten wir den
 284 Ländesverbänden und Bezirken sowie den Unterbezirken und Kreisverbänden
 285 Argumentationsleitfäden, Aktionsideen sowie Aktionspakete zur Verfügung stellen.

 286 Unsere europäischen Partner*innen mitnehmen:

 287 Unsere Vision für Europa geht über nationale Grenzen hinaus und wir sind
 288 entschlossen, unsere Ideen und Forderungen auf europäischer Ebene zu verwirklichen.
 289 Die Zusammenarbeit mit unseren Partner*innenorganisationen der YES wird uns dabei
 290 helfen, unsere Ziele zu erreichen und ein sozial gerechteres und solidarisches Europa
 291 aufzubauen. Gerade in Grenznähe werden wir gemeinsame Aktivitäten und Vernetzung
 292 fördern und unterstützen. Im Rahmen unserer Kampagne für die Europawahlen 2024 werden
 293 wir daher aktiv auf unsere Partner*innenorganisationen der YES zugehen und sie in
 294 unsere Aktivitäten einbinden. Wir sind der festen Überzeugung, dass wir gemeinsam
 295 stärker sind und unsere politische Agenda besser vorantreiben können.
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Antrag A3: Es gibt kein ruhiges Hinterland - unsere Kampagne für 
die Ost-Landtagswahlen
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: A - Leitantrag
Antragsblock: Antragsblock A

 1 Unsere Demokratie wird angegriffen – von rechts. Die extreme und radikale Rechte
 2 gewinnt an Einfluss in Politik und Gesellschaft. Der parlamentarische Arm dieser
 3 Faschist*innen, die AfD, versucht, das demokratische System zu unterwandern. 2024
 4 steht ein Superwahljahr an. Insbesondere in Brandenburg, Sachsen und Thüringen wird
 5 bei Kommunal-, Europa und Landtagswahlen die Resilienz unserer Demokratie geprüft.

 6 Bereits 2023 konnte die AfD ein Umfragehoch erreichen und stellt nun in Sonneberg
 7 ihren ersten Landrat sowie in Raguhn-Jeßnitz den ersten hauptamtlichen Bürgermeister.
 8 Mittlerweile gibt es in Ostdeutschland regelmäßig Stichwahlen, bei denen
 9 Kandidat*innen aus dem demokratischen Spektrum gegen die AfD antreten. Während die
 10 extremen Rechten solche Erfolge feiern, wäre es wichtig, dass alle Demokrat*innen
 11 klar Stellung gegen diese Entwicklungen beziehen, um zu verhindern, dass die extreme
 12 Rechte salonfähig wird. Doch stattdessen scheinen Christdemokrat*innen bereit, ihre
 13 Brandmauer niederzureißen. Friedrich Merz hat im Sommerinterview davon gesprochen,
 14 dass man mit der AfD auf kommunaler Ebene zusammenarbeiten könne, und die CDU
 15 Thüringen hat gemeinsam mit der AfD für eine umstrittene Steuersenkung gestimmt.
 16 Vielerorts arbeitet die CDU in Kreis-, Stadt- und Gemeinderäten gemeinsam mit der AfD
 17 gegen Projekte wie Sozialleistungen oder Migrations- und Integrationsprojekte. Es
 18 wird deutlich: Auf diese CDU kann man sich im Kampf gegen Rechts nicht verlassen!

 19 Umso mehr braucht es progressive Kräfte, die im Osten glaubhaft für
 20 Zukunftsperspektiven, Umverteilung und Anerkennung streiten. Wir Jusos sind hier
 21 gefordert. Im Osten hat sich eine neue Jugendkultur entwickelt, zu der auch die Jusos
 22 gehören. Sie gehen reflektiert mit der Vergangenheit ihrer Elterngeneration um und
 23 setzen sich engagiert für eine vielfältige Gesellschaft ein. Gemeinsam kämpfen sie
 24 dafür, dass diese Zukunftschancen fest in ihrer Region verankert sind. Die Jusos und
 25 ihre Mitstreiter*innen stehen an vorderster Front für unsere Demokratie und
 26 verteidigen sie bis zur letzten Bushaltestelle, denn es gibt kein ruhiges Hinterland.

 27 Gerade deshalb wollen wir mit vereinten Kräften und in Solidarität die ostdeutschen
 28 Landesverbände dabei unterstützen, für demokratische Mehrheiten in ihren
 29 Bundesländern zu kämpfen. Sie stehen vor der realen Gefahr, dass die rechtsextreme
 30 AfD erstmals an einer Landesregierung beteiligt sein könnte, dass erstmals AfD-
 31 Minister im Bundesrat sitzen und dass die AfD vehement gegen alles vorgeht, was
 32 demokratischer Zivilgesellschaft ähnelt.

 33 Unsere Kampagne gegen Rechts - unser Kampf um die Demokratie
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 34 Kampagnenmaterial

 35 Wir wollen für antifaschistische Bildung streiten, deshalb wird der Bundesverband die
 36 Möglichkeit bieten Kampagnenmaterial zu bestellen, was in den nächsten Monaten
 37 verteilt wird. Dabei wollen wir ein klares Zeichen setzen: Wir werden den Kampf für
 38 die Demokratie nie aufgeben. Gerade und vor allem in den Regionen, die besonders mit
 39 rechten Strukturen und einer nach rechts rückenden Gesellschaft zu kämpfen haben,
 40 wollen wir antifaschistische Bildungsarbeit leisten. Auch bei thematischen 
 41 Kampagnenmaterialien soll bei Bedarf der Bundesverband die Landesverbände 
 42 unterstützen.

 43 Präsent sein

 44 In den nächsten Monaten wird es darum gehen, besonders im Osten präsent zu sein. Wir
 45 werden mehr Bundesveranstaltungen in den betreffenden Bundesländern stattfinden
 46 lassen. Außerdem werden wir ein Angebot für insbesondere junge Menschen schaffen, uns
 47 Jusos kennenzulernen und mit uns über Positionen und Ideen zu streiten. Der Kampf
 48 gegen Rechts geht uns alle an. Dafür braucht es Veranstaltungsformate, die genau
 49 diesen Anknüpfungspunkt bieten und ein Interesse an demokratischen Inhalten schaffen.

 50 Online-Präsenz

 51 Insbesondere die extreme Rechte ist unglaublich stark in den sozialen Medien, dem
 52 müssen wir etwas entgegensetzen. Dafür braucht es unter anderem Möglichkeiten,
 53 einfach und effizient Content zu produzieren. Hier kann der Bundesverband
 54 unterstützen, sodass jeder Kreisverband in die Lage versetzt wird, Content zu
 55 produzieren und Menschen mit diesem zu erreichen.

 56 Gelebte Solidarität

 57 Da die Landesverbände in Ostdeutschland aufgrund historischer und demografischer
 58 Faktoren kleiner sind, aber dennoch in großen Flächen präsent sein müssen, ist die
 59 Solidarität des gesamten Bundesverbandes gefragt. Alle Mitglieder sollten daher aktiv
 60 werden, um die Jusos vor Ort zu unterstützen. Dafür wird der Juso Bundesverband beim
 61 Matching zwischen Unterstützer*innen und Gliederungen supporten um bei der
 62 Organisation zu helfen und etwa Bettenbörsen zu vereinfachen. Außerdem braucht es
 63 Unterstützung des Bundesverbands, um die Mobilität und Unterbringung innerhalb des
 64 Bundeslands zu gewährleisten.

 65 Um all dies zu finanzieren, ist jeder Euro wichtig. Daher möchten wir Möglichkeiten
 66 bieten, um auch finanziell Solidarität zu zeigen. Neben der Nutzung eigener Mittel
 67 des Bundesverbandes werden wir beispielsweise einen Soli-Spendenaufruf an unsere
 68 Mandatsträger:innen auf EU-, Bundes- und Landesebene richten sowie weitere
 69 Fundraising-Aktionen planen.

 70 Bei allen Planungen werden die betreffenden Landesverbände mit einbezogen.
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Antrag E1: Go East – Eine neue Perspektive für eine progressive 
(Ost)europapolitik!
Antragsteller*in: Jusos Sachsen, Jusos Berlin, Jusos Brandenburg, Jusos 

Mecklenburg-Vorpommern, Jusos Sachsen-Anhalt, Jusos Thüringen
Status: angenommen
Sachgebiet: E - Europa
Antragsblock: Antragsblock E

 1 Der Jusos-Bundeskongress möge beschließen:

 2 Der zweite russische Angriff auf die Souveränität der Ukraine hat uns in vielerlei
 3 Hinsicht nachhaltig geprägt und uns angeregt bisherige Positionen, beispielweise zur
 4 Lieferung von Waffen in Kriegsgebiete, zu hinterfragen sowie zu verändern. Das ist im
 5 Anblick der Unterstützung und unserer Solidarität gegenüber der Ukraine bei ihrem
 6 Kampf um Souveränität und der Verteidigung gegen den russischen Überfall auch
 7 zwingend notwendig.

 8 Darüber hinaus hat der Krieg und die damit verbundene „Zeitenwende“ massive Folgen
 9 für unsere internationale Politik. Wir schauen zunehmend stärker auf die Interessen
 10 und Wahrnehmung unserer Partner:innen in Mittel- und Osteuropa. Damit bekommt diese
 11 Region, über die in den letzten Jahrzehnten häufig hinweggeschaut wurde, die
 12 Relevanz, die sie auch vorher schon verdient hätte. Unsere Fehler in der vergangenen
 13 Russlandpolitik müssen zur Konsequenz haben, dass wir nicht nur kurzfristig im Rahmen
 14 der Sicherheitspolitik stärker auf Länder in Mittel- und Osteuropa schauen, sondern
 15 auch dauerhaft unsere Verbindungen zu ihnen in allen Politikbereichen stärken. Gerade
 16 aufgrund der gemeinsamen Geschichte der sowjetischen Beeinflussung haben wir die
 17 notwendigen Anknüpfungspunkte, das zu tun und gleichzeitig das nach wie vor
 18 unkritische Narrativ gegenüber Russland in Teilen der Bevölkerung der ostdeutschen
 19 Bundesländer zu durchbrechen. Das ist die gelebte Verantwortung unseres
 20 internationalistischen Selbstverständnisses.

 21 Neben der Verteidigung einer souveränen Ukraine, unterstützen wir auch den
 22 Freiheitskampf der Menschen, an vorderster Front sind dabei Frauen, in Belarus. Seit
 23 August 2020 demonstrieren Menschen gegen die gefälschten Wahlen und für ein
 24 demokratisches Belarus unter der Führung von Swjatlana Zichanouskaja. Wir sind den
 25 Menschen verpflichtet, konsequente politische Maßnahmen zu veranlassen sowie die
 26 belarussische Diaspora in ihrem Widerstand gegen Machthaber Lukaschenka zu stärken.

 27 Die mittel- und osteuropäischen Länder haben eine Geschichte, die mit unserer
 28 ostdeutschen eng verbunden ist. Gemeinsam waren wir über 45 Jahre hinweg im
 29 Einflussbereich der Sowjetunion. Gemeinsam haben wir unter der antidemokratischen
 30 Hegemonie und den Einschränkungen gelitten. Dennoch unterscheidet sich der heutige
 31 Umgang mit diesem gemeinsamen Erbe sehr. Wenn wir von den Ländern Mittel- und
 32 Osteuropas sprechen, sind wir uns dessen bewusst,dass wir von einer sehr
 33 vielfältigen, unabhängigen und individuellen Region sprechen, welche nicht
 34 verallgemeinert werden darf oder über einen Kamm geschert werden sollte. Wir sind uns
 35 auch dessen bewusst, dass der Geschichtseinfluss und die Rolle bzw. das
 36 geschichtliche Erbe Deutschlands ein bedeutendes Thema in vielen Gesellschaften der
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 37 Region bis heute spielt. In diesem Zuge setzten wir uns auch für mehr Bewusstsein
 38 darüber innerhalb der deutschen Gesellschaft sowie Austausch und Kooperation ein.

 39 Während es im Großteil der Staaten östlich der ehemaligen DDR große Ablehnung gegen
 40 Russland und das russische Regime gibt, finden wir in Ostdeutschland weiterhin eine
 41 hohe Affinität und wenig kritische Auseinandersetzung mit der autokratischen
 42 Entwicklung der Russischen Föderation in den Jahrzehnten. Wir müssen uns daher
 43 zukünftig sowohl in diesem Land als auch in in der SPD stärker kritisch damit
 44 auseinandersetzen und die vergangenen Jahre aufarbeiten. Insbesondere Deutschland hat
 45 in den vergangenen Jahrzehnten von der wirtschaftlichen Kooperation ohne
 46 Konditionalität oder Anknüpfung an politische Veränderungen profitiert und ist selten
 47 unseren Partner*innen auf Augenhöhe begegnet. Die universelle Verfügbarkeit
 48 russischen Gases hat zu großen Standortvorteilen geführt, während wir damit die
 49 Voraussetzung für eine noch stärkere Bedrohungslage unserer mittel- und
 50 osteuropäischen Nachbarn geschaffen haben.

 51 Auch die SPD muss ihre frühere Außen- und Sicherheitspolitik in Bezug auf Osteuropa
 52 kritisch reflektieren. Sie und ihre Akteur*innen haben im Zeitraum nach der
 53 Wiedervereinigung bis zum russischen Überfall auf die Ukraine 2022 die Region
 54 zwischen Deutschland und Russland oft nicht als das wahrgenommen was sie sind:
 55 nämlich unabhängige und souveräne Staaten, sondern als Spielball deutsch-russischer
 56 Interessen.

 57 Deutschland befindet sich bei der Neuausrichtung der europäischen Politik in einer
 58 historisch besonderen Position, die wir als solche begreifen und nutzen sollten. Als
 59 Staat, durch den über 40 Jahre lang die unüberwindbar scheinende Grenze zwischen dem
 60 „Osten“ und dem „Westen“ verlief, sollten wir diese historische Erfahrung nutzen, um
 61 eben diese immer noch in den Köpfen existierenden Grenzen aufzubrechen. Anstatt sich
 62 weiterhin als Vertreter der „alten“ „west-“europäischen Staaten zu verstehen, sollte
 63 Deutschland als Teil Zentraleuropas Brückenbauer*in sein, um gemeinsam mit unseren
 64 Partner*innen in Zentraleuropa, eine gemeinsame europäische Politik zu formulieren.
 65 Damit das europäische Projekt weiterhin gelingt, braucht es eine ausgewogenere
 66 Europapolitik. Dafür müssen die Erfahrungen und Lebenswirklichkeiten Ostdeutschlands
 67 eine größere Rolle spielen. Wir fordern, dass Deutschland von der Praxis abrückt,
 68 sich zusammen mit Frankreich als Führungsduo der EU anzusehen. In der Balance mit
 69 einer weiterhin starken deutsch-französischen Partner*innenschaft sollte Deutschland
 70 mehr in seine Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten, insbesondere zu unseren
 71 direkten Nachbar*innen Polen und Tschechien investieren, auf gleichberechtigter
 72 Basis. Die Schaffung von neuen bi- und multilateralen Dialogforen sowie die
 73 Intensivierung von bereits bestehenden Foren wie dem Weimarer Dreieck können hier
 74 Wege zum Ziel sein. Gemeinsam wollen wir mit guten Lösungen auf Herausforderungen
 75 unserer Zeit für die Europäische Union vorangehen und gemeinsam dazu beitragen unsere
 76 Demokratie zu verteidigen. Dabei müssen wir gerade die existierenden multilateralen
 77 Formate wie die Ostseeparlamentarierkonferenz, den demokratischen Ostseeraum
 78 insgesamt, die Nachbarschaftsstrategien der Bundesländer und Kommunen, oder auch die
 79 Euroregionen als Projekte eines zusammenwachsenden Europas stärken. Dazu gehört auch
 80 endlich wieder ein Treffen in diesem Rahmen auf Ebene der Regierungschef:innen. Auch
 81 das Weimarer Dreieck, welches eine trilaterale Kooperation zwischen Deutschland, 
 82 Frankreich und Polen ist, bietet trotz aller politischen Schwierigkeiten ein Format,
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 83 in dem es möglich ist, gemeinsam Lösungen für eine Zukunft der EU zu finden. Das darf
 84 uns allerdings nicht davon abhalten Haltung zu Fragen von Demokratie und
 85 Rechtstaatlichkeit klar zu adressieren. Partner*in auf Augenhöhe zu sein, heißt
 86 Kritik klar anzusprechen. Deswegen ist die Anwendung des Konditionalitätsmechanismus
 87 richtig und geboten. Aber auch wir können uns nicht von unserer Verantwortung
 88 freisprechen. Auch wenn die finanziellen Reparationsforderungen der polnischen PiS-
 89 Regierung derzeit Mittel populistischer Stimmungsmache sind, dürfen wir die
 90 zugrundeliegenden Probleme nicht ignorieren. Deutschland muss sich seiner
 91 Verantwortung als Täter:innen im Zweiten Weltkrieg bewusst sein und aus dieser
 92 Perspektive heraus Gedenk- und Aufarbeitungsprojekte fördern und gemeinsam mit
 93 unseren Nachbar*innen Orte der Begegnung schaffen. Deutschland und auch unsere Partei
 94 muss sich dessen bewusst werden, dass nicht nur aufgrund der Geschichte, sondern auch
 95 der vergangenen aber aktuellen Europapolitik insbesondere gegenüber Polen sowohl in
 96 der dortigen politischen Landschaft als auch immer noch in der Gesellschaft große
 97 Ressentiments gegenüber Deutschland vorherrschen. Wir müssen uns daher nicht nur auf
 98 eine Politik auf Augenhöhe bilateral und auf europäischer Ebene einsetzen, sondern
 99 auch die gesellschaftliche Aussöhnung, vor allem zwischen der Jugend, entschlossener
 100 und aktiver vorantreiben - auch um gegen rechte Narrative in Polen anzukommen.
 101 Das Wahlergebnis der polnischen Parlamentswahlen im Oktober diesen Jahres macht Mut
 102 und Hoffnung. Die polnische Bevölkerung hat sich mit deutlicher Mehrheit für die
 103 Demokratie und gegen den Abbau rechtsstaatlicher Prinzipien entschieden. Doch die
 104 PiS-Regierung hat ihre Spuren hinterlassen. Der Prozess zur Wiederherstellung einer
 105 unabhängigen Justiz wird kein leichter sein - die polnischen Freund*innen haben
 106 Unterstützung verdient. Ein wichtiger Schritt in diesem Prozess sind die deutsch-
 107 polnischen Beziehungen. Nicht etwa, weil am deutschen Wesen die Welt genesen soll,
 108 sondern weil die alten Feindbilder endlich begraben werden müssen! Antislawistische
 109 und antipolnische Ressentiments haben ihren Ursprung in der Kaiserzeit, erlebten
 110 ihren Höhepunkt während des dritten Reiches und endeten eigentlich nie. Ihr Ziel war
 111 es, die Menschen im Nachbarland zu entmenschlichen und sich dadurch nicht für Hass,
 112 Gewalt, Enteignungen und Unterdrückung rechtfertigen zu müssen. Noch heute sitzen die
 113 propagandistischen Zeilen wie die angebliche Affinität der Pol*innen zum Diebstahl
 114 oder der Hang zum Alkohol bei allen slawischstämmigen Menschen tief. Wenige, die
 115 nicht gerade nahe der Grenze leben, waren jemals in Polen oder würden es in Betracht
 116 ziehen, dorthin zu reisen. Das ist mit Frankreich ganz anders - und das Problem
 117 symptomatisch für weitere Länder im Osten Europas. Es ist unsere Aufgabe, diese
 118 Bilder zu brechen. Nicht nur wir Jusos sollten die Beziehungen zu den osteuropäischen
 119 Partner*innen intensivieren, sondern auch unsere Mutterpartei!

 120 Der wiederholte russische Angriff auf die Ukraine hat auch in diesem Land im letzten
 121 Jahr die europapolitische Debatte bestimmt. Vor allem die AfD reproduziert dabei klar
 122 russische Narrative und dient damit als nützliche Helferin der Propaganda Moskaus.
 123 Diese Rhetorik kennen wir auch aus anderen rechtsradikalen Parteien in Europa. Hier
 124 zeigt sich: Die europäische Rechte ist gut vernetzt und versuchen unsere liberale
 125 Demokratie zu delegitimieren sowie ihre nationale und menschenverachtende Agenda
 126 umzusetzen. Dem stellen wir uns klar entgegen. In diesem Zusammenhang lohnt es sich
 127 differenzierter auf Deutschland zu schauen. Während in Westdeutschland 63 % die
 128 Unterstützung der Ukraine mit der Lieferung von Waffen befürworten, sind es im Osten
 129 Deutschlands nur 40 %. Auch in der politischen Debatte erleben wir regelmäßig, wie
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 130 die Unterstützung der Ukraine infrage gestellt wird. Der sächsische Ministerpräsident
 131 fällt dabei mit besonders fragwürdigen Aussagen und wenig Sachkenntnis auf. Unter
 132 anderem fabuliert er immer wieder vom „Einfrieren des Krieges“ und fordert Nord
 133 Stream wieder zu reparieren. Er schadet damit nicht nur dem Ansehen Sachsens in der
 134 Welt und speziell bei unseren wichtigen Partner*innen in Mittel- und Osteuropa,
 135 sondern propagiert auch russischen Erzählungen, wie der Verhandlungsbereitschaft
 136 Russlands. Diese Narrative dürfen wir nicht unwidersprochen stehen lassen. Das
 137 russische Regime zeigt immer wieder, dass es nicht bereit ist zu verhandeln und für
 138 die Erreichung ihrer Kriegsziele weiterhin Menschenrechtsverletzungen und
 139 Kriegsverbrechen in der Ukraine begeht. Unsere Antwort darauf kann also nur klar
 140 sein: Wir unterstützen die Ukraine in ihrem Kampf um Souveränität und auf ihrem Weg
 141 in die Europäische Union. Dazu gehört für uns neben der kontinuierlichen finanziellen
 142 und humanitären Hilfe auch die Lieferung von Waffen. Aber auch, wenn der Krieg eines
 143 Tages beendet ist, wird die Ukraine Hilfe brauchen. Wir müssen gemeinsam dafür
 144 sorgen, dass die Ukraine sich von diesem schrecklichen Krieg erholt und Teil unserer
 145 Europäischen Gemeinschaft werden kann. Notwendig dafür wird unter anderem ein
 146 Wiederaufbauprogramm sein. Daran muss sich Deutschland stark beteiligen. Auch die
 147 Regionen und Kommunen sollten durch bestehende und neue Städtepartnerschaften,
 148 verstärktem Austausch und wirtschaftlichen Kooperationen ihren Teil dazu leisten.

 149 Auch sicherheitspolitisch hat sich in den letzten Monaten vieles verändert. Für uns
 150 ist klar: wir nehmen die Sicherheitsbedürfnisse und auch die Ängste unserer
 151 osteuropäischen Nachbar*innen ernst. Der Überfall auf die Ukraine hat gezeigt, wie
 152 real sie sind. Konsequenz daraus muss sein, dass wir unsere Sicherheitspolitik in
 153 Europa stärken. Jedoch nicht die nationale Aufrüstung aller Einzelstaaten. Wir stehen
 154 weiterhin zu der Forderung einer gemeinsamen europäischen Armee, zugunsten nationaler
 155 Abrüstung. Nur so werden wir unsere zukünftige Sicherheit gut organisieren können. Es
 156 ist in einem Bündnis wie der Europäischen Union nicht sinnvoll, 27 Armeen zu stellen,
 157 in der jede*r jede Fähigkeit besitzen muss. Wir bekennen uns klar zur Gemeinsamen
 158 Europäischen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und der Gemeinsamen Europäischen
 159 Verteidigungspolitik (GSVP). Wir hoffen, die GASP und die GSVP weiter auszuweiten und 
 160 die Europäische Integration in diesem Bereich weiterzuführen. Das Potential ist hier 
 161 lange noch nicht ausgeschöpft; für eine global agierende EU müssen wir in außen- und 
 162 sicherheitspolitischen Fragen intensiver und vor allem effektiver zusammenarbeiten.

 163 Um gemeinsam erfolgreich zu sein, braucht es gemeinsame Verbindungen, die wir stärker
 164 fördern müssen. Dabei spielen die Grenzregionen in unserem Land eine wichtige Rolle.
 165 Um den Grenzregionen auch die verbindende Wirkung zu verleihen, die ihnen nachgesagt
 166 wird, gilt es vor allem Vereine und Organisationen, die grenzübergreifende
 167 Begegnungen schaffen und vor Ort Vorurteile abbauen, von politischer Ebene zu
 168 unterstützen. Weiterhin muss den grenzübergreifenden „Euroregionen“ eine größere
 169 Relevanz und Bedeutung zugesprochen werden. Diese stellen eine gute Möglichkeit dar
 170 grenzübergreifende Zentren aufzubauen, die sowohl territoriale als auch mentale
 171 Grenzen verschwinden lassen. Vergleichen wir die deutsch-tschechischen bzw.
 172 polnischen Region mit der deutsch- französischen Grenze, sehen wir, dass, auch wenn
 173 viel bereits zusammengewachsen ist, in der Kooperation noch eine Menge Potenzial
 174 liegt. Deshalb ist es wichtig, zivilgesellschaftliche Institutionen wie den Deutsch-
 175 Tschechischen Zukunftsfonds und andere gesellschaftliche Partner stärker zu fördern.
 176 Hier entstehen im alltäglichen Leben viele wichtige Verbindungen untereinander.
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 177 Außerdem ist es zwingend notwendig, am gegenseitigen Verständnis im ganz engen Sinne
 178 zu arbeiten. Mehr Menschen in Deutschland sollten die Möglichkeit bekommen,
 179 beispielsweise Tschechisch, Polnisch und Sorbisch zu lernen, was auch dem
 180 vermeintlichen Ungleichgewicht in der „Wertigkeit“ der Sprachen gegenüber
 181 westeuropäischen entgegenwirken soll. Dafür brauchen wir Kindergärten und Schulen, in
 182 denen diese Sprachen bereits den Jüngsten ganz selbstverständlich beigebracht werden
 183 können und als Abschluss-Prüfungssprache wählbar sind. Schulkooperationen,
 184 Schüler*innenaustausche und Jugendprojekte müssen wir ebenfalls dafür nutzen,
 185 einander vermehrt zu begegnen, ein Bewusstsein für die gemeinsam geteilte
 186 Vergangenheit zu erlangen und Vorurteile abzubauen.  

 187 Aber auch ausreichende Angebote und Anreize in der (politischen) Erwachsenenbildung
 188 sind zentral, um einander besser zu begegnen und langfristige Kooperationen zu
 189 ermöglichen.

 190 Betrachten wir gemeinsam die politischen Landschaften in unseren jeweiligen Ländern,
 191 so stellen wir kollektiv fest: Progressive Bewegungen und Parteien über unsere
 192 nationalen und verbandlichen Grenzen hinaus haben es besonders schwer. Insbesondere
 193 konservative und rechte Politik hat Erfolg, was sich auch gesellschaftspolitisch
 194 bemerkbar macht. Dadurch erschwert sich auch die politische Durchsetzung unserer
 195 Werte. Umso wichtiger ist es, die progressiven politischen Kräfte in den Ländern
 196 stärker zu vernetzen und zusammenzubringen. Das ist auch unsere Verantwortung als
 197 internationalistischer Verband. Wir brauchen mehr gemeinsame Foren und
 198 Austauschmöglichkeiten mit unseren Schwesterorganisationen in Mittel- und Osteuropa,
 199 aber auch mit den Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen. Wir
 200 brauchen ein internationales Engagement gegen Anti-Europäer*innen und einen Kampf für
 201 Antifaschismus und Antirassismus über unsere Grenzen hinaus. Für uns alle muss daher
 202 klar sein: Keinen Fußbreit den Demokratiefeind*innen und Faschist*innen in der
 203 Europäischen Union und weltweit.

 204 Dazu fordern wir die:

 205 − Förderung von polnischem, tschechischem und sorbischem Sprachunterricht in
 206 deutschen Schulen

 207 − Stärkung der deutsch-polnischen Schulbuchkommission und die umfangreiche Aufnahme
 208 der daraus entstandenen Schulbücher in die Curricula

 209 − Intensivierung der deutsch-polnischen und deutsch-tschechischen
 210 Schüler*innenaustausche, zum Beispiel in Kooperation mit dem deutsch-polnischen
 211 Jugendwerk

 212 − Erhöhung der Mittel im Bundeshaushalt der Universitäten und eine Förderung der
 213 Institute und Fachbereiche für Osteuropäische Geschichte, Ukrainistik, Polonistik und
 214 Slawistik an den Hochschulen.

 215 − Staatlich beauftragte und geförderte Studien zu den weitgehend unerforschten
 216 Diskriminierungsfeldern Antislawismus und Antipolonismus

 217 − Intensivierung der Zusammenarbeit der Jusos mit polnischen, tschechischen,
 218 belarussischen und ukrainischen sozialistischen Jugendverbänden auch im Sinne unserer
 219 Arbeit in unseren internationalen Dachorganisationen YES & IUSY

 220 − Stärkung des Engagements bei der Erinnerung an die Opfer des 2. Weltkriegs aus der
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 221 mittel- und osteuropäischen Region

 222 − umfassende Unterstützung von Freiwilligendiensten in Polen u. Tschechien

 223 − stärkere finanzielle Förderung der Denkmalpflege und von Gedenkprojekten sowie der
 224 politischen Bildung

 225 Die kollektive Erinnerung an die Strukturbrüche der Neunzigerjahre und die
 226 weitreichende Transformation aller Lebensbereiche verbinden uns. Und genauso werden
 227 wir alle gemeinsam die grüne Transformation des 21. Jahrhunderts meistern. Die
 228 Gemeinsamkeiten und unsere Erfahrungen geben uns einerseits Kraft die Dinge zu lösen,
 229 andererseits auch Anreiz dies zusammen zu tun. Die Herausforderungen werden groß. Im
 230 Vergleich zu Westeuropa finden wir eine deutlich andere Wirtschaftsstruktur mit
 231 deutlich weniger Vermögen und Möglichkeiten vor, in Zukunftstechnologien zu
 232 investieren. Gleiches gilt für staatliche Investitionen und Beihilfen. Umso wichtiger
 233 ist im gemeinsamen Interesse, seitens der EU ausreichend Mittel zur Unterstützung der
 234 anstehenden Investitionen bereitzustellen. Programme wie der Just Transition Fund und
 235 Industrial Green Deal sind dafür gute Instrumente. Für eine wirklich schlagkräftige
 236 Europäische Union im industriepolitischen Bereich sind weitere finanzielle
 237 Möglichkeiten notwendig. Wir fordern die Einrichtung weiterer europäischer
 238 Eigenmittel. Um den industriellen Aufschwung im Sinne der Arbeiter*innen zu 
 239 gestalten, fordern wir nationale Mindeststandards für Streikrechte in Europa, um 
 240 Arbeiter*innen das Mittel der Arbeitsniederlegung als Mittel im Arbeitskampf zu 
 241 garantieren. Außerdem müssen wir in unsere gemeinsame transnationale
 242 Vekehrsinfrastruktur, vor allem in die Schiene investieren. Landgrabbing wie es in
 243 den östlichen Bundesländern und in der Ukraine bis zum zweiten Kriegsausbruch
 244 stattfindet, stellen wir uns entgegen. Wir fordern, dass sich die deutsche Regierung
 245 im Europäischen Rat nachdrücklich und mit allen ihrer Macht stehenden Mitteln für den
 246 Beitritt von Rumänien und Bulgarien zum Schengener Abkommen einsetzt und den Druck
 247 auf Österreiche und die Niederlande erhöht. Gute Transformation kann allerdings nur
 248 mit guter Arbeit gelingen. Mit dem Strukturwandel der Neunzigerjahre hat sich auch
 249 die Arbeitsrealität in Ostdeutschland und Mitteleuropa geändert. Viele Firmen mussten
 250 schließen, viele Unternehmen mit Sitz in Westeuropa haben die Chancen genutzt.
 251 Osteuropa ist wie Ostdeutschland in Teilen zur verlängerten Werkbank des Westens
 252 geworden. Geringe Löhne und schlechtere Arbeitsbedingungen sind die Folge. Die
 253 Transformation ermöglicht uns, das zu ändern. Wir streben schon lange nach gleichen
 254 Voraussetzungen innerhalb Deutschlands. Diese brauchen wir auch in ganz Europa. Dafür
 255 ist neben Investitionen auch eine gute Arbeitsmarktpolitik innerhalb der Europäischen
 256 Union notwendig. Entscheidungen wie die Mindestlohnrichtlinie sind dafür ein erster
 257 richtiger Weg. Wir fordern, dass Sub- und Subsubunternehmensverhältnisse und die
 258 damit verbundene Ausbeutung osteuropäischer Arbeitnehmer:innen sofort und effektiv
 259 bekämpft werden. Hierfür müssen branchenübergreifend die auftraggebenden Unternehmen
 260 für die Einhaltung von Lohn- und Arbeitsstandards durch ihre Subunternehmer*innen
 261 direkt haftbar gemacht werden. Dies sollte in Deutschland umgehend per Gesetz
 262 festgelegt und europaweit durch EU-Richtlinie verankert werden. Aber auch darüber
 263 hinaus benötigt es weitere Initiativen, beispielsweise für flächendeckende
 264 Tarifbindung und Mitbestimmung, die gute Arbeit stärken.

Begründung
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Antrag F1 NEU:  Throwing BRIC(K)S at the west? Echter 
Multilateralismus statt Panikmache vor dem “Globalen Süden”
Antragsteller*in: Jusos Hannover
Status: angenommen
Sachgebiet: F - Frieden & Internationales

 1 2009 schlossen sich vier Länder zu einem neuen Club der internationalen Kooperation
 2 zusammen: Brasilien, Russland, Indien und China. Ein Jahr später folgte Südafrika.
 3 Unter der Abkürzung BRICS hat dieser Zusammenschluss in den letzten Monaten vor allem
 4 durch eine Frage viel öffentliche Aufmerksamkeit erregt: Würde der russische
 5 Präsident Putin am BRICS-Gipfel 2023 in Johannesburg teilnehmen? Und wenn ja, würde
 6 die südafrikanische Regierung den internationalen Strafbefehl ausführen und Putin
 7 verhaften? Die Regierung des  südafrikanischen Präsidenten Ramaphosa sendete dazu
 8 widersprüchliche Signale und löste international Irritationen aus. Die für Südafrika
 9 höchst brisante Situation wurde am Ende dadurch vermieden, dass Putin nicht in
 10 Präsenz am Gipfel teilnahm. Dennoch ist die BRICS-Allianz immer mehr ins
 11 internationale Interesse gerückt - nicht zuletzt wegen der Erweiterung der Gruppe und
 12 der Frage inwiefern dies mit einer antiwestlichen Ausrichtung einhergeht. Umso 
 13 wichtiger ist es, dass wir uns als Jusos mit diesem Zusammenschluss und seiner Rolle 
 14 im globalen Wirtschafts- und Politikgeschehen sowie für den sogenannten “globalen 
 15 Süden” auseinandersetzen.

 16 Dieser Beschluss soll uns hierbei als Orientierungshilfe und erste Beurteilung der
 17 BRICS und vor allem der einzelnen Staatsregierungen dienen. Auf Basis der
 18 sicherheitspolitischen Beschlusslage aus 2022 soll dieser Aufschlag eine Beurteilung
 19 vor allem auf Regierungsebene sein und so den Weg für weitere innerverbandliche
 20 Auseinandersetzungen ebnen.

 21 Rising powers des sogenannten “globalen Südens”?

 22 Die Abkürzung BRIC wurde ursprünglich nicht von den Staaten selbst geprägt, sondern
 23 von dem Chefvolkswirt von Goldman Sachs. Dieser verwendete den Begriff  für einen
 24 Investmentfond, der vor allem ökonomisch wachsende Staaten ansprechen wollte und am
 25 Markt hervorheben sollte, warum diese für Auslandsinvestitionen interessant seien.
 26 BRICS kommt in seinen Ursprüngen vor allem aus einer wirtschaftlichen Stoßrichtung.
 27 Nicht ohne Grund: Die Staaten umfassen gut 40 Prozent der Weltbevölkerung und
 28 erwirtschaften kaufkraftbereinigt fast ein Drittel des weltweiten BIP. Die
 29 wirtschaftliche Relevanz der BRICS-Staaten ist somit nicht zu leugnen. Allerdings war
 30 bislang vor allem Chinas Wirtschaftswachstum der Motor hinter diesen Zahlen. So macht
 31 China alleine etwa 70 Prozent des BIP der BRICS aus. Daran zeigt sich ein generelles
 32 Merkmal der BRICS, nämlich eine ausgeprägte Heterogenität der fünf Staaten. Die
 33 ökonomische Spannbreite zwischen dem wirtschaftlich stärksten Mitglied der Gruppe,
 34 China, und dem wirtschaftlich schwächsten Mitgliedstaat, Südafrika, ist enorm.
 35 Südafrika kratzt trotz wirtschaftlicher Potentiale an der Rezessionsgrenze und leidet
 36 unter massiven Stromausfällen. Einen weiteren Kontrast bildet Russland, zu dem die
 37 Einordnung “Globaler Süden” nicht passt und das aktuell kaum als “rising power”
 38 eingestuft werden kann. Auch wenn die EU-Sanktionen nicht zu einer unmittelbaren
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 39 Leerung von Putins Kriegskasse führen, beeinträchtigen sie die wirtschaftlichen
 40 Verbindungen zwischen Russland und der EU voraussichtlich nachhaltig und legen die
 41 Abhängigkeit der russischen Wirtschaft von fossilen Rohstoffen offen. Zudem haben
 42 einige der Mitgliedstaaten mit innenpolitischen Problemen zu kämpfen. Die
 43 südafrikanische Bevölkerung leidet nach wie vor unter Korruption und sozialer
 44 Ungleichheit, auch wenn Präsident Ramaphosa der Korruption immer wieder Kampf ansagt.
 45 Brasilien wurde bis vor kurzem von einem rechten Präsidenten regiert, der als
 46 “brasilianischer Trump” bezeichnet wurde und nach der Wahl von Lula da Silva kam es
 47 zu massiven gewalttätigen Ausschreitungen. Die Zusammenhänge und engen Beziehungen
 48 der globalen Rechten sind hierdurch nur einmal mehr deutlich geworden. Unsere Aufgabe
 49 ist es, hier eine klare Gegenposition zu erarbeiten und unsere internationale
 50 Zusammenarbeit mit sozialistischen und sozialdemokratischen Bewegungen zu stärken.
 51 Nur so kann es uns gelingen, eine Gegenmacht zu bilden. Russland ist vor allem durch
 52 den Angriffskrieg gegen die Ukraine gebunden und in China versucht die Führung im Xi
 53 Jinping das Wohlstandsversprechen der KPCh zunehmend durch einen aggressiven
 54 Nationalismus zu ersetzen. Die Einschätzung der BRICS-Staaten fällt also sehr
 55 gemischt aus. Nichtsdestoweniger strahlt der Verbund eine Attraktivität für weitere
 56 Beitritte aus. Mehr als 40 Länder sollen Interesse an der Mitgliedschaft bekundet
 57 haben, sechs neue Mitglieder sollen zum 1. Januar 2024 aufgenommen werden. Diese
 58 Attraktivität speist sich aus zwei Quellen: Dem Versprechen der Süd-Süd-Kooperation
 59 und damit einem Ende der westlich dominierten “Entwicklungszusammenarbeit” zum einen
 60 und der politischen Ausrichtung gegen die US-amerikanisch geprägten Weltordnung auf
 61 der anderen Seite.

 62 Hier müssen wir auch die Rolle der deutschen Regierung hinterfragen und sowohl die
 63 sogenannte Entwicklungszusammenarbeit als auch die eigene historisch erwachsene Rolle
 64 betrachten. Gerade in Bezug auf den deutschen Kolonialismus und die noch immer
 65 aufrecht erhaltenen globalen Abhängigkeitsketten muss die deutsche Außenpolitik eine
 66 klare Aufarbeitung und Kehrtwende zu Begegnungen auf Augenhöhe sowie eine Stärkung
 67 von zivilgesellschaftlichen und demokratischen Strukturen priorisieren. Auch deshalb
 68 heißen wir den Zusammenschluss der BRICS plus nicht uneingeschränkt für positiv.
 69 Autoritäre Strukturen, Diktator*innen und die Unterdrückung von Minderheiten sind mit
 70 unseren sozialistischen Werten nicht vereinbar und haben nichts mit einer (Selbst-
 71 )Befreiung des sogenannten „Globalen Südens“ zu tun.

 72 Institutionalisierung und Entwicklung

 73 Die BRICS-Staaten bilden weiterhin einen recht losen Zusammenschluss, der es den
 74 Mitgliedern ermöglicht, in den Bereichen zusammenzuarbeiten, wo es ihren Interessen
 75 dienlich ist, ohne sich weitreichend zu verpflichten. Dennoch liegt der Erfolg der
 76 BRICS auch in ihrer Institutionalisierung. Von zentraler Bedeutung sind die NDB, die
 77 Neue Entwicklungsbank, sowie die Vereinbarung über eine Reserve und einen
 78 Notfallfonds. Die BRICS-Staaten zielen auf eine Schwächung des US-Dollar als
 79 Leitwährung ab und setzen sich das Ziel, ihren Handel in den jeweiligen
 80 Landeswährungen abzuwickeln. Die NDB fördert vor allem Infrastrukturmaßnahmen und
 81 steht allen UN-Mitgliedern offen. Damit bildet die NDB eine Ergänzung zu Weltbank und
 82 IWF und spiegelt das berechtigte Interesse der BRICS-Staaten wider, mehr Mitsprache
 83 bei der Entwicklungsfinanzierung zu erlangen. Für Weltbank und IWF gilt nach wie vor
 84 ein eklatantes Missverhältnis mit Blick auf die Stimmanteile. So halten die BRICS-
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 85 Staaten 10 Prozent der Stimmanteile der IWF, die EU hingegen 27 Prozent (siehe hierzu
 86 auch die Beschlussfassung Juso-Bundeskongress 2021, F5 S. 67-68).  Dass diese 
 87 Dominanz europäischer und US-amerikanischer Interessen bei der 
 88 Entwicklungszusammenarbeit durch Alternativen hinterfragt wird, ist berechtigt und 
 89 notwendig.

 90 Does The World Need Better Economic BRICs?

 91 Zum 01. Januar 2024 sollen unter dem neuen Namen BRICS plus Argentinien, Ägypten,
 92 Äthiopien, Iran, Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate der
 93 Staatengemeinschaft beitreten. Durch diese Erweiterung und Aufnahme von sechs
 94 weiteren Mitgliedsstaaten gewinnt BRICS an globaler Präsenz und an wirtschaftlicher
 95 Bedeutung. Denn schon bald werden sechs der zehn wichtigsten Ölförderer Länder der
 96 Welt zukünftig Teil der BRICS plus-Gruppe sein. Darüber hinaus wird die
 97 Staatengemeinschaft voraussichtlich schon bald bis zu 37 % des globalen
 98 Bruttoinlandsprodukts erwirtschaften und 46 % der Weltbevölkerung repräsentieren.
 99 Neben der BRICS plus Gruppe haben weitere 40 Staaten vor dem südafrikanischen BRICS-
 100 Gipfel im August 2023 Interesse an einer BRICS-Mitgliedschaft geäußert. Darunter die
 101 unterschiedlichsten Länder aus Asien, Latein-Amerika und Nordafrika. Diese
 102 Unterschiedlichkeit beschreiben die BRICS-Mitgliedsländer bestens. Denn nach welchen
 103 Kriterien neue Mitglieder aufgenommen werden, ist innerhalb der BRICS umstritten und
 104 außerhalb nicht bekannt. Die Aufnahme von weiteren autoritären Staaten in das
 105 Staatenbündnis betrachten wir selbstverständlich kritisch, gerade die Stärkung des
 106 iranischen Ayatollah-Regimes beobachten wir mit großer Sorge. Die deutsche
 107 Handelspolitik muss sich hier an unserer 2022 ausgearbeiteten werte- und
 108 regelbasierten Handelspolitik orientieren und muss die Förderung von Demokratie, der
 109 Einhaltung von Menschenrechten, der Rechtsstaatlichkeit und Gleichstellung im Blick
 110 haben. Wir fordern eine differenzierte und dennoch kritische Haltung gegenüber den
 111 einzelnen BRICS plus-Staaten unter Berücksichtigung derer Heterogenität von der
 112 Bundesregierung.

 113 Auswirkungen auf unsere Außenpolitik

 114 Die Macht und der Einfluss der BRICS-Staaten wachsen und sie streben nach einer
 115 stärkeren Position in dem globalen Gefüge. Diese Entwicklung können Deutschland und
 116 auch die EU nicht ignorieren. Wir stehen mit den BRICS-Staaten einem Konglomerat an
 117 Mächten gegenüber, die in weiten Teilen antidemokratisch geprägt sind. Dies erschwert
 118 die Zusammenarbeit, da demokratische, rechtsstaatliche und menschenrechtliche
 119 Grundsätze Mindestanspruch für gemeinsame Projekte sein müssen Dies stellt 
 120 Deutschland und die EU vor große Herausforderungen: Zum einen kann der Einfluss der 
 121 BRICS-Mitglieder nicht ignoriert werden, gleichzeitig muss klar sein, dass unsere 
 122 außenpolitischen Ziele wie Rechtsstaatlichkeit, Frieden, Demokratie und die Wahrung 
 123 der Menschenrechte der Maßstab sind und bleiben.

 124 Gleichzeitig ist ein tiefergehendes Umdenken in unserer Außenpolitik erforderlich.
 125 Selbsterklärtes Hauptziel der BRICS-Gruppe ist eine veränderte Weltordnung, die nicht
 126 von westlichen Staaten dominiert wird, wobei die regionalen oder globalen
 127 Machtansprüche individueller BRICS-Staaten neue, veränderte Hegemonial-Phantasien
 128 abbilden. In einer sich ständig verändernden Welt müssen Deutschland und die EU 
 129 internationale Zusammenarbeit auf Augenhöhe zur Bewältigung globaler Krisen 
 130 anstreben. Teil dieser Zusammenarbeit müssen zivilgesellschaftliche Akteur*innen 
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 131 innerhalb der BRICS-Staaten sowie deren demokratische Regierungen sein. Eine (enge) 
 132 Zusammenarbeit mit autokratischen Staaten lehnen wir ab. Gleichzeitig soll dies
 133 allerdings nicht dazu führen, dass wir unsere Grundwerte und Grundausrichtungen der
 134 Außenpolitik in Frage stellen. Wir als Jusos kämpfen mit unseren Verbündeten auf
 135 globaler Ebene weiterhin für eine gerechte Welt im Sinne unserer feministischen,
 136 sozialistischen, internationalistischen und antifaschistischen Grundwerte und eine
 137 Politik, die für einen Abbau der Grenzen in den Köpfen und am Boden einsteht. Wir
 138 erwarten einen solidarischen Ansatz der deutschen Außenpolitik, die eine
 139 Machtverschiebung nicht als Gefahr für die westliche Welt, sondern als Chance für
 140 eine Neuordnung der Machtverhältnisse auch innerhalb der Gesellschaften sieht.

 141 Internationale Institutionen

 142 BRICS hat auf institutioneller Ebene die Fähigkeit, verschiedene Dynamiken
 143 miteinander zu verbinden. Dies geschieht dabei nicht nur auf multilateraler Ebene,
 144 sondern auch durch bilaterale Vereinbarungen zwischen den derzeitigen
 145 Mitgliedsstaaten.

 146 Maßgeblich geprägt hat dabei die Neue Entwicklungsbank (NDM) das Narrativ der BRICS
 147 als eine Infrastrukturgemeinschaft und spielt eine zentrale Rolle. Beeindruckende 48%
 148 der von der NDB geförderten Projekte bezogen sich dabei im Zeitraum von 2016 bis 2020
 149 auf Infrastrukturmaßnahmen. Insbesondere die Förderung und Voranbringung von Süd-Süd
 150 Kooperationen erscheint dabei als ein Schlüsselthema und das wichtigste Instrument
 151 der NDB. Man muss dies als ein Zeichen für ein verändertes Verständnis von
 152 Entwicklungszusammenarbeit betrachten, welche auf Solidarität und verminderten
 153 Auflagen basiert. Aufgenommen wird dabei das Narrativ globaler Machtverschiebungen,
 154 wobei diese Veränderungen zugunsten des sogenannten “globalen Südens” erfolgen
 155 sollen. Die Ambitionen der BRICS eine größere Rolle in der internationalen Politik zu
 156 spielen, wird deutlich reflektiert.

 157 Grundsätzlich ist der Aufbau paralleler Entwicklungsinfrastruktur zunächst nicht
 158 problematisch. Die Bretton-Woods-Institutionen haben in den vergangenen Jahrzehnten
 159 viele Schwächen, insbesondere in den Bereichen von demokratischen und transparenten
 160 Entscheidungsstrukturen offenbart. Die fünf BRICS-Nationen, die 46 Prozent der
 161 Weltbevölkerung und 22 Prozent des globalen Bruttoinlandsprodukts (BIP)
 162 repräsentieren, haben etwa 13 Prozent Stimmenanteil bei der Weltbank. Die G7
 163 repräsentieren dagegen nur 15 Prozent der Weltbevölkerung und etwa 33 Prozent des
 164 weltweiten BIP in US-Dollar, trotzdem halten diese zusammen fast die Hälfte aller
 165 Stimmen. Diese sich mit der Zeit weiterhin verstärkenden Missstände führen zurecht zu
 166 großem Unmut und zu einer Schwächung der Entwicklungsbank. Das Quotensystem des
 167 Internationalen Währungsfonds (IWF), das Einzahlungspflichten und Stimmrechtsanteile
 168 jedes IWF-Mitgliedslandes regelt, reflektiert die Neuvermessung der Welt noch weniger
 169 als der Exekutivrat der Weltbank. Die BRICS-Nationen halten beim IWF nur 10 Prozent
 170 der Stimmrechtsquoten. Die EU hält dagegen gut 27 Prozent der Stimmrechtsanteile.
 171 Diese starken Missverhältnisse müssen reformiert werden, wenn ein nachhaltiges
 172 Fortbestehen dieser Institute gewährleistet werden soll. Nur eine grundlegende Reform
 173 der Finanzinstitute kann nachhaltige Entwicklungsfinanzierung garantieren, die nicht
 174 ausschließlich durch europäische und US-amerikanische Interessen geleitet ist, aber
 175 ein Aufbau alternativer Handels- und Entwicklungsarchitekturen, wie eben der NDB oder
 176 der chinesisch kontrollierten Asiatischen-Infrastruktur-Investmentbank (AIIB), läuft
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 177 langfristig entgegen dem multilateralen Ansatz, Entwicklungsfinanzierung zu
 178 demokratisieren und an demokratische internationale Organisationen anzubinden.

 179 BRICS und Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine

 180 Im Grundsätzlichen handelt es sich bei BRICS um einen informellen Staatenbund, der
 181 kein gemeinsames sicherheitspolitisches Verständnis oder klare politische Leitlinien
 182 teilt.Die Positionierungen in Bezug auf globale Krisenverhältnisse sind deshalb
 183 höchst individuell, von außen heraus intransparent und von innen heraus undefiniert.
 184 Die innenpolitischen Vorteile für die einzelnen Mitgliedsstaaten überwiegen die 
 185 Notwendigkeit einer gemeinsamen außenpolitischen Positionierung der BRICS (und in 
 186 Zukunft BRICS plus) Staaten. Für uns heißt das, dass wir die jeweilige Rolle der 
 187 einzelnen Staaten in Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine genauer betrachten 
 188 müssen.

 189 Die Rolle Russlands innerhalb der BRICS hat sich im Laufe der Jahre stark entwickelt.
 190 Als eines der Gründungsmitglieder hat Russland schon lange eine aktive Rolle in
 191 diesem Staatenbund. Insbesondere in der politischen Dimension kommt Russland eine
 192 große Bedeutung zu. Russland hat sich als Befürworter der Erweiterung von BRICS zu
 193 BRICS plus positioniert und erfolgreich die Einbeziehung weiterer aufstrebender
 194 Volkswirtschaften vorangetrieben, die seine Interessen teilen. Unter den Neu-
 195 Mitgliedern sind der Iran und Äthiopien, welche als enge Unterstützer*innen Russlands
 196 gelten und so sitzen schon bald die drei größten Unterstützer*innen Russlands, China,
 197 Iran und Äthiopien, an einem Verhandlungstisch. Dies hilft Russland insbesondere
 198 dabei, Alternativen zum sogenannten “globalen Norden” zu schaffen und gegen die
 199 Sanktionen des “Westens” vorzugehen. Denn derzeit trägt keines der BRICS-Länder die
 200 Sanktionen gegenüber Russland mit. Dies hat erhebliche Auswirkungen, insbesondere auf
 201 den Frieden in der Ukraine. Obwohl Brasilien und Südafrika sich innerhalb von BRICS
 202 für Friedensverhandlungen im Ukraine-Krieg ausgesprochen haben, waren diese
 203 Bemühungen bisher wenig erfolgreich. Fest steht, solange China, Brasilien und Indien
 204 weiterhin zu den größten Abnehmer*innen des russischen Öls gehört, ist die
 205 Finanzierung des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine gesichert und Russland
 206 kann sich seine Kriegstreiberei weiterhin finanzieren. Dabei lassen wir nicht außer
 207 Acht, dass auch EU-Mitgliedstaaten wie Belgien, Spanien oder Ungarn, aber auch Nicht-
 208 EU-Staaten wie die Türkei weiterhin russisches Öl beziehen. Und dennoch ist die
 209 politische Unterstützung von China, Brasilien und Indien für den russischen Ukraine-
 210 Krieg begrenzt. Dies muss bei der Gestaltung der diplomatischen Beziehungen mit jenen
 211 Staaten berücksichtigt werden. Bilaterale Gespräche beispielsweise mit Indien müssen
 212 weiterhin als relevant in Betracht gezogen werden. Sanktionen müssen so gestaltet
 213 sein, dass sie ihr politisches Ziel erreichen, trotz dessen, dass andere Staaten wie
 214 beispielsweise China die Sanktionen gegen Russland nicht im gleichen Maße
 215 unterstützen. Grundsätzlich müssen wir begreifen, dass bilaterale Abkommen innerhalb
 216 der BRICS-Staaten in Verbindung mit Russland eine potenzielle Gefährdung des Friedens
 217 in Europa darstellen. Falls Staaten wie Indien oder Brasilien eine vermittelnde Rolle
 218 zugeschrieben werden kann, sollte diese dennoch genutzt werden. Diese Rolle muss
 219 immer im Sinne der Ukraine und deren Bevölkerung gestaltet werden.

 220 China - eine Supermacht?

 221 China ist die größte Volkswirtschaft unter den BRICS-Staaten und trägt erheblich zur
 222 wirtschaftlichen Dynamik der Gruppe bei. Als ein bedeutender Handelspartner hat China
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 223 erhebliche Investitionen in die BRICS-Region getätigt und dadurch seinen Einfluss in
 224 den BRICS verstärkt. China ist auf der Suche nach neuen Märkten und neuen
 225 Partner*innen und setzt Hoffnung in die Erweiterung von BRICS, um dem Anspruch des
 226 chinesischen Staats- und Parteichef Xi Jinping, eine globale politische Macht zu
 227 sein, zu folgen. Denn auch Xi Jinping weiß, dass eine Organisation mit vielen
 228 Mitgliedern einen ganz anderen geopolitischen Einfluss hat, als wenn ihr nur fünf
 229 Länder angehören. Innerhalb der BRICS Gruppe versucht China schon seit einiger Zeit
 230 eine führende globale Rolle einzunehmen und seinen Einfluss zu erweitern. Chinas
 231 Machtausübung erfolgt dabei unter anderem auch durch die Schaffung von Institutionen
 232 und die Förderung von bilateralen Beziehungen zu anderen Ländern, wie Russland. Dies
 233 umfasst unter anderem auch den Einsatz von wirtschaftlichem Druck und
 234 Unterstützungsabkommen, um politische Ziele zu erreichen.

 235 Ziel Chinas ist es, den sogenannten “globalen Süden” um sich herum zu scharen und
 236 diese nach China zu richten. Dabei soll Einfluss ausgeübt und die Weltordnung neu
 237 geprägt werden. Doch auch innerhalb der BRICS Staaten wird China kritisch betrachtet.
 238 So will sich beispielsweise Indien nicht den weltpolitischen Vormachtsbestrebungen
 239 Pekings unterordnen, wie wir am Beispiel des brodelnden Konfliktes um das Himalaya-
 240 Gebirge sehen können. Chinesischer und indischer Nationalismus stehen in Konkurrenz
 241 zueinander. Auch im Hinblick auf Chinas Etablierung und der Suche nach neuen
 242 Mitgliedsstaaten, mit der Unterstützung Russlands, wird Brasilien nervös. Denn für
 243 die schwächeren Glieder der BRICS Gemeinschaft bedeutet dies einen weiteren
 244 Machtverlust. Dies ist kein Zufall, sondern folgt vielmehr der Logik der
 245 kapitalistischen, von Konkurrenz geprägten Weltordnung. Auch in einem Staatenbund wie
 246 BRICS plus wird innenpolitischer Erfolg und Machterhalt den Bestrebungen nach einer
 247 gerechteren Welt untergeordnet. Um dies nachhaltig zu verändern, muss dementsprechend
 248 eine Alternative zur kapitalistischen Weltordnung basierend auf Solidarität und
 249 unseren internationalistischen Grundwerten. Langfristig arbeiten wir an einer
 250 Weltordnung ohne Herrschaftsbeziehungen.

 251 Ein übergeordnetes Ziel vereint die BRICS Länder: eine Gegenmacht zum sogenannten
 252 “globalen Norden”, insbesondere der USA, zu sein. Als volkswirtschaftliches stärkstes
 253 Land innerhalb der BRICS kommt China dabei eine besondere Bedeutung zu, obwohl sich
 254 nicht alle Mitgliedsstaaten des BRICS-Zusammenschlusses derzeit China unterordnen und
 255 die Aufnahme der BRICS plus-Staaten das Verhältnis individueller hegemonialer
 256 Ansprüche weiter verkomplizieren wird. Chinas außenpolitisches Handeln steht nicht im 
 257 Einklang mit internationalen Normen und Prinzipien und findet auf Kosten der 
 258 Interessen der globalen Gemeinschaft statt. Dies lehnen wir entschieden ab. 
 259 Handelspolitische Zusammenarbeit müssen wir deshalb so weit einschränken, dass sie im 
 260 Konfliktfall schnell beendet oder ausgesetzt werden kann.

 261 BRICS und der Kampf gegen den Klimawandel

 262 Auch mit Blick auf den Klimawandel eint die BRICS-Staaten die Kritik am sogenannten
 263 “globalen Norden”. Doch unterschiedlicher können ihre Strategien, Bedingungen und
 264 Ziele zum Klimaschutz kaum sein. Fest steht, auch die BRICS Staaten können es sich
 265 nicht leisten, nichts gegen den Klimawandel zu tun, denn die Auswirkungen des
 266 Klimawandels auf die BRICS Staaten sind ungefähr genauso groß wie der Einfluss, den
 267 die BRICS Staaten auf den Klimawandel haben. China und Indien haben bereits vor dem
 268 BRICS-Gipfel im Jahr 2023 unter Hitzewellen und Starkregen gelitten, Waldbrände in
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 269 Sibirien sind außer Kontrolle geraten und Brasilien erwartet einen Winter mit
 270 extremem Regen.

 271

 272 China leistet als derzeit wirtschaftlich stärkster Mitgliedstaat von BRICS weltweit
 273 den größten Anteil in der Produktion von Windturbinen sowie Solarpanelen und baut die
 274 weltweit leistungsstärksten Wasserkraftwerke. Ohne die Fortschritte, die einige
 275 BRICS-Staaten in Bezug auf den Klimawandel leisten, wäre die Erreichung der
 276 Klimaneutralität deutlich erschwert. Gleichzeitig befinden sich unter den BRICS-
 277 Staaten Plus auch Staaten, die als Rohöl- und Erdgas-Lieferanten sowie Atommächte
 278 agieren. Diese Faktoren machen sie zu bedeutenden Akteur*innen in den Verhandlungen
 279 zur globalen Klimaneutralität. Das resultiert darin, dass wir in Bezug auf die 
 280 globale Bekämpfung des Klimawandels und für die Gestaltung einer nachhaltigen und 
 281 klimaneutralen Zukunft auf die BRICS-Staaten als Mitstreiter*innen nicht verzichten 
 282 können. Auch dies erfordert eine kritische Auseinandersetzung mit unserer Klima- und 
 283 sog. Entwicklungspolitik und den Aufbau einer solidarischen, an der Bevölkerung 
 284 orientierten Energiepolitik.

 285  Bedingte Zusammenarbeit statt Blockbildung

 286 Es ist nicht zu leugnen, dass die BRICS-Gruppe eine weltweit wachsende Bedeutung
 287 bekommt. Voraussichtlich werden die BRICS Plus Staaten mit der Erweiterung um BRICS
 288 Plus etwa 37 % des globalen Bruttoinlandsproduktes erwirtschaften und 46 % der
 289 Weltbevölkerung repräsentieren. Im Vergleich dazu repräsentieren die G7-Staaten nur
 290 etwa elf Prozent der Weltbevölkerung und sie erwirtschaften kaufkraftbereinigt nur 33
 291 % des weltweiten BIP. Aus diesem Grund sind engere Kooperationen mit einzelnen
 292 Mitgliedern notwendig, jedoch lehnen wir jegliche Zusammenarbeit mit Russland
 293 entschieden ab. Die Zusammenarbeit mit China muss ebenfalls stets kritisch
 294 hinterfragt werden.

 295 Wir Jusos erkennen daher an, dass die BRICS und BRICS Plus Staaten eine Rolle bei der
 296 Gestaltung der globalen Agenda spielen werden und sich zu wichtigen Akteur*innen in
 297 einer sich wandelnden globalen Landschaft entwickelt haben. Eine konstruktive
 298 Zusammenarbeit unter Achtung der Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
 299 mit den demokratischen BRICS Ländern soll genutzt werden, um gemeinsame
 300 Herausforderungen anzugehen und Chancen zu nutzen. Allerdings bleiben unsere 
 301 kritischen und klaren Positionierungen zu Ländern wie Russland beispielsweise im 
 302 Kontext des Angriffskriegs auf die Ukraine, China beispielsweise im Kontext der 
 303 Menschenrechtsverletzungen gegenüber den Uigur*innen und der Situation in Taiwan, 
 304 sowie dem Iran, beispielsweise im Kontext der feministischen Bewegung „Jin Jiyan 
 305 Azadi“ davon unberührt. Wir setzen uns deshalb für eine gerechte und nachhaltige Welt
 306 ein. Unser jungsozialistischer Anspruch ist es, dass Außenpolitik im Sinne der
 307 Menschen gemacht wird, anstatt den Interessen von Unternehmen oder Autokraten zu
 308 dienen.

 309 Fest steht, dass der sogenannte “globale Norden” die eigenen multilateralen Formate
 310 für Staaten des sogenannten “globalen Südens” attraktiver machen und öffnen muss. Es
 311 bleibt Tatsache, dass die BRICS-Staaten aufgrund ihres fehlenden gemeinsamen
 312 sicherheitspolitischen Verständnisses für den sogenannten “globalen Norden” schwer
 313 kalkulierbar sind. Doch unabhängig von sehr berechtigter Kritik an Staaten innerhalb
 314 der BRICS-Gruppe ist das Streben nach echtem Multilateralismus, an dem alle Staaten
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 315 gleichberechtigt teilhaben können und der nicht als Machtinstrument des sogenannten
 316 “globalen Nordens” wirkt, wichtig. Das Machtungleichgewicht zwischen dem sogenannten
 317 Norden und Süden wird unter anderem durch die BRICS-Staaten effektiv verschoben. Dass
 318 dieses Ungleichgewicht nie einfach akzeptiert, sondern vielmehr mit Gewalt
 319 aufrechterhalten wurde, zeigen bereits die Bestrebungen in der damals sogenannten
 320 Dritten Welt sich zu emanzipieren, diese wurden jedoch blutig niedergeschlagen.

 321 Wie bereits erwähnt, verurteilen wir autoritäre Staaten und die Unterdrückung von
 322 Zivilgesellschaften auch in Ländern des sog. „Globalen Südens“, setzen uns aber
 323 grundsätzlich für eine Überwindung des Nord-Süd-Gefälles und für eine Zusammenarbeit
 324 auf Augenhöhe an. Dass BRICS-Staaten wie Russland und China sich für Länder des 
 325 globalen Südens als Partner*innen auf Augenhöhe darstellen, ist - beispielsweise vor 
 326 dem Hintergrund ihrer Rolle als große Ausbeuter*innen der Ressourcen auf dem 
 327 afrikanischen Kontinent - für Deutschland als Land des globalen Nordens eine 
 328 Herausforderung. Hier muss Deutschland als echter Partner des globalen Südens auf 
 329 Augenhöhe auftreten.“ Für uns gehört dazu auch der Kampf für den Abbau von
 330 Nationalgrenzen, ein wirtschaftliches Umdenken weg vom Kapitalismus und vor allem von
 331 dessen neoliberalen Auswüchsen und eine Welt der selbstbestimmten Arbeiter*innen! Die
 332 BRICS-Staaten zeigen durch die Erweiterung um weitere Mitgliedsstaaten ihr gestärktes
 333 Selbstbewusstsein. Diesem Selbstbewusstsein sollte proaktiv mit mehr Zusammenarbeit
 334 und Reformbereitschaft mit Blick auf internationale Institutionen begegnet werden.

 335 Fazit

 336 Die BRICS bzw BRICS-Plus-Gruppe nimmt für sich in Anspruch, einen erheblichen Anteil
 337 der Weltbevölkerung und der weltweiten Wirtschaftsleistung zu repräsentieren. Aus
 338 diesen Gründen ist es unumgänglich sich mit den politischen Entwicklungen rund um die
 339 BRICS-Staaten auseinanderzusetzen. So heterogen die Gruppe ist, so offensichtlich ist
 340 auch, dass antidemokratische und autoritäre Staaten maßgeblicher Teil des
 341 Zusammenschlusses sind. Aus der ursprünglichen Gruppe ist hier vor allem Russland zu
 342 nennen, mit dem spätestens seit seinem Angriffskrieg gegen die Ukraine keine
 343 Zusammenarbeit möglich ist. Die Verbrechen des Putins-Regimes werden durch andere
 344 BRICS-Staaten verharmlost oder verteidigt. China ist ein weiterer Staat in der
 345 Gruppe, mit dem wir uns bereits umfassend kritisch auseinandergesetzt haben und der
 346 seinen Machtzuwachs auf Kosten der internationalen Gemeinschaft vorantreibt. Neu
 347 hinzugekommen sind jetzt auch Staaten wie zum Beispiel der Iran, die zeitgleich
 348 massive Repressionen gegen die eigene Bevölkerung und außenpolitische Aggression
 349 ausüben. Aus diesen Gründen kann die BRICS- oder BRICS-Plus-Gruppe in ihrer 
 350 Gesamtheit kein Partner im Sinne unserer Außenpolitik sein. Für die einzelnen
 351 Mitglieder der Gruppe gilt die Kategorisierung, die wir bereits beim Bundeskongress
 352 2022 beschlossen haben. Dabei erkennen wir, dass der BRICS-Zusammenschluss auch
 353 deshalb eine große Attraktivität für Länder des sogenannten “globalen Südens”
 354 ausstrahlt, weil er die bestehende ungleiche Machtverteilung in internationalen
 355 Institutionen kritisiert und mehr Süd-Süd-Kooperationen verspricht. Um zu verhindern,
 356 dass Länder wie Russland, China oder der Iran davon profitieren, müssen die
 357 Bundesregierung und die Europäische Union diese Kritik des sogenannten “Globalen
 358 Südens” viel stärker aufgreifen als bisher und die Zusammenarbeit mit den betroffenen
 359 demokratischen Staaten stärken und sich kurzfristig beispielsweise für grundlegende
 360 Reformen der Weltbank, Entwicklungsbank und des IWF in Bezug auf Stimmrechte,
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 361 Transparenzvorgaben und Kriterienkataloge zur Finanzierung sozialer und ökologischer
 362 Vorhaben einsetzen.
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Antrag G2: Alles Krise? - Feministische Antworten auf die Krisen 
unserer Zeit
Antragsteller*in: Jusos Nordrhein-Westfalen
Status: angenommen
Sachgebiet: G - Gleichstellung, Feminismus & Gender
Antragsblock: Antragsblock G

 1 Überall Krise, überall Patriarchat?! – in Zeiten multipler Krisen und der Dauerkrise
 2 Kapitalismus enttarnt sich das Patriarchat jedes Mal aufs Neue: prekäre Beschäftigung
 3 von FINTA, geschlechtsspezifische Gewalt in Kriegs- und Krisengebieten, die Care-
 4 Krise und globale Krisen wie die Klimakatastrophe zeigen klar, dass das Patriarchat
 5 immer wieder Wege findet, all jene zu unterdrücken, die nicht in patriarchale
 6 Rollenbilder passen, beziehungsweise, die klein gehalten werden müssen, um
 7 Machthegemonien aufrecht zu erhalten. Unsere feministische Analyse identifiziert
 8 dabei Frauen, Inter, Nicht-binäre, trans und Agender Personen als jene Unterdrückten
 9 im Patriarchat. Je nach Kontext sind diese Gruppen zwar sehr unterschiedlich
 10 betroffen, sie eint jedoch der Ausschluss aus patriarchalen Hegemonien - ganz im
 11 Gegensatz zu Cis-Männern. Es braucht also intersektionale feministische Antworten auf
 12 diese Krisen sowie konsequente Solidarität, um unserem Kampf gegen das Patriarchat
 13 zum Erfolg zu verhelfen.

 14 Geschlechtsspezifische Gewalt in Kriegs- und Krisengebieten

 15 Inhaltswarnung: Gewalt

 16 Das Erstarken von autoritären Mächten erschüttert unsere Welt schon seit Jahren: Das
 17 Mullah-Regime im Iran, die Diktatur der Taliban in Afghanistan, Lukaschenkos
 18 unrechtmäßiger Machterhalt in Belarus, der Angriffskrieg auf die Ukraine oder auch
 19 der Krieg im Sudan. Die Anzahl an Kriegen und Krisen steigt immer weiter. In diesen
 20 Konflikten kommt es strukturell immer wieder zu geschlechtsspezifischer Gewalt und so
 21 wird bspw. sexualisierte Gewalt gegen Frauen und Mädchen als Waffe genutzt, um Macht
 22 zu demonstrieren. Auch genderqueere Personen wie INTA fallen allzu oft dieser Gewalt
 23 zum Opfer. Differenziert werden müssen aber die Motive der unterschiedlichen Formen
 24 geschlechtsspezifischer Gewalt. Frauen und Mädchen erfahren sexualisierte Gewalt in
 25 Krisen- und Kriegsgebieten, weil die Täter sie als Besitz eines ihnen feindlich
 26 gegenüberstehenden Mannes verstehen und sie so objektifizieren und sexualisierte
 27 Gewalt nutzen um sprichwörtliche Gebietskämpfe zu verkörperlichen. INTA-Personen
 28 wiederum fallen meist geschlechtsspezifischer Gewalt zum Opfer, da ihre bloße
 29 Existenz als ein Angriff auf patriarchale Hierarchien gewertet wird.  

 30 In Afghanistan verlieren Frauen immer weiter an Rechten, darüber hinaus sind auch
 31 INTA schwersten Repressionen ausgesetzt. Wir beobachten eine völlig neue patriarchale
 32 Gewaltspirale, da im Weltbild der Taliban kein Platz für Queerness und
 33 Geschlechtsidentitäten jenseits der Binarität ist. So wurden sie aus dem öffentlichen
 34 Leben verbannt, dürfen keine Bildungseinrichtungen besuchen oder am Arbeitsmarkt
 35 teilhaben. Ebenso sind FINTA erheblich in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt und
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 36 müssen bei Protest gegen ihre Unterdrückung mit Verfolgung, Folter und Inhaftierung
 37 rechnen. Auch die gesundheitliche Versorgung von FINTA scheint auf längere Sicht
 38 nicht gesichert: Etwa durch das Studienverbot fehlt es an Gynäkolog*innen und
 39 Hebammen, um sichere Geburten zu begleiten. So scheint es nicht verwunderlich, dass
 40 etwa Afghanistan eine der höchsten Müttersterblichkeiten weltweit verzeichnet.

 41 Im Iran zeigt sich ein weiterer Unterdrückungsmechanismus: Seit mehreren Monaten
 42 werden regelmäßig junge Schüler*innen in der Schule vergiftet. Diese Vergiftungen
 43 treten fast ausschließlich an Mädchenschulen auf und betreffen mittlerweile tausende
 44 junge FINTA im Iran, die oft nach den Giftanschlägen im Krankenhaus behandelt werden
 45 müssen. Zeitgleich werden im Iran Frauen weiter massivst unterdrückt und systematisch
 46 entrechtet: kein Tanzen oder Singen in der Öffentlichkeit, eine
 47 Verschleierungspflicht und kein Anspruch auf das Sorgerecht der eigenen Kinder. Vor
 48 Gericht gilt die Aussage eines Mannes so viel wie die Aussagen von zwei Frauen. Die
 49 feministische Revolution seit dem Mord an Jina Mahsa Amini im September 2022 kämpft
 50 gegen diese Unterdrückung, doch das Mullah-Regime antwortet seit Monaten gewalttätig
 51 unter anderem mit der Hinrichtung von Aktivist*innen sowie der Vergewaltigung von
 52 inhaftierten Freiheitskämpfer*innen.

 53 Auch in der Ukraine berichten seit dem Angriffskrieg Putins immer mehr FINTA von
 54 sexualisierter Gewalt. Allein 156 Fälle wurden zur Anzeige gebracht – die
 55 Dunkelziffer, so auch die Schätzung der Generalstaatsanwaltschaft der Ukraine, wird
 56 viel höher sein. Marta Havryshko, eine ukrainische Wissenschaftlerin, die schon
 57 jahrelang über sexualisierte Gewalt in Kriegen forscht, spricht von einer „Epidemie
 58 sexualisierter Gewalt“ in der Ukraine seit dem 24.02.2022.

 59 In Belarus kämpfen Frauen an vorderster Front gegen das unterdrückerische autoritäre
 60 Lukaschenko-Regime

 61 All diese Beispiele sind nur ein kleiner Teil der geschlechtsspezifischen Gewalt
 62 gegen FINTA in Kriegs- und Krisengebieten - das wahre Ausmaß der Unterdrückung ist
 63 weder bekannt noch wirklich vorstellbar. All diese Unterdrückungsmechanismen zeigen
 64 aber eines deutlich: Gewalt an FINTA ist eine Waffe. Eine Waffe, die Machthierarchien
 65 reproduziert und die Betroffenen demütigen soll und ihnen ihre Existenz und Autonomie
 66 abspricht. So wenden in der Ukraine Soldaten sexualisierte Gewalt an, um die
 67 Kontrolle über eroberte Gebiete zu behalten. Das Vergiften von jungen Frauen in
 68 Schulen begreifen viele als Bestrafung gegen die Freiheitskämpfer*innen: Junge
 69 Schüler*innen werden also als Mittel zum Zweck genutzt. Genauso suggerieren diese
 70 Anschläge, dass langfristig junge Frauen nicht in Bildungseinrichtungen gehören - die
 71 Realität und das Leben von queeren Personen wird komplett negiert.

 72 Die Lebensumstände für FINTA in Kriegs- und Krisengebieten sind prekär,
 73 lebensgefährdend und unfrei – so zeigt das Patriarchat wieder einmal, dass FINTA in
 74 diesem System nicht herrschen, sondern, dass über sie geherrscht wird, über sie
 75 entschieden wird und sie zum Objekt gemacht werden. Diese Analyse ist zentral, um
 76 gegen Gewalt gegen FINTA als Waffe vorzugehen. Es braucht gesamtgesellschaftlich ein
 77 Verständnis und es wird Zeit für eine linke, progressive feministische Außenpolitik,
 78 die diese Realitäten anerkennt und systemkritisch agiert. Unsere Solidarität muss
 79 langfristig sein und darf nicht abnehmen - es ist unsere Aufgabe als Feminist*innen
 80 nicht wegzuschauen, sich zu informieren und laut zu sein gegen Gewalt und für alle
 81 Betroffenen in Kriegs- und Krisengebieten.
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 82 Um gegen diese gewaltvolle und prekäre Situation vorzugehen, fordern wir:

 83

 84

 85
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 87

 88

 89

 90

 91

 92

 93

 94

 95

 96

 97

 98

 99

 100

 101

 102

 103

 104

 105

 106

 107

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114
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 116
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eine konsequente feministische Außenpolitik, die sich an den drei Rs und dem D
(Rechte, Ressourcen, Repräsentation und Diversität) orientiert und anerkennt,
dass es in einem kapitalistischen System immer das Patriarchat geben wird. Es
muss wirkliche Sanktionen gegen geschlechtsspezifische Gewalt geben, sichere
Fluchtrouten und unbürokratische Aufnahmeverfahren für Betroffene. Handel mit
autoritären Regimen, die aktiv geschlechtsspezifische Gewalt als Waffe nutzen,
muss kriteriengeleitet eingeschränkt werden.

die rechtliche Anerkennung von geschlechtsspezifischer sexualisierter Gewalt als
Verbrechen gegen die Menschlichkeit

Anlaufstellen für Betroffene, die Hilfe durch psychologische Betreuung und
rechtliche Beratung bieten, sowie die Finanzierung dieser Anlaufstellen im Sinne
einer feministischen Außenpolitik.

Zugang zu kostenlosen Verhütungs- und Abtreibemitteln sowie
Menstruationsartikeln - auch in Geflüchtetenunterkünften und -ankünften in EU-
Staaten sowie das Recht auf unbürokratische und kostenfreie psychologische und
ärztliche Versorgung im Falle von sexualisierter Gewalt. Etwa das System der
Anonymen Spurensicherung (ASS) kann hierbei als Vorbild dienen, um Betroffenen
die Möglichkeit einer Meldung und Dokumentation von Spuren einer Gewalttat zu
ermöglichen, selbst wenn sie sich zum Zeitpunkt der Tat (noch) nicht in der Lage
sehen, eine strafrechtliche Verfolgung anzustreben.

Wege der langfristigen Solidarität bspw. durch das regelmäßige Einladen von
Aktivist*innen und das Schaffen von Begegnungsräumen bei den Jusos.

Endlich die Umsetzung der Istanbul-Konvention in Hinblick auf Frauenhausplätze,
sowie die Finanzierung von Weiterbildungen für das Personal in diesen
Einrichtungen für Geflüchtete, die sexualisierte Gewalt während der Flucht
beziehungsweise während des Asylprozesses in Deutschland erleben. Dazu gehört
auch die Finanzierung von Dolmetscher*innen durch öffentliche Gelder als Teil
der Daseinsvorsorge.

Informations- und Unterstützungsressourcen sowie sichere Fluchtrouten besonders
für allein flüchtende FINTA mit und ohne Kind(ern), welche ein hohes Risiko
haben, während ihrer Flucht beziehungsweise kurz nach ihrer Ankunft in
Deutschland der Zwangsprostitution zum Opfer zu fallen. Außerdem die finanzielle
Unterstützung aufsuchender Sozialarbeit im Prostitutionsgewerbe, um
Zwangsprostitution, wo sie auftritt, schneller zu erkennen und den Betroffenen
schneller Hilfe leisten zu können.

 118 Unbezahlte Care-Arbeit als Teil patriarchaler Unterdrückung

 119 Im Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit spricht man in der sozialistischen und
 120 marxistischen Theorie davon, dass Arbeiter*innen doppelt frei sind: Erstens frei von
 121 Kapitalbesitz und zweitens frei von Leibeigenschaft - das bedeutet sie können ihre
 122 Arbeitskraft selbst verkaufen. Teil unserer feministischen Analyse muss sein, diese
 123 Analyse um patriarchale Machthierarchien zu ergänzen. So sind vor allem Frauen in
 124 heterosexuellen Partnerschaften eben nicht frei in ihrer Entscheidung ihre
 125 Arbeitskraft zu verkaufen, da rechtliche und gesellschaftliche Normen sie aus der
 126 Erwerbsarbeit halten, damit sie sich voll und ganz der unbezahlten Sorgearbeit
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 127 widmen. Besonders dieser Punkt verdeutlicht: Ein Sozialismusverständnis, das den
 128 Arbeitsbegriff nur als Erwerbsarbeit versteht, kann nie das unsere sein. Unsere
 129 antikapitalistische Analyse ist stattdessen: Wir alle sind im Laufe unseres Lebens
 130 sowohl auf professionelle (und bezahlte) wie auch unbezahlte Sorgearbeit angewiesen.
 131 Diese zumeist von Frauen verrichtete Arbeit ermöglicht erst die kapitalistische
 132 Ausbeutung der Arbeitskraft, sprich: Patriarchale Unterdrückung ist kein
 133 Nebenwiderspruch, sondern strukturell stabile Herrschaftsstruktur. Unser Kampf gegen
 134 das Patriarchat ist deshalb nicht durch unseren sozialistischen Kampf erledigt,
 135 sondern bedarf eigener Angriffspunkte.

 136 Während der Coronapandemie spitzte sich die Situation sowohl im Bereich der bezahlten 
 137 als auch der unbezahlten Care-Arbeit zu. Während innerhalb der professionellen Care-
 138 Arbeit Überlastung mehr als deutlich wurde, sah die Situation auch bei der 
 139 unbezahlten Care-Arbeit nicht besser aus. In den Familien blieben zwar auch viele 
 140 Väter (zwangsweise) während den Lockdowns zuhause, mehr Sorgearbeit verrichteten sie 
 141 dadurch jedoch strukturell nicht. Tatsächlich verdoppelte sich laut dem DIW sogar die 
 142 Zahl der heterosexuellen Partnerschaften mit Kind(ern), in denen die Frau die 
 143 Sorgearbeit de facto allein verrichtet von 8% auf 16%. Doch nachdem die Erinnerung an 
 144 die Lockdowns der Coronapandemie aus vielen Gedächtnissen verschwunden zu sein 
 145 scheint, ist die Ungleichverteilung von Care-Arbeit geblieben. Und während vor allem 
 146 dann gleichstellungspolitische Debatten politisch wie gesellschaftlich geführt 
 147 werden, wenn es um die reichsten 10% geht - wie etwa bei der Elterngelddebatte - 
 148 müssen wir diejenigen sein, die die materialistische Analyse der Care-Krise auf den 
 149 Plan rufen. Denn: Das Ungleichverhältnis bei der unbezahlten Care-Arbeit führt 
 150 strukturell zu Armut und Prekarisierung unter Frauen. Besonders im Alter zeigt sich 
 151 die darauf basierende gravierende Ungerechtigkeit. Frauen erhalten in Deutschland 
 152 deutlich weniger Rente als Männer und sind somit besonders häufig von Altersarmut 
 153 betroffen. Deshalb geht es ganz grundlegend darum, mehr Frauen in die 
 154 Vollerwerbsarbeit zu bringen, damit ist das Problem jedoch noch nicht erledigt. Denn 
 155 eine doppelte Belastung durch Erwerbs- und Care-Arbeit entlastet eben nicht, wenn 
 156 letztere nicht gerechter verteilt wird. Deshalb geht es darum mehr Männer in die 
 157 Pflicht zu nehmen und vor allem auch eine antirassistische Perspektive einzunehmen: 
 158 Denn solange Care-Arbeit strukturell von weißen auf migrantisierte Frauen umverteilt 
 159 wird, sind wieder einmal Cis-Männer die Profiteure der patriarchalen Ausbeutung, 
 160 während zusätzlich ein Ungleichgewicht zwischen weißen und migrantisierten Frauen 
 161 bestärkt wird.

 162 Im Angesicht der Care-Krise fordern wir für eine bessere Verteilung unbezahlter Care-
 163 Arbeit deshalb:

 164

 165

 166

 167

 168

 169

 170

 171

 172

Die Novellierung des Elterngeldes hin zu einem 7+7 Modell, welches die genommene
Elternzeit zwischen den Partner*innen gleich aufteilt. Das 7+7 Modell ist nach
aktueller Studienlage das gerechteste. Wir fordern zusätzlich die Verlängerung
der Bezugsdauer von Elterngeld auf mindestens 18 Monate (9+9) und darüber
hinaus, es muss dabei bei einer 50:50 Aufteilung bleiben.

die endgültige Abschaffung des Ehegattensplittings. Mit den im Koalitionsvertrag
verabredeten kosmetischen Änderungen geben wir uns nicht zufrieden!

Die Einführung der 25-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich, denn erste Studien
aus Großbritannien beweisen: Frauen profitieren von diesem Arbeitszeitmodell
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 194

überdurchschnittlich. Auch kann eine gesamtgesellschaftliche Diskussion zum
Verständnis von Arbeit und Lebensgestaltung durch die Einführung der 25-Stunden-
Woche gelingen.

Die Abschaffung von Minijobs, die noch zu häufig dazu beitragen, Frauen aus
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung fernzuhalten und so zur Lohnlücke
und dem Gender Care Gap beitragen.

Um das Risiko für Altersarmut von FINTA zu senken, muss ein feministisches
Rentensystem entwickelt und umgesetzt werden. Unbezahlte Care Arbeit und
Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt dürfen nicht weiter zu geringen
Rentenansprüchen führen.

Um dem Phänomen der Global Care Chains entgegenzuwirken, unterstützen wir den
Ausbau von Betreuungsangeboten, finanziert durch ein Solidarmodell, sowie eine
europäische Initiative für armutsfeste Mindestlöhne. Die Betreuungsangebote
müssen, um Global Care Chains wirklich entgegenzuwirken, vor allem öffentliche
Kinderbetreuungsangebote sein, also Kindertagesstätten, Kindergärten,
Ganztagsschulen, Hortbetreuung etc..

Zusätzliche Arbeitszeitreduktionen, Freistellungen und Lohnersatzleistungen für
pflegende Angehörige.

Die Auseinandersetzung mit und Implementierung von neuen Arbeitszeitkonzepten
wie dem Optionszeitenmodell, die im Sinne der feministischen Zeitpolitik
zeitliche Souveränität vorantreiben und die gerechtere Verteilung von Care-
Arbeit ermöglichen.

 195 Arbeit, Familie und Leben. Soziale Benachteiligung und Ungleichheit aufgrund des 
 196 Geschlechts in Zeiten der multiplen Krisen

 197 Laut dem Weltwirtschaftsforum gehören die steigende soziale Ungleichheit und die
 198 Klimakrise zu den größten Gefahren für die Weltgemeinschaft. Besonders von Armut
 199 betroffene Menschen können in Zeiten der multiplen Krisen keine Ressourcen aufbauen,
 200 um die Folgen dieser Krisen wie steigende Strom- und Gaspreise, Schäden durch
 201 Überschwemmungen, Wegfall von Arbeitsplätzen usw. abzufedern. Sie sind den Folgen
 202 dieser Krisen, die das kapitalistische System hervorbringt, ausgeliefert.

 203 Von Armut und/oder sozialer Ausgrenzung sind unterschiedliche Menschen in
 204 verschiedener Weise betroffen. Dies hängt unter anderem mit der Lebens- und
 205 Familiensituation, der Klassenzugehörigkeit und Klassenherkunft, dem gelesenen
 206 Geschlecht oder der zugeschriebenen ethnischen Herkunft oder Rassifizierung, dem
 207 Bildungsgrad, der Migrationsgeschichte oder mit Behinderungen und/oder Erkrankungen
 208 zusammen. Statistisch gesehen sind soziale Benachteiligung, Armut sowie soziale
 209 Ausgrenzung geschlechtsspezifisch bestimmt. Im steigenden Alter nimmt dieses
 210 Ungleichgewicht der Geschlechter sogar noch zu. Dabei liegt das Armutsrisiko von
 211 Frauen im Alter spürbar über dem des gesamtgesellschaftlichen Durchschnitts. Auch
 212 leiden queere Menschen besonders häufig unter Altersarmut und Krankheit. Dies hat
 213 unter anderem etwas damit zu tun, dass auch heute noch queere Menschen Angst haben
 214 müssen, sich am Arbeitsplatz zu outen und/oder durch den sogenannten
 215 „Minderheitenstress“ früher zu erkranken. Die Erfahrung von Diskriminierung,
 216 Ausgrenzung und Gewalt hat bei allen von struktureller Diskriminierung betroffenen
 217 Menschen Auswirkungen auf das Leben, die Arbeit und die Rente.
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 218 Aus vergeschlechtlichten Rollenzuschreibungen und den damit verbunden Nachteilen für
 219 Frauen - allen voran der Verdrängung vom Arbeitsmarkt - ergibt sich so z.B., dass
 220 Frauen statistisch gesehen mit einem höheren Armutsrisiko leben müssen.

 221 Auch das Bild der „traditionellen Familie“ trägt dazu bei. Es entstand zu Beginn der
 222 Neuzeit und prägt und stabilisiert „männliche“ und „weibliche“ Rollenbilder. Das
 223 konservative Idealbild einer lebenslangen heterosexuellen Ehe in einer Versorgungs-
 224 und Wirtschaftsgemeinschaft, in der sich die Partner*innen ergänzen, teilt Aufgaben
 225 und Tätigkeiten in einer zweigeschlechtlichen Vorstellung den Menschen zu. Dem Mann
 226 kommt hierbei die Rolle des „Ernährers“ und der Frau die Rolle als „Hausfrau und
 227 Mutter“ zu. In diesem konservativen, heute noch verbreiteten Bild der „traditionellen
 228 Familie“ werden beide Partner*innen in ihren Entwicklungsmöglichkeiten begrenzt.
 229 Heute gibt es noch immer rechtliche Regelungen, die mit diesem Bild der Ehe verbunden
 230 sind. So können z.B. im Falle einer Trennung oder Scheidung entstandene Nachteile -
 231 etwa durch das Ehegattensplitting - durch die Übernahme von unbezahlter Care-Arbeit
 232 in der beruflichen Entwicklung nicht aufgeholt werden.

 233 Das patriarchal geprägte Normbild der „traditionellen Familie“ scheint bei Erfüllung
 234 meist zu guter staatlicher Familienförderung zu führen, wohingegen „Abweichungen“
 235 negative gesellschaftliche Folgen haben. So haben Alleinerziehende ein
 236 außerordentlich hohes Armutsrisiko und sind zu 88% Frauen. Ungefähr 40% der
 237 Alleinerziehenden müssen Grundsicherung beziehen. Im Vergleich zu anderen
 238 Bevölkerungsgruppen haben zusammenlebende Eltern mit nicht mehr als zwei Kindern ein
 239 geringeres Armutsrisiko. Hier scheint „Familienförderung“ zu funktionieren.
 240 Trennungen können hingegen schnell zu sozialen Nachteilen führen. Menschen, die in
 241 anderen Familienformen leben, erhalten weniger finanzielle Förderung und haben ein
 242 höheres Armutsrisiko.

 243 Seit Jahren ist ein bestehendes politisches Thema die Vereinbarkeit von Familie und
 244 Beruf, dennoch ist eine Folge der Corona-Krise ein neues Bestärken konservativer
 245 Geschlechterrollen und Aufgabenverteilungen. Obwohl ein Familienmodell, bei dem die
 246 partnerschaftliche Aufteilung von Sorge- und Erwerbsarbeit nicht erfolgt, für viele
 247 junge Paare nicht mehr attraktiv zu sein scheint, können knapp ein Drittel der
 248 erwerbstätigen Mütter kein Einkommen erzielen, mit dem sie sich materiell absichern
 249 können. Des Weiteren nehmen die meisten Männer noch immer keine oder nur eine sehr
 250 kurze Elternzeit.  Hier setzen auch die Elterngeldregelungen Anreize, patriarchal
 251 geprägten Aufgabenverteilungen nachzugehen. In Fällen, in denen der männliche Partner
 252 mehr verdient, erscheint es für diesen nicht so attraktiv, eine Elternzeit zu nehmen,
 253 da die finanziellen Verluste größer wären als bei der Elternzeit der Partnerin.

 254 Diese Fälle, in denen der männliche Partner mehr verdient, sind keine Einzelfälle und
 255 haben etwas mit den Lohnunterschieden zwischen den Geschlechtern zu tun. Der
 256 unbereinigte Gender Pay Gap ist seit 2002 konstant und liegt im gesamtdeutschen
 257 Durchschnitt bei 18%. Diese Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen ergeben sich
 258 unter anderem daraus, dass Frauen häufiger unbezahlten Tätigkeiten innerhalb der
 259 Familie nachgehen und so weniger Zeit in ihre Karriere investieren können oder öfter
 260 in Teilzeitjobs arbeiten, bei denen keine weiteren Aufstiegschancen bestehen. Der
 261 Lohnunterschied bei den direkt vergleichbaren Tätigkeiten, also der sog. bereinigte
 262 Gender Pay Gap, liegt laut dem statistischen Bundesamt bei sechs Prozent. Laut dem
 263 Institut der deutschen Wirtschaft liegt dies daran, dass Frauen häufiger Brüche in
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 264 ihrer Erwerbsbiografie haben und in schlecht bezahlten Berufen arbeiten.

 265 Bereits die Wahl des Berufes und der Ausbildung werden von Vorstellungen und Rollen
 266 im Bezug zum Geschlecht geprägt. In der heutigen Zeit sind die sogenannten MINT-
 267 Berufe mit den Bereichen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft “männlich” und die
 268 sogenannten SAGE-Berufe mit den Bereichen Soziale Arbeit, Gesundheit und Pflege,
 269 Erziehung und Bildung eher “weiblich” dominiert. Hieran schließt sich eine
 270 schlechtere Bezahlung der frauendominierten Berufe an. Gemäß der kapitalistischen
 271 Verwertungslogik wird noch immer ein Unterschied gemacht in der Bewertung der
 272 Nützlichkeit sozialer Berufe und ‘traditionellen’ Arbeitsverhältnissen, die direkt
 273 die Kapitalakkumulation beeinflussen. Bereits in der Ausbildung sind diese schulisch
 274 ohne Gehalt oder sogar mit Gebühren verbunden. So können Ansprüche auf die
 275 Altersvorsorge schlechter aufgebaut werden. Dies kann in Kombination mit
 276 Teilzeitarbeit und Familiengründung zur Altersarmut führen. In „weiblich“
 277 zugeschriebenen Berufen erfahren die Arbeitenden häufig eine fehlende finanzielle
 278 Wertschätzung, geringere Tarifbindungen und Aufstiegschancen. Diese fehlende
 279 finanzielle Wertschätzung ist ein Ergebnis gesellschaftlicher Abwertung und
 280 Unterdrückung.

 281 Aufgrund dieser geschlechtsbezogenen, in bestimmten Lebenssituationen und Lebenslagen
 282 auftretenden sozialen Ungleichheiten und Benachteiligungen, fordern wir:

 283

 284

 285

 286

 287

 288

 289

 290

 291

 292

 293

 294

 295

 296

 297

 298

 299

 300

 301

 302

 303

Eine breite gesamtgesellschaftliche und politische Aufarbeitung von Fragen
geschlechter- und klassenbezogener Diskriminierung und dessen Auswirkungen in
Zeiten der Krisen.

Eine Berücksichtigung der Familien- und Pflegearbeit in der Sozialversicherung
und im Sozialrecht. Hier vor allen Dingen die Abschaffung von rechtlichen
Regelungen, die patriarchale Rollenbilder und Aufgabenverteilungen belohnen und
eine Ersetzung durch Regelungen, die vor allem die Bekämpfung von Armut und die
Emanzipation der Frau in den Fokus rücken.

Mehr Forschung in Bezug auf die Frage ob und inwiefern strukturelle Armut bei
INTA vorliegt.

Eine staatliche politische Familienförderung, die nicht das konservative Bild
der “klassischen Kernfamilie” als Idealbild vertritt, sondern unterschiedliche
Formen des Familienlebens berücksichtigt, fördert und den Schutz von
alleinerziehenden FINTA vor allem in Krisenzeiten in den Blick nimmt.

Die Anerkennung und Überwindung der prekären Situation alleinerziehender FINTA
als zentraler Punkt in der Familienpolitik, etwa mit Anpassungen beim
Elterngeldsatz für Alleinerziehende und Familienzuschlägen bei
Beamtenverhältnissen, sowie in der priorisierten Vergabe von Betreuungsplätzen,
der erweiterten Anerkennung der Rentenbeitragsjahre während der Zeit der
intensiven Kinderbetreuung und erheblichen steuerliche Entlastungen, gerade mit
Blick auf die privilegierte Stellung verheirateter Paare.

 304 Die Überprüfung der Leistungen der Existenzsicherung auf die geschlechtsspezifischen
 305 Auswirkungen. Die Anhebung des Bürger*innengeldes und die Erhöhung des Mindestlohnes
 306 auf einen Satz, der armutsfest ist, ein selbstbestimmtes gutes Leben sowie
 307 gesellschaftliche, kulturelle und politische Teilhabe und einen Aufbau von Ressourcen
 308 zur Absicherung der Folgen von Krisen ermöglicht.
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 309

 310

 311

 312

 313

 314

Eine armutsfeste Mindestrente, die vor Altersarmut als Folge von
geschlechtsspezifischer Benachteiligung im Erwerbsalter schützt.

Im antikapitalistischen feministischen Arbeitskampf verstehen wir die
Gewerkschaften als unsere wichtigsten Partner*innen. Wir fordern die Stärkung
der Gewerkschaften etwa durch ein Tariftreuegesetz, denn in tarifgebundenen
Berufen ist der Gender Pay Gap niedriger und das Lohnniveau insgesamt höher.

 315 Antifeminismus und Faschismus gehen Hand in Hand - Für einen feministischen 
 316 Antifaschismus

 317 Rechte und Faschist*innen sind international wie auch in Deutschland auf dem
 318 Vormarsch. Im thüringischen Sonneberg wurde der erste AfD-Landrat gewählt, die
 319 Europawahlen stehen vor der Tür und rechte Parteien wähnen sich schon im
 320 Erfolgsrausch. Als antifaschistischer Verband muss uns dies besorgen, wissen wir
 321 doch, dass gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit wie Rassismus, Klassismus und
 322 Sexismus, aber auch Ableismus Hand in Hand mit dem Faschismus gehen. Frauen, queere
 323 Personen, BIPoC, arme Menschen und Menschen mit Behinderung dienen den Faschist*innen
 324 als Projektionsfläche. So wird im Namen der weißen Frau Stimmung gegen Geflüchtete
 325 gemacht, im Namen der bürgerlichen Kleinfamilie gegen queere Personen gehetzt und
 326 obendrein eine Sozial- und Gesundheitspolitik propagiert, die alles andere als
 327 feministisch und progressiv ist. Und deshalb dürfen uns Errungenschaften wie etwa die
 328 Streichung des Paragraf 219a auch nicht trügen: Rechte und Faschist*innen arbeiten
 329 bereits am Rollback und wollen grundlegend an die von uns erkämpften Rechte!

 330 Rechte Parteien nutzen dabei insbesondere Online-Medien, um ihre Reichweite zu
 331 vergrößern und vor allem bei jungen Menschen Anklang zu finden. Diese Strategie
 332 verstärkt den Nährboden für faschistische Tendenzen sowohl in Bildungseinrichtungen
 333 als auch in der Gesellschaft insgesamt und verfestigt patriarchale und
 334 diskriminierende Strukturen. Neben Parteien gibt es vermehrt auch männliche
 335 Influencer, die durch Online-Content junge Männer ansprechen und aktiv misogyne,
 336 meist kombiniert mit queerfeindlichen Aussagen tätigen. Darunter fallen auch
 337 sogenannte Incels, die es sich zur Aufgabe machen frauenfeindliche Ansichten zu
 338 verbreiten. Zwar wird sich oftmals über diese Menschen lustig gemacht, ihre Taten
 339 dürfen jedoch ganz und gar nicht verharmlost werden. Es wird ein misogynes Frauenbild
 340 gepaart mit Queerfeindlichkeit, besonders Transfeindlichkeit und anderen
 341 Diskriminierungsformen erstellt. Nicht Cis-Männer werden enorm objektifiziert und
 342 Gewalt gegen sie wird legitimiert. Die Reichweite dieser Männer und ihre Wirkung auf
 343 andere, besonders Kinder und Jugendliche, muss als ernsthaftes Problem begriffen
 344 werden. Parteien wie die AfD sind an vorderster Spitze mit dabei, solche Narrative
 345 mitzutragen.

 346 So stehen Parteien wie die AfD für die Verdrängung der Frau vom Arbeitsmarkt, denn
 347 sie erkennen in ihr nur die Hausfrau und Mutter. Sie stehen für einen Abbau des
 348 Sozialstaates, um etwa Wohnungslose und Geflüchtete gegeneinander auszuspielen und
 349 sie beschwören queerfeindliche Mythen wie die Frühsexualisierung und würden am
 350 liebsten Aufklärungsunterricht aus Schulen verbannen, Abtreibungen illegalisieren
 351 sowie Verhütung tabuisieren. Krankheitsversorgung bei sexuell übertragbaren
 352 Krankheiten sehen sie nicht als Teil der Daseinsvorsorge. Diese Liste könnte lange
 353 weitergeführt werden und wäre trotzdem nur die Spitze des Eisberges, denn die
 354 menschenfeindliche Haltung endet nicht bei politischen Programmpunkten, sondern
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 355 schlägt immer wieder in Gewalt um. Um diese Gefahr richtig zu erkennen, reicht es
 356 jedoch nicht, nur jene in den Blick zu nehmen, die selbst körperliche Gewalt ausüben.
 357 Vielmehr muss uns umtreiben, wenn Vertreter*innen etablierter Parteien, wie etwa der
 358 CDU/CSU, die Grenze des Sagbaren immer weiter verschieben und sich willentlich dem
 359 Kulturkampf der AfD anschließen. Für uns bleibt Antifaschismus deshalb Handarbeit und
 360 feministischer Auftrag.

 361 Antifaschismus und Feminismus müssen Hand in Hand gehen, um die gemeinsamen Kämpfe
 362 gegen Patriachat und Faschismus zu bestreiten. Die antifaschistische Szene wird von
 363 Männern dominiert. Der eigene Sexismus innerhalb antifaschistischer Bewegungen wird
 364 selten reflektiert. Das muss ein Ende haben. Die antifaschistische Bewegung darf
 365 nicht zur Bühne der Selbstdarstellung von Männern werden, sondern sollte Bühne des
 366 politischen Kampfs gegen den Faschismus sein. Wir brauchen einen feministischen
 367 Antifaschismus.

 368 Im Angesicht des Erstarkens rechter Kräfte wollen wir deshalb:

 369

 370

 371

 372

 373

 374

 375

 376

 377

 378

 379

 380

 381

 382

 383

 384

 385

 386

 387

 388

 389

Mehr Förderung von queeren, migrantischen und postmigrantischen Projekten, v.a.
auf kommunaler Ebene, welche Beratung und Teilhabe bieten. Besonders aus dem
Anrecht auf Teilhabe leiten wir abermals die Notwendigkeit des
Altschuldenschnitts für die Kommunen ab, um soziale Projekte endlich besser
fördern zu können.

Die feministische Offensive in der Reproduktions- und Verhütungsdebatte statt
des Kuschens vor rechten Diskursen. Das bedeutet konkret die konsequente
Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs sowie von Krankenkassen vollständig
übernommene Verhütungsmittel (unabhängig vom Alter).

Eine umfassende und wirksame Regulierung sozialer Medien, die darauf abzielt,
die Verbreitung menschenfeindlicher und rechter Hetze einzudämmen und zu
bekämpfen. Diese Regulierung sollte in enger Zusammenarbeit mit Expert*innen und
zivilgesellschaftlichen Organisationen erarbeitet werden, um die Integrität
digitaler Plattformen zu gewährleisten und die Verantwortung der
Plattformbetreiber*innen bei der Moderation und Entfernung von Hassbotschaften
zu stärken.

Die konsequente Verteidigung der Brandmauer gegen rechts: Das bedeutet nicht nur
den Kampf gegen mit AfD und Konsorten, sondern auch der laute Protest, wenn etwa
die CDU/CSU meint mit Faschist*innen zu liebäugeln, denn Antifeminismus muss als
Brückenideologie zwischen Konservativen und der extremen Rechten bekämpft
werden.

 390 Globale Krisen und koloniale Kontinuitäten in einer patriarchal geprägten 
 391 Weltgemeinschaft

 392 Von den Auswirkungen der Corona-Pandemie, über die Folgen des russischen
 393 Angriffskrieges bis zu den Folgen der Klimakrise: Wir leben in einer Zeit der Krise.
 394 Der Kapitalismus ist Erzeuger von Krisen, Unterdrückung und sozialer Ungleichheit und
 395 zeigt sich nicht in der Lage die Grundbedürfnisse aller Menschen nach Essen, Wohnen,
 396 Heizen, Mobilität, Sicherheit und Teilhabe zu sichern. Eng mit dem Kapitalismus und
 397 den globalen Krisen verbunden sind die historischen Folgen des Kolonialismus. Hierbei
 398 ist die Ausbeutung von Arbeitskraft ein zentraler Bestandteil des kapitalistischen
 399 Systems, sei es historisch in den Kolonien durch Sklavenhandel und Zwangsarbeit oder
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 400 aber in der heutigen kapitalistischen Welt durch Sklavenhandel, Zwangsarbeit und
 401 durch ausbeuterische Arbeitsverhältnisse. Des Weiteren prägen die Folgen des
 402 Kolonialismus unsere heutige Welt und tragen zu aktuellen Krisen bei. So zeigt sich
 403 nicht nur zwischen den unterschiedlichen Einkommensgruppen der Industrienationen,
 404 sondern im Verhältnis des globalen Nordens zum globalen Süden, dass die
 405 gesellschaftlichen Gruppen der Weltgemeinschaft, deren Beitrag zum Klimawandel am
 406 geringsten ist, die stärkste Betroffenheit von den Folgen des Klimawandels z.B. durch
 407 Überschwemmungen, Hitzewellen, Starkwetterereignisse, Dürreperioden usw. erfahren und
 408 erfahren werden. Diese Ungleichheit und Ungerechtigkeit in der Betroffenheit und
 409 Verursachung des Klimawandels kann als eine Folge des Kolonialismus gesehen werden.
 410 Weitere koloniale Kontinuitäten stellen die Ressourcenausbeutung in Ländern des
 411 globalen Südens, kulturelle Unterdrückung und Diskriminierung, die politische
 412 Einflussnahme, die zu korrupten Regierungen, politischer Instabilität und autoritären
 413 Regime führte und die wirtschaftliche und soziale Ungleichheit in der
 414 Weltgemeinschaft zwischen den Ländern dar. Die Länder, die von kolonialer Ausbeutung
 415 heute noch wirtschaftlich profitieren und die Länder, die hiervon betroffen sind, die
 416 dadurch entstehende Armut und aufkommenden Konflikte sowie Kriege im globalen Süden
 417 sind das, was wir unter kolonialen Kontinuitäten begreifen.

 418 Im Bereich der wirtschaftlichen Ungleichheit hat die koloniale Ausbeutung zu einer
 419 ungerechten Verteilung von Ressourcen und zu wirtschaftlicher Abhängigkeit geführt.
 420 Weiterhin leben wir in einer ungleichen globalen Wirtschaftsordnung, in der koloniale
 421 Mächte der Länder des globalen Nordens eine dominante wirtschaftliche Position
 422 einnehmen. Diese soziale und wirtschaftliche Ungleichheit führt zur Entstehung und
 423 Verstärkung globaler Krisen wie Armut, Ausbeutung, der Klimakrise und trägt zu
 424 Fluchtursachen bei. Aufgrund dessen, dass wir in einer patriarchal geprägten Welt
 425 leben, sind so vor allem FINTA von Gewalt, Ausbeutung und Armut bedroht, aufgrund der
 426 Wirkung kolonialer und rassistischer Strukturen sind BIPoC eine weitere vulnerable
 427 Gruppe dieser Gewalt, Ausbeutung und Armut. Im Sinne eines intersektionalen
 428 Analyserahmens vermögen wir die gegenseitige Verschränkung dieser strukturellen
 429 Diskriminierungen zu erfassen und wissen: Im Dreiklang von Race, Class und Gender
 430 wirken Rassismus, kapitalistische Zwänge und Patriarchat ineinander.

 431 Eine gerechte und feministische Weltordnung, in der alle Menschen unabhängig ihres
 432 Geschlechts, ihrer Herkunft, ihrer Behinderung, ihrer Rassifizierung, ihrer
 433 Klassenzugehörigkeit und ihrer Sexualität in Frieden gleichberechtigt leben können,
 434 erfordert einen strukturellen Wandel, der die historisch gewachsenen Ungleichheiten
 435 bekämpft sowie eine solidarische auf Augenhöhe stattfindende Zusammenarbeit zwischen
 436 dem globalen Norden und dem globalen Süden fördert. Es erfordert die
 437 Verantwortungsübernahme von Regierungen, multinationalen Unternehmen, der
 438 Zivilgesellschaft, den internationalen Intuitionen und den gesellschaftlichen
 439 Personengruppen, die heute noch vor allem im globalen Norden von
 440 Ausbeutungsstrukturen, vom Kapitalismus und von den kolonialen Kontinuitäten
 441 profitieren.

 442 Vor diesem Hintergrund fordern wir:

 443

 444

 445

Die Bekämpfung von sozialer Ungleichheit und Diskriminierung in der
Weltgemeinschaft. Dies kann u.a. die Stärkung der Rechte der Frau,
marginalisierten gesellschaftlichen Gruppen und indigenen Gemeinschaften, die
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 446

 447

 448

 449

 450

 451

 452

 453

 454

 455

 456

 457

 458

 459

 460

 461

 462

 463

 464

 465

 466

 467

 468

 469

 470

Bekämpfung geschlechtsbezogener Gewalt, die Förderung gleichberechtigter
politischer Teilhabe und die Schaffung des Zugangs zu Bildung- und
Gesundheitsinstitutionen sowie den Versuch, die Grundbedürfnisse aller Menschen
politisch zu sichern, umfassen.

Die Strukturen der globalen Wirtschaft zu hinterfragen und eine gerechtere
Verteilung der Ressourcen und des Wohlstands politisch zu erzielen. Dies kann
unter anderem durch die Förderung lokaler Produktionen und Wertschöpfungsketten,
die weltweite Bekämpfung von Ausbeutung und Ungleichheit in globalen
Lieferketten, den Schutz und die Rechte indigener Völker usw. erreicht werden.

Eine gerechtere Verteilung von Ressourcen, indem feministische
Entwicklungszusammenarbeit massiv ausgebaut wird, feministische Außenpolitik ein
fester Bestandteil deutscher Außenpolitik wird und faire Handelsbedingungen
geschaffen werden mit dem Ziel die wirtschaftliche Abhängigkeit der Gebiete, die
noch immer vom Kolonialismus gezeichnet sind, zu verringern.

Die Anerkennung der Verantwortlichkeit der Klimakrise von den profitierenden
gesellschaftlichen Gruppen des kapitalistischen Systems im globalen Norden wie
z.B. Superreiche sowie international handelnde Unternehmen. Wir fordern, die
ärmsten Länder in den Anpassungen an den Klimawandel zu unterstützen und eine
Reduktion der Treibhausgasemissionen bei den gesellschaftlichen Gruppen der
Weltgemeinschaft im globalen Norden zu erzielen. Umverteilungspolitik betreiben
wir Jusos nicht nur in Vermögensfragen, sondern eben auch in Verantwortung!

Die Anerkennung der Geschichte des Kolonialismus und seine Folgen im heutigen
kapitalistischen System. Dies umfasst eine Aufarbeitung der kolonialen
Vergangenheit und eine öffentliche Bewusstseinsbildung über koloniale
Ungerechtigkeiten und kapitalistische patriarchale Strukturen der Ausbeutung.
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Antrag I1: Sogenannte “Clankriminalität” aus den Köpfen streichen 
- für einen antirassistischen Kampf gegen organisierte 
Kriminalität
Antragsteller*in: Jusos Berlin
Status: angenommen
Sachgebiet: I - Inneres, Justiz & Verbraucher*innenschutz
Antragsblock: Antragsblock I

 1 Wo wir stehen

 2 Immer wieder machen auch SPD-Politiker*innen Öffentlichkeitsarbeit mit Forderungen,
 3 härter gegen sogenannte “Clans” vorzugehen. Zuletzt heizte Nancy Faeser die
 4 öffentliche Debatte durch einen Vorstoß ihres Bundesinnenministeriums an, Angehörige
 5 von “Clans” auch dann abzuschieben, wenn diese selbst keine Straftaten begangen
 6 haben. Stimmen, die sich kritisch mit dem Begriff auseinandersetzen, sind in der
 7 deutschen Öffentlichkeit rar. Unsere Gesellschaft ist geprägt durch eine weiße
 8 Mehrheit, die für die strukturelle und institutionalisierte Unterdrückung von BIPoC
 9 verantwortlich ist. Diese Unterdrückung und das Bedürfnis von Kontrolle von BIPoC-
 10 Communities manifestiert sich insbesondere in dem Verhältnis von Staatsgewalt zu
 11 nicht-weißen Communities. Das ist für Betroffene deshalb besonders einschneidend,
 12 weil es die freie Persönlichkeitsentfaltung massiv einschränkt sowie Vertrauen in
 13 Rechtsstaat und Demokratie untergräbt. Daher muss unser antirassistischer Kampf in
 14 besonderem Maße an staatlichen Strukturen ansetzen, die Rassismus manifestieren und
 15 reproduzieren. Wir streben an, ebendiese Strukturen aufzubrechen und Awarenessarbeit
 16 in der weißen Mehrheitsgesellschaft über vorherrschende Diskriminierungsformen zu
 17 leisten.

 18 Dabei ist für uns klar: Die Polizeiarbeit mit nicht-weißen Communities muss sich
 19 radikal ändern. Konzepte der sogenannten „Gefahrenabwehr“, die auf rassistischen und
 20 stigmatisierenden Vorurteilen beruhen, müssen der Vergangenheit angehören.

 21 99 Problems mit sog. “Clankriminalität”

 22 Eines der rassistischen Konzepte, welches oftmals von Bundeskriminalamt (BKA) und
 23 diversen Landeskriminalämtern, sowie in der innenpolitischen Debatte (auch von SPD-
 24 Politiker*innen) verwendet wird, ist das sogenannte Konzept der „Clankriminalität“.
 25 Im Bundeslagebild OK (Organisierte Kriminalität) 2021 definiert das BKA
 26 (Bundeskriminalamt) einen Clan dabei als „eine informelle soziale Organisation, die 
 27 durch ein gemeinsames Abstammungsverständnis ihrer Angehörigen bestimmt ist. Sie 
 28 zeichnet sich insbesondere durch eine hierarchische Struktur, ein ausgeprägtes 
 29 Zugehörigkeitsgefühl und ein gemeinsames Normen- und Werteverständnis aus.”

 30 Diese Definition ist aus vielen Gründen problematisch. weil in ihr selbst ein
 31 rassistisches Weltbild inhärent ist. Während frühere Lageberichte noch von dem
 32 Begriff “Ethnie” sprachen, hat man sich zwar wegen vielfach geübter Kritik an dem
 33 Ethnizitätskonstrukt hiervon entfernt, aber auch “Abstammungsverhältnis” legt das
 34 rassistische Weltbild offen, das dem Verständnis der sogenannten Clankriminalität
 35 inhärent ist. Sie kontrastiert die angeblich gesellschaftlich abgeschotteten,
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 36 implizit nicht-weißen, kriminellen “Ausländer” mit den weißen Deutschen und ihrer
 37 homogenen, erstrebenswerten Ordnung.  Das lässt sich schon daran festmachen, dass
 38 offensichtlich auch Täter*innengruppen existieren, die ein „gemeinsames deutsches
 39 Abstammungsverständnis“ haben und auch ansonsten die BKA-Clan-Definition erfüllen,
 40 aber nicht gemeint sind. Es ist auch deshalb grotesk, da etwa die Hälfte der im
 41 Lagebericht des BKA aus dem Jahre 2021 genannten Täter*innen die deutsche
 42 Staatsbürgerschaft haben.

 43 Zudem ist das Konzept rechtsstaatlich problematisch, weil damit eine Klammer um
 44 verschiedenste Straftaten gebildet wird, die diese nur deshalb in einen Zusammenhang
 45 setzt, weil der*die Beschuldigte nicht weiß ist und eine von der weißen Mehrheit
 46 abweichende kulturelle Prägung hat.  Neben diesen Bedenken ist die Klammerwirkung der
 47 “Clankriminalität” auch deshalb problematisch, weil der Begriff damit konturlos wird:
 48 Falschparken kann genauso Grund für die Einstufung als “Clankriminalität” gelten wie
 49 ein Mord. Gleichzeitig impliziert das Konzept mit dieser Klammerwirkung der
 50 Einwanderungsfamilie einer*eines Beschuldigten, dass bestimmte kulturelle Prägungen
 51 eine besondere Nähe zu Kriminalität aufweisen. Die Behauptung, dass es “Gruppen mit
 52 gemeinsamem Abstammungsverhältnis” gebe, deren Kriminalitätsneigung im Vergleich zur
 53 deutschen Mehrheitsgesellschaft per se gesteigert sei, ist vielfach wissenschaftlich
 54 widerlegt und steht in der Tradition der “Rassenforschung”. Praktisch fördert dieses
 55 Verständnis Racial Profiling massiv. Ein solch rassistisches Verständnis von
 56 Gesellschaft und die dem Konzept zugrundeliegende Ethnisierung von Kriminalität
 57 lehnen wir entschieden ab.

 58 Eine weitere Ebene, die in innenpolitischen Debatten um sog. “Clankriminalität” oft
 59 ausgespart wird, ist die individuelle. Mitglieder bestimmter Familien mit bekannten
 60 Nachnamen werden durch die rassistischen Zuschreibungen zu ihrem Familiennamen in
 61 nahezu allen Bereichen des (öffentlichen) Lebens diskriminiert. Die pauschale
 62 gesellschaftliche Ausgrenzung, die ihnen widerfährt, wäre zu kritisieren, selbst wenn
 63 eine Mehrheit der Familienmitglieder kriminell wäre. Die Realität ist aber, dass die
 64 große Mehrheit der Familienmitglieder mit kriminellen Strukturen nichts zu tun hat
 65 bzw. selbst nie straffällig wird. Die gesellschaftlich auferlegte Erwartung ihrer
 66 Straffälligkeit begleitet sie aber oft das ganze Leben. Kindern aus entsprechenden
 67 Familien wird laut Betroffenenberichten oftmals schon in der Schule eine zukünftige
 68 kriminelle Karriere bescheinigt. Das führt bei den betroffenen Schüler*innen oft zu
 69 Demotivation, schlechten schulischen Leistungen, starker sozialer Isolation und einem
 70 Mangel an Möglichkeiten, ihre Persönlichkeit frei zu entfalten. Beim Einstieg in das
 71 Berufsleben haben es junge Menschen mit Nachnamen angeblicher arabischer “Clans”
 72 ebenfalls ungleich schwerer: Oft finden sie keine*n Arbeitgeber*in, der*die sie aus
 73 Angst um fälschlicherweise vorverurteilten kriminelle Hintergründe nicht einstellen
 74 will. Auf dem Mietmarkt, der Mieter*innen auf Wohnungssuche in urbanen Ballungsräumen
 75 ohnehin schon verzweifeln lässt, haben Menschen mit bekannten Nachnamen kaum eine
 76 Chance und sind oft gezwungen, ihre Kieze zu verlassen. All diese Formen
 77 gesellschaftlicher Diskriminierung und sozialer Isolation führen oft dazu, dass
 78 Mitglieder entsprechender Familien das Gefühl haben, sich in allen Bereichen des
 79 Lebens nur aufeinander und ihre Familienstrukturen verlassen zu können.

 80 Der wahre Grund für Kriminalität: Staatliches Versagen 

 81 Die politische und gesellschaftliche Debatte zum Thema der sog. “Clankriminalität”
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 82 lässt oft aus, was der wahre Grund dafür ist, dass es hohe Kriminalitätsraten unter
 83 Familien gibt, die in den 1980er Jahren infolge des libanesischen Bürgerkriegs nach
 84 Deutschland geflohen sind. Viele dieser Menschen sind als staatenlose arabische und
 85 palästinensische Geflüchtete nach Deutschland gekommen und waren jahrzehntelang in
 86 Kettenduldungen gefangen. Sie bekamen keine Arbeitserlaubnis, was es ihnen kaum
 87 möglich machte, in dieser Gesellschaft anzukommen und Fuß zu fassen. Die Kinder aus
 88 diesen Einwanderer*innenfamilien waren nicht schulpflichtig. Kurzum war dem deutschen
 89 Staat daran gelegen, dass sie hier gerade kein neues Zuhause fanden. Der Gedanke
 90 hinter der nicht vorhandenen Integrationspolitik war, dass sie nach dem Krieg im
 91 besten Fall schnellstmöglich wieder gehen sollten und bis dahin war dem deutschen
 92 Staat egal, was mit ihnen passierte. Derselbe deutsche Staat, dem also massive
 93 Versäumnisse im Umgang mit den Geflüchteten aus dem libanesischen Bürgerkrieg
 94 anzulasten sind, veranstaltet Razzien in Shishabars, moniert Parallelgesellschaften,
 95 entwickelt pauschalisierende Konzepte um sog. Clankriminalität zu bekämpfen, statt
 96 sich dem eigenen Versagen kritisch auseinanderzusetzen. Auch die Sozialdemokratie
 97 geht an dieser Stelle nicht reflektiert genug vor, betont die Repression gegen sog.
 98 Clans, statt den Fokus auf Prävention, aufsuchende Sozialarbeit und eine veränderte
 99 Polizeiarbeit zu legen

 100 Diesen Umgang mit Kriminalität lehnen wir ab. Kriminalität muss aus antirassistischer
 101 und feministischer Grundhaltung bekämpft werden, richtet sie sich doch
 102 überproportional oft gegen nicht-weißen Communities und FINTA-Personen, also
 103 gesellschaftlich ohnehin schon marginalisierte Gruppen. Die unter dem Stichwort der
 104 “Clankriminalität” geführten Verkehrsdelikte oder Verstöße gegen das
 105 Infektionsschutzgesetz helfen für die Bekämpfung von organisierter Kriminalität
 106 jedoch nicht weiter.

 107 Moderne Innenpolitik geht mit links

 108 Wir stehen ein für eine moderne Innenpolitik, die Kriminalität in erster Linie nicht
 109 bekämpft, sondern vor allem verhindert. Durch Umverteilung, sozialpolitische
 110 Maßnahmen und Begegnungsräume wollen wir migrantischen Familien, die oft in prekären
 111 Verhältnissen aufwachsen, davor zu beschützen, in die Kriminalität „abzurutschen“
 112 oder sich von unserer Gesellschaft zu entfremden. Die Prävention steht an erster
 113 Stelle, darauf folgt dann die progressive Bekämpfung organisierter Kriminalität, ohne
 114 in Rassismen zu verfallen. Dafür brauchen wir aufsuchende Polizeiarbeit, die mit den
 115 Communities auf Augenhöhe kooperiert, statt sie als Feind*innen dieser Gesellschaft
 116 zu sehen. Reaktionäre Impulse im Umgang mit BIPoC und Kriminalität müssen
 117 insbesondere in der SPD der Vergangenheit angehören. Eine alternative
 118 Herangehensweise bietet hierbei das Konzept des Community Policings. Hierbei ist das
 119 Agieren der Polizei- und Sicherheitsbehörden auf enge und nachhaltige Zusammenarbeit
 120 mit den Bewohner*innen der Kommune bzw. des Kiezes ausgerichtet. Lokalen Behörden
 121 interagieren dabei mit der Öffentlichkeit und entwickeln gemeinsam Strategien zur
 122 Verringerung von Kriminalität. Traditionell wird es von den lokalen
 123 Strafverfolgungsbehörden eingesetzt, die sich in erster Linie mit der Prävention und
 124 Lösung von Sicherheitsproblemen befassen, welche sich sichtbar auf das tägliche Leben
 125 der Bürger*innen vor Ort auswirken und das subjektive Sicherheitsgefühl erhöhen
 126 können. 

 127 Wir fordern daher:
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 128

 129

 130

 131

 132

 133

das Konzept der Clankriminalität in der behördlichen und polizeilichen Arbeit
aufzugeben und durch Konzepte der Banden- und der Organisierten Kriminalität
bzw. der Netzwerk-Kriminalität zu ersetzen,

Die Erhöhung der Mittel für aufsuchende Sozialarbeit für Menschen aus
Einwander*innenfamilien,

das Konzept des Community Policings flächendeckend zu implementieren
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Antrag INI1: Initiativantrag: Die AfD ist ein gesamtdeutsches 
Problem -  die richtigen Lehren aus Hessen und Bayern ziehen
Antragsteller*in: Jusos Hessen-Süd, Jusos Saar, Jusos Rheinland-Pfalz
Status: angenommen

 1 Die Ergebnisse der diesjährigen Landtagswahlen in Hessen und Bayern sind alarmierend.
 2 Der parlamentarische Arm der Extrem-Rechten, die AfD, konnte erstmals auch in einem
 3 westdeutschen Bundesland zweitstärkste Kraft werden. Gleichzeitig spiegelt sich die
 4 Wehrlosigkeit der Sozialdemokratie in den historisch schlechtesten Ergebnissen,
 5 sowohl in Hessen als auch in Bayern wider. Der gesellschaftliche und politische
 6 Rechtsruck manifestiert sich damit auch in konkreten Wahlergebnissen.

 7 Diese zeigen überdeutlich, was schon immer der Fall war: Die stärker werdende Extrem-
 8 Rechte in Form der AfD ist ein gesamtdeutsches Problem. Dennoch gibt es
 9 unterschiedliche Problemlagen. Im Osten beobachten wir eine deutlich radikalere
 10 völkische AfD, die in manchen Regionen bereits in der Lage ist, gesellschaftliche
 11 Mehrheiten zu organisieren. Diese unterschiedlichen Problemlagen brauchen
 12 unterschiedliche Herangehensweisen und Strategien, die aber auf einem gemeinsamen
 13 Fundament einer jungsozialistischen antifaschistischen Strategie und politischen
 14 Antwort aufbaut. Die Wahlen verdeutlichen aber: Der erhobene Zeigefinger der
 15 westdeutschen Bundesländer Richtung Ostdeutschland war schon immer unangebracht, nun
 16 ist dieser endgültig widerlegt. “Der Westen” ist nicht “immun” gegen
 17 Rechtsextremismus, genauso wenig wie “der Osten”.

 18

 19 “Wird man ja noch sagen dürfen”

 20 Es hat sich deutlich gezeigt, dass das Reproduzieren rechter Narrative keine Lösung
 21 ist, sondern das Erstarken der Extrem-Rechten nur noch weiter befeuert. Anstelle von
 22 einseitig geführten Migrationsdebatten  brauchen wir Antworten auf die realen
 23 materiellen Nöte der Bürger*innen, bessere Lebensbedingungen und mehr soziale
 24 Sicherheit. Dafür müssen wir klar und deutlich die Verteilungsfrage in diesem Land
 25 stellen. Unsere Antwort auf den Rechtsextremismus sind mehr Antifaschismus,
 26 Solidarität und Gerechtigkeit.

 27 Populist*innen und Extrem-Rechte haben in Krisenzeiten leichtes Spiel. Unter dem
 28 Deckmantel vermeintlich einfacher Antworten auf komplexe Fragen,  vermitteln sie
 29 durch populistische Parolen ein falsches Gefühl der Sicherheit und suggerieren
 30 politische Handlungskompetenz. Sie nutzen dabei die von den Polykrisen ausgelöste
 31 Unzufriedenheit und Unsicherheit in der Bevölkerung geschickt aus. Die Corona-
 32 Pandemie, die Energiekrise, der Angriffskrieg gegen die Ukraine, steigende Mieten,
 33 hohe Inflation und die Klimakrise existieren nicht bloß nebeneinander, sie
 34 beeinflussen und verstärken sich gegenseitig.

 35 Der von der AfD intensiv betriebene, extreme Rassismus macht keinen Halt mehr in der
 36 Gesellschaft und ist nicht nur salonfähig geworden, sondern in allen Ebenen der
 37 Gesellschaft angekommen: Das Feindbild der Migrant*innen manifestiert sich immer
 38 stärker in gesellschaftlichen sowie politischen Strukturen. Hass und Hetze richten
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 39 sich in erster Linie gegen die marginalisierten und schwächsten in unserer
 40 Gesellschaft. Menschen innerhalb dieser Gruppen werden gegeneinander ausgespielt,
 41 obwohl gerade sie am meisten unter Diskriminierung leiden. Ihre Kämpfe müssen wir
 42 zusammenführen und immer wieder aufzeigen, dass nicht die Menschen einer
 43 marginalisierten Gruppe das Problem sind, sondern wir eine Umverteilung von oben nach
 44 unten brauchen, um gesellschaftliche Verhältnisse zu ändern.

 45

 46 Brandmauer? Fehlanzeige!

 47 Doch aufgrund fehlender eigener Ideen und Überzeugungen übernehmen große Teile der
 48 Union und anderer bürgerlicher Parteien die Narrative der AfD. Besonders in der Ost-
 49 CDU gilt die AfD seit langem als möglicher Partner. So sprachen bereits 2019 in
 50 Sachsen-Anhalt CDU-Funktionäre davon, “das Soziale mit dem Nationalen zu versöhnen“.
 51 In Thüringen verhalfen kurz darauf CDU und FDP gemeinsam und geplant mit der AfD dem
 52 Kurzzeit-Ministerpräsident Kemmerich ins Amt. Seit dieser Zeit gibt es in Thüringen
 53 regelmäßige Kooperation: in parlamentarischen Ausschüssen, aber auch bei
 54 Landtagsbeschlüssen und jetzt erstmals bei der Verabschiedung eines Gesetzes.

 55 Statt dagegenzuhalten, lassen sich demokratische Parteien von der AfD treiben oder
 56 teilen dieselben Ansichten. Damit dominieren sie die politische Debatte. Insbesondere
 57 durch die Popularisierung und Normalisierung rechter Meinungen und Ansichten in der
 58 Bevölkerung wächst die rechte Strömung in der Gesellschaft. Damit steigt die
 59 Akzeptanz für rassistische, antisemitische und faschistische Äußerungen in der Mitte
 60 unserer Gesellschaft und bürgerlichen Parteien stetig. In vielen Teilen der Republik
 61 herrscht eine rechte Hegemonie, insbesondere im Vorpolitischen Raum tritt die extreme
 62 Rechte verstärkt auf und verdrängt Demokrat*innen. Ihr parlamentarischer Arm
 63 unterstützt sie dabei. Das bringt nicht nur marginalisierte Gruppen in enorme
 64 Gefahren, sondern unsere Demokratie in Gänze! 

 65

Kein Fußbreit - keine Zusammenarbeit!

 66 Die Positionen und Akteur*innen des rechten Spektrums begegnen uns nicht nur in
 67 Talkshows, Artikeln, oder auf der Straße, sondern auch in den Parlamenten auf Bundes-
 68 , Landes- und auf kommunaler Ebene. Auch hier müssen wir unserer Verantwortung für
 69 unsere Demokratie konsequent gerecht werden und zeigen dass wir das unüberwindbare
 70 Bollwerk gegen Rechts sind. Dabei gilt für uns: Jede Zusammenarbeit mit Extrem-
 71 Rechten oder rechtspopulistischen Parteien ist für uns auf allen Ebenen kategorisch 
 72 ausgeschlossen!

 73 Für uns steht fest, dass wir eine starke Sozialdemokratie brauchen, um dem Rechtsruck
 74 entgegenzutreten. Eine Sozialdemokratie, die nicht auf populistische und rechte
 75 Erzählungen hereinfällt und diese reproduziert. Eine Sozialdemokratie, die fest auf
 76 ihrem Wertefundament steht und ein Gegenmodell für eine starke demokratische und
 77 solidarische Gesellschaft zeichnet.

 78 Unser gemeinsamer Einsatz für Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und Demokratie
 79 gehört seit unserer Gründung zu unserer Identität. An diesen Grundsätzen darf auch in
 80 Zeiten der Krisen nicht gerüttelt werden! Es reicht nicht, lediglich das Engagement
 81 der letzten 160 Jahre zu feiern. Es gilt jetzt, diese Grundsätze auch in die heutige
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 82 Zeit zu übersetzen, in die Praxis zu übertragen und dem erstarkenden Faschismus
 83 entschieden entgegenzutreten. Nur eine starke Sozialdemokratie mit klarem Kompass an
 84 der Seite einer progressiven Zivilgesellschaft, kann unsere Demokratie verteidigen.
 85 Deshalb braucht es starke Jusos, die den dringend notwendigen Kurswechsel von der SPD
 86 einfordern. Wir müssen klar, deutlich und laut die SPD an ihre Grundwerte erinnern.
 87 Die Sozialdemokratie muss das Bollwerk gegen Rechts bleiben!
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Antrag INI2: Resolution: Never again is now! 
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen

 1 Am Morgen des 7. Oktobers drangen Kämpfer der islamistischen Terrororganisation Hamas 
 2 aus dem Gazastreifen in israelisches Staatsgebiet ein. Zunächst weitgehend 
 3 ungehindert konnten sie in israelischen Städten und Dörfern willkürliche und brutale 
 4 Angriffe auf Zivilist*innen ausüben, bei denen über 1400 Menschen ermordet wurden. 
 5 Vergewaltigungen, Verschleppungen und Folter prägten die beispiellosen Angriffe durch 
 6 die Hamas. Kleine Kinder und ältere Menschen wurden nicht verschont. Im Süden des 
 7 Landes wurden bei einem Musik- und Friedensfestival 260 junge Menschen brutal 
 8 ermordet, junge Frauen vergewaltigt und verschleppt. Einige von ihnen linke 
 9 Aktivistinnen von Organisationen, mit denen die Jusos seit langer Zeit 
 10 zusammenarbeiten. Das Wissen, dass unsere Mitstreiter*innen solch unbeschreibliches 
 11 Leid erfahren mussten, schmerzt uns und muss wütend machen. Mehr als 200 Personen 
 12 werden von der Hamas seither als Geiseln gehalten. Auf Videos foltert und exekutiert 
 13 die Terrororganisation diese Zivilist*innen. Das alles wird seit dem 7. Oktober 
 14 begleitet durch einen anhaltenden Raketenbeschuss auf Israel aus dem Gazastreifen.

 15 Dieser Tag steht von nun an für das größte Massaker an Jüdinnen*Juden seit der Shoah. 
 16 Es ist ein Tag, der Israel in Schrecken und Trauer versetzt hat. Es ist ein Tag, der 
 17 gezeigt hat, dass Israel auch 75 Jahre nach seiner Gründung um seine Existenz und die 
 18 Sicherheit seiner Bürger*innen bangen und kämpfen muss. Es ist ein Tag, der uns alle 
 19 zur Solidarität mit dem angegriffenen Staat Israel verpflichtet. Israel hat das 
 20 Recht, sich gegen die Angriffe der Hamas zu verteidigen. Alle Geiseln der Hamas 
 21 müssen umgehend und bedingungslos freigelassen werden.

 22 Als Reaktion auf die Angriffe durch die Hamas erklärte Israel zum ersten Mal seit dem 
 23 Jom-Kippur-Krieg den Kriegszustand und berief über 300.000 Reservist*innen ein. Mit 
 24 Luftangriffen sowie bisher vereinzelten Bodenoperationen begann die israelische Armee 
 25 Hamas-Stellungen in Gaza anzugreifen. Das Kriegsziel ist die Zerstörung der Hamas. 
 26 Dazu gehört neben Angriffen auf Hamas-Kämpfer auch die Zerstörung von Waffenlagern 
 27 und vor allem des unterirdischen Tunnelsystems, das die Hamas angelegt hat, um sich 
 28 vor israelischer Überwachung und Luftangriffen zu verbergen. Die Tunnel waren auch 
 29 Bestandteil der Terrorangriffe vom 7. Oktober. 

 30 Die hohe Zahl der zivilen Opfer des Krieges, die stetig ansteigt, muss uns betroffen 
 31 machen. Menschliches Leid von Unbeteiligten im Gazastreifen muss als solches benannt 
 32 werden. Auch ihnen gilt unsere volle Solidarität. Die Hamas hat mit dem Angriff auf 
 33 Israel unbeschreibliches Grauen auch über die palästinensische Bevölkerung gebracht. 
 34 Die Mehrheit der zwei Millionen Bewohner*innen hat keinen Zugang zu sauberem Wasser 
 35 und Elektrizität, zu Essen oder auch nur ein Dach über dem Kopf, wodurch insbesondere 
 36 Kleinkinder und ältere Menschen akut gefährdet sind. Ein kritisch hoher Anteil der 
 37 Krankenhäuser musste den Betrieb einstellen oder wurde zerstört, die verbliebenen 
 38 sind völlig überlastet, weil das Personal getötet wurde oder Benzin zum Betrieb 
 39 fehlt. Die örtliche Zivilbevölkerung benötigt dringend humanitäre Hilfe und 
 40 menschenrechtlichen Beistand. Es ist Aufgabe aller anliegenden Staaten sowie der 
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 41 internationalen Staatengemeinschaft sicherzustellen, dass die humanitäre Versorgung 
 42 im Gazastreifen sichergestellt wird, um Leid zu reduzieren und zu verhindern. Die 
 43 Verhinderung ziviler Opfer jedoch wird insbesondere dadurch erschwert, dass die Hamas 
 44 sich hinter Zivilist*innen und zivilen Einrichtungen versteckt. Der Tod von 
 45 palästinensischen Zivilist*innen  bei israelischen Angriffen gehört somit zum 
 46 zynischen Kalkül der Terrororganisation. Die Hamas hat bereits erklärt, dass eines 
 47 der Angriffsziele darin bestand, einen dauerhaften Kriegszustand mit Israel 
 48 auszulösen.

 49 Der 07 Oktober war eine Zäsur. Der größte Mord an jüdischem Leben nach Ende der Shoah 
 50 löste in der deutschen Debatte Dynamiken aus, die wir zutiefst kritisch sehen. Denn 
 51 statt der Opfer zu gedenken und jeden Antisemitismus zu bekämpfen, erkennen wir, ein 
 52 erschreckendes Erstarken von Antisemitismus weltweit. Israelbezogener Antisemitismus 
 53 der dazugehörige Antizionismus, Angriffe auf Jüdinnen* und Juden, auf jüdische 
 54 Einrichtungen waren immer präsent, aber haben ein neues Ausmaß angenommen. Auch in 
 55 Deutschland sind die Folgen des Krieges spürbar. Über 200 antisemitische Fälle 
 56 meldete der Bundesverband der Recherche und Informationsstellen Antisemitismus 
 57 (RIAS). Besorgniserregend sind zudem Versammlungen, auf denen es zu antisemitischen 
 58 Äußerungen kommt oder wenn antisemitische Inhalte auf Flyern, Schildern oder Reden 
 59 verbreitet werden. Davon wurden bislang 30 Vorfälle gemeldet laut RIAS.Insbesondere 
 60 im Netz erleben wir, wie durch häufig bewusst falsche Darstellungen der 
 61 Konfliktsituation Hass geschürt wird. Es zeigt deutlich, dass die Situation in Israel 
 62 zusätzlich zu Sorgen über die Lage vor Ort durch antisemitische Vorfälle auch stark 
 63 den Alltag von Jüdinnen* und Juden in Deutschland prägt und vor allem gefährdet. Der 
 64 Ausruf „Nie wieder!“ hat nur dann einen Wert, wenn es die Gesamtgesellschaft jetzt 
 65 schafft solidarisch an der Seite aller Jüdinnen* und Juden zu stehen und jüdische 
 66 Einrichtungen in Deutschland zu schützen. Das bedeutet insbesondere die Sorgen 
 67 Betroffener ernst zu nehmen, Antisemitismus als solchen zu erkennen, zu benennen und 
 68 sich uneingeschränkt zu soldarisieren.  Dass sich Jüdinnen und Juden in Deutschland 
 69 aus dem gesellschaftlichen Leben zurückziehen müssen, weil sie Sorge vor 
 70 antisemitischen Übergriffen haben, werden wir nicht akzeptieren.Wir kämpfen gegen 
 71 jeden Antisemitismus – unabhängig davon, ob er von rechtsextremen, islamistischen, 
 72 christlichen oder anderen religiös motivierten, vermeintlich linken oder aus der 
 73 sogenannten politischen Mitte stammenden Organisationen stammt.

 74

 75 . Die Debatte um den Kampf gegen Antisemitismus mit einer Debatte über Migration und 
 76 Asyl oder auch das Staatsbürger*innenrecht, zu verknüpfen, verurteilen wir aufs 
 77 Schärfste. Antisemitismus kann niemals mit Rassismus bekämpft werden. Es offenbart 
 78 einzig und allein den tiefsitzenden antimuslimischen Rassismus in breiten Teilen der 
 79 Gesellschaft. In dem Land der Täter*innen der Shoah davon zu sprechen, dass 
 80 Antisemitismus ein „importiertes“ Problem sei, ist zynisch, rassistisch  und 
 81 geschichtsvergessend. Wir erkennen darin eine Strategie Rechter und Konservativer: 
 82 Diese Strategie als das zu entlarven, was sie ist, ist wichtig, um sie zu bekämpfen: 
 83 Wir stellen uns gegen anti-muslimischen Rassismus und solidarisieren und mit allen 
 84 muslimischen und als muslimisch gelesenen Menschen, die unter diesem leiden.!

 85 Als Jusos solidarisieren wir uns mit Jüdinnen* und Juden weltweit und stehen klar 
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 86 gegen jeden Antisemitismus. Wir kämpfen dafür, dass jüdisches Leben in der 
 87 Bundesrepublik gänzlich geschützt wird und erwarten dasselbe von allen politischen 
 88 Verantwortungsträger*innen. Never again is now! 

 89 Dieser richtige Auftrag wird jedoch von Teilen der Gesellschaft für die Verbreitung
 90 von antimuslimischen Rassismus und der Erklärung eines Generalverdachts gegenüber
 91 Menschen muslimischen Glaubens pervertiert. Die Debatte um den Kampf gegen
 92 Antisemitismus mit einer Debatte über Migration und Asyl zu verknüpfen verurteilen
 93 wir aufs Schärfste. Antisemitismus kann nicht mit Rassismus bekämpft werden Es
 94 offenbart einzig und allein den tiefsitzenden antimuslimischen Rassismus in breiten
 95 Teilen der deutschen Gesellschaft. In dem Land der Täter*innen davon zu sprechen,
 96 dass Antisemitismus ein „importiertes“ Problem sei, ist zynisch und
 97 geschichtsvergessen.
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Antrag M4: Kein Asylkompromiss 2.0 - Gegen die Festung Europa! 
(Neufassung)
Antragsteller*in: Jusos Rheinland-Pfalz
Status: angenommen
Sachgebiet: M - Migration, Integration, Asyl- & Geflüchtetenpolitik
Antragsblock: Antragsblock M

 1 Wir verurteilen die Beschlüsse zur Geflüchtetenpolitik, die die Bundesregierung,
 2 insbesondere Olaf Scholz und Bundesinnenministerin Nancy Faeser gemeinsam mit den
 3 Ministerpräsident*innen der Länder am 10.05.2023 und am 06.11.2023 auf den Weg
 4 gebracht haben. Ferner verurteilen wir die Beschlüsse des Rats der Europäischen Union
 5 über Reformvorschläge des Gemeinsamen europäischen Asylsystem (GEAS) vom 08.06.2023
 6 und 04.10.2023. Ebenso, wie den Gesetzesentwurf zur “Verbesserung der Rückführung”, 
 7 der am 25.10.2023 von der Bundesregierung beschlossen wurde. Dieser reiht sich in die 
 8 restriktive Geflüchtetenpolitik der Bundesregierung ein und stellt einen weiteren 
 9 Schritt der Entrechtung von Geflüchteten dar. Statt flüchtlingspolitische Realität 
 10 und Fakten als Grundlage für diese Beschlüsse zu nutzen, rennt die Bundesregierung 
 11 der ablehnenden Haltung gegenüber Geflüchteten hinterher und versucht mit 
 12 Verschärfungen und symbolpolitischen Maßnahmen die Oberhand der Debatte 
 13 zurückzugewinnen. Dabei verkennt die Bundesregierung, dass jeder Beschluss die 
 14 aufgeheizte Debatte, insbesondere angefacht durch die AfD und befeuert durch die 
 15 Konservativen, noch weiter antreibt. Billigend werden dabei der Abbau 
 16 rechtsstaatlicher und menschenrechtlicher Garantien in Kauf genommen und somit auch 
 17 unsere Demokratie gefährdet.

 18 Europaweit arbeiten verschiedene Akteur*innen, politisch und gesellschaftlich, auf
 19 die weitgehende Abschaffung des Schutzes für Geflüchtete hin. Nachdem die
 20 Oppositionsparteien AfD und CDU/CSU bereits seit Wochen und Monaten medial Stimmung
 21 gegen Geflüchtete gemacht, und Druck auf die Regierung ausgeübt haben, wurde am
 22 10.05.2023 bei einem Treffen von Bundesregierung und Regierungschef*innen der Länder
 23 ein Beschluss gefasst, der ebenfalls in diese Richtung steuert. Ziel soll eine
 24 effektive Steuerung von Migration sein. Dafür wird versucht, auf sogenannte “Push-
 25 bzw. Pull-Faktoren” einzuwirken, die in der Migrationsforschung zur Erklärung von
 26 Migrationsentscheidungen einhellig abgelehnt werden. Gerade die sogenannten „Pull-
 27 Faktoren“ wurden bereits mehrfach wissenschaftlich widerlegt.

 28 Für die handelnden Akteur*innen aus Landes- und Bundesregierung stehen dabei
 29 vermeintliche Sicherheitsbedürfnisse der Bundesrepublik und nicht die
 30 individualrechtliche Perspektive der Migrant*innen und Geflüchteten im Vordergrund.

 31 Die Beschlüsse sind auf die Bekämpfung “irregulärer Migration” ausgerichtet und sehen
 32 als Lösung unter anderem “konsequente Rückführungen” vor. Dabei gilt festzuhalten,
 33 dass für Schutzsuchende ein Asylantrag nach der Einreise der einzig “reguläre” Weg
 34 ist, und dass weder die Bundesregierung noch die EU aktuell Maßnahmen ergreifen oder
 35 zumindest vorschlagen, um mehr “reguläre” Migrationswege zu schaffen und den Menschen
 36 mehr aufenthaltsrechtliche Bleibeperspektiven zu bieten. Aktuell existiert kein Recht
 37 auf Einreise, das zu dem Recht auf Asyl korrespondiert. Folglich sind Schutzsuchende
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 38 auf eine irreguläre Einreise angewiesen, ihr Aufenthalt legalisiert sich durch das
 39 Stellen eines Asylantrags. Die im Beschluss vom 10.05. angedachten Maßnahmen tragen
 40 weder zur Gewährleistung von Menschenrechten noch zu einer solidarischen und
 41 progressiven Asyl- und Migrationspolitik bei. Ganz im Gegenteil, im Jahr, in dem sich
 42 die rassistischen Anschläge von Solingen zum 30. Mal jähren, werden Verschärfungen
 43 der Migrations- und Asylgesetze wieder hingenommen, die diskursive Begleitung durch
 44 Springerpresse, CDU/CSU und natürlich AfD bereiten - damals wie heute - den Weg für
 45 solche Vorhaben. Nancy Faeser sprach in Zusammenhang mit der Berliner Silvesternacht,
 46 bei der inzwischen bekannt ist, dass die meisten der Verdächtigen/Täter*innen
 47 Deutsche waren, von “gewaltbereiten Integrations-Verweigerern”, die Berliner CDU
 48 forderte eine “Vornamen-Abfrage” (sic!) und Jens Spahn stellte direkt den
 49 Zusammenhang mit “ungeregelter Migration” her und stellte bei Markus Lanz die Genfer
 50 Flüchtlingskonvention zur Disposition. Ganz getreu dem Motto: Man wird ja noch fragen
 51 dürfen. So wird durch sprachliche Entgleisung die Entrechtung von Schutzsuchenden
 52 vorbereitet.

 53 Der Schritt, sich mit den Ministerpräsident*innen der Länder zusammenzufinden ist im
 54 Grunde dennoch vom Ansatz her nicht falsch, denn gerade die Kommunen benötigen mehr
 55 Unterstützung bei der Unterbringung und Versorgung der Geflüchteten. Insbesondere in 
 56 Hinblick auf die vielen Menschen, die angesichts der Klimakrise flüchten werden, ist 
 57 auch eine langfristige Absicherung der Kommunen besonders notwendig.

 58 Nun gibt es also mehr Geld für die Länder, die dieses dann an die Kommunen
 59 weitergeben sollen: Eine Milliarde Euro. Das ist der Kompromiss. Während 100-mal so
 60 viel Geld für die Bundeswehr mir nichts, dir nichts beschlossen und durchgewunken
 61 wurde, lässt sich die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung diese eine
 62 Milliarde Euro für schutzsuchende Menschen nur mühsam abringen.

 63 Die Länder forderten dagegen Finanzierungsmodelle, die sich an den tatsächlichen
 64 Ausgaben der Länder orientieren, doch diesen Forderungen erteilte die Bundesregierung
 65 eine Absage. Insbesondere für unsere unterfinanzierten Kommunen, die viel Kraft für
 66 die Unterbringung und Integration Schutzsuchender aufwenden, eine herbe Enttäuschung.

 67 Statt also flexible Kapazitäten zu schaffen, Verfahren zu vereinfachen oder Auflagen
 68 zu lockern, setzen die Regierungschef*innen auf Abschottung - wenn weniger Menschen
 69 bei uns ankommen und bleiben dürfen, dann kostet es ja schließlich auch weniger Geld.
 70 Mehr als zynisch, bei einer Koalition, die sich selbst gerne “Fortschrittskoalition”
 71 nennt. Neben der Abschottung steht auch die “spürbare Reduzierung” von “irregulärer
 72 Migration” im Papier - ohne dabei Fluchtursachenbekämpfung sowie die Schaffung
 73 legaler Einreisewege zu berücksichtigen. Dafür sollen Migrationspartnerschaften und
 74 Kooperationen mit den jeweiligen Herkunftsstaaten stärker vorangetrieben werden.

 75 Insbesondere die Schaffung legaler Einreiseregelungen wäre jedoch ein dringend 
 76 nötiger Schritt für eine progressive Asyl- und Migrationspolitik, auch in Hinblick
 77 auf den Fachkräftemangel. Die aktuellen aufenthaltsrechtlichen Regelungen sind
 78 maßgeblich daran geknüpft, dass Migrant*innen mit dem erforderlichen Visum einreisen,
 79 ihren Lebensunterhalt sichern und ihre Identität nachweisen können. Trotz
 80 Fachkräfteeinwanderungsgesetz reichen die derzeitigen Regelungen zur Erwerbsmigration
 81 nicht aus, um (potenziellen) Arbeiter*innen eine Bleibeperspektive in Deutschland zu
 82 bieten.

 83 Ganz im Gegenteil: Andere Aufenthaltstitel, wie solche zur Erwerbstätigkeit, werden

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

87 / 201



 84 durch ein erfolglos durchgeführtes Asylverfahren gesperrt. Der hochgepriesene
 85 Spurwechsel nach einem erfolglosen Asylverfahren, der ab dem 1. März 2024 in Kraft
 86 treten wird, ist ein Schritt in die richtige Richtung und doch von einer
 87 Stichtagsregelung abhängig und auf bestimmte Aufenthalte beschränkt. Der positive
 88 Ausgang eines Asylverfahrens bleibt damit für weiterhin die einzige
 89 Legalisierungsmöglichkeit des Aufenthalts. Irreguläre beziehungsweise illegalisierte
 90 Migration lässt sich am besten durch Legalisierung überwinden. Das Beschlusspapier
 91 von Bund und Ländern liefert hierauf keine Antworten.

 92 Wir erkennen an, dass das kürzlich verabschiedete Chancenaufenthaltsrecht einen
 93 Schritt in die richtige Richtung darstellt und vielen Menschen endlich eine
 94 Bleibeperspektive bietet und deren Lebensleistung anerkennt. Doch auch dieser
 95 Aufenthalt ist mit einer Stichtagsregelung versehen und zeitlich beschränkt, so soll
 96 er den Wechsel in einen anderen Aufenthalt erleichtern, ohne an den Voraussetzungen
 97 für diese Aufenthalte anzutasten.  Damit können viel zu viele Menschen in prekären
 98 aufenthaltsrechtlichen Situationen nicht vom Chancenaufenthaltsrecht profitieren.

 99 Das Beschlusspapier der Besprechung von Olaf Scholz mit den Ministerpräsident*innen 
 100 vom 6. November 2023 knüpft nahtlos an die Politik der letzten Monate an. Weitere 
 101 sozialrechtliche Verschärfungen vor, um Fluchtbewegungen nach Deutschland zu 
 102 reduzieren und Abschiebungen effektiver durchzusetzen, sie aus rechtsstaatlicher 
 103 Sicht höchst bedenklich sind. Das Bundesverfassungsgericht hat bereits entschieden, 
 104 dass die Menschenwürde von Schutzsuchenden migrationspolitisch nicht zu relativieren 
 105 ist. Das Existenzminimum darf auch bei Schutzsuchenden nicht unterschritten werden. 
 106 Die Auswirkungen von Beschränkungen von Sozialleistungen, die als sogenannte “Pull-
 107 Faktoren” auf Fluchtbewegungen angeführt werden, sind wissenschaftlich widerlegt. Der 
 108 verlängerte Ausschluss von Analogleistungen zum Bürgergeld schließt Menschen von 
 109 Maßnahmen zur Vorbereitung und Eingliederung in den Arbeitsmarkt aus und behindert 
 110 ihre Vermittlung in Arbeits- und Ausbildungsstellen. Auch wird ihnen im 
 111 Asylbewerberleistungsgesetz eine angemessene Gesundheitsversorgung verwehrt Ferner 
 112 sieht der Beschluss vor, die Möglichkeit von Durchführungen von Asylverfahren in 
 113 Drittstaaten zu prüfen. Es ist völlig unrealistisch zu glauben, dass in Staaten, mit 
 114 denen gegenwärtig Migrationsabkommen bestehen oder verhandelt werden (Türkei und 
 115 Staaten Nordafrikas) Asylverfahren durchgeführt werden, die rechtsstaatlichen und 
 116 menschenrechtlichen Standards genügen, die sich aus dem europäischen und 
 117 internationalen Recht ergeben. Durch Migrationsabkommen erhoffen sich die 
 118 Mitgliedstaaten der EU die Asylverfahren zu externalisieren. Auch der von der 
 119 Bundesregierung am 25.10.2023 beschlossene Gesetzentwurf zur Verbesserung der 
 120 Rückführung, inkl. der Prüfung weitergehender Maßnahmen, sieht bereits jetzt 
 121 weitreichende Befugnisse vor, die die Privatsphäre und die Freiheit von 
 122 Schutzsuchenden massiv beschneiden: So sollen Betretungsrechte in 
 123 Gemeinschaftsunterkünften ausgeweitet, die Dauer des Ausreisegewahrsams von 10 auf 28 
 124 Tage verlängert und Abschiebungen nicht mehr angekündigt (außer bei Familien mit 
 125 Kinder unter 12 Jahren) werden. Ebenfalls enthält der Gesetzesentwurf die 
 126 Möglichkeit, Seenotretter*innen zu kriminalisieren.

 127 Von “It’s called saving lives" zur Strafbarkeit? Seenotrettung ist kein Verbrechen! 
 128 No #SolidarityCrimes in Deutschland und ganz Europa!

 129 So soll künftig auch die uneigennützige Hilfe zur illegalisierten Einreise in einen 
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 130 anderen EU-Mitgliedstaat unter Strafe stehen. Schutzsuchende müssen mangels legaler 
 131 Einreisemöglichkeit illegalisiert einreisen, ihr Aufenthalt legalisiert sich erst 
 132 durch das Stellen eines Asylantrags. Die Genfer Flüchtlingskonvention sieht vor, dass 
 133 die illegalisierte Einreise und der Aufenthalt von Geflüchteten nicht unter Strafe 
 134 stehen dürfen. Laut eines Sprechers des BMI sei die Strafbarkeit von Seenotrettung 
 135 jedoch nicht beabsichtigt und mögliche Taten seien dadurch gerechtfertigt, dass 
 136 Gefahren von Leib und Leben abgewendet werden. Eine solche Rechtfertigung ist jedoch 
 137 nur nach der Prüfung eines Gerichts im Einzelfall möglich und ob eine solche 
 138 Rechtfertigungen angenommen werden, ist nicht vorherzusehen. Schon heute werden 
 139 Seenotretter*innen und Ehrenamtliche kriminalisiert. In einigen Mitgliedstaaten 
 140 werden Ehrenamtliche für das Anreichen von Decken und Tee und schlicht für ihr 
 141 Engagement vor Gericht gestellt. Die Vorwürfe lauten bereits Beihilfe zur 
 142 illegalisierten Einreise und Geldwäsche (durch das Aufnehmen von Spenden). Diese 
 143 Straftaten sind konstruiert und werden als Solidarity-Crimes bezeichnet. Auf dem 
 144 Mittelmeer spielt sich seit der Einstellung der staatlichen Seenotrettung eine 
 145 Menschenrechtskrise ab, denn die EU lässt Schutzsuchende sehenden Auges ertrinken. 
 146 Dies erkennt die Bundesregierung an, indem sie Seenotrettung finanziert. Jetzt die 
 147 Strafbarkeit von Seenotrettung zu ermöglichen, ist mehr als unverständlich und 
 148 brandgefährlich. Doch nicht nur in anderen Mitgliedstaaten, sondern auch in 
 149 Deutschland werden Menschen, die sich für Geflüchtete einsetzen, kriminalisiert. 
 150 Kirchen, die Kirchenasyle erteilen, standen bereits vor Gericht wegen des Vorwurfs 
 151 der Beihilfe zum illegalisierten Aufenthalt. Für uns ist klar: Seenotrettung und 
 152 Solidarität sind kein Verbrechen: Nicht in Deutschland und nirgends sonst in Europa.
 153 Wir erwarten, dass der Passus aus dem Gesetz gestrichen wird und die Bundesregierung 
 154 alle Möglichkeiten nutzt, um zu verhindern, dass Seenotretter*innen und 
 155 Unterstützer*innen kriminalisiert werden.

 156 Auch die scheinbaren Fortschritte erfordern ein genaueres Hinsehen: Der 
 157 hochgepriesene Turbo bei der Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten stellt sich bei 
 158 genauerer Betrachtung als leeres Versprechen heraus: Statt nach neun, sollen 
 159 Geflüchtete nun bereits nach sechs Monaten arbeiten dürfen. Ein Arbeitsverbot bleibt 
 160 für Personen aus sicheren Herkunftsländern und bei Weigerung der Offenlegung der 
 161 Identität bestehen. Auch hier findet sich (aus Sorge, Anreize zur Einreise zu 
 162 schaffen) eine Stichtagsregelung, sodass nur Personen, die bis Dezember 2022 
 163 eingereist sind, von der Regelung profitieren. Diese Personen haben allerdings nach 
 164 August 2023 (mit Ablauf der neun Monate) bereits nach der jetzigen Rechtslage eine 
 165 Arbeitserlaubnis. Damit werden viele Geflüchtete weiterhin an der Arbeitsaufnahme 
 166 gehindert, aber durch vorgeschlagene Arbeitsverpflichtungen wird suggeriert, dass sie 
 167 nicht arbeitswillig seien. Solche Vorschläge sind bei Beachtung von dem Verbot von 
 168 Arbeitszwang und Zwangsarbeit verfassungs- und menschenrechtlich bedenklich. Wir 
 169 Jusos lehnen solche Arbeitsverpflichtungen entschieden ab.

 170 Für uns ist klar, dass insbesondere Maßnahmen zur Legalisierung von Einreise und
 171 Migration auf EU-Ebene entscheidend sind, um endlich eine gemeinsame, solidarische
 172 europäische Einwanderungspolitik zu schaffen - diese Maßnahmen auf EU-Ebene werden in
 173 der aktuellen Debatte jedoch leider außer Acht gelassen. Zwar ist Bereitschaft, das
 174 gemeinsame europäische Asylsystem (GEAS) zu reformieren aktuell so hoch wie lange
 175 nicht, doch die Reformvorhaben, die dabei diskutiert werden, zu denen sich auch Bund,
 176 Länder und unsere sozialdemokratische Innenministerin positiv geäußert haben sind
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 177 restriktiv und werden von uns ganz deutlich abgelehnt.

 178 Eine Stärkung von Frontex, Grenzverfahren und Grenzzäune sind u.a. Teil der 
 179 Reformvorhaben und stellen nichts dar als die weitere Entrechtung von Schutzsuchenden 
 180 und einen weiteren Schritt hin zur Festung Europa. Die Äußerung von
 181 Bundesinnenministerin Nancy Faeser, in der sie den Beschluss der EU-
 182 Innenminister*innen als „historische[n] Erfolg“ für die EU, „eine neue, solidarische
 183 Migrationspolitik und für den Schutz von Menschenrechte[n]" bezeichnet, erachten wir
 184 als zynisch, zumindest aber als unwahr: An den Reformvorschlägen zum GEAS ist nichts
 185 ein Erfolg, nichts solidarisch, nichts hilfreich für den Schutz der Menschenrechte
 186 und zuletzt auch nichts sozialdemokratisch!

 187 Keine verpflichtenden Grenzverfahren - für faire und menschenwürdige Asylverfahren

 188 Schutzsuchende werden nach dem EU-Innenratsbeschluss an der Einreise in die EU
 189 gehindert und zur Durchführung ihres Asylverfahrens in Grenzlagern verpflichtet.
 190 Kommuniziert wird derzeit, dass maximal zweimal jährlich 30.000 Schutzsuchende aus
 191 Herkunftsländern, deren Anerkennungsquote unter 20% liegt oder deren Herkunft nicht
 192 nachgewiesen werden kann, solche Grenzverfahren durchlaufen müssen. Der von der
 193 Ratspräsidentschaft vorgeschlagene Entwurf sieht jedoch bis zu 120.000 Menschen pro
 194 Jahr vor. Ferner reisen die meisten Schutzsuchenden aus Herkunftsländern ein, deren
 195 Anerkennungsquote bei über 70% liegt (Afghanistan 73%, Syrien und Eritrea 83%, s.
 196 Aktuelle Zahlen Bericht 03/2023 (bamf.de)). Diese Separierung der Schutzsuchenden
 197 nach der Anerkennungsquote ihrer Herkunftsländer lehnen wir strikt ab. Die
 198 vorgeschlagene 20%-Quote ist nicht nur handwerklich schlecht gemacht. Denn wie genau
 199 diese Quote ermittelt werden soll und wie sie auf aktuelle Notlagen, die die
 200 Gefahrenlagen in Herkunftsländern ändern, reagiert oder ob sie sich durch ihre
 201 Anwendung nicht selbst verfälscht, ist aktuell noch unklar. Es wird billigend in Kauf
 202 genommen, dass Menschen, darunter auch Kinder, festgesetzt werden, ohne eine Straftat
 203 begangen zu haben. Diese Quote verkennt die individuellen Hintergründe und
 204 Bedürfnisse und damit das individuelle Menschenrecht auf Asyl von beispielsweise
 205 queerer Menschen, FINTA, religiösen Minderheiten und mehr. Letztlich wird durch die
 206 Einführung der Grenzverfahren der Diskurs in der europäischen Migrationspolitik
 207 weiter nach rechts verschoben: Es wird das Narrativ bedient, dass viele
 208 Schutzsuchende ohne Anerkennungsgrund in die EU einreisen würden. Dem ist aber nicht
 209 so. Die Grenzverfahren werden damit Ressourcen in Anspruch nehmen und
 210 Verfahrensrechte von Schutzsuchenden beschneiden, ohne eine grundlegende faktische
 211 Änderung herbeizuführen.

 212 Mit den verpflichtenden Grenzverfahren ist zu erwarten, dass die humanitären
 213 Missstände an den EU-Außengrenzen sich weiter verschärfen. Verfahren an den Grenzen
 214 sind bereits heute mit systemischen Mängeln behaftet, und so ist zu befürchten, dass
 215 der Schutz von Geflüchteten durch weitere absehbare Verfahrensmängel weiter
 216 untergraben wird. Wenn Menschen innerhalb kürzester Zeit, unter menschenunwürdigen
 217 Bedingungen wie sie in den geschlossenen Lagern an den EU-Außengrenzen vorherrschen,
 218 ihre Fluchtgründe angeben müssen dann leidet absehbar auch die Qualität, und somit
 219 auch die Rechtssicherheit der Verfahren. Unzählige Organisationen, unter anderem
 220 ProAsyl und der Paritätische Gesamtverband, warnen, dass diese Grenzverfahren
 221 insbesondere in Kombination mit der “Fiktion der Nichteinreise” voraussichtlich zu
 222 Inhaftierungen und de-facto Haftlagern an den EU-Außengrenzen führen können. Die
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 223 “Fiktion der Nichteinreise” (§13, Absatz 2 Aufenthaltsgesetz) bedeutet vereinfacht,
 224 dass Menschen tatsächlich eine Grenze überqueren können, rein rechtlich jedoch als
 225 “nicht eingereist” betrachtet werden - solange also nicht darüber entschieden wurde,
 226 ob eine Person einreisen darf, darf sie von Behörden festgehalten werden, sie
 227 befindet sich in einer Transitzone und gilt als “nicht eingereist”, während die
 228 Prüfung läuft. Die Bundesregierung möchte Minderjährige von dieser Haft zwar
 229 ausnehmen, doch aus unserer Sicht reicht das nicht aus - Schutzsuchende aufgrund
 230 ihres Schutzgesuches zu inhaftieren, ist menschenrechtlich nicht hinnehmbar und
 231 verstößt gegen die Genfer Flüchtlingskonvention.

 232 Wir lehnen Grenzverfahren an den EU-Außengrenzen daher entschieden ab.Dies gilt 
 233 natürlich für alle Geflüchteten. Schockiert müssen wir jedoch feststellen, dass nach 
 234 den vorliegenden Plänen der EU, auch Familien mit Kinder und unbegleitete Jugendliche 
 235 von solchen menschenfeindlichen Verfahren betroffen werden. Diese Personengruppen 
 236 sind besonders schutzbedürftig und müssen dementsprechend höchstdringlich von diesen 
 237 geplanten verschärften Regelungen ausgenommen sein. Auch den Vorschlag, statt
 238 kompletten Verfahren lediglich die Registrierung von Schutzsuchenden an den EU-
 239 Außengrenzen durchzuführen lehnen wir ab, auch dies stellt eine Externalisierung von
 240 Teilen des Verfahrens an die EU-Außengrenzen dar und ebnet so den Weg, zukünftig auch
 241 weitere Verfahrensschritte an den EU-Außengrenzen durchzuführen.

 242 Auch die angedachte Krisenverordnung innerhalb der GEAS-Reform ist ein Bruch mit 
 243 einer humanitären Geflüchtetenpolitik. Durch diesen Mechanismus dürfen die bereits 
 244 niedrigen Menschenrechtsstandards innerhalb der GEAS-Reform legal unterschritten 
 245 werden, wenn ein sogenannter Krisenfall festgestellt wird. So dürfen die betroffenen 
 246 Staaten die haftähnliche Unterbringung von Geflüchteten von zwölf auf bis zu 20 
 247 Wochen verlängern oder „instrumentalisierte“ Geflüchtete direkt in Grenzverfahren 
 248 aufnehmen und direkt zurückführen. Daher fordern wir vehement die Ablehnung dieser 
 249 Krisenverordnung. Die geplanten Verfahren der EU sind eindeutig menschenfeindlich. 
 250 Dass sogar geplant ist, Familien mit Kindern und unbegleitete Jugendliche in solche 
 251 Verfahren zu schicken, zeigt wie sehr sich die EU von ihrem Anspruch, die 
 252 Menschenrechte zu schützen, entfernt hat.

 253 Vielmehr fordern wir darüber hinaus eine umfassende Aufarbeitung bereits erfolgter 
 254 Menschenrechtsverletzungen durch Behörden der EU sowie nationalstaatlicher Behörden 
 255 und Akteur*innen, wie zum Beispiel Push-Backs an den Außengrenzen sowie die 
 256 unhaltbaren Zustände in Geflüchtetenlager wie Moria. Zukünftig braucht es daher ein 
 257 umfassendes, systematisches Menschenrechtsmonitoring, sodass diese 
 258 Menschenrechtsverletzungen nie wieder passieren.

 259 Ebenso lehnen wir die Unterbringung geflüchteter Menschen in Lagern innerhalb der EU 
 260 und an deren Außengrenzen ab. Der Zweck der Lager an den EU-Außengrenzen ist,
 261 Schutzsuchende an der Einreise in die EU zu hindern. Dementsprechend wahrscheinlich
 262 ist es, dass uns nach deren Errichtung Bilder von mit Stacheldraht gesäumten
 263 Sicherheitszäunen und Sicherheitspersonal erreichen werden. Erst nach der Ausstellung
 264 eines Registrierungsdokuments für Asylsuchende ist es theoretisch möglich, das Lager
 265 zu verlassen. In der Praxis vergehen oft mehrere Wochen, in denen die Asylsuchenden
 266 faktisch inhaftiert sind. Bei jeder Rückkehr ins Lager müssen strenge
 267 Sicherheitskontrollen durchlaufen werden. Das ständige Gefühl der Überwachung und
 268 Kontrolle prägt das Leben der Schutzsuchenden und wirkt sich mit teils verheerenden
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 269 Folgen insbesondere auf die psychische Gesundheit und Entwicklung der Kinder und
 270 Jugendlichen, die vom Grenzverfahren genauso wie andere vulnerable Gruppen nicht
 271 ausgenommen sind, aus. Daher muss die Schutzbedürftigkeit von Menschen weiterhin
 272 fachlich adäquat festgestellt werden. Gleichzeitig muss jederzeit eine medizinische
 273 und psychologische Betreuung sichergestellt und zukünftig ausgeweitet werden. Auch
 274 wenn der SPD-Parteivorstand geschlossene Lager und haftähnliche Bedingungen ablehnt
 275 und Rechtsstaatlichkeit und humanitäre Standards zur Bedingung der
 276 sozialdemokratischen Zustimmung für einen jeden Kompromiss macht, bezweifeln wir,
 277 dass die letztendliche Umsetzung diesen Anforderungen genügen wird. Bestehende
 278 Grenzlager wie beispielsweise in Lampedusa oder Kara Tepe (ehem. Moria) müssen
 279 deshalb sofort geschlossen und die Bewohner*innen menschenwürdig untergebracht
 280 werden. Für Geflüchtete, die sich aktuell nicht im Aufnahmeverfahren befinden, muss
 281 in Europa ebenso die Freizügigkeit gelten wie für Bürger*innen der EU! Zur
 282 Sicherstellung der Standards in Geflüchtetenunterkünften braucht es ein ständiges
 283 Zugangsrecht für Mitglieder des Europäischen Parlamentes, der Kommission und des
 284 Rates. Auch müssen Hilfsorganisationen und andere NGOs jederzeit Zugang zu Orten der 
 285 Unterbringung erhalten, um u.a. auch eine unabhängige Verfahrensberatung für 
 286 Geflüchtete sicherzustellen.

 287 Die Ampelparteien im Bund bezeichnen sich selbst nicht nur als
 288 “Fortschrittskoalition” sondern im Koalitionsvertrag auch als “Bündnis für Freiheit,
 289 Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit”. Ebenso spricht sich die Regierung in ihrem
 290 Koalitionsvertrag dafür aus, das Leid an den Außengrenzen zu beenden. Dies ist mit
 291 den nun geplanten verpflichtenden Grenzverfahren nicht möglich. Stattdessen würde die
 292 Bundesregierung mit einer Befürwortung dieser Maßnahmen auf EU-Ebene einen Teil dazu
 293 beitragen, die EU einen Schritt weiter in Richtung Abschottung zu bringen, einen
 294 Schritt näher an die Festung Europa. Dies geht entgegen unserer jungsozialistischen
 295 Vorstellung von Internationaler Solidarität! Wir möchten die Bundesregierung,
 296 insbesondere das federführende sozialdemokratisch geführte Innenministerium sowie
 297 unseren Kanzler “für mehr Respekt” daher an ihren eigenen Koalitionsvertrag erinnern
 298 und auf die Einhaltung der oben genannten Punkte drängen sowie Abstand von ihrem
 299 menschenverachtenden Kurs im Bereich des Asylrechts Abstand zu nehmen.

 300 Als Jusos sehen wir uns dem versprochenen Neuanfang einer humanitären Asylpolitik
 301 verpflichtet und stehen daher bedingungslos hinter den dort vereinbarten
 302 migrationspolitischen Maßnahmen, die konsequent umgesetzt werden müssen:

 303

 304

 305

 306

 307

 308

 309

 310

 311

 312

 313

 314

Ein Ende der rechtswidrigen Zurückweisungen und der Not an den Außengrenzen ist
unabdingbar

Es ist erforderlich, höhere Schutzstandards für Schutzsuchende sowohl während
des Asylverfahrens als auch bei der Eingliederung in die EU-Mitgliedsstaaten zu
etablieren

Die Prüfung von Asylanträgen von Individuen, die Schutz innerhalb der EU suchen,
muss innerhalb des rechtsstaatlichen Rahmens und mit sichergestelltem Zugang zu
unabhängiger Rechtsberatung innerhalb der EU erfolgen. Das individuelle
Menschenrecht auf Asyl ist nicht verhandelbar!

Ein Ende der Abschiebungen von ethnischen Gruppen, die in ihren Heimatländern
lebensgefährlich bedroht sind und verfolgt werden, beispielsweise die
Abschiebung von Jesid*innen in den Irak muss gestoppt werden.
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 315 Das Dublin-System ist gescheitert!

 316 Weiter wird über die Einführung eines sogenannten “Verbund der Freiwilligen”, also
 317 Mitgliedstaaten, die sich für die Prüfung von Asylverfahren als zuständig erklären,
 318 diskutiert. Damit soll der anhaltenden Solidaritätskrise der EU-Mitgliedstaaten und
 319 den unfairen Kriterien der Dublin-Verordnungen (insbesondere dem
 320 “Ersteinreisekriterium") entgegengewirkt werden. Doch die Asyl- und
 321 Migrationsmanagement-Verordnung, die die Dublin-II-Verordnung ablösen soll und über
 322 die am 8. Juni eine Einigung im Rat getroffen wurde, ändert an den unfairen
 323 Zuständigkeitsregeln für die Prüfung eines Asylantrags nichts. Der hochgepriesene
 324 Solidaritätsmechanismus im Falle eines sogenannten Migrationsdrucks tastet das
 325 etablierte Zuständigkeitensystem nicht an. Es ist zu erwarten, dass sich einige
 326 Mitgliedstaaten an diesem Mechanismus nicht beteiligen werden. Außerdem sieht der
 327 Solidaritätsmechanismus finanzielle Möglichkeiten vor, sich von einer tatsächlichen
 328 Aufnahme von Schutzsuchenden freizukaufen. Es werden Parallelstrukturen etabliert,
 329 statt endlich eine solidarisches Zuständigkeitensystem zu etablieren, das den
 330 tatsächlichen Umständen gerecht wird und die Bedürfnisse von Schutzsuchenden
 331 berücksichtigt.

 332 Aktuell wenden nicht alle Mitgliedstaaten die bereits bestehenden Regelungen an und
 333 versuchen, ihre Verantwortung an Nicht-EU-Länder auszulagern. Das System ist
 334 dysfunktional und auch aktuelle Reformvorschläge können hier nicht zu einer Besserung
 335 beitragen. Auch der Vorschlag der Bundesregierung, die innereuropäische
 336 Rücküberstellung an den nach Dublin-Verordnung zuständigen Mitgliedstaat von 6 auf 12
 337 Monate zu verdoppeln, trägt zu keiner Besserung bei. Im Gegenteil, aus unserer Sicht
 338 wird so die Verantwortung auf die EU-Mitglieder mit einer Außengrenze gelegt und ist
 339 daher unsolidarisch.

 340 Stattdessen fordern wir, dass an einem gemeinsamen und tatsächlich solidarischen 
 341 Aufnahmemechanismus gearbeitet wird, der Verantwortung fair verteilt. Hierbei ist
 342 entscheidend, dass sich nicht nur die einzelnen Mitgliedstaaten darin wiederfinden
 343 können, sondern auch die Schutzsuchenden. Ihre Interessen und die Wahrung ihrer
 344 Rechte müssen dabei viel stärker in den Blick genommen werden.

 345 Ein solcher Aufnahmemechanismus muss dann auch von allen Mitgliedstaaten eingehalten
 346 werden. Das GEAS darf kein Projekt einzelner, williger Mitgliedstaaten sein, sondern
 347 soll Ausdruck europäischer Souveränität sein, die klar macht, dass sich nicht nur
 348 Teile der EU, sondern die gesamte Europäische Union an ihre menschenrechtlichen
 349 Verpflichtungen hält.

 350 Auslagerung in Drittstaaten eine Absage erteilen

 351 Eine weitere, große Gefahr liegt in dem Vorschlag, die Anwendung des Konzepts von
 352 angeblich “sicheren Drittstaaten” auszuweiten und somit die Anforderung hinsichtlich
 353 des anzuwendenden Schutzes im Drittstaat herabzusetzen. So hofft die Regierung, ihr
 354 Versprechen von “konsequenten Rückführungen” einfacher erfüllen zu können. Denn
 355 konkret bedeutet das, dass Geflüchtete so ohne Prüfung ihrer Fluchtgründe schneller
 356 und unkomplizierter in ein außereuropäisches Land abgeschoben werden können -
 357 möglicherweise in ein Land, in dem die Personen nicht in allen Landesteilen sicher
 358 sind oder zu dem sie keine Verbindung haben.

 359 Innerhalb des Europarats werden bezüglich der Schutzanforderungen in den Drittstaaten
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 360 verschiedene Vorschläge diskutiert - teilweise sind diese Anforderungen weit unter
 361 dem Niveau der Genfer Flüchtlingskonvention. Sollte sich ein entsprechender Vorschlag
 362 durchsetzen, erhöht sich die Gefahr völkerrechtswidriger Kettenabschiebungen in
 363 Länder wie Afghanistan oder Syrien.

 364 Wir lehnen das Konzept der “sicheren Dritt- und Herkunftsstaaten” im Grundsatz und 
 365 seine Erweiterung im Besonderen ab, da wir Missbrauch befürchten und Menschen mit
 366 ernsthaften Schutzgründen nicht von einer inhaltlichen Asylprüfung ausgeschlossen
 367 werden dürfen. Von der Bundesregierung erwarten wir, auf europäischer Ebene gegen
 368 einen solchen Vorschlag zu votieren.

 369 Zur Umsetzung von konsequenten Rückführungen wurden im Migrationspaket von Bund und
 370 Ländern noch weitere Maßnahmen festgehalten. Mit den Heimatländern der Geflüchteten
 371 und Migrant*innen soll stärker kooperiert werden, die Erreichbarkeit von Behörden
 372 soll verbessert werden, um Eilrechtsverfahren schneller abzuhandeln und Menschen
 373 somit schneller ausweisen zu können. Hierfür ist ebenfalls ein Ausbau der
 374 polizeilichen Kapazitäten nötig, ebenso wie eine Ausweitung der Abschiebehaftplätze.
 375 Diese Vorhaben kritisieren wir scharf. Das Geld, das hierfür aufgewendet werden muss,
 376 könnte ebenso gut den Kommunen bei der Unterbringung, Versorgung und Integration von
 377 Geflüchteten zugutekommen.

 378 Wir fordern:

 379

 380

 381

 382

 383

 384

 385

 386

 387

 388

 389

 Einen (Dis-)Kurswechsel in der Asyl- und Migrationspolitik.1. 
Das Narrativ von “irregulärer Migration” muss sich ändern, denn die Verwendung
und Normalisierung solcher Begriffe bereitet restriktiven politischen
Entscheidungen den Weg und schürt Rassismus und Vorurteile innerhalb der
Bevölkerung. Daher lehnen wir Scheinlösungen, wie eine Intensivierung von 
Grenzkontrollen an deutschen Grenzen, entschieden ab.
Ebenso erwarten wir von unserer sozialdemokratisch geführten Bundesregierung,
genau wie von der SPD als Partei, dass sie sich auf europäischer Ebene für einen
neuen, solidarischen Aufnahme- und Verteilungsmechanismus einsetzen. Auch den
Ausbau von Grenzinfrastruktur, verpflichtende Verfahren an den EU-Außengrenzen,
die Stärkung von Frontex gilt es auf allen Ebenen abzulehnen.

 390

 391

 392

 393

 394

 395

 396

 397

 398

 399

 400

 401

 402

 403

 404

 405

 Die Schaffung legaler Einreisemöglichkeiten.2. 
Auf Basis aktuell bestehender Rechtslage haben Schutzsuchende keine Wahl, außer
illegal einzureisen. Daher muss hier auf europäischer Ebene dringend nach
menschenwürdigen, nachhaltigen Lösungen gesucht werden. Solange Menschen zur
Durchführung eines Asylantrags jedoch illegal einreisen müssen, haben sie das
Recht auf faire Verfahren, sie haben das Recht angehört zu werden und ihre
Fluchtgründe in einem menschenwürdigen, sicheren und rechtsstaatlichen Rahmen
vorzutragen und menschenwürdig behandelt zu werden. Hierfür soll eine stärkere
Kooperation in den Herkunftsländern genutzt werden. So sollen beispielsweise
Asylanträge auch in den Botschaften vor Ort möglich gemacht werden, um die
legale Einreise zu ermöglichen. Um Nachweispflichten im Rahmen der Asylverfahren
zu lockern, soll intensiver mit den Behörden im Ausreiseland kooperiert werden,
indem etwaige behördliche Dokumente direkt über die Ausreiseländer abgefragt
werden. Damit kann gleichzeitig die Anerkennung von ausländischen
Ausbildungszeugnissen vereinfacht werden, um so eine Bleibeperspektive zu
schaffen und eine schnelle Integration in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 
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 406

 407

 408

 409

 410

 411

 412

 413

 414

 415

 416

 417

 418

 419

Es darf sich nicht zum Nachteil der Schutzsuchenden auswirken, dass Unterlagen
aufgrund von Krieg oder einer gefährlichen Flucht zurückgelassen, verloren
gegangen oder vernichtet worden sind. Außerdem müssen wir stärker auf die
Herausforderungen der jeweiligen Herkunftsländer eingehen und mit ihnen auf
Augenhöhe zusammenarbeiten, um mögliche Fluchtursachen zu erkennen und sie zu
bekämpfen. Dazu gehört eine grundlegende Reform des Weltwährungs- und
Finanzsystems, das Staaten aus dem sogenannten „globalen Süden“ ermöglicht,
eigenständig zu handeln, sowie die Erhöhung des Budgets für
Entwicklungszusammenarbeit. Klar ist auch, dass strukturelle Umstände, die zu
Nahrungsmittelunsicherheiten in anderen Regionen führen, bekämpft werden müssen.
Ebenso wie die Klimakrise als Fluchtursache in den Fokus rücken muss, was eine
ambitionierte Selbstverpflichtung zur Bekämpfung der Klimakrise unumgänglich
macht. Zudem wird der Juso-Bundesvorstand damit beauftragt, ein Konzept für 
sichere Fluchtrouten zu entwickeln.

 420

 421

 422

 423

 424

 425

 426

 427

 428

 429

 430

 431

 432

 433

 434

 435

 436

 437

 438

 439

 440

 441

 442

 443

 444

 445

 446

 447

 448

 449

 450

 451

 452

 Keine Verschärfung von gesetzlichen Regelungen zur Abschiebung!3. 
Ebenso lehnen wir die Reform von verwaltungsrechtlichen Normen, die mit dem
Asylverfahren zusammenhängen, ab. Sowohl die im Beschluss von Bund und Ländern
festgehaltene Ausweitung von richterlichen Kompetenzen, das Hinzufügen des
Haftgrundes “Aufenthaltsverbot” sowie erweiterte Zugriffskompetenzen der
Ordnungs- und Polizeibehörden greifen untragbar in die Grundrechte der
Betroffenen ein. Wir widersprechen fundamental der geforderten Verlängerung des
Ausreisegewahrsams, Anzeigen wegen „illegalen Grenzübertritten“, unangekündigten
Abschiebungen, der Aussetzung des Familiennachzug oder Vorschlägen, die die
Unverletzlichkeit der Wohnung einschränken sollen.

 Mehr Unterstützung und Entlastung der Kommunen sowie Integrationsförderung,4. 
statt noch mehr Geld in Abschiebungen und Abschiebehaft zu investieren. Die
Kommunen müssen bei der Unterbringung der Geflüchtete durch den Bund finanziell,
strukturell und auf Grundlage der tatsächlich aufgenommenen Geflüchteten
unterstützt werden. 

 Keine Kooperation mit Staaten, die die Menschenrechte verachten und verletzen!5. 
Die Genfer Flüchtlingskonvention darf nicht aufgeweicht werden, in Staaten, in
denen Leben und Freiheit der Geflüchteten gefährdet ist, darf es keine
Abschiebungen geben. Ebenso fordern wir, dass das Konzept der “sicheren
Drittstaaten” nicht erweitert wird - die Bundesregierung und die SPD müssen sich
hier entsprechend positionieren.

 De facto Inhaftierungen lehnen wir ab. Alle Einrichtungen müssen es den6. 
Menschen ermöglichen, während des laufenden Asylprozesses jederzeit und an jedem
Punkt diese Einrichtung zu verlassen.

 Frontex abschaffen! Menschenrechtsverletzungen an den europäischen7. 
Außengrenzen, einschließlich solcher, an denen Frontex beteiligt ist, müssen
aufhören. Wir möchten, dass das Sterben im Mittelmeer endlich ein Ende hat,
statt einer intransparenten Behörde, deren Aufgabe die Abschottung der EU und
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 453

 454

 455

 456

 457

 458

 459

 460

 461

 462

 463

 464

 465

 466

 467

 468

 469

 470

 471

 472

 473

 474

 475

 476

 477

 478

 479

 480

das Abwehren von Menschen ist, brauchen wir eine europäische Behörde, deren
Hauptaufgabe die europäische Seenotrettung ist. Diese Seenotrettungsmission muss 
folglich derartig finanziell und personell ausgestattet sein, um alle 
schiffbrüchige Menschen retten zu können. Außerdem braucht es strengere
Sanktionen gegen solche Mitgliedstaaten, die gegen Menschenrechte,
beispielsweise durch Push-backs, verstoßen. Gleichzeitig darf es keine 
Kriminalisierung von privaten Seenotrettungsorganisationen geben. Diese 
Missionen leisten eine Arbeit, die eigentlich von der EU sowie der europäischen 
Staatengemeinschaft gewährleistet sein müssten. Diese helfenden Menschen zu 
kriminalisieren, ist verheerend. Menschenleben retten ist kein Verbrechen! Dazu
gehört auch, dass die Finanzierung der libyschen Küstenwache sofort ausgesetzt
werden muss, damit das Mittelmeer nicht noch gefährlicher wird. Bis dahin
braucht es effektive Beschwerdemechanismen gegen Frontex und parlamentarische
Kontrolle der Behörde.

 481 Wir müssen Migration und Integration neu denken!

 482

 483

 484

 485

 486

 487

 488

 489

 490

 491

 492

 493

 494

 495

 496

 497

 498

 Fokus auf gemeinsame Werte: Ein Schlüssel zur erfolgreichen Integration von1. 
Migrant*innen ist, dass wir uns auf gemeinsame Werte und Ziele konzentrieren.
Unabhängig von unserem Hintergrund oder unserer Kultur gibt es Dinge, die uns
alle verbinden, wie z.B. die Bedeutung von Freiheit, Gerechtigkeit und Toleranz.
Wenn wir uns auf diese gemeinsamen Werte konzentrieren und sie als Grundlage für
unsere Gesellschaft und unsere Politik nutzen, können wir sicherstellen, dass
alle Bu�rger*innen, einschließlich der Migrant*innen Teil der Gemeinschaft sind.

 Stärkung der Bildung: Bildung ist ein wichtiger Faktor für die Integration von2. 
Migrant*innen. Wir müssen sicherstellen, dass alle Kinder, unabhängig von ihrem
Hintergrund, Zugang zu einer qualitativ hochwertigen Bildung haben. Dazu gehört
auch, dass wir uns darauf konzentrieren, Sprachbarrieren abzubauen und
Sprachunterricht anzubieten. Eine gute Bildung ist der Schlüssel zur Schaffung
von Chancengleichheit und zur Integration in die Gesellschaft. Für Kinder und
Erwachsene mit Deutsch als Fremdsprache brauchen wir zusätzliche DaZ-Lehrkräfte,
Förderlehrkräfte, Schulsozialpädagog*innen oder auch Integrationshelfer*innen,
die beispielsweise auch proaktiv bei der Suche nach Wohnungen, Arbeitsstellen
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 499

 500

 501

 502

 503

 504

 505

 506

und bei Behördengängen unterstützen sollen.

 Förderung der Zusammenarbeit: Wir müssen sicherstellen, dass Migrant*innen in3. 
die Gesellschaft integriert sind und dass sie die Möglichkeit haben, aktiv an
der Gesellschaft teilzunehmen, auch politisch. Dies kann durch die Förderung von
Zusammenarbeit und Zusammengehörigkeit erreicht werden, indem wir Möglichkeiten
schaffen, bei denen Menschen aus verschiedenen Kulturen und Hintergründen
zusammenkommen und miteinander arbeiten können. Dies könnte in Form von
kulturellen Festivals, gemeinsamen Projekten oder der Teilnahme an
Freiwilligenarbeit sein.

 507

 508

 509

 510

 511

 512

 513

 514

 515

 516

 517

 518

 519

 520

 521

 522

 523

 524

 525

 526

 527

 528

 529

 530

 531

 532

 533

 534

 535

 536

 537

 538

 Unterstützung der wirtschaftlichen Integration: Migrant*innen müssen in die4. 
Wirtschaft integriert werden, um erfolgreich an der Gesellschaft teilzuhaben.
Dies bedeutet, dass wir sicherstellen müssen, dass Migrant*innen schneller die
Möglichkeit haben, Zugang zu Bildung und Ausbildung zu haben, um die
erforderlichen Fähigkeiten zu erwerben, um in der Wirtschaft erfolgreich zu
sein. Wir müssen auch sicherstellen, dass Migrant*innen Zugang zu Jobs und
wirtschaftlichen Chancen haben, um finanzielle Stabilität zu erlangen.
Beschäftigungsverbote im Asylverfahren lehnen wir ab. Bei den Kammern (IHK, HWK,
Arbeitskammer) sollen Stellen geschaffen werden, die sich zentral mit Problemen
in der Ausbildung befassen (z.B. das Nicht-Erscheinen auf der Arbeit). Wir
brauchen an dieser Stelle einen Paradigmenwechsel. Denn Ziel unserer
Migrationspolitik ist nicht Abschottung und das Abschieben von Menschen, sondern
ihnen den Weg zu erleichtern bei ihrer Teilhabe an der Gesellschaft. Dazu gehört
auch, den Zugang zum Arbeitsmarkt zu ermöglichen, nicht ihn weiter zu
beschränken durch aktuell 9-monatige Arbeitsverbote, sowie die Abschaffung des
Asylbewerber*innenleistungsgesetzes und das Ersetzen der Kettenduldungen durch
ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht. An dieser Stelle lehnen wir auch die
Verkürzung der Asylverfahrensdauer deutlich ab, da diese aktuell viele
Geflüchtete in der Perspektivlosigkeit hält.

 Bekämpfung von Diskriminierung: Wir müssen Diskriminierung aufgrund von5. 
Ethnizität, Ethnie oder Religion aktiv bekämpfen, um sicherzustellen, dass
Migrant*innen in der Gesellschaft akzeptiert und respektiert werden. Dies kann
durch Gesetzgebung, politische Maßnahmen und die Förderung von Toleranz und
Vielfalt in der Gesellschaft erreicht werden.

 Bessere Wohnbedingungen: Migrant*innen sollten wohnlich mehr in Orte/Städte6. 
integriert werden, statt in separaten Geflüchtetenunterku�nften. Dies würde die
Integration stärken und Vorurteile gegenüber Migrant*innen abbauen. Zudem kann
dadurch das Erlernen einer Sprache gefördert werden. Wir brauchen keine
menschenunwürdigen Ankerzentren, sondern verbindliche Mindeststandards bei der
Unterbringung und ausreichende Finanzierungen, durch die der Bund die Länder und
Kommunen entlastet. Es muss verstärkt in den sozialen Wohnungsbau investiert
werden, um angemessenen Wohnraum für alle zu schaffen.

 539 Zudem fordern wir insbesondere die SPD dazu auf, sich dieser besonderen Verantwortung
 540 zu stellen. Offensiv für eine gerechte Migrationspolitik einzustehen und aktiv zu

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

97 / 201



 541 gestalten, muss eine Kernaufgabe aller sozialdemokratischen Kandidat*innen für die
 542 Europawahl 2024 sein.

 543 Die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung, die SPD-Bundestagsfraktion,
 544 den SPD-Bundesparteivorstand und die SPD-Mitglieder in der S&D-Fraktion im
 545 Europäischen Parlament müssen sich für die Wahrung und Achtung  der Menschenrechte
 546 und Solidarität mit Geflüchteten einsetzen. Die GEAS-Reform darf im Frühjahr 2024
 547 nicht durch den europäischen Gesetzgeber beschlossen werden.

 548 Als Jusos stehen wir ganz klar gegen die Festung Europa und für eine solidarische und
 549 menschenrechtsgeleitete Asyl- und Migrationspolitik. Als Jusos sehen wir uns hier in
 550 der besonderen Verantwortung, als linke Kraft in der SPD den Kampf gegen Ungleichheit
 551 und Rassismus voranzutreiben. Ebenso sehen wir uns in der historischen Verantwortung,
 552 dass die Sozialdemokratie nicht dieselben Fehler wie vor 30 Jahren machen darf, indem
 553 sie vor Konservativen und Rechten Kräften einknickt. Unsere Haltung ist ganz klar:
 554 Kein Asylkompromiss 2.0!
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Antrag N1:  Die digitale Gesellschaft der Freien und Gleichen: 
Unsere jungsozialistischen Leitlinien in der Digitalpolitik
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: N - Netzpolitik, Medien, Datenschutz & Digitales

 1 Der digitale Wandel treibt die Welt zu immer neuen kapitalistischen Höchstleistungen
 2 an. Digitale Großkonzerne, wie Meta, Alphabet, Amazon und Co. generieren aus Daten
 3 ihrer Nutzer*innen absurde Gewinne: Die Liste der reichsten Menschen führen Männer
 4 an, die ihr Vermögen mehrheitlich in diesem Bereich gemacht haben und jeder von ihnen
 5 vereinigt ein Vermögen auf sich, das die Wirtschaftsleistung mancher Länder
 6 übersteigt. Diese radikale Ungleichheit lehnen wir als Jungsozialist*innen aus tiefer
 7 Überzeugung ab.

 8 Ebenso öffnet besonders digitale Kommunikation auch für staatliche Repressionen und
 9 Überwachungen neue Türen. Wo in der analogen Welt eng abgesteckte Befugnisse und
 10 Grenzen für staatliche Eingriffe gelten, ist in der digitalen Welt die Sammlung und
 11 Verarbeitung von Daten oft nicht einsehbar. Für uns ist klar, dass die
 12 Digitalisierung kein Einfallstor für die staatliche Überwachung sein kann.

 13 Gleichzeitig ermöglicht Digitalisierung gesellschaftlichen Fortschritt und bringt
 14 insbesondere durch Effizienzgewinne enorme Potenziale für Arbeitszeitverkürzung,
 15 Umverteilung und gesellschaftliche Mehrwerterzeugung/-abschöpfung mit sich. Auch
 16 höhere Transparenz, bessere Partizipation und erhöhte Sichtbarkeit von
 17 marginalisierten Gruppen können durch eine richtig umgesetzte Digitalisierung
 18 erreicht werden. Als Jungsozialist*innen müssen wir daher unsere hergebrachten
 19 Analysen auf den Prüfstand stellen, mit neuen Realitäten abgleichen und aus diesen
 20 aktualisierte Schlussfolgerungen ziehen.

 21 Kritik an der kapitalistischen Verwertungslogik im Digitalen

 22 In unserem digitalen Zeitalter werden Daten unterschiedlicher Herkunft und Verwendung
 23 abgeschöpft, zusammengesetzt und verwertet. Die Sammlung und Verknüpfung von Daten
 24 ist allgegenwärtig. Denn Daten sind ein unabdingbarer Rohstoff unserer Gesellschaft
 25 geworden. Somit ist eine Verwertung dieser auch integraler Teil unserer
 26 gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rohstoffverwertung.

 27 Im digitalen Kapitalismus entsteht Wertschöpfung teilweise auf eine neue Art und
 28 Weise. Produkte setzen sich nicht aus physischen Rohstoffen zusammen, sondern aus
 29 Ereignissen in der realen Welt, deren Daten mittels menschlicher oder sensorischer
 30 Eingabe zunächst als gesammelt, rekombiniert und zu interpretierbaren und
 31 wertstiftenden Informationen aufbereitet werden. Durch die Bereitstellung dieser
 32 Informations-Infrastruktur für Konsument*innen, Maschinen oder für andere Unternehmen
 33 ist es möglich, Rendite zu generieren. Ein gutes Beispiel dafür ist der Google-
 34 Suchalgorithmus. Der Mehrwert entsteht hierbei dadurch, dass das Internet und damit
 35 Daten, die ohnehin öffentlich zugänglich sind, besser durchsucht werden können.
 36 Unsortiert oder in Ausschnitten machen diese Daten nicht den kapitalistischen Wert
 37 des Suchalgorithmus aus. Erst wenn die Daten in Zusammenhang zueinander gebracht
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 38 werden, werden sie für Nutzende so wertvoll und damit auch für werbetreibenden
 39 Unternehmen, die eben jene Kund*innen erreichen wollen.

 40 Kollektivierung gesellschaftlich relevanter Infrastrukturen

 41 Während es unsere sozialistische Vision ist, dass Unternehmen mit Daten überhaupt
 42 keine Rendite machen, so muss es unsere realpolitische Forderung sein, Dienste und 
 43 digitale Infrastruktur in den Fällen zu kollektivieren, in denen sie im Sinne des
 44 Gemeinwohls gesellschaftlich relevant sind. Das verhindert, dass einzelne Konzerne
 45 die Deutungshoheit in Bezug auf den Ausbau, den Erhalt und die Art und Weise dieser
 46 Infrastrukturen haben. Als digitale Infrastruktur betrachten wir alle Soft- und
 47 Hardware, auf die man als typische*r User*in angewiesen ist, um sich in der digitalen
 48 Welt zu bewegen. Dazu gehört das physikalische Netzwerk genauso wie die Rechner
 49 selbst, Browser, digitale Standards wie z.B. für Dateiformate (pdf, docx etc.) oder
 50 auch häufig benutzte Software wie Office-Anwendungen. Wo es sich bei kritischer
 51 Infrastruktur um Software handelt, ermöglicht die Veröffentlichung und freie
 52 Nutzbarmachung als Open Source Software eine Kollektivierung. Der Staat versteht sich
 53 als vorgebender Akteur in der Digitalisierung. Diese Haltung führt zur Entmachtung
 54 und zur Zerschlagung von Big Tech und sichert damit das gemeinwohlorientierte
 55 antikapitalistische Wesen des Internets.

 56 Gesellschaftliche Machtstrukturen verfestigen sich ebenfalls durch kapitalistische
 57 Strukturen im digitalen Raum. So werden beispielsweise Posts, die viele Reaktionen
 58 haben, also Likes, Reposts usw., zum Beispiel durch Social-Media-Plattformen
 59 bevorzugt und wiederum mehr Nutzer*innen angezeigt. Dies liegt daran, dass sich die
 60 kapitalistisch betriebenen Plattformen dadurch noch mehr Interaktionen, also noch
 61 mehr Daten und daraus resultierendes Kapital versprechen. Gesellschaftliche
 62 Konsequenzen dieser Praktiken sind allerdings direkt spürbar.

 63 Denn Posts, die viele Interaktionen hervorrufen, sind teilweise menschenfeindlich und
 64 diskriminierend. Auch wenn es Gesetze gegen Hate Speech gibt, werden diese nicht
 65 ausreichend angewendet und bleiben wirkungslos. Was Kapitalismus im digitalen Raum
 66 bedeuten kann, lässt sich aktuell am Beispiel von Twitter (nun X) verfolgen. Nach dem
 67 Kauf der Plattform durch einen der reichsten Menschen der Welt, schaffte dieser
 68 plattforminterne Regulierungsinstanzen ab. Die Folgen war ein drastischer Anstieg von
 69 Hate Speech, sodass viele von Diskriminerung betroffene Menschen sich auf dieser
 70 Plattform nicht mehr sicher fühlten und diese verließen.

 71 So wird dieser digitale Raum immer weiter nach rechts gerückt, menschenfeindliche
 72 Aussagen nehmen zu. All diese Verschiebungen haben Auswirkungen auf die politische
 73 Debatte, die auch im digitalen Raum stattfindet. Den digitalen Raum dem Kapitalismus
 74 zu entziehen, ist also nicht nur eine wirtschaftliche Frage, sondern auch eine
 75 gesellschaftliche und demokratische Aufgabe.

 76

 77 Kritik am Rohstoffverbrauch durch digitale Infrastruktur

 78 Digitale Technologien, Infrastruktur und Dienstleistungen haben auch durch ihre
 79 Herstellung einen Einfluss auf die analoge Welt. Wir kritisieren die fehlende
 80 Transparenz über den Energieverbrauch digitaler Infrastruktur und Dienstleistungen.
 81 Es ist für den*die Endverbraucher*in meist nicht ersichtlich, wie viele Ressourcen
 82 mit der Nutzung einer digitalen Dienstleistung verbraucht werden. Außerdem ist der
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 83 Ursprung und Verbrauch von Energie und Rohstoffen digitaler Unternehmen für die
 84 Öffentlichkeit nicht einsehbar. Ausbeutung ist auch bei der Herstellung digitaler
 85 Hardware durchweg vorhanden.

 86 Deshalb fordern wir:

 87

 88

 89

 90

 91

Volle Transparenz über Energieverbrauch bei Nutzung digitaler Infrastruktur.

Öffentliche Einsicht in den Energieverbrauch von Technologieunternehmen und
Anbietern digitaler Infrastruktur.

Volle Transparenz über Ursprung Rohstoffe und Produktionswege digitaler
Endprodukte.

 92 Ein sozialistischer Freiheitsbegriff für die digitale Welt

 93 Wir Jusos setzen uns für die Verteidigung von Freiheits- und Gleichheitsrechten in
 94 der Digitalpolitik ein. Insbesondere muss eine Perspektive für die Digitalpolitik
 95 eröffnet werden, die weitergedacht wird als ein bloßer Abwehrkampf gegen
 96 Überwachungsfantasien konservativer Politik. Wir brauchen einen sozialistischen
 97 Freiheitsbegriff für die digitale Welt. Denn digitale Freiheit ist nicht nur die
 98 Abwesenheit von Unterdrückung oder äußeren Zwängen, sondern auch das Vorhandensein
 99 von Chancengleichheit, sozialer Gerechtigkeit und demokratischer Kontrolle über
 100 digitale Ressourcen und Technologien.

 101 Feministische Digitalpolitik

 102 Das erfordert einen Paradigmenwechsel in der Digitalpolitik. Dieser bezweckt den
 103 digitalen Raum sowie die Technikentwicklung- und -industrie umzustrukturieren. Die
 104 Digitalisierung ist hin zu einer gerechteren und auf den Menschen zentrierten
 105 Strukturen zu entwickeln. Feministische Digitalpolitik heißt, Digitalpolitik als 
 106 Gesellschafts- und Gerechtigkeitsfrage zu betrachten.

 107 Denn die Digitalisierung ist bisher vor allem von wirtschaftlichen Interessen
 108 geprägt. Statt den Bedürfnissen von Menschen zu dienen, prägen Innovation und
 109 Effizienz die Entwicklungen im digitalen Raum. Das führt heute dazu, dass es
 110 Gewinner*innen und Verlierer*innen in der Digitalisierung gibt. Denn nicht alle
 111 Menschen verfügen über die gleichen Zugangsmöglichkeiten zu neuen Technologien oder
 112 können diese aktiv mitgestalten. Zudem werden bestehende Diskriminierungsmuster und
 113 Ungerechtigkeiten wie Sexismus, Rassismus, Queerfeindlichkeit, Klassismus oder
 114 Ableismus verfestigt und verstärkt.

 115 Diese Umstände darf sich eine kritische Digitalpolitik nicht kommentarlos zu eigen
 116 machen. Wir nehmen eine neue Perspektive an und blicken mit einem
 117 gesamtgesellschaftlichen Bezug auf die Digitalisierung. Dazu ist das Augenmerk auf 
 118 die Situation und Bedürfnisse benachteiligter Gruppen zu legen. Die Ungerechtigkeiten
 119 durch gesellschaftliche und staatliche Machtstrukturen sind auch im digitalen Raum zu
 120 bekämpfen. Denn Digitalpolitik ist Gesellschaftspolitik, die grundlegende soziale
 121 Fragen wie Gerechtigkeit, Mitbestimmung und Zugang zu öffentlichen Räumen adressiert.

 122 Demokratische Kontrolle der Digitalisierung

 123 Zudem gilt es, digitale öffentliche Räume unter eine wirksame Regulierung des Staates 
 124 stellen. Die entstandenen Strukturen sind aufzubrechen und zu demokratisieren. Denn
 125 der Staat tritt bisher im Verhältnis zur Tech-Branche in erster Linie als
 126 regulierende Instanz auf. Dabei besteht jedoch eine Abhängigkeit von den
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 127 Regulierungsadressat*innen, die in wirtschaftlicher Hinsicht und mit Blick auf die
 128 Kompetenzen im digitalen Bereich einen klaren Vorsprung genießen. Staatliche
 129 Regulierung bleibt so strukturell auf das kooperative Verhalten der Konzerne
 130 angewiesen.

 131 Besondere Probleme treten dabei dort auf, wo Big Tech staatliche oder proto-
 132 staatliche Aufgaben übernommen hat. Nutzer*innen und Bürger*innen sind hier den
 133 Unternehmen durch ihre monopolistische Stellung ausgeliefert. Die Übermacht von Big
 134 Tech, die hohe Innovationsgeschwindigkeit und die verlangsamte Reaktionszeit der
 135 Regulierungsinstanzen führten nicht zuletzt zur Eröffnung von digitalen Räumen, in 
 136 denen staatliche Stellen an einer wirksamen Rechtsdurchsetzung scheitern oder aktiv 
 137 behindert werden, die in Teilen bis heute fortbestehen und sich auch neu eröffnen.

 138 Wenn derdemokratische Diskurs im digitalen Raum ausgelebt wird, darf dieser nicht
 139 privatwirtschaftlich und kapitalistisch getrieben werden. Es sind insbesondere die
 140 Plattformen von Big-Tech-Unternehmen, auf denen ein Großteil des öffentlichen
 141 Diskurses stattfindet. So wie der Staat für die Gewährleistung und den Schutz
 142 öffentlicher Räume in der analogen Welt zuständig ist, trägt er auch die
 143 Verantwortung für den öffentlichen Raum in der digitalen Welt. Dabei sind an den
 144 digitalen öffentlichen Raum sogar höhere Schutzstandards anzusetzen. Denn die
 145 umfassende Datensammlung von privaten Diensten ermöglicht Echtzeitrückschlüsse auf
 146 die politische Einstellung, das Verhalten, die Routinen und Bekanntschaften und den
 147 Standort einer Person.

 148 Dieselben Standards gelten auch für staatliches Handeln im Digitalen. Denn auch
 149 staatliches Handeln ist im Rahmen des gesamtgesellschaftlichen Spannungsfeldes
 150 zwischen staatlicher Kontrolle und dem Interesse individueller Freiheit zu
 151 betrachten. Dieses Spannungsfeld zwischen Datensicherheit und Datennutzungsinteressen
 152 bewegt sich insbesondere im Bereich der Tätigkeiten von Sicherheitsbehörden ungleich
 153 zu Lasten der Datensicherheit. Während die Grenzen des Handelns von Sicherheits- und
 154 Strafverfolgungsbehörden in der analogen Welt beschränkt sind und kontrolliert werden
 155 können, wird nachrichtendienstlichen Behörden das Sammeln und Verarbeiten von
 156 umfassenden Daten ermöglicht.

 157 Der Handlungsauftrag des Staates im Digitalen

 158 Wir sehen nach all dem den Staat in all seinen Gewalten in der Verantwortung, im
 159 digitalen Raum Schutz zu bieten, sich bei Eingriffen in Zurückhaltung zu üben und
 160 Grunddienste zu leisten.

 161 Der Staat, der Grundrechte schützt

 162 Nach unserem jungsozialistischen Verständnis von Freiheit ist der Schutz der
 163 Bürger*innen vor staatlicher Überwachung hochzuhalten und durchzusetzen. Dieser
 164 Schutz darf nur unter engsten Voraussetzungen beeinträchtigt werden. Grundrechte wie
 165 insbesondere das Recht auf informationelle Selbstbestimmung sowie die Gewährleistung
 166 der Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme dürfen nur äußerst
 167 behutsam und zum Schutz überragend wichtiger Interessen des Gemeinwohls beschnitten
 168 werden.

 169 Aus dieser Perspektive betrachten wir viele aktuelle Entwicklungen auf dem Gebiet
 170 staatlicher Überwachung kritisch. Wir lehnen den Einsatz automatisierter Echtzeit-
 171 Gesichtserkennenung in Verbindung mit Videoüberwachung ab. Aufgrund der bisherigen
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 172 Ergebnisse des sogenannten Predictive Policing lehnen wir diesen ebenso ab. Auch
 173 hinsichtlich des zuletzt vom Bundesverfassungsgericht thematisierten Data-Mining zur 
 174 Strafverfolgung haben wir Bedenken. Data-Mining zur Strafverfolgung darf nur unter
 175 den oben genannten hohen Voraussetzungen rechtlich zulässig sein. Die
 176 Vorratsdatenspeicherung steht unserem Verständnis über die Rolle des Staates in der
 177 Digitalisierung konträr gegenüber. Wie lehnen sie deshalb auch weiterhin konsequent
 178 ab.

 179 Eine zeitgemäße, digitale Demokratie erfordert neue Ansätze, um sicherzustellen, dass
 180 Rechte im digitalen Raum verteidigt werden. Ein besonderes Augenmerk muss dabei auf
 181 den Schutz vor digitaler Gewalt gelegt werden. Hass und Hetze im Netz führen zu einem
 182 Ausschluss marginalisierter Gruppen aus digitalen Räumen und verfestigen
 183 gesellschaftliche Strukturen. Dem treten wir entschieden entgegen, denn
 184 Diskriminierungsschutz gehört zum Freiheitsschutz. Wir unterstützen den Vorschlag für
 185 ein Digitales Gewaltschutzgesetz um die effektive Rechtsdurchsetzung zu verbessern.
 186 Dabei setzen wir auf eine Stärkung staatlicher Strukturen, damit die Abwägung
 187 zwischen Meinungsfreiheit und Schutz vor digitaler Gewalt nicht Plattformbetreibern
 188 überlassen werden. Dafür braucht es eine zügige Befähigung von Gerichten und
 189 Staatsanwaltschaften, neue zivilrechtliche Verfahrensmöglichkeiten und Accountsperren
 190 als Mittel gegen unbekannte Urheber*innen. Eine grundsätzliche Klarnamenpflicht
 191 lehnen wir ab.

 192 Wir unterstützen zudem ausdrücklich die Bestrebungen zur Schaffung digitaler
 193 Grundrechte. Insbesondere der Entwurf der "European Declaration on Digital Rights and
 194 Principles for the Digital Decade" ist ein Schritt in die richtige Richtung.
 195 Derzeitig bestehende private Plattformen müssen zunächst verpflichtet werden, die
 196 Grundrechte ihrer Nutzer*innen, auch während der Plattformnutzung, in der
 197 Ausgestaltung und Anwendung ihrer Algorithmen zu beachten. Zudem ist Nutzer*innen das
 198 Recht zu gewähren, eine autonome Entscheidung darüber zu erhalten, welche
 199 Informationen sie preisgeben möchten. Dies stellt sicher, dass persönliche Daten
 200 nicht ungefragt und ohne Zustimmung der Betroffenen verwendet werden.

 201 Der Staat, der sich in Zurückhaltung übt

 202 Zur Aufgabe des Staates gehört es, dass er sich bei Eingriffen in die Rechte von 
 203 Bürger*innen selbst kontrolliert. Unser Ansatz ist, dem Staat Pflichten aufzuerlegen,
 204 die zu einer Rücksichtnahme auf die Rechte von Bürger*innen im Entstehungsprozess und
 205 bei der Anwendung von Gesetzen führen. Zudem muss der Weg zu Gerichten erleichtert
 206 werden. Mit geringeren Spielräumen für Behörden und einem weiteren Anwendungsbereich
 207 in Bezugnahme auf Richter*innen sowie erleichterter Rechtsschutzmöglichkeiten, ist
 208 bereits ein großer Schritt zu mehr Selbstkontrolle geschafft. Es sind vermehrt
 209 präventive Instrumente zum Schutz vor Missbrauch bei der Anwendung von
 210 Überwachungsmaßnahmen einzuführen, wie beispielsweise Richter*innenvorbehalte.

 211 Zudem wollen wir zivilgesellschaftliche Akteur*innen wie NGOs stärken, die sich
 212 kritisch mit Überwachungsmaßnahmen auseinandersetzen.

 213 Es existieren bereits eine Vielzahl staatlicher Überwachungsbefugnisse und
 214 Datensammlungen. Für eine Aufrechterhaltung und Ausweitung dieser
 215 Zugriffsmöglichkeiten müssen zwingend erhebliche Gründe vorliegen. Bevor weitere
 216 Überwachungsmaßnahmen durch Ermächtigung von Behörden geschaffen werden, gilt eine
 217 besondere Begründungspflicht. Insbesondere muss aufgezeigt werden, dass bereits
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 218 bestehende staatliche Eingriffsmöglichkeiten genutzt und möglichst
 219 grundrechtsschonend angewendet werden. Jede bereits bestehende, gesetzliche Regelung,
 220 die wie Videoüberwachung oder Geo-Tracking Betroffene belastet, muss vor Erlass
 221 weiterer Regelungen auf ihre Verhältnismäßigkeit hin evaluiert werden. Grundsätzlich 
 222 lehnen wir die Videoüberwachung von öffentlichen Orten ab, da sie auch immer die 
 223 Grundrechte Dritte massiv beschneiden. Insbesondere flächendeckende und/oder 
 224 dauerhafte Videoüberwachung öffentlicher Räume lehnen wir entschieden ab.

 225 Die Wirkungen einer neuen Überwachungsmaßnahme dürfen zudem nicht isoliert für die
 226 individuellen Freiheitsrechte der Betroffenen betrachtet werden. Bei der Bewertung
 227 staatlicher Eingriffe ist vielmehr eine Überwachungsgesamtrechnung vorzunehmen, wie
 228 sie das Bundesverfassungsgericht bereits vorgeschlagen hat und wie sie auch im
 229 aktuellen Koalitionsvertrag der Ampel vereinbart, aber bislang immer noch nicht
 230 umgesetzt ist. Dabei werden nicht nur die Folgen für das Individuum, sondern darüber
 231 hinaus die Belastung von Überwachungsmaßnahmen für das freiheitlich-demokratische
 232 Gemeinwesen wissenschaftlich und evidenzbasiert untersucht und in die Abwägung
 233 miteinbezogen. Eine solche Überwachungsgesamtrechnung halten auch wir für notwendig,
 234 um unsere freiheitliche Demokratie aufrecht zu erhalten.

 235 Zudem hat eine Technikfolgenabschätzung zu erfolgen, die jeder neuen oder
 236 aufrechtzuerhaltenden Überwachungsbefugnis vorhergehen soll. Bevor ein neues
 237 technisches Überwachungsinstrument eingeführt oder verstärkt eingesetzt wird, müssen
 238 seine Auswirkungen vorausschauend untersucht werden. Prognosen sollen dabei
 239 hinsichtlich gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und ökologischer Folgen angestellt
 240 werden. Insbesondere Diskriminierungsrisiken müssen zuvor untersucht werden.

 241 Bei allen Überwachungsmaßnahmen ist der Grundsatz der Datensparsamkeit einzuhalten.
 242 Die Behörden sollen nur so viele Daten erheben, wie zur Erfüllung ihrer gesetzlichen
 243 Aufgaben notwendig sind. Die Zusammenführung von personenbezogenen Daten in
 244 zentralisierte Systeme ist grundsätzlich von der Planung an zu vermeiden. Vorhaben
 245 wie das gemeinsame Datenhaus aller Polizeibehörden „Polizei 20/20“ lehnen wir
 246 entschieden ab. Der Zwang zum online-Ausweis als Kontrollmaßnahme widerspricht
 247 unserem Grundverständnis.

 248 Der Staat, der (gewähr-)leistet

 249 Der Staat muss sich von marktwirtschaftlichen Prinzipien im Infrastrukturausbau
 250 verabschieden. Dies stellt keine rein ideelle, sondern zugleich eine elementare
 251 Sicherheitsfrage dar. Kritische Infrastrukturen haben dem Gemeinwohl zu dienen und
 252 sollen nicht profitorientiert bereitgestellt werden.

 253 Der Staat hat dabei eine Grundversorgung sicherzustellen. Zum einen bedeutet dies,
 254 dass ein physischer Internetanschluss unabdingbar ist. Ohne Internetanschluss wird
 255 ein wichtiger Teil der gesellschaftlichen Teilhabe verwehrt. Aus diesem Grund muss
 256 die Versorgung mit Breitbandinternet und Mobilfunk staatlich gewährleistet sein,
 257 darunter fällt auch der Glasfaserausbau. Dadurch werden zudem Doppelstrukturen, also
 258 mehrere Leitungen verschiedener Dienstleister, vermieden und die
 259 Versorgungssicherheit in wirtschaftlich unattraktiven Regionen sichergestellt. Der
 260 Internetausbau kann in kommunale Hand in Form der Stadtwerke oder in Form einer
 261 staatlich kontrollierten Telekom als Netzbetreiber gelegt werden. Private Anbieter
 262 sollen keine eigenen Netze außerhalb eines öffentlichen Gesamtkonzepts ausbauen
 263 können.
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 264 Ebenso muss Digitalisierung vermehrt in das Bildungssystem integriert werden. Dies
 265 betrifft sowohl die Entwicklung von digitalen Anwendungen als auch die Auswirkungen
 266 der Digitalisierungen auf das wirtschaftliche und demokratische System. So kann im
 267 Rahmen der politischen Bildung das Systemverständnis und die Teilhabe an einer
 268 digitalen Demokratie gestärkt werden.

 269 Plattformsozialismus durch Zerschlagung, Verstaatlichung und Regulierung der Macht 
 270 von Digitalkonzernen

 271 Big-Tech-Unternehmen stellen Staat, Demokratie, Wirtschaft und Gesellschaft auf die
 272 Probe. Die nie dagewesene Effizienz und Vernetzung im sozialen, unternehmerischen und
 273 gesellschaftlichen Agieren ist gewiss zwiespältig zu betrachten. Wir stellen fest,
 274 dass Digitalisierung einen enormen Informationsgewinn auf der einen, aber eine
 275 Herausforderung für die freie, demokratische und soziale Gesellschaft auf der anderen
 276 Seite darstellt.

 277 Durch die monopolartige oder sogar monopolistische Stellung von Big Tech Unternehmen
 278 entsteht eine extreme Konzentration von Macht. Teilweise bestehen diese Monopole oder
 279 Oligopole auch in Dienstleistungsbereichen, die gesellschaftliche Relevanz aufweisen
 280 oder sogar kritische Infrastruktur darstellen. Ist ein digitaler Dienst, den ein
 281 Unternehmen anbietet, einerseits durch seine monopolartige Durchdringung im Markt und
 282 andererseits die Art der Dienstleistung von gesamtgesellschaftlicher Relevanz,
 283 entsteht die Notwendigkeit, den Konzern entweder zu verstaatlichen oder zu
 284 zerschlagen und den entsprechenden Dienstleistungsbereich zu regulieren. Umso mehr
 285 gilt das selbstverständlich für Unternehmen, die gleich in mehreren
 286 Dienstleistungsbereichen mit ihren Diensten eine solche marktbeherrschende Stellung
 287 in gesellschaftlich relevanten Bereichen aufweisen, wie das derzeit für viele Big
 288 Tech Unternehmen der Fall ist. Sind in einem Dienstleistungsbereich zwar ausreichend
 289 viele Unternehmen am Markt aktiv, aber dieser Bereich ist dennoch von hoher
 290 gesellschaftlicher Relevanz, soll eine starke Regulierung im Sinne einer klassisch-
 291 jungsozialistischen Wirtschaftspolitik erfolgen.

 292 Schließlich bieten das Web und die Digitalisierung trotz der derzeit dystopischen
 293 Entwicklungen auch in besonders hohem Maß Chancen für demokratisch-sozialistische
 294 Ansätze des Lebens und Wirtschaftens. Anders als bei physischen Dienstleistungen kann
 295 mit geringen Steigerungen des Material- und Ressourceneinsatzes eine potentiell
 296 unbeschränkte und globale Verteilung von Dienstleistungen, sog. “Skalierung” erreicht
 297 werden.

 298 Aktuelle Regulierung durch die EU

 299 Der bereits 2022 in Kraft getretene Digital Markets Act (DMA) und der 2023 in Kraft
 300 getretene Digital Services Act (DSA) zielen als Regulierungspaket der EU darauf ab,
 301 marktbeherrschende Tech-Konzerne und deren einzelne Service-Unternehmen stärker zu
 302 regulieren, da sie einerseits Grundrechte von Bürger*innen systematisch gefährden und
 303 andererseits als private Unternehmen die Macht besitzen, in quasi-staatlicher
 304 Funktion Regeln in der digitalen Welt einzuführen und durchzusetzen.

 305 Im Rahmen des Digital Markets Act (DMA) hat die EU-Kommission auch im September 2023
 306 konkret sechs Gatekeeper definiert: Alphabet, Amazon, Apple, Meta und Microsoft sowie
 307 ByteDance. Deren marktbeherrschende Stellung bezieht sich auf die Kerndiensleistungen
 308 Soziales Netzwerk, Vermittlung, Werbung, Browser, Betriebssystem, Video Sharing und
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 309 Messenger. Die genannten Gatekeeper haben nun bis März 2024 Zeit, die im DMA
 310 vorgegebenen Normen zu erfüllen, wie z.B. Drittanbietern eine Interoperabilität mit
 311 ihren Services zu ermöglichen oder Zugang zu Datenbeständen zu gewähren.

 312 Der Digital Services Act (DSA) wiederum zielt generell auf Online-Vermittlerdienste
 313 und Online-Plattformen, nicht nur auf die größten im Markt. Allerdings werden auch
 314 hier die großen Dienste mit monatlich mehr als 45 Millionen aktiven Nutzer*innen
 315 gesondert behandelt und müssen unter anderem früher die Regulierung umsetzen. Bei
 316 diesen großen Diensten handelt es sich derzeit um: Alibaba AliExpress, Amazon, Apple
 317 App Store, Booking.com, Facebook, Google Play, Google Maps, Google Shopping,
 318 Instagram, LinkedIN, Pinterest, Snapchat, TikTok, X, Wikipedia, YouTube und Zalando
 319 sowie Google Search und Bing. Der DSA stärkt die Rechte von Nutzer*innen im
 320 Verhältnis zu diesen Dienstleister*innen und verlangt z.B. auch das Löschen von Hate
 321 Crime und diskriminierenden Inhalten.

 322 Grundsätzlich halten wir die Absicht und auch die Vorgehensweise der EU mit dem
 323 aktuellen Regulierungspaket für richtig. Zum ersten Mal werden nun die großen und
 324 größten Tech-Unternehmen gesondert und ihrer Größe angemessen reguliert. Es bleiben
 325 jedoch noch einige offene Baustellen. Insbesondere ist zu bezweifeln, ob die
 326 Maßnahmen ausreichen, um die Monopolstellung von Großkonzernen nachhaltig
 327 einzudämmen. Auch stellt sich die Frage nach der Kontrolle der Verpflichtungen, die
 328 sich aktuell noch als schwierig und unübersichtlich gestaltet.

 329 Plattformsozialismus statt Big Tech

 330 Wir fordern je nach Bereich entweder die Verstaatlichung von Big-Tech-Unternehmen
 331 oder die Zerschlagung bei gleichzeitiger Regulierung des nach der Zerschlagung
 332 entstehenden Marktsegments. Hierdurch wollen wir aber nicht nur destruktiv die
 333 Marktmacht der Konzerne bremsen, sondern konstruktiv auf die sozialistische
 334 Gesellschaft der Freien und Gleichen hinarbeiten, die Ziel aller jungsozialisitschen
 335 Politik ist.

 336 Neben den weiter oben genannten physischen Netzen bedeutet digitale Grundversorgung
 337 für uns auch, dass es eine Grundversorgung an Software geben muss, die wir als
 338 kritische Infrastruktur und Teil der Daseinsvorsorge begreifen. Und gerade hier zeigt
 339 sich der Konflikt unserer Vorstellung mit Big Tech am deutlichsten. Hier kann auf der
 340 Vorarbeit der EU mit der Einführung des DMA und DSA und der damit verbundenen
 341 Verwaltungs- und Kontrollstruktur aufgebaut werden. Alle im DMA-DSA-Paket als von Big
 342 Tech dominiert identifizierten Bereiche sehen auch wir Jusos als kritisch an. Über
 343 diese von der EU identifizierten Bereiche hinaus stellen wir starke Konzentrationen
 344 bei Big Tech in folgenden Bereichen fest: Bei Office-Anwendungen, bei der
 345 Identifikationsinfrastruktur für Personen sowie beim Hosting (Cloud-Services).

 346 Eindeutig eine staatliche Aufgabe ist für uns eine offene, zugängliche Infrastruktur 
 347 zur sicheren Identifikation im Web. Der ePerso ist bereits ein Schritt in diese
 348 Richtung, jedoch ist er für die Anwendung bei Dritten nicht besonders gut zugänglich,
 349 da die Bundesdruckerei hier die Rolle eines unter Wirtschaftlichkeitszwang stehenden
 350 Gatekeepers einnimmt. Es muss für jede*n einfach möglich sein, rechtssicher mit einer
 351 digitalen Identität zu unterschreiben / signieren und zu verschlüsseln.

 352 In anderen Bereichen fällt es teilweise schwerer zu entscheiden, ob ein von Big Tech
 353 dominierter Marktbereich verstaatlicht oder zerschlagen werden soll. Verstaatlichung
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 354 verbietet sich überall dort, wo ein zu starker Eingriff des Staates in die
 355 Grundrechte der Bürger*innen zu befürchten ist. Letztlich scheiden nach diesen beiden
 356 Kriterien die Bereiche Soziale Netzwerke, Video-Sharing, Suche, Betriebssysteme,
 357 Werbung sowie Browser allesamt für eine Verstaatlichung aus.

 358 Der Bereich der Intermediäre umfasst zum einen Kartendienste und insbesondere Google
 359 Maps. Hier ist eine Form von "softer Verstaatlichung" denkbar, indem auf EU-Ebene
 360 eine öffentlich rechtliche Plattform für Karten- und Navigationsdienstleistungen
 361 angeboten wird, die offene Dienste nutzt und diese konsequent weiterentwickelt.
 362 Öffentlich-rechtlich soll hier explizit staatsfern bedeuten, da die
 363 Nutzer*innenanfragen, ihre Standorte und Navigationsrouten sensible personenbezogene
 364 Daten darstellen, die nicht für staatliche Akteur*innen einsehbar sein sollten.
 365 Google Maps dürfte weiterhin parallel zu dieser neuen öffentlich-rechtlichen
 366 Plattform auf EU-Gebiet seine Dienste betreiben, sofern diese mittelfristig durch die
 367 öffentlich-rechtliche Konkurrenz signifikant an Marktanteilen verliert und somit die
 368 Quasi-Monopolstellung verliert. Öffentlichen Stellen und insbesondere öffentlichen
 369 Verkehrsunternehmen soll es gleichzeitig verboten werden, Google Maps und anderen
 370 gewinnorientierten Unternehmen ihre Daten zur Verfügung zu stellen. Gleichzeitig
 371 fordern wir den Zugang von nichtkommerziellen Open-Source Projekte zu diesen Daten
 372 und fordern geeignete gemeinnützige Open-Source Rechtsformen. Ohne die Einbindung von
 373 z.B. ÖPNV-Daten wird die Relevanz von Google Maps für Nutzer*innen stark sinken.

 374 Als Intermediäre werden nach der Definition des DMA zudem Verkaufsplattformen 
 375 bezeichnet. Im mobilen Software-Markt haben hier Apple Store und Play Store eine
 376 monopolartige Stellung. Bei klassischen Desktopanwendungen ist eher der
 377 Direktvertrieb der Anbieter zu beobachten, wobei dieser Bereich durch die Verwendung
 378 von Web Apps sehr stark an Bedeutung verloren hat. Im Games-Bereich wiederum gibt es
 379 ein Oligopol einer Hand voll Stores, die die Spiele der größeren Games-Entwickler
 380 vertreiben, insbesondere Steam, EA-App und Ubisoft Connect. In allen diesen Bereichen
 381 ist häufig ein Lock-In-Effekt zu verzeichnen, bei dem man Softwareprodukte, die man
 382 bei einem Händler gekauft hat, auch nur aus dessen Bibliothek heraus starten oder
 383 aktualisieren kann. Wir fordern die Pflicht, digitale Softwareprodukte interoperabel
 384 zu machen. Hersteller und Marktplätze für Software sollen verpflichtet werden, einmal
 385 erworbene Software unabhängig vom Vertriebskanal auf jedem anderen Marktplatz oder
 386 direkt beim Hersteller neu herunterladen und updaten zu können. Der Marktplatz wäre
 387 somit lediglich ein optionaler Vertriebskanal für Software, aber es entstünde keine
 388 dauerhafte Abhängigkeit mehr.

 389 Auch bei Office-Anwendungen braucht es aus unserer Sicht kein Vertriebsverbot für die
 390 Produkte von Microsoft und Google in der EU, um den Zweck zu erreichen. Vielmehr
 391 erwarten wir vom Staat, dass er alternative Open Source-Office-Produkte aktiv
 392 fördert, indem er in die Entwicklung investiert und diese selbst verwendet. Durch ein
 393 solches Vorgehen kann erreicht werden, dass Open Source-Alternativen gut
 394 funktionieren und über eine barrierearme Dokumentation verfügen. Das führt
 395 langfristig dazu, dass die Nutzung dieser Produkte attraktiver wird und langfristig
 396 private Monopole ablösen kann

 397 Im Bereich der Werbung liegt die Gefahr für die Gesellschaft zum einen in der enormen
 398 Machtkonzentration bei wenigen Playern, wie sie auch im Digital Markets Act der EU
 399 beschrieben wird. Andererseits geht aber auch ganz grundsätzlich, unabhängig von der
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 400 Größe der Firmen, eine gesamtgesellschaftliche Gefahr von personenbezogener Werbung
 401 aus. Bereits in der Vergangenheit forderten wir als Jusos eine starke Einschränkung
 402 personenbezogener Werbung. Der Digital Services Act der EU geht einen ähnlichen Weg,
 403 und beschneidet die Möglichkeiten zum Ausspielen von Targeted Ads. Wir schließen uns
 404 der Forderung von Datenschutz-Aktivist*innen, zivilgesellschaftlicher Organisationen
 405 und linker Kräfte im EU-Parlament an und fordern ein generelles Verbot 
 406 personenbezogener Werbung. Eine separate Zerschlagung der Ad-Services von Google,
 407 Meta und Amazon wird dadurch obsolet.

 408 In allen anderen von Big Tech dominierten Bereichen kommt keine Verstaatlichung,
 409 sondern nur eine Zerschlagung und anschließende Regulierung in Frage. Alle von der EU
 410 im DMA als Gatekeeper definierten Big Tech Unternehmen haben ihren Hauptsitz in den
 411 USA oder in China. Ein natürlicher Ansatzpunkt für die Zerschlagung ist es daher,
 412 alle Sub-Unternehmen der Gatekeeper-Konzerne mit Sitz in der EU aus den jeweiligen
 413 Konzernen auszulösen und den Konzernteilen mit Sitz außerhalb der EU das Anbieten der
 414 Dienstleistungen gegenüber Bürger*innen mit Sitz in der EU verbieten. Letztlich wird
 415 dies seitens der Konzerne in vielen Fällen zu einer Abwicklung der europäischen
 416 Gesellschaften führen. Häufig sind diese Gesellschaften heute auch defizitär,
 417 beschränken sich auf Beratungsleistungen und stellen selbst keine Service-Endpoints
 418 zu den Kund*innen bereit. Im Ergebnis wäre dann der bekannte Dienst in der EU
 419 zunächst nicht verfügbar. Dies stellt allerdings kein Problem dar, da schnell andere
 420 Anbieter die Lücke schließen werden, um den von Big Tech als hochprofitabel
 421 erwiesenen Marktbereich für sich zu erschließen. Bei den Sozialen Netzwerken
 422 Facebook, Instagram, TikTok und LinkedIn sowie dem Messenger WhatsApp muss die
 423 bestehende Pflicht für die Anbieter aus der DSGVO besser durchgesetzt werden, den
 424 gesamten Verlauf an Aktivitäten sowie insbesondere ihr Kontaktnetzwerk (“Social
 425 Graph”) in standardisierter und technisch geeigneter Form auf Wunsch an die
 426 jeweiligen Nutzer*innen herauszugeben.

 427 Wir fordern also zusammenfassend:

 428

 429

 430

 431

 432

Die Verstaatlichung oder Zerschlagung marktbeherrschender Tech-Unternehmen,
abhängig von dem Bereich, in dem sie eine marktbeherrschende Stellung einnehmen.

Ein generelles Verbot personenbezogener Werbung.

Eine Regulierung des durch Zerschlagung dezentralisierten Digitalmarkts.

Die Einführung einer verpflichtenden Interoperabilität für Software.

 433

 434

 435

Offene und demokratische Ausgestaltung des staatlichen und nicht-kommerziellen 
Plattformökosystems

 436 Die oben skizzierte staatliche Grundversorgung mit Software soll für uns mit der
 437 Veröffentlichung aller produzierter Software als Open Source mit einer sog.
 438 “Copyleft-Lizenz” sichergestellt werden. Diese besondere Form der Open Source-Lizenz
 439 sorgt dafür, dass Veränderungen, Verbesserungen oder ganze Projekte, die auf dem Code
 440 aufbauen nicht “abgeschlossen” und damit privatisiert werden dürfen, sondern auch
 441 wieder als Open Source-Software der Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden
 442 müssen. Staatliche Softwareentwicklung und staatlich geförderte Software-Entwicklung
 443 sowie staatliche Daten müssen der Logik "public money, public code" folgen. Das
 444 heißt, dass Software und Daten, die mit öffentlichen Geldern entwickelt werden,
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 445 öffentliches Eigentum werden. 

 446 Der Staat kann wählen, ob er selbst Entwickler*innen anstellt oder bestehende
 447 Projektformen fördert und ausfinanziert. Die Jusos begrüßen dabei Vereine und
 448 Softwaregenossenschaften, da sie den Gedanken der demokratischen Organisation
 449 aufgreifen. In Fällen, in denen wir eine öffentlich-rechtliche Organisationsstruktur
 450 fördern, muss diese staats- und privatfern ausgestaltet sein. Insbesondere muss sie
 451 durch Beiträge und nicht aus Steuern oder privatwirtschaftlichen Einnahmen finanziert
 452 werden.

 453 Eigene staatliche Betätigung im Bereich der Softwareentwicklung ist nur dort
 454 akzeptabel, wo mittelfristig ausreichend eigenes Know-How aufgebaut wird. Die
 455 Verschwendung von finanziellen Mitteln für umfassende Beratungstätigkeiten bereits
 456 bei Ausschreibungen („Beratungstreppe“) ist nicht weiter hinnehmbar. Zudem muss ein
 457 starker Fokus auf der Nutzer*innenorientierung liegen. Neben dem Aufbau von
 458 Fähigkeiten im Bereich der UI/UX-Entwicklung fordern wir hierfür die Einführung von
 459 User*innen-Plattformräten, die die Interessen der User*innen angemessen vertreten
 460 können. Auch digitale Barrierefreiheit muss in der staatlichen Softwareentwicklung
 461 ein wesentlicher Baustein sein. Das beinhaltet nicht nur den Text (Leichte Sprache),
 462 sondern auch die Darstellung (Kontrast), sowie die logischen und technischen
 463 Navigationsmöglichkeiten durch die Prozesse. Wir fördern eine kontinuierliche 
 464 Aktualisierung und Erforschung von neuen Barrierefreiheit Normen und setzen uns für 
 465 eine breite kommerzielle und nicht-kommerzielle Implementierung ein. Dabei muss 
 466 insbesondere die Teilhabe im Vordergrund stehen- der Staat und Unternehmen wie z.B. 
 467 Online-Handel, Verkehr, Banken und Versicherungen müssen höhere barrierefreie 
 468 Standards implementieren, um ein barrierefreies “Onlineleben” zu ermöglichen.

 469 Neben dem Anbieten von Software der digitalen Grundversorgung mit direktem Nutzen,
 470 müssen auch unbekannte, aber stark verbreitete Software-Basis-Komponenten in den
 471 Blick genommen werden. Diese Komponenten bilden teils kritische Infrastruktur, werden
 472 aber nur von sehr wenigen, teilweise nur einzelnen Menschen weiterentwickelt und
 473 gewartet. Durch staatliche Förderung muss sichergestellt werden, dass diese
 474 Komponenten weiterhin sicher und auf dem technisch neuesten Stand bleiben. Auch die
 475 systematische Überprüfung von Sicherheitsstandards in diesen Softwarekomponenten
 476 sollte staatlich finanziert werden.

 477 Wir fordern also:

 478

 479

 480

 481

 482

 483

 484

 485

 486

dass es ein Ziel des Staates ist, die Dezentralität des Internets und der darin
agierenden Akteure aufrechtzuerhalten.

die Veröffentlichung staatlicher und staatlich geförderter Software als Open
Source mit “Copyleft” Lizenz.

ein Ende der Abhängigkeit von Berater*innen in der öffentlichen
Softwareentwicklung und den Aufbau eigener Kompetenzen. Dazu gehören 
zwingendermaßen attraktive Arbeitsbedingungen.

die Einhaltung hoher Qualitätsstandards für Software bei
Nutzer*innenorientierung und Barrierefreiheit.

 487 Regulierung von Künstlicher Intelligenz

 488 Die Weiterentwicklung und der verantwortungsvolle Einsatz von KI und maschinellem
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 489 Lernen ist eine der drängendsten Herausforderungen unserer Zeit. Künstliche
 490 Intelligenz (KI) ist zu einem zentralen und hochaktuellen Feld der sozio-technischen
 491 Entwicklung in Forschungseinrichtungen und Unternehmen auf der ganzen Welt geworden.
 492 Es werden kontinuierlich Fortschritte erzielt, die unser Verständnis „intelligenter“
 493 Systeme und ihrer Anwendungsmöglichkeiten erweitern. Der Einsatz von KI wirft
 494 insbesondere in den Bereichen wichtige Fragen auf, in denen mit sensiblen Daten
 495 umgegangen wird. Deshalb ist die Anwendung von KI unter anderem in Bezug auf Ethik,
 496 Datenschutz und ihrer Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt hinreichend zu überprüfen.

 497 Dabei ist längst bekannt, dass der Einsatz von KI-Systemen häufig zu
 498 Diskriminierungen führt. Dafür gibt es mehrere Gründe. Zum einen werden KI-Modelle
 499 mit Trainingsdaten entwickelt, die oft Vorurteile und Ungleichheiten unserer
 500 Gesellschaft widerspiegeln. Diese Vorurteile werden dann von den Modellen übernommen
 501 und in ihren „Entscheidungen“ wiedergegeben. Wir beobachten auch die Entwicklung von
 502 „Deepfakes“ mit großer Sorge. Wenn mittels KI erstellte, täuschend echt aussehende
 503 Bilder und Videos kursieren, stellt dies eine Bedrohung für den freien und offenen
 504 demokratischen Diskurs dar. Oftmals lässt sich kaum erkennen, ob es sich um
 505 verfälschte Bilder handelt. Diese manipulierten Wahrnehmungen der Wirklichkeit
 506 untergraben das öffentliche Vertrauen.

 507 Die gesamten Entwicklungen rund um KI stellen zudem die Funktionsweise des Staates
 508 auf die Probe. Die KI-Anwendungen werden meist privatwirtschaftlich entwickelt. Für
 509 diese entwickelnden Tech-Konzerne stellt die Entwicklung der KI ein
 510 Geschäftsgeheimnis dar. Daher weigern sie sich die Daten offenzulegen, die für die
 511 Entwicklung der KI herangezogen worden sind. Somit kann die Grundlage, auf der die
 512 Ergebnisse möglicher KI-Anwendungen beruhen, nicht hinreichend geprüft werden.
 513 Dadurch wird auch eine Kontrolle dessen verhindert, inwiefern sich
 514 Diskriminierungsformen und Machtstrukturen widerspiegeln und sich durch ihre
 515 Anwendung manifestieren. Dies ist besonders problematisch in Fällen, bei denen KI
 516 staatliche Entscheidungen, wie die Bewilligung oder Ablehnung von Anträgen,
 517 übernehmen soll. Wenn staatliche Entscheidungen an KI-Anwendungen ausgelagert werden,
 518 gehen also damit grundsätzliche Probleme in Bezug auf die Rechenschaftspflicht und
 519 Transparenz staatlichen Handelns einher.

 520 Menschen müssen Verantwortung für KI-Entscheidungen übernehmen. Denn KI-
 521 Entscheidungen werden nicht objektiv und unabhängig vom Menschen gemacht. KI kann und
 522 soll im aktuellen Entwicklungsstandard die menschliche Entscheidungsfindung nicht
 523 komplett ersetzen. Denn die Anwendung von KI sorgt nicht für objektive
 524 Entscheidungen, solange sie von Menschen in diskriminierenden, gesellschaftlichen
 525 Systemen erstellt werden. Bevor es zu einer umfassenden Anwendung von KI kommen kann,
 526 müssen Vorurteile in den Daten minimiert, ethische Grundsätze in den
 527 Entwicklungsprozess integriert und Transparenz und Rechenschaftspflicht gefördert
 528 werden.

 529 Für uns sind in der Entwicklung und Anwendung von KI wichtige Aspekte:

 530

 531

 532

 533

 534

Transparenz: Wir fordern, dass KI-generierte Inhalte sowie die Nutzung von KI
gegenüber allen Nutzer*innen kenntlich gemacht werden und eine vollständige
Erklärung der verwendeten Methoden der Entwickler*innen erfolgt. Diese muss
verpflichtend offengelegt werden. Gleiches gilt auch für die Quellcodes der KI.
Außerdem soll die Erhebung der Daten nachvollziehbar veröffentlicht werden.
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 535

 536

 537

 538

 539

 540

 541

 542

 543

 544

 545

 546

 547

 548

 549

 550

 551

 552

 553

 554

 555

 556

 557

 558

 559

 560

 561

 562

 563

 564

Aufklärungspflichten: Diese zwingende Offenlegung muss einhergehen mit einer
grundsätzlichen Aufklärungspflicht in Bezug auf angewandte digitale
Technologien. Die Erklärungen müssen leicht verständlich und für alle
Nutzer*innen nachvollziehbar sein.

Zertifizierung: Auch fordern wir, dass KIs zertifiziert werden. Hierzu ist eine
KI-Norm zu entwickeln, die sich auf die Zertifizierung und Anwendbarkeit der KI
bezieht. Diese Zertifizierung muss anwendungsspezifisch sein.

Standards: Zudem sind statistische Kriterien (z.B. im Hinblick auf die
Repräsentativität) zu definieren und offenzulegen, die eine Aussagekraft über
die zugrundeliegenden Daten für die Gesellschaft bieten können.

Datengrundlage vervollständigen: Nicht nur müssen genutzte Daten definiert und 
offen gelegt werden, sondern es müssen effiziente Strategien entwickelt werden 
um Datenlücken zu schließen. Neben dem Gender Data Gap gibt es allgemein einen 
Mangel an Daten zu Menschen mit Diskriminierungsmerkmalen. Um die Reproduktion 
von Menschenfeindlichkeit zu verringern und eine breite Basis an Perspektiven 
einzubringen muss die Datenlücke gefüllt werden.

Urheberrechtsfragen: Auch muss eine klare Rechtslage geschaffen werden, wie
Urheber*innen entlohnt werden, wenn ihre Daten im KI Bereich genutzt werden.

Datenschutz und Privatsphäre: Eine DSGVO-konforme Nutzung wird vorausgesetzt. Es
ist vor der Verwendung von personenbezogenen Daten in einer KI die Einwilligung
der betroffenen Person einzuholen. Werden personenbezogenen Daten mit einer KI
ausgewertet oder von einer KI verwendet, sind diese Informationen den
Nutzer*innen bekannt zu machen.

Meldestellen: Die Einhaltung der gestellten Anforderungen muss überprüfbar sein.
Es muss eine Meldestelle eingerichtet werden, um auf die Nichteinhaltung
hinweisen zu können.

Mitbestimmung: Betriebs- und Personalräte sind eng in die Entscheidung über den
Einsatz von KI einzubinden. Die Arbeitserleichterung durch KI muss sich auch
positiv auf die Beschäftigten auswirken und darf nicht zu einer ständigen
Nachverdichtung von Arbeit führen.

 565 Trotz dieser hohen Standards sind Bereiche zu definieren, in denen die Anwendung von 
 566 KI ausgeschlossen ist. In diesem Zusammenhang begrüßen wir den im aktuellen Entwurf
 567 der EU zur KI-Verordnung vorgenommenen, risikobasierten Ansatz. Die vorgeschlagene
 568 Regulierung geht uns jedoch nicht weit genug. Menschen sollen wichtige
 569 Entscheidungen, die ihr Leben beeinflussen, selbst treffen. Dabei sollten sie
 570 möglichst unbeeinflusst von technischer Entscheidungsfindung sein, das bedeutet, dass
 571 etwaige Methoden der Statistik oder des maschinellen Lernens, nur dann in Betracht
 572 gezogen werden dürfen, wenn ihre Entscheidungsfindung transparent ist. Besonders hohe
 573 Hürden und damit de facto großflächige Anwendungsverbote sollen in den besonders
 574 sensiblen Bereichen von Behörden-Entscheidungen insbesondere bei Sozialleistungen,
 575 dem gesundheitlich-medizinischen Bereich, im Millitär und bei Asyl- und
 576 Migrationsentscheidungen gelten. Gerade im Gesundheitsbereich kann es aber Fälle
 577 geben, in denen KI nicht nur eine Effizienzverbesserung sondern eine effektive
 578 Verbesserung der Behandlung erreicht werden kann. Klar ist für uns, dass die
 579 Entscheidungshoheit der behandelnden Ärzt*innen nicht in Frage gestellt wird und der
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 580 Patient*innenkontakt niemals an Chatbots ausgelagert werden darf. Außerdem darf KI
 581 bei Behördenentscheidungen im Bereich Asyl- und Migration sowie im militärischen
 582 Kontext nicht zum Einsatz kommen. Denn KI-generierte Entscheidungen können zwar
 583 nachträglich durch einen Menschen kontrolliert werden. Die KI-Entscheidung bringt
 584 jedoch oftmals einen Bias mit sich. So tendieren Menschen öfter dazu, der
 585 vorhergehenden KI-Entscheidung zu folgen.

 586 Für uns ist darüber hinaus klar, dass staatliche Entscheidungen nicht an 
 587 privatwirtschaftliche Programme ausgelagert werden dürfen. Daher gelten die oben
 588 genannten Pflichten insbesondere bei der Anwendung von KI bei staatlichem Handeln.
 589 Gleichzeitig hat ein Rechtsanspruch zu bestehen, dass alle Entscheidungen, die von
 590 einer KI getroffen wurden, erneut von einem Menschen geprüft werden. In Fällen, in
 591 denen eine KI eine Ermessensentscheidung oder Prognose trifft, muss diese
 592 grundsätzlich durch einen Menschen überprüft werden, da die Grundlage für diese
 593 Entscheidung sonst nicht hinreichend geprüft werden kann.

 594 Keine Überwachung durch die EU-Chatkontrolle!

 595 Die Chatkontrolle soll zukünftig Behörden dabei unterstützen, die Verbreitung von
 596 Missbrauchsdarstellungen von Kindern zu verhindern und Kinder und Jugendliche vor
 597 Cybergrooming zu schützen. Nach der entsprechenden Verordnung sollen Anbieter*innen
 598 von Messengerdiensten bis zu E-Mail-Providern verpflichtet werden, Fotos, Videos und
 599 andere Inhalte, die Nutzer*innen verschicken oder hochladen, automatisch auf
 600 Darstellungen von Kindesmissbrauch zu durchsuchen und mögliche strafbare Fälle an die
 601 Ermittlungsbehörden zu melden. Außerdem soll Cybergrooming entdeckt werden, also
 602 Textnachrichten, die von Erwachsenen formuliert werden, um sich Kindern in Chats mit
 603 sexuellen Absichten zu nähern. Eine Ausnahme soll es für Kommunikationsdienste, die
 604 eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung ermöglichen, nicht geben. Das heißt, jede
 605 Kommunikation im Digitalen kann nach dem Entwurf durchleuchtet werden.

 606 Ob die vorgeschlagene Chatkontrolle zur Eindämmung der Verbreitung von
 607 Missbrauchsdarstellungen überhaupt geeignet ist, ist auch nach Auswertung durch den
 608 Wissenschaftlichen Dienst des Europäischen Parlaments und durch
 609 Kinderschutzorganisationen mehr als zweifelhaft. Der Wissenschaftliche Dienst stellte
 610 fest, dass die Gesamtwirksamkeit der vorgeschlagenen Regelung begrenzt sein dürfte.
 611 Denn es mangelt den Ermittlungsbehörden nicht an Hinweisen auf Aufzeichnungen von
 612 sexualisierter Gewalt gegenüber Minderjährigen. Allein auf das Sammeln und Melden von
 613 solchen Inhalten zielt jedoch die Verordnung ab. Dabei ist anzumerken, dass die
 614 verschlüsselte Kommunikation bereits jetzt kaum eine Rolle in der Verbreitung von
 615 Missbrauchsdarstellungen spielt.

 616 Während der positive Effekt der Chatkontrolle nicht belegt ist, wäre ihr Eingriff in
 617 die Grundrechte der Betroffenen massiv. Es handelt sich um ein Instrument der
 618 anlasslosen Massenüberwachung. Insbesondere bei Ende-zu-Ende-verschlüsselter
 619 Kommunikation ist das höchst problematisch. Wird eine Technologie entwickelt, die
 620 Verschlüsselung umgeht oder entschlüsselt, wird ein wichtiger Schutzmechanismus für
 621 die Nutzer*innen ausgehebelt. Dadurch können gefährdete oder marginalisierte Gruppen
 622 nicht mehr sicher kommunizieren oder Whistleblower*innen sich nicht mehr geschützt
 623 äußern.

 624 Wir lehnen entschieden ab, dass der Staat selbst „unechte“ Missbrauchsdarstellungen
 625 mittels KI generiert und verbreitet. Im Bereich der Strafverfolgung debattiert, ob
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 626 KI-generierte Bilder im Rahmen sog. "Honey Pot"-Operationen genutzt werden dürfen, um
 627 Zugang zu einschlägigen Foren zu erhalten. Dazu würden beschlagnahmte Datensätze zur
 628 Generierung ähnlicher, wenn auch "künstlicher" Missbrauchsdarstellungen verarbeitet.
 629 Für uns ist jedoch klar, dass insbesondere staatliche Akteur*innen dem
 630 verantwortungsvollen Umgang mit KI unterworfen sein müssen. Ein solches Vorgehen
 631 lehnen wir entschieden ab.

 632 Der Staat hat die Pflicht, die zur Strafverfolgung gesammelten Daten und die darauf
 633 abgebildeten Personen zu schützen. Eine Verarbeitung durch KI sowie die
 634 Bildgenerierung aufgrund dieser Daten sehen wir als unvertretbaren Vertrauensbruch.
 635 Aufgrund dessen, dass KI-Systeme zur Generierung von Inhalten angelernt und mit
 636 vergleichbaren Inhalten „gefüttert“ werden müssen, können Gewaltdarstellungen auch
 637 dann, wenn sie KI-generiert sind, niemals gewaltfrei entstehen. Die staatliche
 638 Schutzpflicht gegenüber Opfern gilt auch in Bezug auf die Verwendung verbotener
 639 Schriften, welche durch private Akteur*innen zum Zwecke der KI-Anlernung genutzt
 640 werden. Die strafbewehrte Verbreitung von Inhalten darf nicht durch eine Flucht in
 641 KI-generierte Inhalte umgangen werden.

 642 Statt einer wahllosen Kontrolle aller Kommunikationsmedien bedarf es einer besseren
 643 Aufklärung und gesamtgesellschaftlichen Sensibilisierung in Bezug auf die Belästigung
 644 von Kindern im digitalen Raum. Erwachsene, insbesondere Lehr- und Erziehungspersonal
 645 müssen geschult und sensibilisiert werden, sodass mögliche Betroffene schnell erkannt
 646 werden und Unterstützung erhalten. Nicht zuletzt deshalb erachten wir auch den Ausbau
 647 des Therapiesektors für unerlässlich. Auch in den Jugendämtern ist mehr Fachpersonal
 648 und eine bessere Ausstattung vonnöten. Statt einer Chatkontrolle machen wir uns
 649 außerdem für die konzentrierte Zerschlagung von Foren stark, in denen
 650 Missbrauchsdarstellungen von Kindern geteilt werden.

 651 Für eine wirksame Bekämpfung der Missbrauchsdarstellungen im Netz sind
 652 Justizschnittstellen zu schaffen, die in die Dienste von Dritten (beispielsweise
 653 Messenger-Apps) eingebunden werden können. Über diese Schnittstellen können
 654 strafrechtlich relevante Inhalte mit wenigen Klicks von den Nutzer*innen selbst an
 655 Strafverfolgungsbehörden gemeldet werden. Auf diesem Weg können einfache,
 656 niedrigschwellige Meldeverfahren eingeführt werden, die auch vor Cybergrooming
 657 schützen. Den meldenden Personen sollten dabei auch Hilfsangebote angezeigt werden,
 658 auf die sie zurückgreifen können.
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Antrag O1: Jungsozialistische Politik in den Kommunen - unser 
Muster-Kommunalprogramm
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: O - Öffentliche Daseinsvorsorge, Mieten & Kommunales

 1 Als Jusos ist es unser Ziel, linke Inhalte in der gesellschaftlichen Debatte zu
 2 platzieren und politisch umzusetzen. Dazu zählen neben der Bundes- und Landesebene
 3 auch die Kommunalen Parlamente. Gerade hier haben wir die Möglichkeit, politische
 4 Entscheidungen unmittelbar sichtbar zu machen. Die kommunalpolitische Ebene ist sehr
 5 unterschiedlich. Von kleinen Ortsteilräten über Gemeinderäten, Kreistage bis hin zu
 6 Stadträten in Großstädten sind die Zuständigkeiten und Gestaltungsmöglichkeiten
 7 vielfältig. Dazu kommen unterschiedliche Herausforderungen und Chancen, welche immer
 8 ganz konkret mit der jeweiligen Kommune verbunden sind. Daraus ergibt sich, dass es
 9 keine allgemeingültige und konkrete Antwort für alle Kommunen in Deutschland geben
 10 kann. Geeint sind diese heterogenen politischen Prozesse in der Herausforderung,
 11 jungsozialistische Politik gegen Widerstände anderer Parteien und nicht selten
 12 unserer eigenen Partei durchzusetzen. Wir unterliegen nicht dem Zwang, mit unserem
 13 politischen Wirken der nächsthöheren Ebene keinesfalls kritisch gegenüber zu stehen.
 14 Als Jungsozialist*innen haben wir die Freiheit, viel weiter zu denken. Wir sehen
 15 unsere Kommunen und die Bürger*innen. Wir wollen für sie gestalten, ihr Umfeld und
 16 ihr Leben verbessern, ohne Rücksicht darauf zu nehmen, damit Verfehlungen
 17 aufzudecken. Mit diesem Muster-Kommunalprogramm vereinen wir unsere politischen
 18 Überzeugungen, übersetzen die großen politischen Fragen auf die kleinste und
 19 unmittelbarste Ebene und bieten damit unseren Jusos im ganzen Land einen Rahmen,
 20 welchen sie auf ihre Kommune und ihre konkreten Problem- und Fragestellungen
 21 übersetzen können.

 22 Feministische Stadt- und Gemeindeentwicklung

 23 Stadt- und Gemeindeplanung beeinflusst nahezu jeden Aspekt unseres alltäglichen
 24 Lebens. Doch wurden und werden Städte und Gemeinden zu lange von weißen cis Männern
 25 für weiße cis Männer entworfen. Kommunale Infrastruktur, Straßen, Verkehrsführung,
 26 Wohnräume und die allgemeine Stadt-/Gemeindearchitektur orientieren sich dabei an
 27 traditionellen Rollenbildern vom berufstätigen Mann als Ernährer und der “Hausfrau”,
 28 die die unbezahlte reproduktive Haus- und Sorgearbeit übernimmt. Die kommunale
 29 Verkehrsinfrastruktur ist darauf ausgelegt, dass “der Ernährer” möglichst schnell und
 30 bequem zur Arbeit kommt. Bis heute sind die Auswirkungen dieser Art der Stadt- und
 31 Gemeindeplanung in unseren Kommunen spürbar. Freiheit, Sicherheit, Mobilität und der
 32 Zugang zum öffentlichen Raum und Infrastruktur spielt eine untergeordnete Rolle, die
 33 bis heute als Grundlage der Städte- und Gemeindeplanung liegt. Hinzu kommt, dass die
 34 meisten Stadtplaner*innen, Architekt*innen und Entscheidungsträger*innen in Kommunen
 35 immer noch weiße cis Männer sind. Die Auswirkungen davon spiegeln sich u.a. in
 36 Nahverkehrs-Fahrplänen, der autozentrierten Verteilung des Straßenraums und dem
 37 mangelnden Sicherheitsgefühl von FINTA, durch Angsträume im öffentlichen Raum wider.

 38 Feministische Stadt- und Gemeindeentwicklung muss das Leitbild unserer
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 39 Kommunalpolitik werden. Hierbei verstehen wir eine Stadtplanung, die inklusiv und für
 40 alle gedacht ist. Sie hat das Bild einer Stadt, in welcher die wichtigsten
 41 Institutionen der Daseinsvorsorge schnell und einfach, unabhängig erreichbar gemacht
 42 werden, Supermärkte und Bildungseinrichtungen zentral liegen und Angsträume
 43 verschwinden. Städte, die gut ausgeleuchtet sind, damit gerade FINTA* nachts
 44 angstfrei durch die Stadt kommen. Das übergeordnete Ziel hierbei ist immer die
 45 Schaffung einer fair geteilten Stadt/Gemeinde für alle. Um dieses Ziel zu erreichen,
 46 betrachten wir unsere Stadt-/Gemeindeentwicklung immer unter den Gesichtspunkten der
 47 Zugänglichkeit, Bezahlbarkeit und Partizipation.

 48 Die Partizipation und Perspektiven aller gesellschaftlichen Gruppen, insbesondere
 49 Frauen, Kinder, Senior*innen, Menschen mit Behinderung, Wohnungslosen, migrantisierte
 50 Menschen, BIPOC, queere Menschen, armer Menschen und anderer marginalisierter
 51 Gruppen, bei der Stadt- und Gemeindeentwicklung bzw. -planung müssen zwingend überall
 52 einbezogen werden, damit das direkte Lebensumfeld endlich nach den Bedürfnissen aller
 53 Bürger*innen gestaltet wird. Hierzu müssen die verschiedenen Lebenskonzepte und
 54 Realitäten anerkannt und berücksichtigt werden. Das gilt für alle Bereiche der
 55 Bauleitplanung. Um das erreichen zu können, müssen feministische Stadt- und 
 56 Gemeindeentwicklungskonzepte Teil der Ausbildung/des Studiums künftiger 
 57 Stadtplaner*innen in unserer Kommune sein. Ergänzend hierzu verändern wir unsere
 58 Stellen in der öffentlichen Verwaltung dahingehend, dass wir genderspezifische
 59 Bedürfnisse und Auswirkungen von Planung strukturell verankern. Doch auch über die
 60 klassische Bauleitplanung hinaus wollen wir Frauen, Kinder, Senior*innen,
 61 migrantisierte Menschen, queere Menschen und Menschen mit Behinderung in kommunalen
 62 Evakuierungs- und Notfallkonzepten stärker berücksichtigen.

 63 Die autozentrierte Bauleitplanung ist in vielerlei Hinsicht antifeministisch. Das
 64 Ungleichgewicht in der Verrichtung der Sorgearbeit steht in engem Verhältnis zur
 65 Unangepasstheit der Mobilität an die Bedürfnisse jenseits der männlichen Norm. Doch
 66 auch der Ausschluss der Personengruppen, welche sich keinen eigenen PKW leisten
 67 können, lässt sich nicht mit einer feministischen Bauleitplanung verbinden, ebenso
 68 wenig wie die durch ein hohes Aufkommen an motorisiertem Individualverkehr bedingten
 69 Klimafolgen, welche im Rahmen der Generationengerechtigkeit keinem feministischen
 70 Ansatz unterliegen können. Wir beenden die autozentrierte Stadt- und 
 71 Gemeindeentwicklung in unseren Kommunen. Durch breite Gehwege, abgeflachte Bordsteine
 72 und Zebrastreifen, dem Ausbau von Rampen an Treppen, mehr Querungsmöglichkeiten an
 73 von Autos dominierten Straßen, barrierefreien Wegeleitsystemen und dem Ausbau
 74 verkehrsberuhigter Straßen schaffen wir einen Verkehrsraum, in dem das Auto nicht
 75 weiter den Vorrang hat. Wir verbessern neben der Taktung des ÖPNV vor allem auch
 76 Querverbindungen, passen die Fahrpläne an alltägliche Bedarfe an und erhöhen die 
 77 Dichte der Haltestellen. Der Zugang zu Mobilität ist ein entscheidender Beitrag zur
 78 sozialen und gesellschaftlichen Teilhabe. Wir streben eine Umverteilung des 
 79 öffentlichen Raums an, um mehr Platz für alternative Fortbewegungsmöglichkeiten, aber
 80 auch mehr Gemeinschaftsflächen zu schaffen.

 81 Einer der wichtigsten Aspekte feministischer Stadt- und Gemeindeplanung Maßnahmen
 82 sind kurze und sichere Wege. Eine kompakte Stadtteilplanung (sog. “15-Minuten-Stadt”)
 83 mit gemischter Nutzung (u.a. Wohnen, Einkaufen, medizinische Versorgung,
 84 Bildungseinrichtungen, Freizeitangebote), eine Fußgänger*innen-zentrierte
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 85 Straßengestaltung und der dezentrale öffentliche Zugang zu kommunaler (kritischer)
 86 Infrastruktur (z.B. öffentliche Verkehrsmittel, Kinderbetreuung, Ärzte, sanitäre
 87 Anlagen u.v.m.). Lebenswerte Städte und Gemeinde zeichnen sich zudem durch mehr 
 88 öffentliche Aufenthaltsfläche mit Sitzgelegenheiten, mehr Grün und dem kostenfreien 
 89 Zugang zu sanitären Anlagen sowie breite, barrierefreie und gut ausgeleuchtete 
 90 Gehwege und Abstellmöglichkeiten für Fahr- und Lastenräder aus.

 91 Eine feministische Stadt- und Gemeindeentwicklung können wir nur gewährleisten, wenn
 92 FINTA in Entscheidungspositionen der Bauleitplanung sowohl durch die Kernverwaltung
 93 als auch in kommunalen Entwicklungsgesellschaften beteiligt sind. Wo die
 94 Kommunalstruktur dies ermöglicht, unterstützen wir die Bildung kommunaler 
 95 Entwicklungsgesellschaften mit dem Ziel, dezentrale und integrative Quartiere zu
 96 schaffen.

 97 Der öffentliche Raum muss allen Menschen ohne Hürde zugänglich sein. Mit Blick auf
 98 die Bauleitplanung der Vergangenheit gilt es hier erstmal, Hürden abzubauen. Deshalb
 99 sorgen wir dafür, dass öffentliche Toiletten gebührenfrei und mit 
 100 Menstruationsprodukten bestückt werden und durch bauliche Veränderungen
 101 flächendeckend Wickel- sowie Stillmöglichkeiten schaffen in allen Toiletten
 102 unabhängig vom Geschlecht. Wir schaffen in unseren Kommunen einen barrierefreien 
 103 Zugang zu allen Aufenthaltsorten an öffentlichen Plätzen. Neben den baulichen
 104 Voraussetzungen steht für uns dabei natürlich im Fokus, dass unser öffentlicher Raum 
 105 unkommerziell nutzbar sein muss. Dies schließt die Ablehnung von Alkoholverboten und 
 106 defensiver Architektur mit ein. Um soziale Begegnungen zwischen verschiedenen
 107 ökonomischen Schichten zu fördern, schlagen wir Maßnahmen vor, die eine integrative 
 108 Nutzung des öffentlichen Raums ermöglichen. Dies kann durch gezielte Veranstaltungen
 109 und Initiativen erreicht werden. Gerade mit Blick auf ländliche Räume, in denen die
 110 Gemeinden qua Struktur keineswegs die Angebote urbaner Gebietskörperschaften
 111 bereitstellen können, kommt der Schaffung einer hohen Aufenthaltsqualität eine
 112 besondere Bedeutung zu. Insbesondere hier kann durch gezielte Maßnahmen wie der
 113 Installation von sog. ,,Dorfautomaten”.

 114 Für FINTA fordern wir eigene geschützte Begegnungsstätten, an denen auch
 115 Beratungsstellen entstehen sollen. Wir wollen Angsträume aufbrechen und z.B. durch
 116 intelligente Beleuchtungskonzepte bisherige Angsträume neu-/umgestalten. Wir wollen
 117 unsere Kommunen sicher und nachhaltig gestalten. Daher begrüßen wir grundsätzlich
 118 smarte Beleuchtungskonzepte, welche das Ziel der Energieeinsparung verfolgen.
 119 Gleichzeitig müssen diese aber immer zwingend so intelligent ausgestaltet sein, dass
 120 sie bisherige Angsträume neu-/umgestalten, statt neue Angsträume zu schaffen. Durch
 121 die Kommunalisierung unserer Bahnhöfe erlangen wir Steuerungshoheit, um einen
 122 häufigen Angstraum baulich umzugestalten. Wir befürworten anonyme Meldesysteme und 
 123 niedrigschwellige Anlaufstellen, wie etwa ein kommunaler Mängelmelder oder eine
 124 andere App, in der FINTA “Angsträume” entsprechend markieren können. In diesem
 125 Kontext wollen wir eine strukturierte Datenerhebung und -analyse darüber, an welchen
 126 Orten besonders häufig sexualisierte Gewalttaten geschehen. Durch (inter-)kommunale
 127 Heimwegtelefone und Nachttaxen schaffen wir mehr Sicherheit auf dem Nachhauseweg.

 128 Wir setzen die Istanbul-Konvention ausnahmslos um. Hierzu sollen u.a.
 129 Aufklärungskampagnen im öffentlichen Raum und an Schulen sowie niedrigschwellige
 130 Anlaufstellen und Hilfetelefone für Betroffene in Zusammenarbeit mit den in diesem
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 131 Bereich agierenden Vereinen entstehen. Wir schaffen ausreichend Frauenhausplätze 
 132 sowie Schutzwohnungen und tun unser Möglichstes, um die Hemmschwelle zur 
 133 Inanspruchnahme dieser Plätze abzusenken.

 134 Gebäude- und Flächenmanagement

 135 Im Gebäude- und Flächenmanagement steckt ein zentrales Steuerungselement der
 136 Kommunen. Nur wenn es zukunftsorientiert betrieben wird, können Kommunen
 137 generationsgerecht entwickelt werden. Um diese Steuerungshoheit nutzen zu können,
 138 müssen Kommunen konsequent ihr Vorkaufsrecht nutzen. Ziel muss sein, den Gebäude- und 
 139 Flächenpool der Kommune stetig zu erweitern, auch wenn zu diesem Zeitpunkt noch nicht
 140 klar ist, was mit den Gebäuden/Flächen geschehen soll. Wo Flächen entwickelt werden,
 141 muss eine soziale und nachhaltige Nutzung im Vordergrund stehen. Aus diesem Grund
 142 wollen wir baurechtliche Voraussetzung zur Nutzung nachhaltiger und vorrangig 
 143 regionalen Materialien bei der Sanierung und dem Neubau von Gebäuden schaffen.

 144 Wir wollen ein flächendeckendes Angebot an Sportflächen (im Freien ebenso wie
 145 Sporthallen) erhalten bzw. schaffen. Diese Einrichtungen bieten den Einwohner*innen
 146 nicht nur die Möglichkeit zur sportlichen Betätigung, sondern bieten gerade Kindern
 147 und Jugendlichen eine Möglichkeit zur Freizeitgestaltung.

 148 Im Rahmen unseres Programms setzen wir uns vehement für die Förderung und den Erhalt 
 149 von Schwimmbädern als wichtige Sporteinrichtungen und soziale Begegnungsstätten ein.
 150 Der Anteil an Nichtschwimmer*innen unter Kindern und Jugendlichen wird immer höher -
 151 dies wird durch die Möglichkeit der Schulen, Schwimmunterricht anzubieten,
 152 entgegengewirkt. In der Umsetzung halten wir eine interkommunale Zusammenarbeit für
 153 sinnvoll, sodass im Umkreis von 20 km eine öffentliche Schwimmstätte verfügbar ist.

 154 Bei der Errichtung von Kunstrasenplätzen setzen wir konsequent auf nachhaltige 
 155 Materialien wie Kork oder biologisch abbaubares Plastik. Diese umweltfreundlichen
 156 Alternativen tragen dazu bei, die Umweltauswirkungen zu reduzieren und die
 157 Langlebigkeit der Plätze zu gewährleisten. Diese Kunstrasenplätze müssen oft mehrmals
 158 im Jahr mit neuem Plastikgranulat aufgefüllt werden, dieses landet schlussendlich in
 159 den Gewässern - dies wird durch ökologisches Material verhindert.

 160 Wir stehen für Innen- vor Außenentwicklung. Daraus ergibt sich, dass wir urbane Räume
 161 bevorzugt nachverdichten. Die Schließung von Baulücken ist hier eines der zentralen
 162 Mittel. Aber auch die Prüfung auf Nachnutzung von Industrie- und Gewerbeflächen darf
 163 nicht außer Acht gelassen werden. Wir begrüßen die mehrgeschossige Bauweise und
 164 wollen Bestandsbauten aufstocken. Dabei sind neben regionalen Gegebenheiten vor allem
 165 der Erhalt von Grün- und Erholungsräumen zu berücksichtigen.

 166 Bei der Versiegelung von Flächen muss stets eine Mehrfachnutzung geprüft und 
 167 umgesetzt werden. Wenn die Schaffung von einfachen Parkplätzen unumgänglich ist, muss
 168 der versiegelten Fläche eine Mehrfachnutzung durch die Aufstellung von Solaranlagen
 169 zukommen. Wo eingeschossige Gewerbeflächen entstanden sind bzw. entstehen sollen,
 170 muss die Aufstockung und Nutzung für Wohnraum gefordert werden. Wir sehen keinen
 171 Grundsatz darin, Gewerbe- und Wohnflächen gebietstechnisch strikt voneinander zu
 172 trennen. Die Mischnutzung von Gewerbe- und Wohnflächen kann zu kurzen Wegen führen
 173 und Gebiete aufwerten und soll daher für die Kommunen geprüft werden.

 174 Wo die Errichtung vonFlachdächern vorgesehen ist, müssen diese mit Solaranlagen 
 175 und/oder einer Dachbegrünung ausgestattet werden. Dabei stehen wir bei Bauten
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 176 grundsätzlich dafür, lieber in die Höhe statt in die Breite zu bauen. Das umfasst
 177 nicht die Forderung von Hochhäusern, sondern eine auf die Kommune abgestimmte
 178 Bauweise, die Flachbauten vermeidet.

 179 Wir sorgen für eine Kreislaufflächenwirtschaft und verhindern die vollständige 
 180 Versiegelung.

 181 Bei der Neuerrichtung oder Sanierung von Straßen ist es aus Gründen des Klimaschutzes
 182 ratsam, helleren Asphalt zu verwenden. Dieser reflektiert das Sonnenlicht besser und
 183 trägt somit zur Reduzierung von Hitzeinseln in urbanen Gebieten bei. Zusätzlich
 184 sollte Flüsterasphalt eingesetzt werden, um den Lärmschutz zu verbessern. Dies
 185 minimiert die Geräuschbelastung für Anwohner und trägt zu einer angenehmeren Umgebung
 186 in städtischen Gebieten bei.

 187 Bei der Versiegelung von Plätzen wie Schulhöfen oder Basketballfeldern sollte die
 188 Möglichkeit einer Zweitnutzung als Wasserbecken während Starkregenereignissen in
 189 Betracht gezogen werden. Dies ermöglicht die gezielte Ableitung des gesammelten
 190 Wassers ins Netz, um Hochwasser zu vermeiden. Gleichzeitig kann dieses gespeicherte
 191 Wasser während Trockenperioden genutzt werden, um Wasserressourcen zu schonen und
 192 eine nachhaltige Bewässerung zu gewährleisten.

 193 Die Schaffung kleiner Wasserspeicher ist eine wichtige Maßnahme zur Vorsorge gegen
 194 Trockenphasen. Diese Speicher ermöglichen es, Regenwasser zu sammeln und in
 195 Trockenzeiten zu nutzen, um Wasserressourcen zu schonen und die Bewässerung
 196 sicherzustellen.

 197 Wohnen

 198 Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ist eine der zentralen kommunalen Aufgaben
 199 unserer Zeit. Flächen müssen effektiv genutzt werden, deshalb fordern wir gerade in
 200 Städten konsequente Maßnahmen zur Nachverdichtung, beispielsweise durch die Bebauung
 201 von Hinterhöfen und das Schließen von Baulücken. Hierbei muss sich die
 202 Flächenversiegelung auf ein Minimum beschränken und gleichzeitig müssen
 203 Ausgleichsflächen gesichert werden. Soziale Infrastruktur wie Schulen oder
 204 Kindergärten müssen in allen Planungen berücksichtigt werden. Die öffentliche Hand
 205 muss mehr Einfluss auf dem Wohnungsmarkt haben, deshalb gründen wir kommunale 
 206 Wohnungsbaugesellschaften und statten sie, sowie vorhandene, so aus, dass sie in der
 207 Lage sind, in großem Umfang bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Dazu gehört auch, dass
 208 wir ihnen entsprechende Flächen zur Bebauung zur Verfügung stellen. Dies geschieht
 209 ausschließlich über Erbpachtverträge, damit die Flächen dauerhaft in öffentlicher
 210 Hand verbleiben und die zweckmäßige Nutzung sichergestellt werden kann. Im ländlichen
 211 Raum fordern wir -wo sinnvoll- die Gründung von Zweckverbänden zur besseren
 212 Koordinierung von Wohnbau. Nicht zuletzt fordern wir die konsequente Nutzung des 
 213 Vorkaufsrechtes zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum.

 214 Dort, wo Industrie entwickelt oder neu angesiedelt wird, fordern wir die
 215 Verpflichtung zum Bau von Werkswohnungen, insbesondere auch für Auszubildende, sofern
 216 der Bedarf da ist. Bei der Aufstellung neuer Bebauungspläne ist eine Quote für 
 217 barrierefreien Wohnraum und die barrierearme Gestaltung der zu schaffenden
 218 angrenzenden Infrastruktur verpflichtend. Existierende barrierefreie Angebote müssen
 219 erhalten werden. Inklusiv kann Wohnen nur sein, wenn es auch bezahlbar ist: Als
 220 Zielmarke für den Anteil öffentlich geförderter bezahlbarer Wohnungen setzen wir 65 

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

118 / 201



 221 Prozent an. Bei allen Neubauprojekten wird Wohnraum für Projekte, wie Housing First, 
 222 aber auch Schutzwohnungen und Wohnraum für Geflüchtete vorgehalten, um Teilhabe zu
 223 sichern und Obdachlosigkeit zu verhindern. Neubauprojekte werden offen geplant,
 224 defensive Architektur lehnen wir ab.

 225 Zur Sicherung von bestehendem, günstigem Wohnraum scheuen wir die Enteignung und 
 226 Vergesellschaftung nicht. Wir wollen Zweckentfremdung durch Kurzzeitvermietung 
 227 konsequent vermeiden und eine effektive Durchsetzung der bestehenden Regulierungen
 228 sicherstellen. Wir nutzen alle rechtlichen Instrumente, insbesondere
 229 Milieuschutzsatzungen, um die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen und 
 230 Luxussanierungen zu verhindern.

 231 Quartiersprojekte müssen ausgebaut und Quartiersmanagement sichergestellt werden.
 232 Dies stellt eine Milieudurchmischung sicher und befördert den Aufbau von
 233 Nachbarschaftsprojekten. Dazu gehört auch, dass Wohnraum für die sog. “zweite Säule”,
 234 also Mieter*innen mit einem so hohen Einkommen, dass kein Wohnberechtigungsschein
 235 erteilt wird und dennoch mit zu wenig Einkommen, um eine Wohnung auf dem Markt
 236 außerhalb der Sozialbindung zu finden, ausgebaut wird.

 237 Klimaschutz

 238 Die Wende in der Energiepolitik muss auf kommunaler Ebene eng begleitet und
 239 vorangetrieben werden. Wir setzen dabei auf Solaranlagen auf allen öffentlichen 
 240 Gebäuden, wo dies möglich ist. Bei der Schaffung von Bebauungsplänen soll diese auch
 241 für Private und Gewerbetreibende gelten. Balkonsolaranlagen wollen wir im Rahmen der
 242 kommunalen Möglichkeiten fördern. Kommunen sollen sich an der nachhaltigen
 243 Stromerzeugung beteiligen. Wir wollen Windkraft fördern. Hierzu wollen wir
 244 Ausweisflächen prüfen und dort Windkraft umsetzen. Bestehende Anlagen wollen wir
 245 vergesellschaften und durch die Beteiligung der Bürger*innen Akzeptanz schaffen. Wir 
 246 unterstützen und fördern außerdem dezentrale Energieerzeugung, etwa über 
 247 Energiegenossenschaften in unseren Kommunen.

 248 Wir wollen überall, wo es möglich ist, Dach- und Fassadenbegrünungen schaffen. Dabei
 249 wollen wir das sogenannte Vertical Gardening in Betracht ziehen. Bei dieser Form der
 250 Begrünung werden Moose und andere Pflanzen eingesetzt, was die Effekte der Begrünung
 251 verstärkt. Versiegelte Flächen wie Bushaltestellen, Gewerbegebiete oder Innenstädte
 252 wollen wir umfassend begrünen. Beim Neubau von Gewerbeflächen wollen wir uns dafür
 253 einsetzen, baurechtlich zu verankern, dass die Versickerung nach Möglichkeit
 254 vollständig auf dem eigenen Grundstück erfolgt.

 255 Wir wollen Bürger*innen darin unterstützen, ihre Häuser nach dem Gebäudeenergiegesetz
 256 energetisch zu sanieren. Hierzu wollen wir eine kostenlose kommunale Energieberatung
 257 anbieten, welche nicht nur durch den Förderdschungel führt, sondern eine individuelle
 258 Beratung und Betreuung von der Planung der Sanierung bis zur Fertigstellung anbietet.
 259 In den Städten und Gemeinden setzen wir uns für eine schnellstmögliche kommunale 
 260 Wärmeplanung ein.

 261 Wir wollen Naherholungsgebiete ausbauen, genauso wie kommunale Streuobstwiesen.
 262 Darüber hinaus wollen wir mit Blühstreifen die Insektendiversität fördern. Nicht
 263 zuletzt daraus ergibt sich für uns die klare Ablehnung gegenüber Schottergärten,
 264 welche wir durch Bebauungspläne und Gestaltungssatzungen ausschließen wollen.
 265 Überall, wo die Kommune Bäume und Sträucher pflanzt, wollen wir auf eine
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 266 klimaangepasste, adäquate Bepflanzung setzen, um dem Sterben der Begrünung aufgrund
 267 des Klimawandels entgegenwirken zu können. Ersatzpflanzungen sollen nach Möglichkeit
 268 in Siedlungsgebieten durchgeführt werden.

 269 Wir setzen auf eine umfassende kommunale Klima- und Hitzeschutzplanung. Dabei
 270 schaffen wir schattige und kühle Orte, insbesondere an Mobilitätsstationen, an denen
 271 mehrere Mobilitätsformen zusammentreffen, und öffentlichen Plätzen. Gerade bei der
 272 Schaffung/der Neugestaltung öffentlicher Treffpunkte setzen wir auf unentgeltliche 
 273 Trinkstellen und barrierefreie Wasserspiele. Durch Schwammstädte und -gemeinden
 274 wollen wir Regenwasser sammeln und reaktivieren, um der Aufheizung unserer Städte und
 275 Gemeinden entgegenzuwirken. Aufgrund der anhaltenden Hitze in den Sommermonaten
 276 ziehen wir ein Verbot von Feuerschalen in Erwägung.

 277 Hochwasserschutz ist ein zentrales Thema für die Kommunen. Wir wollen die bestehenden
 278 Maßnahmen prüfen und mit Hochwasserschutz-Aktionsplänen schnell und zielgerichtet
 279 ausbauen. Durch die Renaturierung von Gewässern aller Ordnungen können wir hier
 280 unterstützend wirken und gleichzeitig einen Naherholungsort schaffen. Wir erhalten 
 281 und schaffen Versickerungsflächen, um Starkregenereignissen wirksamer zu begegnen und
 282 den ungehinderten Abfluss des Wassers zu mindern.

 283 Durch eine umfassende Digitalisierung der Verwaltung wollen wir der Papierflut
 284 Einhalt gebieten. Außerdem wollen wir kommunale Fuhrparks vollumfänglich mit 
 285 klimaneutralen Fahrzeugen besetzen.

 286 Wir wollen Nachhaltigkeitskonzepte für Veranstaltungen einführen und erwägen die
 287 Etablierung von kommunalen Feuerwerken, Licht- und Wasserspielen oder anderen 
 288 nachhaltigen Alternativen, sofern diese zu einer Minderung von umweltschädlichen 
 289 Feuerwerken führen.Mülleimer sollen in ausreichender Anzahl, Größe und Ausstattung 
 290 mit Pfandsammelbehältnissen sowie Kottütenspendern überall geschaffen werden. 
 291 Gleichzeitig sollte eine geeignete Lösung für gewerblichen Müll gewährleistet werden.

 292 Bei allen Entscheidungen, die in den kommunalen Parlamenten getroffen werden, soll
 293 die Beschlussvorlage die etwaigen Auswirkungen auf Umwelt-, Klima- und Artenschutz 
 294 aufführen.

 295 Mobilität

 296 Wir setzen uns für die Schaffung eines zusammenhängenden Radwegenetzes ein. Dieses
 297 Netzwerk von Radwegen ermöglicht es den Menschen, sicher und effizient mit dem
 298 Fahrrad zu pendeln und die Umwelt zu schonen. Im ländlichen Raum kann ein
 299 ausgewiesenes Radwegenetz dazu genutzt werden, Kommunen miteinander zu verbinden, die
 300 ansonsten nur über unsichere Landstraßen miteinander verbunden sind.Hierbei setzen 
 301 wir uns auch für mehr Radschnellwege ein. Durch die Einrichtung von Radstationen, 
 302 inklusive Reparaturmöglichkeiten, und Fahrradparkhäusern, gerade an Bahnhöfen oder
 303 anderweitigen Verkehrsknotenpunkten fördern wir nachhaltige Pendelwege. Wir wollen
 304 kommunales Bikesharing anbieten und im ländlichen Raum auf interkommunale
 305 Zusammenarbeit zurückgreifen.Die Sicherheit der Radwege, insbesondere in
 306 Kreuzungsbereichen, hat oberste Priorität, beispielsweise durch die Anbringung von 
 307 Totwinkelspiegeln (sogenannte Trixie-Spiegel).Nachdem die Mobilitätspolitik
 308 jahrzehntelang auf die Schaffung von u.a. Parkraum ausgelegt war, wollen wir prüfen,
 309 wo bestehender Parkraum umverteilt werden kann und bspw. durch Fahrradbügel zu
 310 Abstellmöglichkeiten werden können.
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 311 Die Schaffung und der Ausbau von Car-Sharing Konzepten sind ein wichtiger Schritt in
 312 Richtung nachhaltiger Mobilität. Wir setzen uns dafür ein, die Verfügbarkeit von Car-
 313 Sharing-Diensten in unserer Gemeinde zu erhöhen, um den Bedarf an individuellem
 314 Fahrzeugbesitz - auch im ländlichen Raum - zu reduzieren. Auch kommunale 
 315 Onlineplattformen, um Bürger*innen einfach und sicher die Möglichkeit zu geben, ein
 316 Auto mit interessierten Menschen zu teilen oder Fahrgemeinschaften zu bilden, sollten
 317 eingerichtet werden.Eine Mehrfachnutzung von versiegelten Flächen ist für uns
 318 unverhandelbar. Wir wollen den Dialog mit den Supermarktbetreiber*innen suchen, um
 319 Parkraum nach Ladenschluss für Anwohner*innen bereitzustellen. Wir wollen den Ausbau
 320 von Elektroladesäulen weiter konsequent vorantreiben.

 321 Es muss für jeden Menschen möglich sein, auch ohne eigenes Auto am gesellschaftlichen
 322 und beruflichen Leben teilzuhaben. Deshalb bauen wir den ÖPNV in unseren Kommunen
 323 immer weiter aus.Wir wollen in unseren Städten und Gemeinden auf einen
 324 fahrscheinlosen ÖPNV hinwirken. Bis zur flächendeckenden Umsetzung wollen wir auf den
 325 möglichst geringen Fahrpreis hinwirken. In unseren Städten wollen wir neue 
 326 Schieneninfrastruktur schaffen, um Straßenbahnen anbieten zu können. Die
 327 Wiederinbetriebnahme von Trassen im ländlichen Raum kann nur durch die kommunale
 328 Gemeinschaft geschehen. Darauf wollen wir hinwirken. Kleinbusse (E-Minivans), die
 329 nach dem Mobility on Demand Prinzip funktionieren, sind unserer Meinung nach eine
 330 gute Lösung für den ländlichen Raum. Wir müssen aber vielmehr Angebote schaffen, die
 331 Bedarfe auch außerhalb von Stoßzeiten erst erzeugen. Überall, wo der ÖPNV noch nicht
 332 nachhaltig betrieben wird, stellen wir das um. Egal ob in unseren Städten oder
 333 innerhalb der kommunalen Gemeinschaft: Wir schaffen ein flächendeckendes und 
 334 regelmäßiges Nachtangebot.

 335 Soziales und Teilhabe

 336 Die Kommunen sind von großer Bedeutung in der Umsetzung sozialpolitischer Maßnahmen.
 337 Das Hilfenetz der Kommunen spielt für die soziale Absicherung benachteiligter und
 338 vulnerabler Menschen eine sehr wichtige Rolle. Durch den unmittelbaren Kontakt zu den
 339 Bürger*innen übernehmen die Institutionen der Kommunen gerade in der Kinder- und
 340 Jugendhilfe, aber auch der Sozialhilfe eine zentrale und sensible Rolle. Deshalb ist
 341 es uns wichtig, die zuständigen Ämter finanziell, personell und infrastrukturell 
 342 bestens auszustatten. Niemand soll aufgrund kaputtgesparter Ämter monatelang auf die
 343 Bewilligung und Zurverfügungstellung von Hilfen warten müssen. Frauenhäuser, 
 344 Schutzwohnungen, Schutz- und Vernetzungsräume für INTA*, Frauenzentren und 
 345 Familienzentren wollen wir etablieren und durchgehend unterstützen. Auch die
 346 Suchtberatung braucht eine stabile, kostendeckende und verlässliche Finanzierung. In
 347 jeder Kommune muss es ambulante Beratungsdienste für Menschen mit Suchtproblemen
 348 geben. Neben diesen Drogen- und Suchtberatungsstellen fordern wir überall, wo es zur
 349 Struktur der Kommune passt, Drogenkonsumräume, Drugchecking und Drogenkonsummobile.

 350 Durch die Ausbildung und Anstellung von„Vor-Ort-für-dich-Kräften“ sichern wir eine
 351 wohnortangepasste niedrigschwellige medizinische Versorgung von
 352 Gemeindebewohner*innen, die beispielsweise bei Anträgen wie zur Anerkennung einer
 353 Pflegestufe unterstützt oder Familien passende Hilfsangebote vermittelt. Durch
 354 Gesundheitszentren, in welchen medizinische Leistungen gebündelt werden und auch auf
 355 Abruf zur Verfügung stehen, sichern wir die gesundheitliche Versorgung in ländlichen
 356 Räumen. Mit der Einrichtung standortgebundener wie aufsuchender Kälte- und Wärmehilfe
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 357  gewährleisten wir nachhaltige Hilfe und Unterstützung für obdachlose Menschen.

 358 In unseren öffentlichen Gebäuden wollen wir kostenlose Hygiene- und 
 359 Menstruationsprodukte sowie Verhütungsmittel zur Verfügung stellen.

 360 Gut ausgestattete Spiel- und Sportstätten werten den Alltag von
 361 Gemeindebewohner*innen auf. Diese müssen nicht nur ausreichend finanziert, erhalten
 362 und ertüchtigt werden. Wir fordern flexible Öffnungszeiten, vor allem von 
 363 Spielplätzen. Auch geschlossene Sportplätze sind zur Freizeitnutzung zu öffnen,
 364 kostenlose Freizeitangebote wie beispielsweise Skater*innenanlagen, Outdoor Gyms und
 365 moderne Sportstätten sind auszubauen. Die Bildungs- und Freizeitmöglichkeiten, die es
 366 in einer Kommune gibt, bilden das Fundament für einen erfolgreichen Start von Kindern
 367 und Jugendlichen in das Leben.

 368 Aus unserer Überzeugung heraus, dass Bildung kostenfrei von der Kita bis zur
 369 Hochschule/dem Meister sein muss, ergibt sich, dass wir überall dort, wo wir in
 370 unseren Kommunen hier einen Handlungsspielraum haben, Gebührenfreiheit einführen. In 
 371 Kindertagesstätten und Schulen wollen wir für alle Kinder kostenloses, gesundes und 
 372 regionales Essen sowie stets Früh- und Nachmittagsbetreuung anbieten. Wir sehen in
 373 der Daseinsvorsorge klar den Staat in der Verantwortung. Aus diesem Grund wollen wir
 374 Kindertagesstätten priorisiert kommunal betreiben und nur, wenn dies nicht anders
 375 möglich ist, an einen externen Träger vergeben.

 376 Wir wollen als Kommunalpolitiker*innen dafür Sorge tragen, dass in unseren Städten
 377 und Gemeinden die UN-Kinderrechtskonvention konsequent umgesetzt wird. Dazu wollen
 378 wir das Siegel ,,Kinderfreundliche Kommune” erlangen. Eine kinderfreundliche Kommune
 379 beachtet den Vorrang des Kindeswohls. Sie schafft kinderfreundliche
 380 Rahmenbedingungen, indem sie die Vertretung und Durchsetzung von Kinderinteressen
 381 garantiert und beteiligt Kinder und Jugendliche an politischen Entscheidungen.

 382 In Einklang damit schaffen wir kostenlosen Zugang von Kindern und Jugendlichen zu 
 383 kulturellen und kommunalen Einrichtungen wie Schwimm- und Freibädern, Museen und 
 384 Büchereien. Außerdem fordern wir mehr öffentliche Aufenthaltsorte für junge Menschen,
 385 an denen sie ihre Freizeit kostenfrei verbringen und kreativ gestalten können. Dazu
 386 gehören unter anderem die (insbesondere finanzielle) Stärkung und Förderung von 
 387 Jugendhäusern und offenen Jugendtreffs mit flexiblen Öffnungszeiten, deren genaue
 388 Ausgestaltung unter Beteiligung junger Menschen erarbeitet werden soll. Streetwork
 389 ist auch im ländlichen Raum ein wichtiges Thema, wenn auch gleich aufgrund der langen
 390 Wege deutlich schwieriger umzusetzen. Dennoch wollen wir auch hier in aufsuchende
 391 Jugend- und Sozialarbeit intensivieren. Dies ermöglicht eine gezielte Unterstützung
 392 für Jugendliche und sozial Benachteiligte, auch in entlegenen Gebieten. Hier wollen
 393 wir insbesondere Kindern und Jugendlichen mit Fluchtgeschichten Angebote machen.
 394 Jugendliche sollen Schulhöfe nach der Unterrichtszeit frei nutzen können. Wir wollen
 395 die Spielplätze unserer Kommunen auf den neuesten Stand bringen. Dabei wollen wir
 396 pädagogische Spielgeräte in Erwägung ziehen und Inklusivität schaffen. Außerdem
 397 wollen wir Spielplatzpat*innen etablieren.

 398 Wir wollen das Zusammenleben der verschiedenen Generationen in unseren Kommunen aktiv
 399 beeinflussen. Hierzu wollen wir generationenübergreifende Begegnungsstätten schaffen
 400 und positiv auf den Besuch von Kindertagesstätten in Pflegeeinrichtungen einwirken.
 401 Gesellschaftliche Teilhabe im Alter ist ein wichtiges Thema, nicht zuletzt um
 402 Einsamkeit vorzubeugen. Daher schaffen wir Senior*innentreffpunkte, die nicht nur das
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 403 Miteinander, sondern auch kulturelle und Bildungsangebote in den Blick nehmen.

 404 Im Gemeindeleben spielt das Ehrenamt eine besonders große Rolle. Wir wollen Menschen
 405 zu ehrenamtlichem Engagement ermutigen, das Ehrenamt erhalten, fördern und
 406 unterstützen. Hierzu führen wir eine (inter-) kommunale Ehrenamtskarte ein, mit der
 407 das Engagement von Ehrenamtlichen durch Vergünstigungen bei Partner*innen – zum
 408 Beispiel bei Geschäften, kulturellen Einrichtungen wie Museen, Freizeiteinrichtungen
 409 – gewürdigt werden soll.

 410 Wir wollen das Antragsrecht der Beiräte auf allgemeinpolitische Belange ausdehnen und
 411 nicht nur auf ihre Fachzuständigkeit beschränken. Wir wollen, dass die Belange der
 412 Bürger*innen in jeder Weise repräsentiert sind. Deshalb schaffen wir, angepasst an
 413 die kommunale Struktur, Vertretungen für Menschen mit Behinderung, Menschen mit 
 414 Migrationsgeschichte und Senior*innen. Direkte Wahlen durch die jeweilige Zielgruppe
 415 gewährleisten eine authentische Vertretung. Zur Unterstützung, insbesondere im
 416 Hinblick auf formale Prozesse, soll hauptamtliches Personal bereitgestellt werden.Um
 417 die Teilhabe von Jugendlichen zu gewährleisten, sollen Kinder- und Jugendparlamente
 418 eingeführt, mit Antragsrechten für die Kommunalvertretung sowie eigenen Budgets
 419 ausgestattet werden. Sie sind nicht auf Einmalveranstaltungen zu beschränken. Hierbei
 420 ist es uns besonders wichtig, FINTA und Jugendliche mit Migrationsgeschichte in
 421 kommunale Entscheidungsprozesse einzubinden.

 422 Wir fördern alternative Formen der Bürger*innenbeteiligung wie
 423 Bürger*innensprechstunden, -versammlungen und -fragestunden. Die Einrichtung weiterer
 424 Räte, wie etwa Mieter*innenbeiräte bei städtischen Wohnungsbaugesellschaften könnte
 425 ebenfalls in Betracht gezogen werden. Um die Beteiligung der Bürger*innen an den
 426 demokratischen Prozessen zu stärken, setzen wir auf Bildung und Weiterbildung, 
 427 insbesondere durch Volkshochschulen.

 428 Alle Kinder und Jugendliche sollen an dem kommunalen Zusammenleben partizipieren
 429 können. Deshalb schaffen wir besondere Inklusionsangebote. Gemeinsam mit unseren
 430 Schulen schaffen wir interkulturelle Bildungsangebote, um Verständnis und Toleranz
 431 zwischen verschiedenen Kulturen zu schaffen.

 432 Unterbringung, Integration und Umgang mit Geflüchteten

 433 Unsere progressive Geflüchtetenpolitik steht im Zeichen der Solidarität und
 434 Unterstützung. Wir wollen unsere Kommunen zu Sicheren Häfen für Geflüchtete erklären
 435 und mit der Organisation SEEBRÜCKE zusammenarbeiten. Wir setzen uns für eine schnelle
 436 und unkomplizierte Aufnahme von in Seenot geratenen Menschen ein, wobei wir
 437 sicherstellen, dass alle erforderlichen Ressourcen für eine menschenwürdige
 438 Unterbringung, medizinische Versorgung und Bildung zur Verfügung stehen.

 439 Zusätzlich zu den Verteilungsquoten für Schutzsuchende wollen wir kommunale 
 440 Aufnahmeprogramme ins Leben rufen, insbesondere für junge und minderjährige
 441 Schutzsuchende. Unser Ziel ist es, umfassende Konzepte zur Integration zu entwickeln.
 442 Dazu gehört die Schaffung von Begegnungsorten wie Cafés, in denen Bürger*innen und
 443 Geflüchtete in Kontakt treten können. Berufsmessen sollen Arbeitgebende und
 444 Geflüchtete zusammenbringen, unterstützt durch Beratungsstellen und 
 445 Schlichtungsstellen. Um den Zugang zu diesen Angeboten zu schaffen, wollen wir
 446 Informationsangebotein verschiedenen Sprachen erstellen.

 447 Die Integration wird durch die Öffnung von Sprachkursen und die Förderung von 
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 448 Integrationsbeiräten maßgeblich beeinflusst. Ein Patenschaftensystem, Ehrenamtspools 
 449 von Übersetzer*innen und die Förderung kommunaler Integrationsprojekte sind weitere
 450 wichtige und effektive Maßnahmen, welche wir in unseren Kommunen vorantreiben wollen.

 451 Die Unterbringung von Geflüchteten erfordert die konsequente Einhaltung von sozialen
 452 Standards, dezentrale Unterkünfte mit Anbindung an die Kommune und finanzielle
 453 Unterstützung. Dafür sollen alle staatlichen Liegenschaften in Betracht gezogen
 454 werden. Zelte und Container als Unterkünfte sollen der Vergangenheit angehören,
 455 vielmehr sollen durch eine kluge und soziale Baupolitik genügend Unterkünfte
 456 geschaffen werden.

 457 Die Kommunale Behörde nimmt eine besonders sensible Stellung im Umgang mit
 458 Geflüchteten ein. Wir wollen Organisationsuntersuchungen anstoßen, um mehr Stellen in 
 459 den Migrationsbehörden schaffen zu können. Unsere Mitarbeitenden sollen ihren
 460 Ermessensspielraum vollumfänglich nutzen und Dokumente in verschiedenen Sprachen
 461 vorhalten. Um in Bezug auf den Umgang mit Geflüchteten zu sensibilisieren, wollen wir
 462 entsprechende Leitbilder für unsere Behörden erarbeiten. Diese sollen verpflichtende
 463 Fortbildungen zu interkulturellen Kompetenzen enthalten. Zur Klärung rassistisch
 464 motivierter oder diskriminierender Fälle wollen wir eine unabhängige 
 465 Diskriminierungsstelle schaffen.

 466 Im Bildungsbereich schaffen wir durch Nachmittagsprogramme Inklusion und Begegnung 
 467 mit anderen Jugendlichen. Wir lehnen ausgegliederte Kita-Gruppen oder Schulklassen ab
 468 . Im Freizeitsektor ermöglichen wir kostenlosen Zugang zu Vereinen, indem wir
 469 Vereinsgebühren als Kommune tragen. Wir unterstützen migrantische Vereine.

 470 Hass und Hetze hat keinen Platz in unseren Städten und Gemeinden. Wir werden alle
 471 Möglichkeiten nutzen, um Nazis den öffentlichen Raum zu verwehren. Deshalb
 472 unterstützen wir Konzerte und Festivals gegen Rechts bei Standortgenehmigungen und
 473 wenn gewünscht, in der Organisation. Runde Tischen oder anderen Strukturen bieten wir
 474 in unseren öffentlichen Einrichtungen unentgeltlich einen Raum. Wir nehmen uns als
 475 Kommune aber auch selbst in die Verantwortung, Kampagnen gegen Rassismus und zum 
 476 Abbau von Vorurteilen zu veranlassen oder zu unterstützen. Wir unterstützen die 
 477 kommunalen Partnerschaften für Demokratie, die auf ein Projekt des 
 478 Bundesfamilienministeriums im Rahmen des Bundesprogramms “Demokratie leben!” 
 479 zurückgehen, in ihrer Arbeit und wirken, wenn es so etwas in der Kommune noch nicht 
 480 gibt, auf die Gründung einer solchen hin. Bereits vorhandene finanzielle 
 481 Unterstützung verstetigen wir.

 482 Kultur

 483 Kultur ist ein zentraler Baustein kommunaler Aufgaben. Sei es als
 484 Freizeitbeschäftigung, als Beruf oder als Möglichkeit der sozialen Teilhabe, ein
 485 vielfältiges kulturelles Leben erhöht die Lebensqualität für alle. Gleichzeitig haben
 486 nicht alle gleichermaßen Zugang zu kulturellen Angeboten, da hier auch oftmals der
 487 Geldbeutel oder die Postleitzahl entscheidet, in welchem Maß dieser Zugang
 488 gewährleistet werden kann.

 489 Deshalb schaffen wir Kulturangebote, an denen alle Menschen einer Kommune teilhaben
 490 können. Durch Kulturpässe können Kinder und Jugendliche, Senior*innen oder Menschen
 491 mit geringem Einkommen alle öffentlichen Kulturveranstaltungen entgeltfrei besuchen.
 492 Wir wollen kommunale Förderungen kultureller Projekte und Angebote erhöhen, sodass
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 493 diese sich nicht ausschließlich über Eintrittspreise finanzieren müssen.

 494 Wir fordern darüber hinaus, dass Kultur verstärkt im öffentlichen Raum stattfindet,
 495 um diese allen Menschen leichter zugänglich zu machen. Um die Vielfalt unserer
 496 Kommunen sichtbar zu machen und zu zeigen, dass diese Vielfalt unsere Stärke ist,
 497 fordern wir die Ausweitung von Flächen und Finanzierung von interkulturellen Festen.
 498 Um eine Vielfalt auch im Ausdruck öffentlicher Kunst und Kultur sicherzustellen,
 499 fordern wir Flächen für Graffiti und andere Kunst, die nur durch ihre Öffentlichkeit
 500 lebt, dort aber zu oft sanktioniert wird. Bei allen Angeboten von Kunst und Kultur im
 501 öffentlichen Raum achten wir auf komplette Entgeltfreiheit, vor allem auch ohne 
 502 Konsumzwang. Für Künstler*innen wollen wir niedrigschwellige und kostenlose 
 503 Atelierflächen zur Verfügung stellen. Freiraum ist in jeder Kommune ein rares Gut.
 504 Deshalb fordern wir Kulturpartnerschaften zwischen Kommunen und Regionen, vor allem
 505 auch für den ländlichen Raum.

 506 Wir schaffen eine gleichwertige Unterstützung von Soziokultur und Hochkultur.
 507 Abgestimmt auf die kommunale Struktur schaffen wir Fest- bzw. 
 508 Nachtbürgermeister*innen zur Vermittlung zwischen nächtlicher Kulturszene,
 509 Ordnungsbehörden, Anwohner*innen und Veranstalter*innen. Wir unterstützen die
 510 Gründung von Kneipenverbünden, die gemeinsam Veranstaltungen organisieren. Wir wollen
 511 Parkplätze in belebten Vierteln zu Bereichen für Außengastronomie und Veranstaltungen 
 512 umwandeln. Wir stehen konsequent gegen Alkoholverbotszonen und dauerhafte
 513 Videoüberwachung.

 514 Wir setzen uns außerdem für den Ausbau von Jugendkulturangeboten ein - sei es durch
 515 Angebote der Kommune oder autonom und selbstverwaltet. So geben wir allen
 516 Jugendlichen die Möglichkeit, an kulturellem Leben teilzuhaben und ihre Freizeit mit
 517 Spaß und Freund*innen sinnvoll zu gestalten.

 518 Wir stehen als Kommune in der Verantwortung, die Erinnerungskultur vor Ort zu stärken
 519 . Deshalb fordern wir eine verlässliche, dauerhafte Finanzierung dieser Angebote.
 520 Erinnerungskultur muss immer auch die heutigen Lebensweisen mit einbeziehen. Deshalb
 521 fordern wir die Vergabe von Projekten an vielfältige Träger*innen und Künstler*innen,
 522 um Erinnerungskultur und Antifaschismus lebendig werden zu lassen. Wir setzen uns für 
 523 eine vertiefte nationale und internationale Zusammenarbeit von Kommunen sowie deren 
 524 kommunalen Partnerschaften ein, um kulturellen Austausch, die Chance voneinander zu 
 525 lernen, Projekte und Ideen zu übernehmen und in den eigenen Kommunen umzusetzen. Vor 
 526 allem junge Menschen sollen von Städtepartnerschaften zum Beispiel in Form von 
 527 Schüler*innenaustauschen profitieren. Im Kontext des russischen Angriffskrieges auf 
 528 die Ukraine, der deutschen Staatsräson gegenüber Israel und des deutschen 
 529 Kolonialismus unterstützen wir ausdrücklich Kooperationen mit Städten in der Ukraine, 
 530 Israel und dem globalen Süden. Grundvoraussetzung für alle Partnerschaften sind eine 
 531 Zusammenarbeit auf Augenhöhe, die auf Gleichberechtigung und Machtdiskrepanz aller 
 532 Beteiligten eingeht.

 533 Arbeit

 534 Unser Ziel ist es, die Vielfalt des lokalen Einzelhandels zu schützen und zu fördern.
 535 Hierbei setzen wir auf kommunale Rabattaktionen und Vernetzung mit dem Ehrenamt. Bei
 536 der Vergabe von Gewerbeflächen wollen wir durch ein Punktesystem, welches sozial
 537 gerechte und nachhaltige Kategorien bewertet, zukunftsorientierte Betriebe für unsere
 538 Kommunen gewinnen. Dabei wollen wir die Gebiete nach dem Prinzip ,,Kommune der kurzen 
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 539 Wege” gestalten.

 540 Große Ketten sollen nicht die lokale Gastronomie verdrängen. Wir setzen uns für
 541 regionale Produkte und nachhaltige Ernährung ein. Hierzu wollen wir als Kommune ein
 542 Netzwerk für Gastronom*innen anbieten und durch günstige Mieten in kommunalen 
 543 Liegenschaften oder der Bevorzugung regionaler Unternehmen bei der Verpflegung in 
 544 öffentlichen Einrichtungen unterstützend wirken.

 545 Im Kontext unserer feministischen Stadt- und Gemeindeplanung verstehen wir die
 546 Innenstadt nicht als reinen Einkaufsort. Wir möchten kleine und lokale Geschäfte 
 547 stärken und die Innenstadt zu einem Ort der Erholung machen. Das bedeutet
 548 Sitzmöglichkeiten, Grünflächen, Wasserspender, Außengastronomie und Spielplätze für
 549 alle. Leerstand wirken wir aktiv entgegen. Wir wollen diesen Raum nutzen für
 550 Zwischennutzungen durch Start-Ups und Neugründungen. Gleichzeitig fördern wir den
 551 Austausch durch die Einrichtung eines Runden Tisches Wirtschaft, der lokale
 552 Akteur*innen zusammenbringt.

 553 Wir setzen uns für den Ausbau von Netzinfrastruktur ein, schaffen Co-Working Spaces 
 554 und Gründungszentren. Die Unterbringung von Saisonarbeiter*innen soll menschenwürdig
 555 gestaltet werden, etwa durch die Schaffung von Werkswohnungen. Lokale
 556 Arbeitsplatzbörsen und Plattformen für Ausbildung und Studium werden verpflichtend
 557 für alle Schulen.

 558 Die Kommune sollte aktive Initiativen ergreifen, um sich als attraktiven Arbeits- und
 559 Ausbildungsstandort zu positionieren. Dazu gehört die Einführung einer lokalen
 560 Umlagefinanzierung für die Unterstützung lokaler Ausbildungsplätze wo sie möglich ist
 561 und noch nicht bereits auf Landesebene existiert sowie der vorrangige Zugrifff auf
 562 einen Pool von Absolvent*innen.Die Ausschreibung eines Preises für gute Ausbildung
 563 schafft Anreize für Unternehmen, qualitativ hochwertige Ausbildungsprogramme
 564 anzubieten. Die Schaffung von Wohnraum für Auszubildende ist ein zentrales Element
 565 eines guten Ausbildungsstandortes. Zusätzlich sollten Beratungsangebote zur Verfügung
 566 stehen, die junge Menschen bei ihrer Berufswahl und während der Ausbildung
 567 unterstützen.

 568 Wir wollen umfangreiche Arbeitsmarktstrategien in unseren Kommunen einführen, welche
 569 verschiedene Handlungsfelder in den Blick nehmen. Die Einführung der Tarifbindung bei 
 570 der Vergabe von Aufträgen durch die Kommune stärkt nicht nur die Rechte der
 571 Arbeitnehmer*innen, sondern fördert auch faire Arbeitsbedingungen in der Region.Eine
 572 regionsspezifische Initiative zur Einführung eines Mindestlohns zeigt das Engagement
 573 der Kommune für gerechte Entlohnung und wirkt sozialen Ungleichheiten entgegen. Durch
 574 kommunale Arbeitsmarktprogramme in enger Zusammenarbeit mit den Jobcentern und der
 575 Bundesagentur für Arbeit können durch Beratungen, Aus- und Fortbildungen sowie
 576 Umschulungen bürger*innenahe Angebote zur (zurück) Findung in den Arbeitsmarkt
 577 geschaffen werden.

 578 Verwaltung
 579 Verwaltung bedeutet für uns ein Zusammenspiel aus drei Elementen: Verwaltung als
 580 Arbeitgeberin, Betrieb und Ausbildungsstätte, Verwaltung als Dienstleisterin für alle
 581 Menschen einer Kommune und Verwaltung als Repräsentantin der Kommune nach außen. All
 582 diese drei Elemente müssen im Gleichklang funktionieren, um eine zukunftsfähige,

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

126 / 201



 583 gerechte und inklusive Kommune für ALLE zu schaffen.

 584 Verwaltungen sind Arbeitgeberin, Betrieb und Ausbildungsstätte. Damit haben wir als
 585 Kommunalpolitiker*innen eine große Verantwortung für die Sicherstellung von guten 
 586 Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen. Gleichzeitig leiden die Kommunen immer mehr am
 587 Fachkräftemangel und werden in den nächsten Jahren durch den Ruhestand der sog.
 588 “Babyboomer-Generation” einen massiven Verlust an Expertise und Arbeitskraft
 589 verzeichnen. Deshalb stehen wir für gute Arbeit in den Kommunen und wollen die
 590 Verwaltung als attraktiven Arbeitsort stärken und ausbauen.

 591 Wir fordern deshalb grundsätzlich eine Verbesserung der Bezahlung für alle
 592 öffentlichen Angestellten, aber vor allem der unteren Entgeltstufen. Gemeinsam mit
 593 den Personalräten und Gewerkschaften stellen wir sicher, dass es keine öffentliche 
 594 Beschäftigung ohne Tarifvertrag gibt. Ausgründungen oder Ausgliederungen in
 595 Tochtergesellschaften mit schlechteren Arbeitsbedingungen lehnen wir grundsätzlich
 596 ab.

 597 Wir fordern nicht nur angemessene und ausreichende Räumlichkeiten und technische 
 598 Ausstattung, sondern auch Pendler*innenangebote wie ÖPNV-Jobtickets, Stellplätze für
 599 Autos und Fahrräder und Dienstwagen und -räder für alle, die für ihre Tätigkeit in
 600 der Kommune viel unterwegs sind. Weiterhin fordern wir Duschräume für 
 601 Radpendler*innen, Küchen und Aufenthaltsräume, in denen mindestens Getränke für alle
 602 Beschäftigten zur Verfügung stehen. Überall soll eine Essensversorgung mit einer
 603 günstigen, gesunden, nachhaltigen, regionalen und saisonalen Verpflegung zu allen
 604 Dienstzeiten angeboten werden.

 605 Wir wollen, dass Verwaltungen auf die Herausforderungen der sich verändernden Arbeit
 606 angemessen reagieren. Dazu gehören eine höhere Flexibilität bei Arbeitszeiten und 
 607 Beschäftigungsverhältnissen, räumliche Wahlfreiheit und die Möglichkeit der 
 608 Heimarbeit und eine wertschätzende Führungskultur. Wir erwarten, dass alle
 609 Führungsebenen mindestens nach FINTA-Personen quotiert sind und andere
 610 marginalisierte Gruppen sichtbar repräsentieren. Verlagerung von Arbeit nach Hause,
 611 um beispielsweise Räume zu sparen, lehnen wir ab. Gleichzeitig ist eine hohe Präsenz
 612 wichtig, um für die Menschen in den Kommunen direkt und niedrigschwellig ansprechbar
 613 zu sein.

 614 Wir fordern außerdem zusätzlich zu einer deutlich verbesserten Bezahlung für
 615 Auszubildende eine komplett neue Ausbildungsstrategie für die Kommunen.
 616 Ausbildungskonzepte sollen behörden-, standort- und stellenspezifisch angepasst
 617 werden und einen adäquaten Wissenstransfer sicherstellen. Auszubildende sollen sich
 618 als gleichberechtigter Teil der Kolleg*innenschaft fühlen. Dafür erhalten sie eigene 
 619 Arbeitsplätze und Erstattungen für ihre Lehr- und Lernmittel. Mindestens für den
 620 Transfer zwischen Betrieb und Berufsschule stellen wir Auszubildenden ein kostenloses 
 621 ÖPNV-Ticket zur Verfügung oder ersetzen Fahrtkosten anderweitig. Die Verwaltungen als
 622 Ausbildungsbetriebe beteiligen sich ebenfalls an Projekten zur Schaffung von 
 623 günstigem Azubi-Wohnen. Für Quereinsteiger*innen fordern wir auf ihre Lebenssituation
 624 angepasst Ausbildungskonzepte. Hierbei soll für viele verschiedene berufliche
 625 Hintergründe und Abschlüsse die Möglichkeit der Qualifizierung bestehen. Alle, die 
 626 erfolgreich ihre Ausbildung bei der Kommune abschließen, erhalten eine unbefristete 
 627 Stelle. Wir stehen für eine gute Weiterbildung in allen Beschäftigungsphasen. So
 628 sollen alle Kolleg*innen kostenfreie Qualifizierungs- und Bildungsmöglichkeiten
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 629 erhalten, unabhängig von Stelle oder Behörde.

 630 Grundsätzlich gilt: Wir wollen Expertise im Haus behalten. Alles, was öffentliche
 631 Aufgabe ist, muss von der öffentlichen Hand geleistet werden können. Projektbasiertes
 632 Zukaufen von Expertise aus der Privatwirtschaft muss die Ausnahme bleiben. Dort, wo
 633 Expertise verloren gegangen ist, wollen wir sie zurückholen. Dazu müssen wir auf 
 634 allen Ebenen unbürokratisch mehr Stellen schaffen und diese attraktiv ausschreiben 
 635 und gestalten. Wir müssen Einstellungsprozesse deutlich verkürzen. Wir zielen darauf
 636 ab, keine neuen Verbeamtungen durchzuführen. Hiervon ausgenommen sollen nur einzelne
 637 hoheitliche Aufgaben sein, in denen die Voraussetzungen für eine Verbeamtung wichtig
 638 für die Stellen sind.

 639 Wir setzen uns in unserer Kommune dafür ein, dass eine Selbstverpflichtung zur 
 640 Schaffung verschiedener Dienstvereinbarungen getroffen wird. So stellen wir sicher,
 641 dass keine Entscheidung ohne die Beschäftigten getroffen wird, insbesondere bei
 642 Umstrukturierungen, Umzügen oder Um- und Neubauten von Dienstorten. Dasselbe gilt für
 643 alle kommunalen Eigenbetriebe. Hierfür machen wir uns auch in den Verwaltungs- und 
 644 Aufsichtsräten stark, in denen wir politische Posten besetzen. In unseren Fraktionen
 645 stellen wir sicher, dass Personalräte und Beschäftigtenvertretungen bei allen
 646 wichtigen Entscheidungen angehört und so Einfluss auf den politischen
 647 Entscheidungsprozess erhalten.

 648 Für uns gilt der Grundsatz einer bürger*innennahen Verwaltung. Dies bedeutet für uns
 649 grundsätzlich eine Öffnung der Verwaltung nach außen und ein positives und
 650 konstruktives Verhältnis zwischen den Menschen in der Kommune und den Kolleg*innen in
 651 der Verwaltung.

 652 Dort, wo die Verwaltung im öffentlichen Raum präsent ist, fordern wir ein neues 
 653 Verständnis von Ordnungs- und Vollzugsdienst, vor allem bei der Übernahme von
 654 Aufgaben im Rahmen der Amtshilfe durch die Polizei. Gleichzeitig gilt es genau
 655 festzulegen, welche Angebote der kommunale Ordnungsdienst machen kann. Wir fordern
 656 daher einen klaren Aufgaben- und Angebotskatalog für den Ordnungsdienst, der in enger
 657 Abstimmung mit der Zivilgesellschaft und den Vollzugsbehörden erarbeitet wird. Dieser
 658 muss vor allem auch einen Fokus auf Arbeitsbedingungen und Ausbildungsinhalte legen.

 659 Eine der zentralen Aufgaben der Verwaltung der Zukunft ist eine zügige und 
 660 nutzer*innenfreundliche Digitalisierung. Hierfür ist die Komplettdigitalisierung
 661 aller Akten und Vorgänge, soweit dies rechtlich möglich ist, vorrangige Daueraufgabe.
 662 Gleichzeitig muss einerseits verlässliche und für Bürger*innen und
 663 Verwaltungsbeschäftigte leicht navigierbare Software entwickelt werden und Training
 664 für alle Nutzer*innengruppen niedrigschwellig angeboten werden. Software muss
 665 kompatibel sein, sodass alle Verwaltungsebenen, also Kommune, Landkreis, Land und
 666 Bund, Daten schnell und sicher austauschen können und sich keine Kultur der doppelten
 667 Buchführung etabliert. Gleichzeitig müssen im notwendigen Umfang analoge 
 668 Bearbeitungsmöglichkeiten geboten werden, damit denjenigen, die digitale Angebote
 669 nicht nutzen können, keine Nachteile entstehen. Die Verwaltung arbeitet mit sensiblen
 670 Daten. Daher muss Transparenz und dem Datenschutz die oberste Priorität zukommen. Die
 671 Bürger*innen einer Kommune müssen jederzeit wissen, welche Stellen welchen Vorgang
 672 mit ihren Daten durchgeführt haben.

 673 Wir fordern außerdem niedrigschwellige digitale Beteiligungsmöglichkeiten für alle
 674 Bürger*innen einer Kommune. Insbesondere bei Bau- und Entwicklungsvorhaben müssen
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 675 alle Bewohner*innen eng eingebunden werden, damit sie ihre Ideen und Bedürfnisse
 676 direkt mit den Entscheidungsträger*innen und Ausführenden kommunizieren können.

 677 All dies geht nur, wenn wir gut bezahlte und attraktive Stellen im Bereich IT
 678 schaffen und dauerhaft finanzieren. Gleichzeitig wollen wir, dass Verwaltung und
 679 Politik eine höhere Bereitschaft zeigt, sich Expertise - auch von außen- zu eigen zu
 680 machen, um eine moderne digitale Infrastruktur aufzubauen.

 681 Wir verstehen die Verwaltung nicht nur als reine Dienstleisterin, sondern auch
 682 gemeinsam mit der politischen Ebene, als Kraft, die die Kommune als Ganzes
 683 repräsentiert. Viele Entscheidungen, die von der Verwaltung getroffen werden, haben
 684 großen Einfluss auf das Leben aller. Deshalb muss die Verwaltung in der Lage sein,
 685 die Gesellschaft in ihrer Vielfalt zu verstehen und viele Sichtweisen in ihr Handeln
 686 einzubauen.

 687 Deshalb fordern wir den Ausbau von Stellen und Gremien, die verschiedene Gruppen und
 688 Interessen beratend repräsentieren. Dafür sollen Gleichstellungsstellengestärkt und 
 689 flächendeckend Beauftragte oder Räte, beispielsweise Queerbeauftragte oder
 690 Beauftragte für Menschen mit Behinderungen eingerichtet werden. Wir sorgen dafür,
 691 dass die Beauftragten oder Räte in alle zentralen Verwaltungsverfahren einbezogen
 692 werden und auch den politischen Entscheidungsträger*innen Bericht erstatten können.
 693 Für uns ist klar, dass von Diskriminierung betroffene Menschen ihre Erfahrungen am
 694 besten selbst darlegen können und damit eine wertvolle Ergänzung zur politischen
 695 Vertretung und Expert*innen auf der Verwaltungsebene sind.

 696 Wir setzen uns in unserer politischen Arbeit in der Kommune darüber hinaus dafür ein,
 697 dass die Verwaltung eng in politische Entscheidungsprozesse eingebunden wird. Wir
 698 stehen dafür, dass die Projektverantwortlichen und Sachbearbeitungen auch angehört
 699 werden und ihre Arbeit und Prozesse vorstellen können, statt nur auf Führungskräfte
 700 zu setzen. Dies stellen wir auch in unseren Fraktionen sicher.

 701 Finanzen

 702 Die Mehrheit unserer Kommunen kämpft mit finanziellen Schwierigkeiten, die durch eine
 703 mangelnde Ausfinanzierung in Verbindung mit den vielfältigen und stetig steigenden
 704 Aufgaben ausgelöst werden. Diese Problematik kann in der Hauptsache nur durch Bund
 705 und Länder gelöst werden. Im Folgenden betrachten wir die allgemeine Haltung zur
 706 kommunalen Haushaltsführung, unabhängig von den Verfehlungen in der Ausfinanzierung
 707 durch Bund und Länder.

 708 Wir setzen uns mindestens für eine Beibehaltung des bisherigen Niveaus der Hebesätze
 709 ein und streiten zusätzlich für eine gemäßigte und verhältnismäßige Anhebung dieser.
 710 Dabei ist es unser Ziel, die zusätzlichen Einnahmen unmittelbar an die Bürger*innen
 711 weiterzugeben. Dies geschieht durch die Umsetzung sozialer und nachhaltiger Projekte
 712 und dem zukunftsorientierten Ausbau der Infrastruktur. Ebenfalls befürworten wir die
 713 flächendeckende Einführung sozial verträglicher, wiederkehrender 
 714 Straßenausbaubeiträge, um die finanzielle Belastung fairer zu verteilen.

 715 Die Erhebung einer City-Maut bzw. generell jegliche nutzungsabhängige Abgabe für
 716 elementare Bestandteile einer Kommune lehnen wir ab. Stattdessen setzen wir uns für
 717 differenzierte Parkraumgebühren ein, die abhängig sind von alternativen
 718 Mobilitätsmöglichkeiten, Verfügbarkeit von Parkraum und der Nutzer*innengruppe.
 719 Weitere Steuern wie die Betten- und Hundesteuer möchten wir beibehalten. Wir wollen
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 720 einen X-Pass für ausgewählte Zielgruppen einführen, mit welchem kommunale
 721 Nutzungsentgelte entfallen und Gebühren reduziert werden.

 722 Im Rahmen von Haushaltskonsolidierungen sind es meist die Kultur und
 723 Demokratiebildung, an denen zuerst gespart wird. Aber auch Jugendförderung und
 724 Sozialarbeit werden hier schnell gestrichen. Durch eine Definition innerhalb der
 725 Kommune von Daseinsvorsorge, allgemeinen freiwilligen Leistungen und Pflichtaufgaben,
 726 wollen wir die Haushaltsansätze in den genannten Bereichen besser verteidigen.
 727 Außerdem wollen wir Transparenz in der Förderung von externen Trägern schaffen. Für
 728 geplante Investitionen sollen Ansätze ehrlich und transparent gebildet werden. Wir 
 729 lehnen das Bilden von Platzhaltern ab, da dies zur Irreführung der Bürger*innen führt
 730 und effektiv dazu führt, dass andere Bereiche finanziell schlechter ausgestattet
 731 werden.

 732 Wir lehnen Privatisierungen grundsätzlich ab. Dazu gehören der Verkauf von Anteilen
 733 kommunaler Gesellschaften und öffentlichen Eigentums an Private zu kommerziellen
 734 Zwecken sowie die Veräußerung von Grundstücken zur Haushaltskonsolidierung.
 735 Stattdessen befürworten wir ausschließlich Erbpacht als langfristige und dynamische
 736 Lösung, gekoppelt an den Bodenwert. Public Private Partnership lehnen wir ab, da die
 737 Kriterien oft im weiteren Prozess nicht eingehalten werden und zu unerwünschten
 738 Abhängigkeiten führen können.

 739 Schulden sollten nicht tabuisiert, sondern in einem ehrlichen Haushalt transparent
 740 und bedarfsorientiert behandelt werden. Den Grundsatz eines ausgeglichenen Haushalts 
 741 lehnen wir ab. Bei kooperativen Kommunalaufsichtsbehörden sollten alle Spielräume
 742 genutzt werden, um die Selbstbestimmung der Kommunen zu wahren. In der Aufstellung
 743 des Haushaltes ist für uns das Gender-Budgeting grundsätzlich zu verfolgen. Der
 744 Haushalt stellt das zentrale Steuerungsinstrument einer Kommune dar, weshalb dieser
 745 partizipativ erstellt werden soll. Aus diesem Grund wollen wir Bürger*innenhaushalte
 746 aktiv fördern.
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Antrag O3: Supermarktkonzerne vergesellschaften!
Antragsteller*in: Jusos Bayern
Status: angenommen
Sachgebiet: O - Öffentliche Daseinsvorsorge, Mieten & Kommunales
Antragsblock: Antragsblock O

 1 Adressat*in: Juso Bundeskongress

 2 Die Versorgung mit Lebensmittel ist existentiell. Deshalb muss die
 3 Lebensmittelindustrie unabhängig von privaten Profitinteressen und Marktlogiken
 4 organisiert sein. Um uns mit Lebensmittel zu versorgen ist der Besuch des
 5 Supermarktes unverzichtbar. Die Durchsicht der Werbeprospekte nach günstigen
 6 Angeboten sind Beleg dafür, dass die Menschen ihre Ernährung daran anpassen, was sie 
 7 sich leisten können.

 8 Diese wichtige Aufgabe darf nicht dem Profitinteresse privater Supermarktkonzerne
 9 unterworfen sein. Wir fordern die konsequente Demokratisierung aller Bereiche der 
 10 Lebensmittelindustrie - von der Produktion bis zum Vertrieb. Das schließt für uns 
 11 ein, die demokratischen Strukturen in Betrieben weiter auszubauen und zu stärken, 
 12 europäisch wie international Mitbestimmung auszubauen und Mitarbeiter*innen in alle 
 13 unternehmerischen Entscheidungen im Betrieb mit einzubeziehen. Machtverhältnisse 
 14 müssen zugunsten von Arbeitnehmer*innen und womöglich auch Konsument*innen verschoben 
 15 werden, sodass die Mitbestimmung in letzter Konsequenz dazu führt, dass Organisation 
 16 und Ausrichtung des Unternehmens – und damit insbesondere die Entscheidung, was an 
 17 Nahrungsmitteln zu welchen Preisen verkauft wird – final in Gänze in den Händen der 
 18 Beschäftigten und Konsument*innen liegen. Darüber hinaus streben wir die schrittweise 
 19 und gemeinwohlorientierte Vergesellschaftung von Produktionsmitteln an und wollen 
 20 unsere gemeinsame Produktion demokratisch und sozialistisch organisieren.

 21 Private Gewinne an Lebensgrundlage verbieten

 22 Konsumgüter des täglichen Bedarfs kaufen wir vorrangig bei REWE, Penny, Kaufland,
 23 LIDL, ALDI, EDEKA, Netto und Co ein. Die fünf größten Lebensmittelkonzerne, die
 24 jeweils unterschiedliche Discounter und Lebensmittelvollsortimenter unter ihrem Dach
 25 vereinen, haben so in Deutschland einen Marktanteil von 75%, ihre Nettogewinne
 26 stiegen insbesondere während der Pandemie gewaltig und die Besitzer*innen gehören zu
 27 den Top-Milliardär*innen in Deutschland.

 28 Gleichzeitig muss davon ausgegangen werden, dass 12,5 Millionen Menschen in diesem
 29 Land, die unter der Armutsgefährungsquote leben, zumindest zeitweise von
 30 Ernährungsarmut betroffen sind. Menschen, die Armutsrisiko ausgesetzt sind, sind
 31 außerdem häufiger Opfer von chronischen Erkrankungen - wie Herz-Kreislauf-
 32 Erkrankungen oder Diabetes. Diese sind auch auf die Ernährung zurückzuführen. Das
 33 ernährungsbedingte Krankheitsrisiko ist eine große soziale Ungerechtigkeit, die wir
 34 bekämpfen müssen.

 35 Ernährung ist eine Klassenfrage!

 36 Es ist nicht akzeptabel, dass das Kapital einiger weniger auf Kosten der vielen
 37 weiter wächst. Die Versorgung der Bevölkerung mit existentiellen Konsumgütern des 
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 38 täglichen Bedarfs wie Lebensmittel (dabei vor allem Obst, Gemüse, Grundnahrungsmittel 
 39 und alltägliche Genussmittel) darf nicht der Kapitalvermehrung dienen. Der Zweck muss
 40 der bezahlbare Zugang zu gesunden und ausgewogenen Lebensmittel für alle Menschen
 41 sein.

 42 Gesunde und bezahlbare Lebensmittel für alle

 43 1,65 Millionen Menschen waren in Deutschland im Jahr 2021 regelmäßig auf Lebensmittel 
 44 von Tafeln angewiesen. Gleichzeitig gehören die Eigentümer*innen von 
 45 Supermarktkonzernen zu den Reichsten Menschen in Deutschland. Diesen Widerspruch 
 46 wollen wir so nicht hinnehmen.
 47 Uns ist klar, dass eine Vergesellschaftung der Supermärkte das Thema der 
 48 Lebensmittelarmut nicht direkt lösen kann, weshalb wir Forderungen hierzu aus diesem 
 49 Antrag ausdrücklich ausklammern. Die Abschaffung des Zustands, dass Menschen sich 
 50 Lebensmittel nicht leisten können, ist eine klare sozialstaatliche Aufgabe, deshalb 
 51 setzen wir uns beispielsweise für eine höhere Grundsicherung und die Abschaffung der 
 52 Mehrwertsteuer ein. 
 53 Unsere Ziele, die wir mit der Vergesellschaftung erreichen wollen, sind andere: Wir 
 54 wollen dafür sorgen, dass durch Demokratisierung und Vergesellschaftung von 
 55 Supermärkten gesunde Lebensmittel selbstbestimmt und bezahlbar erworben werden können 
 56 und der Marktlogik und den enormen Profiten großer Konzerne entzogen werden.
 57 Der kapitalistische Markt ist dieser Herausforderung nicht gewachsen. Das
 58 Profitinteresse der Supermarktkonzerne führt dazu, dass insbesondere nährstoffarme
 59 und verarbeitete Lebensmittel mit hohen Gewinnspannen günstig verkauft werden. 

 60 Um den Widerspruch zwischen bezahlbarer und gesunder Ernährung einerseits und 
 61 zwischen nachhaltigen und sozialen Produktionsbedingungen und gerechter Bezahlung 
 62 andererseits aufzulösen, braucht es grundlegende Umstrukturierungen. Wir wollen die 
 63 Produktion und den Vertrieb von Lebensmitteln stärker in die Hände von Beschäftigten 
 64 legen. Besonders große Lebensmittelkonzerne üben Markt- und Preissetzungsmacht aus, 
 65 was vor allem den Produzent*innen entlang der Lieferketten schadet, insbesondere 
 66 kleineren Betrieben. Mit einer schrittweisen und gemeinwohlorientierten 
 67 Vergesellschaftung von Produktionsmitteln erreichen wir, dass Produktion demokratisch 
 68 organisiert ist. Im Gegensatz zu kapitalistisch-agierenden Unternehmer*innen haben 
 69 die Beschäftigten und Konsument*innen als neue Entscheider*innen nicht nur die 
 70 Profite des Unternehmens im Blick, sondern verfolgen gesellschaftliche Ziele. 
 71 Außerdem benötigt es staatliche Eingriffe wie beispielsweise eine Veränderung der 
 72 Agrarsubvention zugunsten einer nachhaltigen und klimafreundlichen 
 73 Ernährungssicherheit.

 74 Lebensmittellieferketten, die Ausbeutung überwinden und auf Nachhaltigkeit setzen

 75 Die kapitalistische Bewirtschaftung der Agrarflächen beutet unsere Lebensgrundlage
 76 genauso wie die Produzent*innen aus. Die auf Ertragssteigerung ausgelegte
 77 Bewirtschaftung hat fatale Folgen für die Arten- und Biotopvielfalt. Die
 78 Supermarktkonzerne haben daran einen erheblichen Anteil indem sie Kostendruck auf
 79 Erzeuger*innen ausüben. Nur langsam ist in Bezug auf nachhaltige Produktion und
 80 Tierwohl ein Umdenken zu erkennen. Die Bemühungen sind aber längst nicht ausreichend
 81 und lassen insbesondere die Arbeitsbedingungen der Arbeiter*innen außer acht. Mit der 
 82 Demokratisierung der Lebensmittelindustrie können wir diese unternehmerischen 
 83 Entscheidungen – die entscheidend für die Bekämpfung des Klimawandels sind – 
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 84 mitbestimmen und dafür sorgen, dass existenzsichernde Löhne und Teilhabe an der
 85 Wertschöpfung für alle Menschen, die an der Produktion von Lebensmitteln beteiligt
 86 sind, gewährleistet werden.

 87 Da enormer Preisdruck zwischen verschiedenen Supermärkten existiert versuchen die
 88 Konzerne ihre Macht gegenüber den Produzent*innen und Lebensmittelherstellern
 89 knallhart auszunutzen, um die Preise zu drücken und die Gewinnmargen zu erhöhen. Dies
 90 führt zu enorm belastenden Situation für die Erzeuger*innen und zu
 91 Qualitätseinschränkungen in der Herstellung.

 92 Lebensmittelverschwendung entgegenwirken

 93 In Deutschland werden jedes Jahr 12 Mio. Tonnen Lebensmittelabfälle vernichtet. Davon
 94 rund 34% bei der Primärproduktion, Verarbeitung und im Handel. Supermarktkonzerne
 95 planen sorgfältig die Produktion von Lebensmitteln und haben somit großen Einfluss
 96 auf Lebensmittelverschwendung. Supermärkte sind hochgradig geplante ökonomische
 97 Systeme für deren Funktionieren es notwendig ist, weit im voraus zu planen um
 98 saisonale Nachfrage und zuverlässige Lieferketten zu gewährleisten. Für diese Planung
 99 werden komplexe Datensätze und Algorithmen angewandt, die viele schwankende Variablen
 100 berücksichtigen. Daraus können wir ableiten, dass dezentrale Planung mit modernen 
 101 Methoden einen wirksamen Mechanismus darstellt, um komplexe Prozesse der 
 102 Lebensmittelproduktion zu steuern und eine ressourcenschonende Produktion und einen 
 103 Vertrieb mit geringer Verschwendung an Lebensmitteln zu gewährleisten. Diese Methoden 
 104 können auch in mitarbeiter*innen- oder anderweitig geleiteten, vergesellschafteten 
 105 Unternehmen genutzt werden. Wenn durch Supermärkte dennoch Lebensmittel und andere 
 106 Waren des täglichen Gebrauchs weggeworfen werden, darf das sogenannte Containern, 
 107 also die Mitnahme dieser oft noch verwendbaren Lebensmittel, nicht kriminalisiert 
 108 werden. Schon kurzfristig müssen übriggebliebene Lebensmittel kostenlos weitergegeben 
 109 werden. Dabei wollen wir überall dort, wo es Institutionen wie die Tafel gibt, diese 
 110 als erste Anlaufstelle für die Abgabe berücksichtigen.

 111 Gute Arbeit im Supermarkt

 112 Die Arbeit der Beschäftigten im Supermarkt ist systemrelevant und elementar für die
 113 Versorgung mit Lebensmitteln und anderen Konsumgütern. Aktuell ist die Arbeit in den 
 114 Supermärkten aber vor allem von Niedriglöhnen, Tarifflucht, Outsourcing oder Minijobs 
 115 geprägt. Gleichzeitig erleben die Arbeitnehmer*innen enormen Druck durch 
 116 Arbeitsverdichtung, Nachtschichten oder Überstunden. Nicht zuletzt die Coronapandemie 
 117 hat gezeigt, dass der ständige Kontakt mit Kund*innen, der für viele 
 118 Mitarbeiter*innen sinnstiftend sein kann, gleichzeitig auch zu unterschiedlichen 
 119 Belastungen führen kann, wenn sich etwa Kund*innen nicht an Hygienevorschriften 
 120 halten. Zuletzt wuchs der Anteil von Beschäftigten, die Unternehmen ohne Tarifbindung 
 121 arbeiten, kontinuierlich. Durch eine Vergesellschaftung sollen sich auch die 
 122 Bedingungen der Lohnarbeit im Einzelhandel in Discountern und Supermärkten ändern, 
 123 wir wollen durch die Abkehr vom Profitstreben, bessere Arbeitsbedingungen und höhere 
 124 Löhne für die Arbeitnehmer*innen erreichen. Von politischer Seite setzen wir die 
 125 Rahmenbedingungen, dass durch Gewerkschaften gute Tarifabschlüsse erreicht und eine 
 126 weitere Tarifflucht verhindert werden.

 127 Vergesellschaftung und Demokratisierung, was heißt das?

 128 Für die konkrete Organisationsform einer vergesellschafteten und demokratisierten
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 129 Lebensmittelbranche gibt es unterschiedliche Ansätze. Schon jetzt gibt es in anderen
 130 Ländern große genossenschaftlich organisierte Supermarktketten. Auch in Deutschland
 131 ist z. B. EDEKA teilweise als Genossenschaft organisiert, jedoch nicht mit den
 132 Konsument*innen als Genoss*innen, sondern mit den Supermarktbetreiber*innen.
 133 Gleichzeitig entstehen vereinzelt genossenschaftlich organisierte Projekte, die
 134 ökologische und unter gerechten Bedingungen hergestellte Lebensmittelversorgung
 135 anbieten. In derartigen Projekten lässt sich schnell feststellen, dass der Preis für
 136 Lebensmittel, die regional, ökologisch und mit guten Arbeitsbedingungen produziert
 137 und verkauft werden, eigentlich höher liegen müsste, als er bei preisgedumpten
 138 Discounterkonzernen ist. Unser Ziel sind für Konsument*innen und Produzent*innen 
 139 faire Preise, die Ausbeutung entlang der Wertschöpfungskette verhindern. Es ist eine 
 140 sozialstaatliche Aufgabe, dass sich diese faire Preise alle leisten können.

 141 Neben Genossenschaften sind aber auch kommunale Betriebe denkbar, die einer
 142 demokratischen Kontrolle unterstehen. Bestimmte Dienstleistungen für diese kommunalen
 143 Betriebe sind wiederum durch eine staatliche Organisation möglich, die z. B. durch
 144 ein Bundesministerium gesteuert wird. Perspektivisch muss dieses Konzept EU-weit 
 145 gedacht werden.
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Antrag P1: Mehr Respekt für Pflegebedürftige und Pfleger*innen - 
In der Kranken- und Altenpflege muss sich etwas ändern!
Antragsteller*in: Jusos Nord-Niedersachsen
Status: angenommen
Sachgebiet: P - Pflege, Gesundheit & Soziales
Antragsblock: Antragsblock P

 1 Die Pflegegelderhöhung muss kommen! 

 2 Im Jahr 2025 soll es etwa 5,5 Millionen Pflegebedürftige in Deutschland geben und
 3 diese Zahl wird voraussichtlich in den nächsten Jahrzehnten noch weiter steigen. Wir
 4 wollen langfristig sicherstellen, dass alle Pflegebedürftigen Zugang zu
 5 professioneller Pflege haben. Dafür muss die professionelle Pflege ausgebaut und für
 6 alle Menschen bezahlbar werden. Pflege von Angehörigen darf keine individuelle
 7 Verantwortung sein! Die Realität in Deutschland ist jedoch derzeit eine andere: Der
 8 Trend der Jahre 2019 bis 2021 zeigte einen Anstieg der Pflegebedürftigen um 20%. 

 9 Viele der Menschen, die gepflegt werden müssen, werden nicht in Pflegeheimen
 10 untergebracht, sondern vier von fünf Pflegebedürftigen (2020) werden zu Hause
 11 versorgt. In diesem Fall erhält die Pflegebedürftige Person ein Pflegegeld. Dieser
 12 Betrag schwankt je nach Pflegegrad zwischen 316 und 901 Euro im Monat, wurde aber
 13 seit 2017 nicht mehr erhöht, trotz steigender Inflation. Nun soll zumindest 2024 eine
 14 5%ige Erhöhung kommen - dennoch ist es bezeichnend, dass gut 7 Jahre nichts passiert
 15 ist. Die nun angekündigte Erhöhung gleicht außerdem die bisherige Inflation nicht aus
 16 und wird den realen Kosten insgesamt nicht gerecht.
 17 Insgesamt werden etwa 65% der Pflegebedürftigen Menschen allein durch Angehörige
 18 gepflegt, wobei von diesen 5,3 Mio. häuslich Pflegenden, 3 Mio. erwerbstätig sind.
 19 Dies ist eine große Zusatzbelastung neben dem Beruf und kann große alltägliche
 20 Schwierigkeiten mit sich bringen. Ein weiterer Punkt ist, dass ungefähr 70% dieser
 21 pflegenden Personen Frauen sind. Dem unabhängigen Beirat für die Vereinbarkeit von
 22 Pflege und Beruf ist deshalb das Thema Geschlechtergerechtigkeit wichtig. Er möchte
 23 ein Modell entwickeln, welches allen Geschlechtern eine gute Vereinbarkeit von Pflege
 24 und Beruf ermöglicht. Der Beirat betont die Bedeutung, die Pflegeverantwortung auf
 25 mehrere Geschlechter zu verteilen und ermuntert Pflegende, gemeinsam Verantwortung zu
 26 übernehmen. Wer Angehörige pflegt, muss darin unterstützt werden, dem eigenen Beruf
 27 weiterhin nachzugehen und sich nicht nur über Pflegegeld zu finanzieren.

 28 Hierbei spielt vor allem die Mehrfachbelastung eine große Rolle aufgrund von z.B.
 29 Familienversorgung, Beruf oder unbezahlter Care-Arbeit. Außerdem wurde ein Großteil
 30 der pflegenden Angehörigen vergessen, so finden zum Beispiel die pflegenden
 31 Rentner*innen keinerlei Berücksichtigung. Sie erhalten (logischerweise) keine
 32 Rentenpunkte für ihre Pflegetätigkeit - schließlich sind sie schon in Rente. Doch
 33 hier wurden bislang keine alternativen Honorierungsmöglichkeiten geschaffen. Sie
 34 gehören viel zu selten zu den Anspruchsberechtigten solcher Möglichkeiten und wurden
 35 beispielsweise auch beim Pflegegeld nicht berücksichtigt. Das muss sich zukünftig
 36 ändern!
 37 Die Inflation der letzten Jahre hat viele Menschen an die Armutsgrenze getrieben.
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 38 Dies betrifft vor allem auch die Pflegebedürftigen. Das Pflegegeld, das sie erhalten,
 39 reicht oft nicht bis zum Ende des Monats aus, um alle Kosten zu decken, die
 40 angefallen sind. Das ist vor allem den steigenden Lebenshaltungskosten zuzuschreiben,
 41 aber auch der gescheiterten Reform der Pflege. In den letzten Jahren wurde versäumt,
 42 das Pflegegeld weiter zu erhöhen und anzupassen und deshalb muss es eine sofortige
 43 Erhöhung geben, um die Pflegenden und Pflegebedürftigen zu entlasten. Es muss
 44 jährlich geschaut werden, inwieweit man das Pflegegeld an die aktuelle Inflationslage
 45 anpassen muss, um zu vermeiden, dass viele, vor allem alte Menschen, in die Armut
 46 rutschen. Dieses Problem könnte gelöst werden, indem ein Rechtsanspruch auf Tages-,
 47 Verhinderungs- und Kurzzeitpflege eingeführt werden würde. Dies würde auch vor allem
 48 zur Entlastung der pflegenden Angehörigen führen. 

 49

 50 Deshalb fordern wir:

 51

 52

 53

 54

 55

 56

 57

 58

 59

 60

 61

Eine sofortige Pflegegelderhöhung um 25%. 

Dass eine jährliche verbindliche Dynamisierung der Pflegegelderhöhungen
eingeführt wird, um sich immer an die aktuelle Lage anzupassen. 

Die gestiegene Inflation muss in diesem Zusammenhang auch rückwirkend
ausgeglichen werden.

Dass ein Rechtsanspruch auf Tages-, Verhinderungs- und Kurzzeitpflege eingeführt
wird. 

Dass der Kreis der Anspruchsberechtigten des Familienpflegegeldes stark
ausgeweitet wird. 

Die Stärkung der Selbstverwaltung der gesetzlichen Sozialversicherungen, weil
sie die Stimme der Beitragszahler*innen sind.

 62 Pflegebedürftige und pflegende Angehörige entlasten - Familienpflegegeld und -
 63 pflegezeit ausgestalten!
 64 Analyse
 65 Wie soll die vielfach geforderte Ausgestaltung des Familienpflegegeldes und der
 66 Familienpflegezeit konkret aussehen? Dazu haben wir Jusos genaue Vorstellungen. Bei
 67 der Formulierung unserer Forderungen haben wir uns unter anderem am Bericht des
 68 unabhängigen Beirats für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf orientiert. 
 69 Wie bereits hinreichend festgestellt wurde, wird ein Großteil der Pflegebedürftigen
 70 in Deutschland zu Hause von ihren Angehörigen gepflegt. Mit der Übernahme der
 71 häuslichen Pflege eines oder mehrerer Angehöriger darf allerdings nicht einhergehen,
 72 dass die pflegenden Angehörigen aus dem Erwerbsleben ausscheiden oder hohe
 73 Einkommenseinbußungen hinnehmen müssen, weil sie aufgrund der Pflege ihre Arbeitszeit
 74 verkürzt haben. Dies ist bisher aber oft der Fall. Die Reduzierung der Arbeitszeit
 75 ist auch oft notwendig, um den zeitlichen Anforderungen der Pflege gerecht zu werden.
 76 Bisher ist es so, dass man mit der Reduzierung der Arbeitszeit nicht nur Lohneinbußen
 77 hinnehmen muss, es kann auch schnell passieren, dass man bisherige
 78 Anspruchsberechtigungen im Pflegekontext verliert, da die Anspruchsberechtigungen
 79 oftmals mit einer Mindestanzahl an Wochenstunden verbunden sind, die erbracht werden
 80 müssen. 
 81 Bisherige Freistellungs- und Finanzierungsmöglichkeiten reichen außerdem bei weitem
 82 nicht aus, um die tatsächliche Arbeit zu honorieren und die anfallenden Kosten,
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 83 beziehungsweise die Lohnausfälle auszugleichen. Dies hat der unabhängige Beirat für
 84 die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf bereits 2015 festgestellt. Seitdem hat sich
 85 jedoch noch nichts geändert. Des Weiteren erhalten die pflegenden Angehörigen bisher
 86 nur Anspruch auf Familienpflegezeit und Familienpflegegeld, wenn eine bestimmte Größe
 87 des Betriebs erfüllt ist und eine fest definierte familiäre Verbindung zwischen der
 88 pflegebedürftigen Person und der pflegenden Person besteht. Diese Muster sind zu eng
 89 gedacht und passen keineswegs zu den vielen individuellen Schicksalen und
 90 Pflegesituationen. Für alle möglichen Situationen und Konstellationen braucht es ein
 91 höchstmögliches Maß an Passgenauigkeit und flexiblen Hilfen.  Für uns steht fest,
 92 dass die nachfolgenden Forderungen schnellstmöglich und priorisiert umgesetzt werden
 93 müssen. 
 94 Deshalb fordern wir: 

 95

 96

 97

 98

 99

 100

 101

 102

 103

 104

 105

 106

 107

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114

 115

 116

 117

 118

 119

 120

 121

 122

 123

 124

 125

 126

 127

Pflegende Angehörige sollen so lange Anspruch auf Familienpflegezeit haben, wie
es Bedarf gibt und die auch in geteilten Zeitabschnitten genommen werden kann.
Eine pauschal festgelegte Grenze, wann Pflege abgeschlossen sein soll, ist bei
diesem Thema nicht sinnvoll. Dieser Anspruch soll sich nicht nur auf die Familie
beschränken, sondern auch auf Freund*innen, Nachbar*innen und vergleichbare
nahestehende Personen beziehen. Darüber hinaus muss es einen rechtlichen
Anspruch auf Verlängerung geben, die je nach Pflegegrad und -situation genehmigt
wird. Der Kreis der Anspruchsberechtigten soll ausgeweitet werden und sich nicht
nur auf die Familie beschränken, sondern auch auf Freund*innen, Nachbar*innen
und vergleichbare nahestehende Personen. 

Dass sowohl eine teilweise Freistellung, als auch eine vollständige Freistellung
ermöglicht werden müssen, die staffelbar sind und individuell in Anspruch
genommen werden können. Beide Optionen müssen allen Anspruchsberechtigten zur
Verfügung stehen, unabhängig von der Betriebsgröße. Dabei muss es bei Klein- und
Kleinstunternehmen staatliche Unterstützung geben, damit dies ihr Bestehen nicht
gefährdet.

Wenn die Familienpflegezeit genutzt wird, kann für den Zeitraum von insgesamt 36
Monaten eine steuerfinanzierte Lohnersatzleistung in Anspruch genommen werden.

Die pflegebedürftige Person oder gegebenenfalls ein*e Bevollmächtigte*r soll
unbürokratisch und unkompliziert bestätigen können, wer die
anspruchsberechtigten Personen sind. 

Die Familienpflegezeit soll unbürokratisch und unkompliziert von den
Anspruchsberechtigten in Anspruch genommen werden können. 

Es darf keine maximale Anzahl an anspruchsberechtigten pflegenden Angehörigen
geben.

Wenn es mehrere pflegende Angehörige gibt, darf die Familienpflegezeit der
einzelnen Anspruchsberechtigten hintereinander oder gleichzeitig erfolgen.

Pflegende Angehörige dürfen mehrere Personen pflegen und für jede zu pflegende
Person erneuten Anspruch auf die Familienpflegezeit haben.

Die Umsetzung des Familienpflegegeldes und der Familienpflegezeit muss so
flexibel wie möglich gestaltet werden, sodass alle pflegenden Angehörigen davon
profitieren und die Leistungen entsprechend der individuellen Pflegesituation in
Anspruch nehmen können.
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 128

 129

 130

 131

 132

 133

 134

 135

 136

 137

 138

 139

 140

 141

 142

 143

 144

 145

 146

 147

 148

 149

 150

 151

 152

 153

 154

 155

 156

 157

 158

Anspruchsberechtigte unterstehen dem Kündigungsschutz nach dem Pflegezeitgesetz
§5. 

Anspruch auf Familienpflegegeld sollen alle pflegenden Angehörigen haben
(Familie, Bekannte, Nachbar*innen und vergleichbar nahestehende Personen)

Um diese Personen zu bestimmen, kann die pflegebedürftige Person oder
gegebenenfalls eine bevollmächtigte Person unbürokratisch und unkompliziert
bestätigen, wer zu den pflegenden Angehörigen gehört. 

Anspruch auf das Familienpflegegeld erhalten die pflegenden Angehörigen, wenn
die zu pflegende Person mindestens über den Pflegegrad 2 verfügt. 

Anspruch haben alle eingetragenen pflegenden Angehörigen. Pflegende Renter*innen
dürfen hier nicht übergangen werden. Berufstätige Angehörige haben Anspruch auf
das Familienpflegegeld unabhängig von Voll- oder Teilzeit und der Betriebsgröße.
Auch Angehörige, die noch nicht oder nicht mehr berufstätig sind, haben
Anspruch. 

Der Anspruch auf das Familienpflegegeld besteht immer, unabhängig von der Höhe
des Einkommens.

Mehrere Angehörige können sich den Anspruch auf das Familienpflegegeld
untereinander aufteilen. Es gibt keine maximale Anzahl an Anspruchsberechtigten
pro pflegebedürftiger Person. 

Die Höhe des Familienpflegegeldes wird entsprechend der Regelungen des
Elterngeldes berechnet.

Wird das Elterngeld angehoben, muss auch das Familienpflegegeld angehoben
werden. 

Das Familienpflegegeld wird so lange gezahlt, wie die Anspruchsberechtigten
eine*n Angehörige*n pflegen. 

Analog zum Elterngeld, gibt es auch beim Familienpflegegeld einen
Mehrlingszuschlag pro weiterer zu pflegender Person. 

Die Beantragung des Familienpflegegeldes muss unbürokratisch, unkompliziert und
digital möglich sein.

Das Verfahren zur Beantragung des Familienpflegegeldes muss bundesweit
einheitlich gestaltet werden.

 159 Mehr Anerkennung schaffen: Rentenpunkte für vollzeitbeschäftigte pflegende 
 160 Angehörige!

 161 Wenn wir uns damit beschäftigen, wie berufstätige pflegende Angehörige entlastet
 162 werden können, beziehungsweise ihre geleistete Care-Arbeit anerkannt werden kann,
 163 dürfen wir einen weiteren essentiellen Punkt nicht vergessen: Die bislang fehlenden
 164 Rentenpunkte für vollzeitbeschäftigte pflegende Angehörige. 
 165 Was hat es damit  auf sich? Für pflegende Angehörige gibt es aktuell die Möglichkeit,
 166 Rentenpunkte für ihre Pflegetätigkeit zu erhalten. Hierfür müssen aber bestimmte
 167 Voraussetzungen erfüllt sein, welche im SGB 11 §44 festgehalten sind: Die Gepflegten
 168 müssen mindestens für den Pflegegrad 2 eingestuft worden sein. Die Pflege muss
 169 darüber hinaus vom MDK (Medizinischer Dienst der Krankenversicherung) als notwendig
 170 festgestellt worden sein. Die zu pflegende Person muss des Weiteren Anspruch auf
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 171 Leistungen aus der gesetzlichen oder privaten Pflegeversicherung haben. Schließlich
 172 ist es auch notwendig, dass die pflegende Person in Deutschland, der Schweiz oder im
 173 europäischen Wirtschaftsraum wohnhaft ist. Die geleistete Pflege muss mindestens 10
 174 Stunden in  häuslicher Umgebung ausgeübt werden, aufgeteilt auf mindestens zwei Tage
 175 in der Woche. 
 176 Doch damit nicht genug. Um Anspruch auf Rentenpunkte zu haben, darf die pflegende
 177 Person nicht mehr als 30 Stunden in der Woche arbeiten. Genau dieser Punkt ist jedoch
 178 eine große Ungerechtigkeit und spiegelt keineswegs die realen Verhältnisse wider. In
 179 Deutschland leben fast 5 Millionen anerkannte Pflegebedürftige. Rund 3/4 von ihnen
 180 werden zu Hause durch ihre Angehörigen und teilweise durch die zusätzliche Hilfe
 181 eines Pflegedienstes gepflegt. Etwa die Hälfte der pflegenden Angehörigen reduziert
 182 ihre Arbeitszeit nicht. Daraus resultiert, dass es viele Menschen gibt, die einer
 183 Vollzeitbeschäftigung - also 40 Stunden die Woche und mehr - nachgehen und zusätzlich
 184 noch ihre Angehörigen pflegen. Dabei werden die geforderten 10 Mindeststunden Pflege,
 185 aufgeteilt auf mindestens 2 Tage die Woche, erfüllt und sogar überschritten. Mit dem
 186 Unterschied, dass diese Menschen keine Rentenpunkte für ihre Pflegetätigkeit
 187 erhalten. 
 188 Dabei ist es schon schwer genug, die Pflege und den Vollzeitjob miteinander zu
 189 vereinbaren. Nun soll diese kräftezehrende und zeitintensive Arbeit nicht mal durch
 190 Rentenpunkte honoriert werden, weil es nicht vorgesehen ist, dass
 191 Vollzeitbeschäftigte ihre Angehörigen pflegen? Das empfinden wir als große
 192 Ungerechtigkeit. Dieser realitätsfernen Regelung muss schleunigst entgegengewirkt
 193 werden. Wir müssen uns wirklich bewusst machen, wie prekär die Gesundheits- und
 194 Pflegeversorgung aktuell ist! Viele Menschen haben gar keine andere Möglichkeit, ihre
 195 Vollzeitbeschäftigung mit der Pflege ihrer Angehörigen zu vereinbaren. Denn
 196 Pflegedienstleistungen und Pflegeplätze sind teuer und schwer zu bekommen. Nicht
 197 jede*r kann sich dies ohne weiteres leisten, ohne in eine finanzielle Schieflage zu
 198 geraten oder sogar auf zusätzliche Sozialleistungen angewiesen zu sein. 
 199 Umso wichtiger ist es, dass eine Gleichstellung aller pflegender Angehörigen so
 200 schnell wie möglich erfolgt. 

 201

Deshalb fordern wir: 

 202

 203

 204

 205

 206

 207

 208

 209

Das SGB 11 §44 muss geändert werden: Vollzeitbeschäftigte, die zusätzlich ihre
Angehörigen pflegen und die übrigen Anforderungen erfüllen (Pflegebedürftige
verfügt mindestens über Pflegegrad 2; Pflege wurde durch MDK als notwendig
eingestuft und hat Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen oder privaten
Pflegeversicherung; Pflegende*r Angehörige*r ist in Deutschland, der Schweiz
oder im europäischen Wirtschaftsraum wohnhaft; Pflege erfolgt mind. 10 Stunden
die Woche, aufgeteilt auf mindestens zwei Tage), müssen ebenfalls Anspruch auf
Rentenpunkte erhalten!

 210

 211 Es braucht mehr Kurzzeitpflegeplätze!

 212

Ein Notfall passiert und eine angehörige Person muss kurzzeitig gepflegt werden,
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 213

beispielsweise aufgrund eines Sturzes oder einer OP. Die Angehörigen können nicht

 214

einspringen oder die Pflegebedürftigkeit der Person hat sich so weit erhöht, dass die

 215

notwendige Pflege und Arbeit nicht mehr zu schaffen ist. Hier kommt die

 216

Kurzzeitpflege zum Einsatz. Hierbei handelt es sich um eine überbrückende Pflege, die

 217

auch als Notfallpflege gilt, bei der die Patient’*innen vorübergehend vollstationär

 218

in einem Pflegeheim untergebracht und versorgt werden. In dieser Situation kann dann

 219

ein Pflegeersatz für Zuhause gesucht oder das Problem anders gelöst werden. Doch

 220

vielen in dieser Situation fällt es nicht nur schwer, den Eigenanteil zu übernehmen,

 221

es ist auch schwer, überhaupt einen Platz zu finden. Die Zahl der

 222

Kurzzeitpflegeplätze in Einrichtungen sinkt seit Jahren kontinuierlich. Es gab einen

 223

Rückgang in den Einrichtungen zwischen 2017 und 2021 um 470 Plätze auf insgesamt 1205

 224

Plätze. Obwohl also die Zahl der Pflegebedürftigen steigt und somit auch die

 225

Nachfrage und der Bedarf nach Kurzzeitpflege, sinken die Kurzzeitpflegeplätze. 

 226

 227 Deshalb fordern wir:

 228

 229

Einen Wiederaufbau der Kurzzeitpflegeplätze in Einrichtungen. 

Mehr finanzielle Unterstützung für Kurzzeitpflegeplätze in den Einrichtungen. 

 230 Pflegekosten in Deutschland gerecht verteilen. Der Eigenanteil braucht einen Deckel!

 231
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Der Eigenanteil in Pflegeheimen setzt sich aus einem Anteil an den Pflegekosten, den

 232

Kosten für Unterbringung und Verpflegung, Investitionskosten in den Pflegeheimen und

 233

möglichen Zusatzkosten zusammen. In Deutschland lag der monatliche Eigenanteil im

 234

Pflegeheim am 01.01.2022, laut einer Erhebung vom Verbund Pflegehilfe, bei rund 2179

 235

Euro. Im Vergleich zum Eigenanteil im Pflegeheim aus dem Jahr 2018 ist das ein

 236

Anstieg um 23 Prozent. Diese extreme Kostensteigerung lässt sich vor allem auf den

 237

Personalmangel in den Pflegeberufen, der sich immer weiter zuspitzt, und den Mangel

 238

an Plätzen in den Pflegeheimen zurückführen. Selbiges gilt auch für den ambulanten

 239

Pflegedienst. Auch hier übernimmt ein Teil der Kosten die Pflegeversicherung, doch

 240

auch die Angehörigen müssen Teile der Kosten übernehmen.  Die Entwicklung der letzten

 241

Jahre hat dazu geführt, dass ein flächendeckender Platzmangel und lange Wartezeit bei

 242

gleichzeitig steigenden Kosten für die zu pflegenden Bewohner*innen und ihre

 243

Angehörigen entstanden sind.

 244 Deshalb fordern wir:

 245

 246

 247

 248

 249

 250

 251

 252

Eine Deckelung einer möglichen Steigerung des Eigenanteils der Bewohner*innen,
beziehungsweise der Pflegeleistungsempfänger*innen (bspw. bei Inanspruchnahme
ambulanter Pflegeleistungen) oder ihrer Angehörigen an den Pflegekosten, damit
beispielsweise tarifbedingte Lohnsteigerungen des Pflegepersonals nicht in Gänze
weitergegeben werden können. 

Die Einführung eines „Pflege-Deckels“, der die Pflegekassen stärker in die
Zahlung des Eigenanteils der Bewohner*innen, beziehungsweise der
Pflegeleistungsempfänger*innen oder ihrer Angehörigen einbindet und so dazu
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 253

 254

 255

 256

 257

 258

 259

 260

beiträgt, dass ein starker Anstieg des Eigenanteils nicht mehr möglich ist. Der
Leistungszuschlag zum Eigenanteil reicht hier nicht aus. 

Staatlich mitfinanzierte Programme, um dem flächendeckend existierenden Mangel
an Pflegeplätzen in den Pflegeheimen entgegenzuwirken und so das
Anstiegspotenzial des Eigenanteils zu reduzieren.

Maßnahmen die der Profitorientierung in den Pflegeheimen, die von den großen
privaten Betreiber*innengesellschaften durch Sicherung eines größeren
Marktanteils ausgelebt wird, entgegenwirkt. 

 261 Mehr Anerkennung und bessere Bedingungen für Kranken- und Altenpfleger*innen!

 262 Es gilt jedoch nicht nur eine entscheidende Verbesserung für die Bewohner*innen in
 263 den Pflegeheimen zu erreichen. Auch an der Situation der Pflegekräfte muss sich
 264 zweifellos etwas ändern. Sie sind tagtäglich mit unklaren Arbeitszeiten und durch den
 265 steigenden Personalmangel mit zusätzlichen Herausforderungen konfrontiert.
 266 Gleichzeitig entsprechen die heute in diesem Bereich gezahlten Löhne in vielen Fällen
 267 keinen tariflich festgelegten Standards. Die Menschen in den Pflegeberufen werden für
 268 ihre Arbeit in vielen Fällen nicht fair bezahlt, wodurch die Schwierigkeiten im
 269 Hinblick auf die finanzielle Absicherung im Alter sich noch zusätzlich zuspitzen.
 270 Neben einer finanziellen Aufwertung der Pflegeberufe braucht es zusätzliche Anreize,
 271 um die Ausbildung in diesem Bereich attraktiver zu gestalten, dem Personalmangel in
 272 den Pflegeheimen, der ambulanten Pflege und Krankenhäusern  entgegenzuwirken und den
 273 Druck auf das schon jetzt in diesem Bereich arbeitende Personal zu verringern.

 274 Deshalb fordern wir:

 275

 276

 277

 278

 279

 280

 281

 282

 283

 284

 285

 286

 287

 288

 289

 290

 291

 292

 293

 294

 295

 296

Bessere und vor allem geregelte Arbeitszeiten für Krankenpfleger*innen und
Altenpfleger*innen, die vertraglich abgesichert sein müssen. Unser Ziel ist eine
Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 25 Stunden zur Entlastung der
Arbeitnehmer*innen. Im Zuge des Fachkra�ftemangels ist es von großer Bedeutung,
die Situation von Fachkra�ften aus dem Ausland genauer zu betrachten. Besonders
beunruhigend ist die Tatsache, dass diese aufgrund der oft niedrigeren
Anerkennung und Diskriminierung in einigen Fa�llen weniger verdienen als ihre
inla�ndischen Kollegen. Dies stellt nicht nur eine Ungerechtigkeit dar, sondern
kann auch negative Auswirkungen auf die Motivation und die Qualita�t der Arbeit
dieser Fachkra�fte haben. Es ist daher dringend erforderlich, Maßnahmen zu
ergreifen, um gleiche Bezahlung und Chancengleichheit fu�r alle Fachkra�fte
sicherzustellen, unabha�ngig von ihrer Herkunft.

Eine von allen im Kontext der Pflege relevanten Akteur*innen getroffene
Vereinbarung über bessere Arbeitsbedingungen für die Arbeitnehmer*innen in
diesem Bereich, die genau die Perspektive dieser Berufsgruppe in den Mittelpunkt
stellt.

Gesetzliche Regelungen für das Einführen von Springerpools für kurzfristige
Personalausfälle, um Überstunden und damit Überlastung zu verhindern.

Die Einführung einer betrieblichen Altersvorsorge für die Pflegefachkräfte und
Pflegehelfer*innen.  

Dass eine verbindliche Kostenübernahme von Fortbildungen für Pfleger*innen von
den Pflegeeinrichtungen sichergestellt werden muss, damit ein beruflicher
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 297

 298

 299

 300

 301

 302

 303

 304

 305

 306
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Aufstieg allen ermöglicht wird. 

Dass mehr Stellen und Möglichkeiten geschaffen werden, damit ein beruflicher
Aufstieg nach einer Fortbildung ermöglicht werden kann.

Dass Pfleger*innen, die eine Fortbildung erfolgreich absolviert haben, zukünftig
auch ein entsprechend höheres Gehalt ausgezahlt bekommen. 

Begründung

Pflegekosten in Deutschland gerecht verteilen. Der Eigenanteil braucht einen Deckel!

Immer mehr Menschen in Deutschland werden perspektivisch auf die Möglichkeit angewiesen sein, 
Pflegeleistungen in Anspruch zu nehmen. Das bedeutet, dass sie früher oder später einen Platz in einem 
Pflegeheim belegen können, aber auch ambulante Pflegeleistungen in Anspruch nehmen können. Neben 
dem Phänomen der erhöhten Nachfrage auf Pflegeplätze, verursacht durch die steigenden 
Lebenserwartungen der Menschen in Deutschland und die grundsätzliche Veränderung der Altersstruktur, 
sind auch steigende Kosten für die Pflege und wuchernde Eigenanteile zu beobachten. Das ist 
problematisch, weil immer weniger Menschen die Möglichkeit haben, zusätzlich etwas fürs Alter beiseite 
zu legen, während die durchschnittliche Altersvorsorge (beispielsweise die gesetzliche 
Rentenversicherung) kaum noch reicht, um im Alter finanziell ausreichend aufgestellt zu sein, sollte man 
selbst Pflegeleistungen in Anspruch nehmen müssen. Zur gleichen Zeit sind immer mehr Menschen in 
Deutschland von der Armut im Alter betroffen, kommen also kaum noch über die Runden oder müssen 
auch nach dem Renteneintritt weiterarbeiten. Diese äußerst problematische Entwicklung, die wir 
beobachten und die es dringend zu bekämpfen gilt, und die Kostenentwicklung in der Pflege 
widersprechen sich ganz eindeutig. Es kann nicht sein, dass die Menschen, die aktuell schon finanziell 
schlechter gestellt sind, durch die Notwendigkeit, einen Pflegeheimplatz zu bekommen oder andere 
Pflegeleistungen in Anspruch nehmen zu müssen und die damit verbundenen hohen Kosten, hinnehmen 
müssen, noch schlechter gestellt werden. Auf der einen Seite müssen wir wieder dafür sorgen, dass alle 
Menschen von ihrer Rente und ihrem Ersparten im Alter gut leben können. Gleichzeitig muss ein “Pflege-
Deckel” eingeführt werden, der die Pflegekassen stärker in die Pflicht nimmt, eine überzogene Steigerung 
des Eigenanteils in den Pflegeheimen durch Übernahme dieser Steigerung abzufedern. Auch muss 
geregelt werden, dass beispielsweise tariflich bedingte Lohnsteigerungen nicht in Gänze auf die 
Bewohner*innen oder ihre Angehörigen übertragen werden dürfen. Das hier klar ersichtliche, fast 
ausschließlich auf wirtschaftlichen Interessen basierende, Handeln muss durch staatliche Maßnahmen 
zurückgedrängt werden. Die Pflegeeinrichtungen gehören genau wie die Krankenhäuser in die öffentliche 
Hand und dürfen nicht von Profitinteressen großer Pflegeheimbetreiber*innen getrieben sein. 

Mehr Anerkennung und bessere Bedingungen für Kranken- und Altenpfleger*innen!

Altenpfleger*innen und Krankenpfleger*innen sind von dem sich zuspitzenden Personalmangel in diesem 
Bereich in ihrem Arbeitsalltag hart getroffen. Sich häufig ändernde Schichtpläne, Überstunden und wenig 
Zeit mit den Bewohner*innen gehören häufig ungewollt dazu. Das wirkt sich auch auf das Arbeitsklima 
und vor allem auf die Bedingungen aus, unter denen die Arbeit verrichtet wird. Es muss ein Weg gefunden 
werden, um die Qualifizierung der schon in der Pflege arbeitenden Menschen aktiver voranzutreiben und 
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gleichzeitig mehr Menschen von einer Ausbildung in diesem Bereich zu überzeugen. Anreize, die auf der 
einen Seite schon in der Pflege arbeitenden Menschen den Zugang zu Fortbildungen erleichtern und ihre 
neuen Qualifikationen zusätzlich durch eine bessere Bezahlung würdigt, wirken sich auch auf die 
Menschen aus, die an einer Ausbildung in der Pflege interessiert sind und zeigt ihnen auf, dass es auch in 
der Pflege die Möglichkeit zum Aufstieg gibt. Zusätzlich ist es sehr klar, dass gemeinsam mit allen im 
Bereich der Pflege relevanten Akteur*innen ein gemeinsamer Weg zu finden ist, der vor allem aus Sicht 
der Pflegekräfte sinnvoll ist. Es müssen neue Standards für die Arbeitszeiten gesetzt werden, die den 
Arbeitnehmer*innen entgegenkommen und vertraglich abgesichert sind. Auch muss ein Übereinkommen 
über bessere Arbeitsbedingungen in den Pflegeberufen getroffen werden, der auf diversen Eindrücken aus 
der alltäglichen Praxis in diesem Bereich basiert. Gleichzeitig muss eine Altersvorsorge für 
Pflegefachkräfte und Pflegehelfer*innen geschaffen werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass die 
Menschen in den Pflegeberufen während ihrer Zeit im Beruf und darüber hinaus finanziell abgesichert 
und fair entlohnt sind.  
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Antrag P5: Psychisch kranke Menschen nicht länger im Stich 
lassen!
Antragsteller*in: Jusos Saar
Status: angenommen
Sachgebiet: P - Pflege, Gesundheit & Soziales
Antragsblock: Antragsblock P

 1 Wir erleben eine Pandemie psychischer Erkrankungen. Immer mehr Menschen sind und
 2 werden psychisch krank und erhalten keine angemessene Unterstützung. Sowohl die
 3 Prävention psychischer Störungen als auch die Versorgung der Erkrankten ist nicht
 4 ausreichend gewährleistet.

 5 Was ist die Problemlage?

 6 In Deutschland leidet jeder vierte Erwachsene innerhalb eines Jahres an einer
 7 psychischen Erkrankung [1]. Über die Hälfte aller psychischen Erkrankungen entstehen
 8 dabei bereits vor dem 19. Lebensjahr [2], was Kinder und Jugendliche zu einer
 9 besonders betroffenen Gruppe macht. Es ist davon auszugehen, dass es eine große 
 10 Dunkelziffer bei psychischen Erkrankungen gibt. Jahrzehntelange Forschung hat
 11 wirksame Methoden zur Behandlung dieser Leiden hervorgebracht. Psychotherapie ist
 12 eine empirisch fundierte und wirksame Kassenleistung, deren Behandlungsmethoden eine
 13 höhere Effektivität aufweist als die vieler somatischer Erkrankungen [3].

 14 Folgen von Nicht-Behandlung

 15 Auch wenn Psychotherapie Geld kostet, ist der volkswirtschaftliche Nutzen weitaus
 16 höher als die Kosten. Kosten-Nutzen-Analysen ergeben auf Basis zahlreicher Faktoren,
 17 dass jeder in Psychotherapie investierte Euro einen gesamtgesellschaftlichen Nutzen
 18 von 2 bis 5 Euro ergibt [4]. Wir Jusos stehen Kosten-Nutzen-Analysen im Kontext der 
 19 (psychischen) Gesundheit ablehnend gegenüber. Jede*r sollte die beste 
 20 Gesundheitsversorgung bekommen, die notwendig ist. Da jedoch immer wieder von 
 21 konservativer und (neo-)liberaler Seite Gesundheitskosten in Frage gestellt werden, 
 22 wollen wir zeigen, dass selbst unter dem Primat ökonomischer Überlegungen mehr 
 23 Psychotherapieplätze notwendig sind.
 24 Mit 42% sind psychische Erkrankungen die mit Abstand häufigste Ursache für eine
 25 Erwerbsminderungsrente und der zweithäufigste Grund für Arbeitsunfähigkeitstage. Wird
 26 jemand wegen einer psychischen Erkrankung frühberentet, ist er im Schnitt 51 Jahre
 27 alt und damit jünger als Personen, die wegen einer körperlichen Erkrankung
 28 frühberentet werden. Seit der Jahrtausendwende, sind die Fehltage wegen psychischer
 29 Erkrankungen um 239% gestiegen, während sie bei allen anderen Erkrankungsgruppen um
 30 nur 28% gestiegen sind [5]. Neben einem erhöhten Risiko für Arbeitsausfall, hat eine
 31 psychische Erkrankung weitere Folgen, sowohl für die einzelne Person wie auch für ihr
 32 Umfeld und für unser Gesundheitssystem. Für die Betroffenen erhöht sich mit jedem Tag
 33 das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Störungen des Immunsystems, Diabetes und
 34 eine Vielzahl weiterer körperlicher Erkrankungen [6]. Das Risiko für Suizid ist um
 35 das 30 bis 50-fache erhöht [7]. In der Altersgruppe der 15-

 36 24-Jährigen ist Suizid neben Verkehrsunfällen die häufigste Todesursache [8]. Kinder
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 37 psychisch kranker Eltern haben ein deutlich höheres Risiko selbst zu erkranken [9].
 38 Werden die Leiden dieser Menschen nicht behandelt, betrifft das also nicht nur die
 39 Erkrankten selbst, sondern es betrifft uns alle.

 40 Gemeinsamer Bundesausschuss

 41 Tragischerweise muss jemand der in unserem Gesundheitssystem um Hilfe bittet, aktuell
 42 im Schnitt 142 Tage zwischen einem Erstgespräch und dem Beginn der eigentlichen
 43 Therapie warten [10]. Dies liegt nicht an einem Mangel an Psychotherapeut*innen,
 44 sondern daran, dass zu wenige Kassensitze vorhanden sind [11]. In Deutschland sind
 45 48.000 Psychotherapeut*innen qualifiziert. Doch laut Kassenärztlicher
 46 Bundesvereinigung besitzen nur 33.000 Psychotherapeut*innen einen solchen Kassensitz.
 47 Ein Kassensitz ist die Berechtigung zur Abrechnung der therapeutischen Leistung mit
 48 den gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV). Damit die eigene Psychotherapie von der
 49 Kasse bezahlt wird, muss man sich also an eine*n Therapeut*in mit einem Kassensitz
 50 wenden. Festgelegt wird das Kontingent der Sitze, vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-
 51 BA), einem Gremium in dem Vertreter*innen der Kassen und der Leistungserbringer
 52 sitzen. Die Anzahl an Kassensitzen wird vom G-BA durch die Bedarfsplanung bestimmt.

 53 Diese Bedarfsplanung hat jedoch gravierende Mängel [12]. Sie beruht auf der Lage aus
 54 dem Jahr 1999 und unterliegt damit der Annahme, es habe sich innerhalb der letzten 20
 55 Jahre nichts am Bedarf an psychotherapeutischer Versorgung geändert. Als "Bedarf"
 56 festgesetzt wurde nämlich die Anzahl der Psychotherapeut*innen, die damals einen
 57 Kassensitz bekamen. Das führt zu einer hohen Diskrepanz zwischen der vom G-BA
 58 errechneten Versorgungsrate und den tatsächlichen Wartezeiten. Rechnet man nach dem
 59 System der Bedarfsplanung, haben wir in Deutschland im Schnitt eine
 60 psychotherapeutische Überversorgung von 131% [13]. Das lässt sich mit einer Wartezeit
 61 von 142 Tagen nicht vereinen. Die aktuelle Richtlinie besagt, dass in städtischen
 62 Gebieten etwa eine*n Psychotherapeut*in für 3.000 Menschen vorgesehen ist. Da
 63 angenommen wird, dass Menschen aus ländlichen Gebieten auch in Städte fahren, um
 64 ärztliche Versorgung in Anspruch zu nehmen, wird in ländlichen Regionen eine*n
 65 Psychotherapeut*in für ungefähr 6.000 Menschen bereitgestellt. Durch diese Regelung
 66 werden insbesondere finanziell benachteiligte Personen in strukturschwachen Gebieten
 67 strukturell benachteiligt.

 68 Darüber hinaus hat der Gesetzgeber keinen wirklichen Einfluss auf die Beschlüsse des
 69 G-BA. Besonders bezeichnend ist die häufig verwendete Formulierung „Das
 70 Zentralkomitee des deutschen Gesundheitssystems“. Obwohl 90% der Deutschen in der GKV
 71 versichert sind und entsprechend laut SGB V einen Anspruch auf ausreichende und
 72 bedarfsgerechte medizinische Krankenbehandlung haben, haben sie keine Kontrolle
 73 darüber, welche und wie viele Leistungen die GKVs übernehmen. 
 74 Des Weiteren werden Kassensitze für viel Geld “verkauft”, es bleibt dabei rechtlich 
 75 umstritten, wie es sein kann, dass Investoren oder einzelne Personen das Recht kaufen 
 76 können, über die Krankenkassen abzurechnen. Oft werden diese Sitze über Generationen 
 77 vererbt, oder auch von Investoren aufgekauft die dann Ärzt*innen und 
 78 Psychotherapeut*innen anstellen. Diese hohen Preise müssen refinanziert werden. 
 79 Dadurch werden weitere Impulse für eine vollständige Durchökonomisierung der 
 80 ambulanten Patient*innenversorgung gesetzt. Dort wo es der Selbstverwaltung 
 81 (Gemeinsamer Bundesausschuss) nicht gelingt, wie im Bereich der psychischen 
 82 Gesundheit, für eine ausreichende Versorgung der Patient*innen zu sorgen, muss 
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 83 eingegriffen werden.

 84 Coronapandemie und weitere Krisen - Öl ins Feuer

 85 Die Covid-19 Pandemie hat die Lage in Deutschland als multidimensionaler Stressfaktor
 86 für die psychische Gesundheit deutlich verschlimmert. Das subjektive Gefühl von
 87 Kontrollverlust, der Wegfall sozialer Kontakte und die Bedrohung von Bildungs- und
 88 Arbeitsmöglichkeiten sind an der Bevölkerung nicht spurlos vorübergegangen. In Folge
 89 der staatlichen Maßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus haben sich in der deutschen
 90 Bevölkerung laut repräsentativer Umfragen vermehrt Ängste, Stress und Sorgen
 91 verbreitet. Eine aktuelle Studie an der Universität des Saarlandes hat die
 92 psychischen Auswirkungen der Krisen, wie der Pandemie, dem Ukraine-Krieg und dem
 93 Klimawandel bei Kindern und Jugendlichen untersucht [14]. Rund 54 Prozent haben bei
 94 Befragungen klinisch auffällige Angstsymptome, 41 Prozent berichteten über klinisch
 95 auffällige Depressionssymptome.

 96 Gleichzeitig hat sich die Wartezeiten-Problematik in dieser Zeit nochmals deutlich
 97 verschärft. Waren es 2021 noch 38,3% der Praxen, bei denen Patient*innen
 98 durchschnittlich länger als sechs Monate auf den Beginn einer Psychotherapie warten
 99 mussten, so stieg die Zahl bis 2022 auf fast 50% an. Die Wartezeiten für Kinder und
 100 Jugendliche sind seit Pandemiebeginn auf durchschnittlich 25 Wochen gestiegen und
 101 haben sich somit nahezu verdoppelt [15]. Infolgedessen erhält aktuell nur jedes
 102 zehnte (!) psychisch erkrankte Kind eine antragspflichtige Psychotherapie [16].

 103 Der Einfluss der “Klasse“

 104 Die finanziellen Ressourcen einer Person spielen eine große Rolle bei der Entstehung
 105 und Behandlung psychischer Störungen. Zahlreiche Studien legen einen Zusammenhang
 106 zwischen dem sozioökonomischen Status und der psychischen Gesundheit nahe [17]. Das
 107 Stresslevel ist um ein Vielfaches erhöht, wenn man in ständiger Unsicherheit über die
 108 Versorgung von sich und seiner Familie lebt. Es kostet massive kognitive Ressourcen,
 109 sich andauernd über die Finanzierung des alltäglichen Lebens Gedanken machen zu
 110 müssen, sodass viel weniger Zeit bleibt, sich um protektive Faktoren, wie ein
 111 funktionierendes soziales Umfeld, ausreichend Entspannungsmöglichkeiten oder um Sport
 112 und gesunde Ernährung zu kümmern.

 113 Entsprechend überrascht es nicht, dass Kinder und Jugendliche mit niedrigem
 114 sozioökonomischem Status mit einer 2-3 mal höheren Wahrscheinlichkeit psychisch krank
 115 werden [18].

 116 Darüber hinaus haben psychisch erkrankte Personen mit genügend finanziellen Mitteln
 117 viel eher die Möglichkeit eine selbstfinanzierte Psychotherapie zu bezahlen. Das
 118 mangelhafte Versorgungsnetzwerk der GKV führt somit auch dazu, dass Kinder und
 119 Jugendliche, die Hilfe brauchen, vom Geldbeutel ihrer Eltern abhängig sind. Wer Hilfe
 120 benötigt und für seine Psychotherapie nicht selbst bezahlen kann, der leidet enorm -
 121 eine bittere Manifestation der Ungleichheit in unserer Gesellschaft. Gleichzeitig 
 122 setzen wir Jusos uns mit den gesellschaftlichen Faktoren für psychische Krankheiten 
 123 auseinander- dies fordert weitere Analysen und einen gesellschaftlichen Kampf.

 124 Die weitreichenden Folgen für unsere Gesellschaft

 125 Psychische Erkrankungen sind fast immer gekennzeichnet durch ein Gefühl der
 126 Machtlosigkeit. Gerade in solchen Situationen erhöht sich das Bedürfnis nach
 127 einfachen Antworten. Versäumen wir es uns den Betroffenen zuzuwenden und uns um ihr
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 128 Wohlergehen zu kümmern, werden andere diesen Platz einnehmen. Dabei ist es wichtig 
 129 auf die Rolle von selbsternannten Self-Help-Gurus hinzuweisen, die die Hilflosigkeit 
 130 der Menschen ausnutzen. Sie verbreiten eine menschenverachtende Agenda und hetzen 
 131 insbesondere gegen die politische Linke, Trans-Menschen, Geflüchtete und Feminismus. 
 132 Dieser Versuch, besonders gefährdete Menschen auf diese Art und Weise für sich und 
 133 seine Ideologien zu nutzen, lehnen wir entschlossen ab. Allerdings ist es wichtig 
 134 darauf hinzuweisen, dass diese Self-Help-Gurus auf verschiedene Menschengruppen 
 135 abzielen und nicht nur Menschen mit psychischen Erkrankungen ihrer Zielgruppe 
 136 entsprechen. Dieser Trend war noch nie ein gutes Zeichen und zeigt in aller
 137 Deutlichkeit, dass ein schlechtes Versorgungsnetzwerk für psychische Gesundheit,
 138 letztlich nicht nur eine Gefahr für das Gesundheitssystem, sondern auch für die
 139 Gesellschaft an sich ist.

 140 Es kann nicht im Sinne der „Zukunftskoalition“, insbesondere nicht unter
 141 sozialdemokratischer Führung, sein, dass der Zugang zur psychischen
 142 Gesundheitsversorgung von finanziellen Mitteln und dem Wohnort abhängt. Solche
 143 Klassenunterschiede müssen überwunden werden, um allen Menschen ein psychisch
 144 gesundes Leben zu ermöglichen. Dies darf nicht an den kapitalistischen Grenzen
 145 unseres Gesundheitssystems scheitern. Wir benötigen mehr Ressourcen, mehr
 146 Aufmerksamkeit, mehr Entschlossenheit und vor allem mehr Kassensitze!

 147 Mehr Psychotherapieplätze sind nicht alles: Mehr Aufklärung, Diversität und 
 148 Forschung!

 149 Neben der zwingenden Notwendigkeit von einer höheren Anzahl von Psychotherapieplätzen 
 150 in ganz Deutschland gibt es weitere Probleme in der psychotherapeutischen Versorgung, 
 151 die angegangen werden müssen.

 152 Ein wichtiger Bestandteil, um der Stigmatisierung von psychisch Erkrankten 
 153 langfristig entgegenzuwirken sind Aufklärungskampagnen, die sowohl universell als 
 154 auch spezifisch stattfinden sollen. Besonders wichtig ist es hierbei einen Fokus auf 
 155 Schule zu legen, sodass Kinder und Jugendliche bereits frühzeitig aufgeklärt werden. 
 156 Dies führt dazu, dass sie einerseits selbst bei möglichen eigenen Problemen eher 
 157 bereit sind sich Hilfe zu holen und andererseits andere Menschen, beispielsweise in 
 158 ihrem Umfeld, nicht ausgrenzen und Vorbehalte gegen diese haben.

 159 Zudem ist es besonders wichtig den Aspekt von Diskriminierung miteinzubeziehen. Die 
 160 Klassifikationssysteme zur Diagnose psychischer Störung (DSM-5 und ICD-11) basieren 
 161 auf Forschungsergebnissen, die weiße Menschen als Normalzustand und universell 
 162 annimmt. Daten über schwarze, afrikanische und afrodiasporische Menschen fehlen 
 163 beinahe gänzlich. Anstatt dies zu ändern, wird in der Forschung ein Standard 
 164 angewandt, welcher als rassistisch, weiß, cis-männlich und vor allem patriarchal 
 165 bezeichnet werden kann und auch so bezeichnet werden sollte. Progressive Forschung, 
 166 der die Gesundheit aller Menschen wichtig ist, muss daher durch antirassistische und 
 167 feministische Perspektiven den vermeintlichen Standard des weißen Mannes überwinden. 
 168 Aufgrund der Kreuzungen von Diskriminierungsformen müssen zudem auch intersektionale 
 169 Forschungsansätze in der Wissenschaft eine Rolle spielen. Gleichzeitig muss auch die 
 170 psychotherapeutische Ausbildung diverser gestaltet sein und Themen wie Rassismus und 
 171 fehlenden Diversität in der Psychologie thematisieren. Antirassismus, Feminismus, 
 172 Antiableismus und Antiklassismus müssen zentrale Bestandteile der 
 173 psychotherapeutischen Praxis sein!“ 
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 Es ist dringend notwendig den 20 Jahre alten Fehler zu korrigieren und die
Versorgung für die Versicherten zu gewährleisten. Insbesondere junge Menschen
leiden stark unter den Fehlern im System. Als 2020 die Corona-Pandemie begann,
wurde sehr häufig an die Solidarität appelliert. Es waren vor allem Kinder und
Jugendliche, die sich zweieinhalb Jahre lang immer wieder solidarisch gezeigt
haben. Wir müssen dafür sorgen, dass diese Solidarität nicht unerwidert bleibt.
Eine vorläufige erste Maßnahme, die noch bei weitem nicht ausreichen würde, wäre
eine Absenkung der Verhältniszahlen für die Arztgruppe der Psychotherapeut*innen
um mindestens 20%. Dadurch wäre ein Psychotherapeut für weniger Einwohner*innen
zuständig und diese Maßnahme hätte eine Zunahme von ca. 1.600 Kassensitzen zur
Folge.

Mehr Finanzierung von Angehörigengesprächen, insbesondere im Kinder- und
Jugendbereich

Eine Erleichterung des Kostenerstattungsverfahren, der approbierten
Psychotherapeuten ohne Kassensitz ermöglicht Psychotherapie anzubieten

Kassensitze dürfen nur von den praktizierenden Ärzt*innen oder
Psychotherapeut*innen, gemeinnützigen oder kommunalen Trägern gehalten werden

Langfristig fordern wir eine grundsätzliche Reform des Systems “Kassensitz”

Aktuell werden Kinder- Jugendpsychotherapeut*innen (KJPler) und Erwachsenen-
Psychotherapeut*innen zur selben Gruppe in der Bedarfsplanung gezählt. KJPler
dürfen jedoch keine Erwachsenen therapieren und umgekehrt. Da sich der Anteil an
KJPlern gemessen an allen Psychotherapeut*innen nicht mit dem Verhältnis der
Kinder und Jugendlichen gemessen an allen Patient*innen deckt, müssen die
Wartezeiten für Kinder und Jugendliche über eine eigene Bedarfsplanung gezielt
abgebaut werden.

Transparenz über die Verfügbarkeit von Therapieplätze und Gruppenangebote in
Form von einem bundesweiten Register stärken

Demokratische Legitimierung des Gemeinsamen Bundesausschusses

Eine einheitliche Aufklärungskampagne der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung zum Thema psychische Gesundheit

Schaffung von Diskriminierungssensibilität im gesamten psychologischen Bereich. 
Dies muss sowohl in der Psychotherapeutischen Praxis als auch in der Ausbildung 
und in der Forschung berücksichtigt werde

Diversifizierung der Forschung
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Anlaufstellen für Schüler*innen und Studierende an Schulen und Universitäten mit 
ausgebildeten Psychotherapeut*innen

eine Finanzierung von Therapieplätzen mit ausreichender Dauer durch den Staat

Eine kostenlose Ausgabe von verschriebenen Medikamenten ohne Eigenbeteiligung 
der Patient*innen

Aufklärung in Schulen über psychische Krankheiten und den Umgang mit
 dieser Krankheit bei Angehörigen

Maßnahmen zur Verhinderung von Engpässen bei der Bereitstellung von 
Ausbildungsplätzen für Psychotherapeut*innen, damit auch Studierende mit Kindern 
oder Angehörigen, die gepflegt werden, Migrant*innen, chronisch Kranke oder 
Studierende, die auf die eigene Erwerbstätigkeit angewiesen sind, ihr 
Abschlussziel erreichen können

Übernahme einer Psychotherapie bei privaten Praxen durch die
 gesetzlichen Krankenversicherungen, ohne bürokratischen Aufwand

eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem Thema Rassismus und dessen 
Auswirkungen auf fachlicher Ebene

ein qualifiziertes therapeutisches und zugängliches Angebot für Menschen mit 
Rassismuserfahrungen

die Abschaffung der Zwei-Klassen-Medizin und die Reformierung des 
Gesundheitssystems hin zu einer Bürger*innenversicherung, welche eine leicht 
zugängliche, gerechte und Adressaten angepasste Versorgung für alle Menschen in 
diesem Land bietet! 

dass allen Geflüchteten Menschen der Zugang zu psychischer Beratung und 
Betreuung ermöglicht wird

ein gesetzliches Verbot für Abschiebungen aus Bildungs- und 
Betreuungseinrichtungen sowie Krankenhäusern und psychiatrischen Einrichtungen.

 251

 252 1
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Antrag R1: Ein ganzes Leben lang ausgebeutet und im Alter 
diskriminiert - Gleiches Recht für alle innerhalb der 
Sozialsysteme!
Antragsteller*in: Jusos Thüringen
Status: angenommen
Sachgebiet: R - Rente, Generationen & Familie
Antragsblock: Antragsblock R

 1 Der Weg zur Einführung des Bürger*innengeldes war lang und beschwerlich und verlief 
 2 deutlich anders als von uns Jusos erhofft. Statt die Verwertungslogik von Hartz IV zu 
 3 überwinden, gab es lediglich eine kleine Abschwächung. Der Mythos, dass Menschen, die 
 4 Bürger*innengeld beziehen, nicht leistungswillig seien, lebt weiter. Menschen auf dem 
 5 und außerhalb des Arbeitsmarktes werden gegeneinander ausgespielt. 

 6

 7 Die Debatte um das Bürger*innengeld setzt sich fort: Die Regelsätze sind nicht 
 8 armutsfest; daran ändert auch die aktuelle Erhöhung ab 2024 um ca. zwölf Prozent 
 9 nichts. Die allgemeine Inflation beträgt aktuell sieben Prozent. Lebensmittelpreise 
 10 sind sogar um 24 Prozent gestiegen, sodass nur bedingt von einem Inflationsausgleich 
 11 die Rede sein kann.

 12

 13 Unsere Forderung muss weiter sein: Überwindung dieses Systems! Es braucht endlich 
 14 eine Abkehr von der neoliberalen Verwertungslogik. Weiterhin ist eine wesentliche 
 15 Problemlage unseres Sozialsystems, neben den Regelungen zum Bürger*innengeld, die 
 16 Benachteiligung älterer Menschen in der Sozialhilfe.

 17 Mit den diesjährigen Neuregelungen im Bereich des SGB II wurden u. a. Regelungen zum 
 18 Schonvermögen angepasst. Schonvermögen bezeichnet dabei das Ersparte von 
 19 Leistungsbeziehenden, das nicht zum Bestreiten des Lebensunterhalts herangezogen 
 20 werden muss. Das Schonvermögen bei Bezieher:innen von Bürger:innengeld wurde auf 
 21 40.000 Euro im ersten Jahr, der sogenannten Karenzzeit, für die erste Person in einer 
 22 Bedarfsgemeinschaft festgelegt. Für jede weitere Person können weitere 15.000 Euro 
 23 Schonvermögen berücksichtigt werden. Nach Ablauf eines Jahres sind pro Person 15.000 
 24 Euro Schonvermögen vorgesehen.

 25 Bei der Grundsicherung im Alter nach SGB XII mit insgesamt ähnlichen Regelungen wie 
 26 im Bereich des SGB II beträgt der Betrag des Schonvermögens hingegen nur 10.000 Euro 
 27 pro Person. Dieser Unterschied ist für uns nicht nachvollziehbar und sollte nach oben
 28 angeglichen werden. Das ist ganz klar Altersdiskriminierung! 

 29

 30 Aber nicht nur beim Schonvermögen findet eine Ungleichbehandlung statt. Bei der 
 31 Festlegung des Wertes eines “angemessenen Kraftfahrzeugs” gibt es zwischen SGB II und 
 32 SGB XII einen Unterschied von 5000 Euro. Das gleiche gilt für die Fläche von 
 33 sogenannter geschonter selbstgenutzter Wohnfläche, oder bei Freibeträgen auf 
 34 Erwerbseinkommen. Sogar Fristen werden im Alter verkürzt, obwohl es gerade ältere 

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

151 / 201



 35 Menschen sind, die besonders auf Unterstützung in diesem Bereich angewiesen sind. Der 
 36 Zeitraum zur Antragstellung einer Heizkostennachzahlung beträgt nach SGB II drei 
 37 Monate und nach SGB XII lediglich einen Monat. 

 38

 39 Altersdiskriminierung darf in unserem Sozialsystem keinen Platz haben. Solidarität 
 40 bedeutet für uns immer auch generationenübergreifende Solidarität!

 41 Deshalb fordern wir:

 42

 43

 44

 45

 46

die Anpassung der Beträge des Schonvermögens in SGB II und SGB XII,

gleiche Regelungen für angemessene KFZ, selbstgenutzte Wohnflächen und von 
Freibeträgen auf Erwerbseinkommen sowie

gleiche Fristenregelungen für Antragstellungen in den vergleichbaren Bereichen 
der SGB.
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Antrag U1: Gutes Klima und gute Beschäftigung: Unsere Strategie 
für die Transformation unserer Industrie
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: U - Umwelt, Energie & Nachhaltigkeit

 1 Einleitung
 2 Wir wollen die Klimawende in der Industrie sozial nachhaltig gestalten. Insbesondere
 3 gilt es, den Beschäftigten in der Industrie die Sicherheit zu geben, dass die
 4 ökologische Transformation des industriellen Sektors nicht zu ihren Lasten gehen wird
 5 und ihre Arbeitsplätze zu guten Bedingungen erhalten bleiben. Wir wollen, dass Europa
 6 seinen Beitrag dazu leistet, die industrielle Produktion in Einklang mit den
 7 Klimazielen zu organisieren. Während es den Kapitalist*innen egal ist, wo, zu welchen
 8 Arbeitsbedingungen und unter welchen ökologischen Standards produziert wird, sehen
 9 wir uns gemeinsam mit den Gewerkschaften in der Verantwortung gute Beschäftigung in
 10 der Industrie weiterhin in der EU zu gewährleisten.

 11 Unser Sozialismus ist nachhaltig. Wir grenzen uns von einem kapitalistischen System
 12 ab, das grundsätzlich auf der Ausbeutung von Menschen ebenso wie der Natur beruht.
 13 Wir wollen uns der Aufgabe stellen, unsere Industrie möglichst schnell klimaneutral
 14 zu machen und damit eine gute Zukunft für die Beschäftigten in der Industrie zu
 15 garantieren. Wir wollen, dass sich die Transformation unsere Wirtschaft nicht an
 16 Wachstum gemessen am BIP oder der Konkurrenzfähigkeit mit angeblichen
 17 Wettbewerber*innen orientiert, sondern an der Verbesserung der Arbeiter*innenrechte,
 18 konsequentem Klimaschutz sowie Wohlstand der Vielen. Wir wollen keine Transformation
 19 getrieben vom Kapitalismus, sondern mit ihr eine sozialistische Vision verwirklichen.

 20 Energiewende
 21 Um die ökologische Transformation der Industrie zum Erfolg zu führen ist die
 22 Verfügbarkeit von klimaneutral erzeugter Energie wesentlicher Faktor. Durch die
 23 Elektrifizierung des Verkehrssektors, der zunehmenden Bedeutung von Elektrizität bei
 24 der Wärmeerzeugung und der Umstellung industrieller Prozesse, die bislang auf
 25 fossilen Energieträger angewiesen waren, auf Strombetrieb wird der Bedarf an
 26 Elektrizität enorm zunehmen. Das Fraunhofer Institut geht von einem zusätzlichen
 27 Bedarf von +11 % bis 2030 im Vergleich zu 2018 aus. Dafür wird ein massiver Ausbau
 28 der erneuerbaren Energien, der Stromnetze und der Speichertechnologie erforderlich
 29 sein, um die starken Schwankungen in der Energieerzeugung auszugleichen, die bei der
 30 erneuerbaren Energieerzeugung auftreten. Gleichzeitig fordern wir als Jusos den
 31 Kohleausstieg bis spätestens 2030.

 32 Ausbau erneuerbare Energien 

 33 Geografisch eignet sich Deutschland insbesondere gut zur Erzeugung von Windenergie.
 34 An Land und auf See gilt es, den Ausbau von Windkraftanlagen voranzutreiben. Aber 
 35 auch bereits bestehende Windkraftanlagen müssen auf den neusten technologischen Stand 
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 36 gebracht werden, um ihre Effizienz zu steigern. In die Jahre gekommene Anlagen dürfen 
 37 nicht einfach abgebaut werden, nur weil ihre Förderung ausläuft. So kann die 
 38 notwendige Flächenversiegelung auf ein Minimum begrenzt werden.

 39 An Land ist zum Erreichen der Ausbauziele erforderlich, perspektivisch 2 % der
 40 Landfläche für die Windkraft zu nutzen. Das Energie-an-Land-Gesetz sieht vor, bis
 41 2027 1,4 % als Zwischenziel zu erreichen. Um den Ausbau zu beschleunigen, gilt es,
 42 dieses Zwischenziel bereits auf 2025 vorzuverlegen und das 2%-Ziel vorgezogen bis 
 43 spätestens 2030 zu erreichen.

 44 Insbesondere die südlichen Bundesländer wie Bayern, Baden-Württemberg und Hessen
 45 sperren sich dabei gegen den Ausbau der Windkraft, indem sie wie Bayern durch völlig
 46 übertriebene Abstandsregelungen oder die Verschleppung von Genehmigungsverfahren den
 47 Windenergieausbau blockieren. Die Spielräume der Länder zu einer solchen
 48 Blockadehaltung sollen geschlossen werden, indem die Öffnungsklausel für die Länder
 49 zur Festlegung von Mindestabstandsflächen aus dem BauGB gestrichen wird und über eine
 50 einheitliche Bundesregelung bestehende Regelungen der Länder aufgehoben werden.

 51 Neben dem Windkraftausbau wird die Solarkraft einen wesentlichen Beitrag dazu
 52 leisten, ausreichend erneuerbare Energie zu produzieren. Viele Hauseigentümer*innen
 53 nutzen bereits bestehende Fördermaßnahmen und kommen dadurch in den Genuss günstiger
 54 Energie, die sie selbst verbrauchen. Die bestehenden Fördermaßnahmen, beispielsweise 
 55 für private Solaranlagen auf Einfamilienhäusern, sind jedoch bisher nicht im Sinne 
 56 unseres Begriffes einer gerechten Klimapolitik. Feel-Good-Individualförderungen für 
 57 die Oberschicht sind nicht der Weg aus der Klimakrise. Es gilt insbesondere,
 58 Mieter*innen stärker an den Vorteilen grüner Energieerzeugung zu beteiligen. Dafür
 59 wollen wir bei günstigen baulichen Voraussetzung einen Anspruch für
 60 Mieter*innengemeinschaften auf Errichtung von Mieterstrom-Dachphotovoltaikanlagen
 61 schaffen. Dabei müssen die Regularien im EnWG verschärft werden, dass Mieterstrom
 62 preislich mindestens 30% unterhalb des örtlichen Grundversorgungstarifs liegen muss.
 63 Bei Neubauten sollen ebenso wie auf geeigneten Dachflächen, Dachsolaranlagen
 64 verpflichtend werden. Bei Bestandsbauten, insbesondere die, die in öffentlicher Hand
 65 liegen, muss der (Dach)Photovoltaikanlagenausbau ebenfalls beschleunigt werden. Durch
 66 eine Eingliederung der Photovoltaikanlagen ins Stadtbild soll die Akzeptanz in den
 67 Ausbau der Erneuerbaren Energien gesteigert werden.

 68 Einen dritten wichtigen Bestandteil der Erneuerbaren Energien stellt die Bioenergie
 69 dar. Diese Energieressource ist sehr umstritten, wird jedoch in Zukunft eine Rolle
 70 spielen werden müssen, weshalb wir uns zu diesem Thema klar positionieren müssen. So
 71 ist für den Einsatz von Bioenergie unsere Grundvoraussetzung, dass die nötige
 72 Biomasse einen nachhaltigen Ursprung aufweist. Wir distanzieren uns ausdrücklich von
 73 Energiepflanzen aus Monokulturen. Vielmehr sollen die Einsatzstoffe für die Erzeugung
 74 von Bioenergie aus Abfall- und Reststoffen stammen, da hierdurch der größtmögliche,
 75 positive Effekt für Klima und Umwelt erreicht wird. Hierfür braucht es eine
 76 Maßnahmenoffensive, um das Potenzial an u.a. landwirtschaftlichen oder anderen
 77 biologischen Abfallarten auszuschöpfen.

 78 Ebenso müssen für bestehende private Gebäude bis 2030 und bestehende öffentliche
 79 Gebäude bis 2050 Dachsolaranlagen verpflichtend werden. Dabei soll es staatliche
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 80 Fördermöglichkeiten geben, die sozial gerecht zu gestalten sind. Bei der
 81 Solardachpflicht gilt die Beweislastumkehr: Eigentümer*innen müssen im Zweifel
 82 nachweisen, warum sie keine Anlagen installieren können. 

 83 Weiterhin muss der Ausbau von Photovoltaikanlagen auf grünen Wiesen gefördert werden.
 84 Dazu ist maßgeblich eine Beschleunigung der Genehmigungsverfahren notwendig.
 85 Zusätzlich muss beim Neubau von Lärmschutzwänden und ähnlichen Bauten die
 86 Installation von Photovoltaikanlagen verpflichtend und die Forschung hinsichtlich der
 87 Integration von Anlagen in Straßen und anderen Bauten gefördert werden.

 88 Zusätzlich zu Windkraft und Solarenergie wollen wir mit Bioenergie, Wasserkraft und
 89 anderen Technologien der Energiegewinnung eine Differenzierung und dezentrale
 90 Energieversorgung vorantreiben.

 91 Beschleunigung von Planung- und Genehmigung

 92 Ein weiterer zentraler Aspekt ist es, die Planungs- und Genehmigungsverfahren in
 93 Deutschland deutlich zu beschleunigen. Damit die Transformation hin zu einer
 94 klimaneutralen und digitalisierten Wirtschaft gelingt, muss vor allem der Ausbau der
 95 erneuerbaren Energien sowie die Modernisierung unserer Infrastruktur wesentlich
 96 schneller werden. Aktuell umfassen Genehmigungsprozesse eine Dauer von bis zu 15
 97 Jahren. Dabei handelt es sich bei der Beschleunigung von Genehmigungsprozessen immer
 98 um eine Situation die sorgfältige Abwägung bedarf. So stehen auf der einen Seite der
 99 dringend notwendige Beschleunigungseffekt und auf der anderen Seite die Einhaltung
 100 von demokratischen Prozessen (öffentlichen Auslegung, Beteiligungsprozesse) sowie der
 101 Natur- und Artenschutz gegenüber. Daher müssen Novellierungen in diesem Bereich immer
 102 auf Ausgewogenheit zwischen diesen berechtigten Interessen abgewogen werden. Klar ist
 103 jedoch: Künftig sollen Rechtsstreitigkeiten über Genehmigungsverfahren nicht mehr
 104 dazu führen, dass Verfahren über viele Jahre hinweg blockiert oder komplett neu
 105 gestartet werden müssen. Wir möchten die Korrektur von Verfahrensfehlern erleichtern
 106 und den Missbrauch von Klagerechten, soweit es das europäische Recht zulässt,
 107 einschränken. Nicht selten werden Klagen nicht aufgrund von Betroffenheit durch
 108 Windkraftanlagen, sondern aufgrund grundsätzlicher Gegnerschaft gegenüber Windenergie
 109 angestrengt. Die Beschleunigung von Projekten wird möglich, wenn bereits im Vorfeld
 110 alle beteiligten Parteien ernsthaft einbezogen und dadurch Klagen vermieden werden
 111 können. Daher ist es wichtig, verstärkt auf frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligungen
 112 und Antragskonferenzen bei komplexen Verfahren zu setzen. Mediations- und
 113 Schlichtungsverfahren sollen finanziell, personell und strukturell gefördert werden.
 114 Außerdem müssen europarechtliche Vorgaben auf ihre Zweckmäßigkeit überprüft werden.
 115 Unteren Verwaltungsgliederungen müssen die Kompetenzen entzogen werden, den Ausbau 
 116 ohne berechtigte Bedenken zu verhindern. Stattdessen müssen Kommunen wie beim Ausbau 
 117 des Mobilfunks bei Standortfragen beteiligt werden. Die Praxis, dass jedes Windrad 
 118 durch einen Gemeinderatsentscheid verhindert werden kann, muss beendet werden.

 119 Energie wiederaufbereiten

 120 Um die Energiewende voranzutreiben und um Deutschland klimaneutral zu transformieren, 
 121 müssen wir uns Gedanken machen, was mit Wärmeenergie geschieht, die durch unsere 
 122 Industrie entsteht und als Wärme an die Umgebung abgegeben wird. Diese abgegebene 
 123 Wärmeenergie kann mit Hilfe verschiedener Verfahren aufgefangen und aufbereitet 
 124 werden, wodurch die abgegebene Energie der Industrie wiederverwendet werden kann - 
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 125 zum Beispiel zum Heizen von Wohnungen oder für die Synthese von Wasserstoff. 
 126 Heutzutage wird beispielsweise die Abwärme von Müllverbrennungsanlagen in vielen 
 127 Kommunen schon in Fernwärmeleitungen eingespeist und ist so ein Teil der kommunalen 
 128 Wärmeplanung. 

 129 Diese Nutzung von Abwärme existiert allerdings im Moment fast nur bei kommunalen 
 130 Unternehmen, obwohl die gesamte Industrie ein riesiges Potential in diesem Bereich 
 131 hat. Das Fraunhofer Institut für System- und Innovationsforschung hat berechnet, dass 
 132 in Deutschland jährlich industrielle Abwärme in Höhe von 25 bis 100 Petajoule 
 133 verschwendet wird. Mit dieser Energiemenge allein könnten eine halbe bis zwei 
 134 Millionen Haushalte beheizt werden. In die Berechnung flossen dabei nur 
 135 energieintensive Branchen sowie Standorte, deren Entfernung von der nächsten 
 136 Fernwärmeleitung maximal 10 km betrug, ein. Das Potenzial für die gesamte Industrie 
 137 ist also noch größer. Um dieses Potential zu nutzen und die Abwärme sinnvoll 
 138 weiterzuverwenden und nicht nur an die Umgebung abzugeben und somit die wertvolle 
 139 Energie zu verlieren, ist es notwendig, dass es strikte Vorgaben gibt, wieviel 
 140 Prozent der entstehenden Wärme von allen industriellen Unternehmen wiederverwendet 
 141 werden müssen. Dabei muss es sowohl eine direkte Vorgaben für neue Industriestandorte 
 142 geben, als auch Übergangsregelungen für bestehende Abwärmequellen.

 143 Energiegenossenschaften

 144 Die Energiewende ist auch eine Chance, die Energieversorgung aus der Hand einiger
 145 weniger Unternehmen zu nehmen und zu vergesellschaften. Diese Chance wollen wir 
 146 ergreifen. Die Energieversorgung muss als Teil der Daseinsvorsorge in die Hand von 
 147 Eigenverbraucher*innen, Kommunen und Staat. Jetzt bereits profitieren Stadtwerke und
 148 kleinere Energieversorger von den Möglichkeiten der dezentralen Energieerzeugung
 149 durch die Erneuerbaren. Zusätzlich entstehen immer mehr Energiegenossenschaften,
 150 aktuell bestehen fast 900 in Deutschland. Energiegenossenschaften stellen eine
 151 Möglichkeit der Vergesellschaftung und direkten Demokratisierung der lokalen
 152 Energieversorgung dar. Hierdurch können beteiligte Bürger*innen von günstigeren sowie 
 153 von äußeren Umständen unabhängigen Energiepreisen profitieren, wodurch diese mehr 
 154 finanzielle Sicherheit erhalten. In den Bundesländern werden Energiegenossenschaften
 155 unterschiedlich über Bürgerenergiefonds gefördert. Zudem sichert der
 156 Risikoabsicherungsfonds auf Bundesebene Energiegenossenschaften bei der Errichtung
 157 von Windenergieanlagen ab. Es braucht eine bundeseinheitliche Förderung von
 158 Energiegenossenschaften, um insbesondere unter den Bedingungen des aktuell hohen
 159 Zinsniveaus, Energiegenossenschaften die Gründung zu ermöglichen.
 160 Energiegenossenschaften müssen dabei für alle zugänglich sein. Häufig können
 161 Haushalte mit geringen Einkommen sich die Genossenschaftsanteile nicht leisten. Dafür
 162 sollen Energiegenossenschaften verpflichtet werden, Sozialmodelle anzubieten, die
 163 Menschen mit geringen Einkommen die Beteiligung und damit die Teilhabe an einer
 164 dezentralen Energiewende ermöglichen. 

 165 Regulierung der Energiepreis

 166 Als Auswirkungen des Kriegsbeginns in der Ukraine sind die Energiekosten in
 167 Deutschland und Europa stark gestiegen. Auch die Strompreise waren betroffen. Hohe
 168 Strompreise werden dabei durch das deutsche Marktdesign begünstigt. Das Merit-Order-
 169 Prinzip führt dazu, dass die letzte erzeugte Stromeinheit den Preis für alle
 170 Einheiten festlegt. Die letzten Einheiten waren dabei regelmäßig mit Erdgas
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 171 betriebene Reservekraftwerke, die aufgrund der gestiegenen Gaspreise enorm hohe
 172 Preise aufgerufen haben. Auch bei einer klimaneutralen Energieerzeugung besteht die
 173 Gefahr, dass etwa mit Wasserstoff betriebene Reservekraftwerke nach dem gleichen
 174 Mechanismus zu extrem hohen Energiepreisen führen. Das gilt es zu vermeiden. Dafür
 175 muss in den Marktmechanismus über die Festlegung von Höchstpreisen eingegriffen
 176 werden. Für günstig erzeugte, erneuerbare Energien soll jährlich über
 177 Rechtsverordnung auf EU-Ebene ein Höchstpreis festgelegt werden, der oberhalb der
 178 durchschnittlichen Kosten der Erzeugung liegt. Steigt der Marktpreis über diesen
 179 Höchstpreis, werden die Preise für die erneuerbaren Energien gedeckelt. Dadurch
 180 können kurzfristig die durchschnittlichen Preise gesenkt und gleichzeitig verhindert
 181 werden, dass Stromkonzerne übermäßige Gewinne machen. Mittelfristig sollte das Merit-
 182 Order-Prinzip abgeschafft werden.

 183 Die Energieversorgung ist Teil der Daseinsvorsorge und sollte deswegen nicht
 184 privatwirtschaftlich organisiert sein. Stadtwerke sind heute schon häufig in
 185 kommunaler Hand. Energiegenossenschaften sind eine Möglichkeit, die Stromerzeugung
 186 dezentral und nicht gewinnwirtschaftlich vorzunehmen. Insbesondere Reservekraftwerke
 187 erfüllen eine Stabilisierungsfunktion für das ganze Stromnetz. Sie müssen
 188 verstaatlicht werden und damit der gewinngetriebenen Marktlogik perspektivisch
 189 dauerhaft entzogen werden.

 190 Der Strompreis wird weiterhin durch die erhobenen Netzentgelte und die Stromsteuer
 191 belastet. Die Stromsteuer hat als Verbrauchssteuer keine positive
 192 Umverteilungswirkung und belastet niedrigere Einkommen relativ überproportional
 193 stark. Um die Strompreise insgesamt weiter zu senken, wollen wir die Stromsteuer für
 194 Privathaushalte und Unternehmen abschaffen. Die Netzentgelte steigen in den letzten
 195 Jahren kontinuierlich. Besonders hoch sind sie in den Regionen mit besonders viel
 196 erneuerbarer Energieerzeugung. Gut ausgebaute Netze sind Teil der Daseinsvorsorge und
 197 müssen als natürliches Monopol staatlich betrieben und vorgehalten werden. Eine
 198 Finanzierung auf die einzelnen Verbraucher*innen in den jeweiligen Regionen
 199 umzuwälzen ist ungerecht, insofern die Energiewende eine gesamtgesellschaftliche
 200 Aufgabe ist. Deshalb soll Netzausbau und Unterhalt auch allgemein und progressiv über
 201 Steuereinnahmen finanziert werden, die Netzentgelte entsprechend abgeschafft werden.

 202 Ausbau der Netze 

 203 Fortschritte im Netzausbau können dazu beitragen, den Energieverbrauch zu optimieren
 204 und Emissionen zu reduzieren. Zum Beispiel ermöglicht die Vernetzung von Gebäuden und
 205 Infrastruktur eine effizientere Nutzung von Ressourcen. Eine ausreichende finanzielle
 206 Unterstützung ist unerlässlich, um den Ausbau von Netzinfrastrukturprojekten zu
 207 ermöglichen. Die Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich der
 208 Netztechnologie kann dazu beitragen, neue Lösungen und effizientere Technologien für
 209 den Ausbau zu entwickeln.

 210 Die Energiewende erfordert sowohl vor Ort als auch überregional den konsequenten
 211 Netzausbau. Vor allem gilt es Übertragungsnetze schneller auszubauen, insbesondere
 212 Nord-Süd-Verbindungen zu schaffen und den Widerstand konservativer Landesregierungen
 213 durch bundeseinheitliche Richtlinien gegen den Trassenausbau mit geeigneten Maßnahmen
 214 auf bundesgesetzlicher Ebene zu überwinden. Bis spätestens 2030 müssen alle Nord-Süd-
 215 Trassen fertiggestellt sein, wenn die Energiewende gelingen soll.

 216 Daneben muss auch der Ausbau und die Ertüchtigung der Verteilernetze schnell
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 217 erfolgen, um zu verhindern, dass Elektromobilität, die verstärkte Nutzung von
 218 Elektrizität für die Wärmeerzeugung und die erhöhte Einspeisung von
 219 Photovoltaikdachanlagen die lokalen Netze überfordern. Verteilernetze müssen dort, wo
 220 sie nicht mehr in der Hand kommunaler Träger sind, rekommunalisiert werden. Der
 221 privat, marktwirtschaftlich organisierte Netzausbau ist zum Scheitern verurteilt. Die
 222 lokalen Verteilernetze müssen beschleunigt ausgebaut werden. Dafür müssen
 223 insbesondere finanzschwache Kommunen finanziell unterstützt werden. Dafür sollen aus
 224 dem Energie- und Klimafonds zusätzliche Mittel bereitgestellt werden.

 225 Speichertechnologie

 226 Speichertechnologien sind entscheidend für die Speicherung von Energie aus
 227 erneuerbaren Quellen wie Sonne und Wind, die intermittierend sind. Sie ermöglichen
 228 die Bereitstellung von Strom, wenn die Nachfrage hoch ist und die Erzeugung niedrig
 229 ist, und umgekehrt. Dies ist entscheidend für die Stabilität des Stromnetzes und die
 230 Förderung erneuerbarer Energien. Insgesamt sind Speichertechnologien ein
 231 entscheidender Baustein für die Modernisierung und Transformation des Energiesektors
 232 sowie für die Förderung nachhaltigerer und effizienterer Energiesysteme.

 233 Wir wollen Pumpspeicherkraftwerke beschleunigt ausbauen, als effizienteste Methode,
 234 große Mengen Energie auch intersaisonal zu speichern. Dabei darf nicht vergessen
 235 werden, dass der Neubau von Pumpspeicherkraftwerken einen massiven Eingriff in
 236 pelagische Ökosysteme darstellt. Sie haben durch die Veränderung ökologischer
 237 Charakteristiken der Gewässer erhebliche Auswirkungen auf Fischgemeinschaften und
 238 führen zu einer Desynchronisation von Umweltbedingungen und „life cycle strategies“.

 239 Sollte ein Neubau in Betracht gezogen werden, sollen zu Baubeginn Konzepte erdacht
 240 werden, die eine weitere Belastung der Umwelt vermeiden, sie kompensieren oder die
 241 Risiken für umliegende Landschaften und Siedlungen minimieren.

 242 Daneben wollen wir dezentral und flächendeckend Batteriespeicher ausbauen und
 243 miteinander vernetzen, um insbesondere kurzfristige Spitzen- und Einbrüche in der
 244 Energieversorgung abzufedern.

 245 Auch die Bioenergie kann hierbei ihren Anteil leisten, solange diese umfassend
 246 nachhaltig produziert wurde. Unter anderem Biomethan, welches durch die Aufbereitung
 247 von Biogas entsteht, kann 1:1 Erdgas ersetzen und flexibel in Flautezeiten oder
 248 Zeiten ohne Sonne Strom erzeugen. Hierbei kann Erdgas in bereits bestehenden Anlagen
 249 ersetzt werden, wodurch eine weitere Quelle für flexibel, klimaneutral produzierten
 250 Strom entstehen kann. Dabei muss jedoch betont werden, dass nachhaltiges Biomethan
 251 nur in einem sehr begrenztem Umfang nachhaltig verfügbar ist.

 252 Weiterhin soll die Forschung zu diversen Speichertechnologien vorangetrieben und
 253 ausreichend finanziert werden.

 254 Wasserstoff 

 255 Klimaneutral hergestellter Wasserstoff spielt eine wichtige Rolle bei der
 256 Klimatransformation. Für energieintensive Industrien kann Wasserstoff energiedichte
 257 fossile Energieträger wie Erdgas und Kohle ersetzen. Auch für Nutzfahrzeuge in Land-
 258 und Bauwirtschaft, die Schifffahrt oder CO2-neutralen Flugverkehr, für Bereiche also,
 259 die technisch nicht sinnvoll über batteriebetriebene Lösungen elektrifiziert werden,
 260 ist grüner Wasserstoff eine sinnvolle Lösung, um den CO2-neutralen Betrieb zu
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 261 gewährleisten.

 262 Für diese Bereiche macht aufgrund der hohen Energieverluste bei der Elektrolyse die
 263 Verwendung von Wasserstoff keinen Sinn. Hier empfiehlt sich stattdessen
 264 batteriebetriebener Betrieb, etwa im PKW-Bereich. Ein Betrieb von Gasheizungen mit
 265 Wasserstoff ist ebenso hochgradig energieineffizient. Im Sinne einer möglichst
 266 effizienten Verwendung des verfügbaren Wasserstoffs in den Bereichen, in denen er
 267 wirklich benötigt wird, gilt es die Verwendung in den anderen Bereichen gesetzlich zu
 268 verbieten. Außerdem muss für die aktuell noch knappe Menge an Wasserstoff gesetzlich 
 269 geregelt werden, welche Branchen diese bevorzugt erhalten. Die Kriterien für die 
 270 Bevorzugung sollen sich nach dem Emissionseinsparpotenzial und der gesellschaftlichen 
 271 Relevanz richten.

 272 Neben der Verwendung als grünem Treibstoff, ermöglicht grüner Wasserstoff auch die
 273 intersaisonale Speicherung von Energie. Dafür braucht es den massiven Ausbau der
 274 Elektrolysekapazitäten, insbesondere in der Nähe großer erneuerbarer
 275 Erzeugungsanlagen.

 276 Den Gesamtbedarf an Wasserstoff wird Deutschland nicht alleine decken können. Wir
 277 werden grünen Wasserstoff zusätzlich importieren müssen. Dafür muss eine
 278 flächendeckende Wasserstoffpipelineinfrastruktur in Deutschland und Europa aufgebaut
 279 werden, die die Erzeugungsanlage, Speicherzentren, die industriellen Abnehmer*innen
 280 und die Importterminals miteinander verbindet.

 281 Auch jenseits der EU wird die Zusammenarbeit im Aufbau einer internationalen 
 282 Wasserstoffinfrastruktur erhöht werden müssen. Dabei müssen wir sicherstellen, dass 
 283 die internationale Energiepolitik keine neokolonialen Machtasymmetrien vorweist. 
 284 Zudem muss die EU ihren Beitrag leisten, damit Länder des globalen Südens eine eigene 
 285 Wasserstoffinfrastruktur aufbauen können. Der Abschluss der Verträge muss die Wahrung 
 286 sozialer und nachhaltiger Standards in der Lieferkette sicherstellen. Ein bloßes 
 287 Wegkaufen an Wasserstoff zugunsten des Europäischen Marktes darf es nicht geben.

 288 Aktive Industriepolitik

 289 Nur mit einer aktiven, intervenierenden Industriepolitik neben der konsequenten
 290 Energiewende wird es gelingen, eine Verlagerung industrieller Produktion zu
 291 verhindern. Während es den Eigentümer*innen der Unternehmen egal ist, auf welchem
 292 Kontinent, zu welchen Arbeitsbedingungen und unter welchen Umweltstandards ihre
 293 Renditen erwirtschaftet werden, betrachten wir uns gemeinsam mit den Gewerkschaften
 294 als Garant dafür, langfristig Beschäftigung zu sichern und den Beweis anzutreten,
 295 dass es möglich ist, klimaneutral industrielle Produktion aufrechtzuerhalten.

 296 Brückenstrompreis 

 297 Die Umstellung auf erneuerbare Energien birgt langfristig die Möglichkeit,
 298 Strompreise zu senken und industrielle, auch energieintensive Industrie und Handwerk
 299 und die damit verbundene Wertschöpfung zu sichern. Aktuell führt aber der
 300 unzureichende Ausbau der Erneuerbaren und der Netzinfrastruktur noch dazu, dass die
 301 Preise für Strom stark ansteigen. Zusätzlich wird dieses Problem durch die zunehmende
 302 und erforderliche Elektrifizierung von Industrie und Handwerk verschärft, die die
 303 Klimatransformation erfordert. Bis das Ziel einer dauerhaft günstigen und
 304 klimaneutralen Energieversorgung erreicht ist, gilt es mit der Einführung eines
 305 Brückenstrompreises bis mindestens 2030 die Zeit der Transformation der
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 306 Energieerzeugung zu überbrücken und damit sicherzustellen, dass die Industrie und das
 307 energieintensive Handwerk fortbestehen kann.

 308 Deshalb schließen wir uns der Forderung der IG-Metall nach einem Brückenstrompreis in
 309 Höhe von 5 Cent pro Kilowattstunde inklusive Steuern und Abgaben an. Dieser muss
 310 durch den Bund finanziert werden. Es gilt als Voraussetzung für die Gewährung der
 311 Förderung mit den jeweiligen Unternehmen verpflichtende Vereinbarungen über Maßnahmen
 312 zur ökologischen Transformation ihrer Fertigung und zur Erreichung einer höheren
 313 Energieeffizienz zu treffen. Eine Kopplung der Förderung an eine Reduzierung des
 314 historischen Stromverbrauchs ergibt jedoch keinen Sinn aufgrund von schwankender
 315 Produktion und des Anspruchs im Zuge der Transformation industrielle Prozesse
 316 zunehmen zu elektrifizieren.

 317 Für uns ist klar, dass das Instrument eines Brückenstrompreises gleichermaßen großen,
 318 energieintensiven Industriebetrieben wie Stahlkochern oder der Chemieindustrie,
 319 ebenso wie kleineren, energieintensiven Handwerksbetrieben wie Bäckereien oder
 320 Reinigungen zugutekommen muss.

 321 Zudem muss mit verschiedenen Werkzeugen sichergestellt werden, dass der 
 322 Industriestrompreis keinen stark erhöhten Stromverbrauch nach sich zieht und dadurch 
 323 einen höheren Strompreis für Privathaushalte bedingt.

 324 Unterstützung bei der Transformation

 325 Für viele Unternehmen ist die Herausforderung der Umstellung ihrer Unternehmen auf
 326 klimaneutrale Produktionsverfahren mit enorm hohen Investitionen verbunden.
 327 Gleichzeitig führt eine Umstellung in einer internationalen Konkurrenzsituation in
 328 der kurzen Frist häufig noch zu Wettbewerbsnachteilen aufgrund von höheren
 329 Fertigungskosten.

 330 Das Instrument der Klimaschutzverträge ermöglicht jetzt bereits eine zielgenaue
 331 Förderung von Unternehmen, die die entsprechenden Investitionen vornehmen und soll
 332 Wettbewerbsnachteile ausgleichen. Dieses Instrument muss noch stärker als bislang
 333 neben klimapolitischen Zielen auch an Beschäftigungsziele gebunden werden und
 334 gemeinsam mit den Sozialpartnern ausgearbeitet werden. Die vorgesehenen Mittel
 335 innerhalb des Klima- und Transformationsfonds sind bei Bedarf aufzustocken.

 336 Das Instrument der Klimaschutzverträge beantwortet allerdings nicht die Frage, wie
 337 politisch mit Unternehmen verfahren werden soll, deren Eigentümer*innen die
 338 Transformation am Standort scheuen oder die Produktion stattdessen in Länder mit
 339 geringeren ökologischen Standards verlagern wollen. In diesen Fällen muss ein
 340 Beteiligungsfonds aufgelegt werden, der entsprechende Unternehmen teil- oder
 341 vollständig verstaatlicht, um Maßnahmen zur Transformation durchzusetzen und den
 342 Verlust von Arbeitsplätzen zu vermeiden.

 343 Reindustrialisierung

 344 Weite Teile der Grundstoffherstellung etwa in der Chemie- und Pharmaindustrie oder
 345 der Herstellung von Vorprodukten und Bauteilen im Maschinenbaum sind international
 346 verlagert. Die Produktion findet häufig unter Nichteinhaltung von Umwelt- ebenso wie
 347 Sozialstandards statt. Zusätzlich führt die Internationalisierung der Produktion zu
 348 ungewollten internationalen Abhängigkeiten. Es ist unser Anspruch, innerhalb Europas
 349 und Deutschland resiliente Lierferketten zu gewährleisten, was beinhaltet, dass auch
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 350 Grundstoffe sowie Vorprodukte zumindest teilweise in Europa hergestellt werden und
 351 diese Produktion in Krisensituationen auch schnell skaliert werden kann.

 352 Zudem muss die Produktion klimafreundlicher Technologie etwa für Windkraft- und
 353 Solaranlagen in den nächsten Jahren schnell skaliert werden. Um entsprechende
 354 Produktion aufzubauen, ist eine gezielte europäische und nationale Förderpolitik
 355 notwendig. Neben dem Aufbau der entsprechenden Industrien soll dabei auch eine
 356 Reindustrialisierung strukturschwacher Regionen gefördert werden, um das Versprechen
 357 einzulösen, dass eine Reindustrialisierung auch den Menschen in den Regionen konkret
 358 nützt und gute Arbeitsplätze schafft. In diesem Kontext müssen Maßnahmen gegen die
 359 außereuropäische Internationalisierung bestimmter Märkte, die die Erzeugung wichtiger
 360 Technologien zur Daseinsvorsorge - also auch der Energieversorgung - betreffen,
 361 ergriffen werden.

 362 Treibhausgasspeicher

 363 Bis zu dem Zeitpunkt einer kompletten emissionsfreien Industrie wird die zentrale 
 364 Frage der industriellen Speicherung von CO2 und anderen Treibhausgasen beantwortet 
 365 werden müssen. In verschiedenen Staaten wird die Carbon Capture and Storage 
 366 Technologie vermehrt ausgebaut. Diese aktuelle Methode lehnen wir ab, da sie teuer, 
 367 nicht ökologisch und schwer kontrollierbar ist. Stattdessen soll der Ausbau 
 368 natürlicher Klimasenken, also von Wäldern, Wiesen und Mooren gefördert werden.

 369 Europa

 370 Die Corona-Pandemie hat Europa eindrucksvoll verdeutlicht, wie stark wir von
 371 internationalen Lieferketten abhängig sind und wie schnell internationale
 372 Entwicklungen die Produktion zum Erliegen bringen können. Besonders in Deutschland,
 373 aber auch in anderen europäischen Ländern, bestand eine riskante Abhängigkeit von
 374 russischem Pipelinegas. Es ist dringend geboten, uns von dieser Abhängigkeit zu
 375 befreien, um sowohl die Unabhängigkeit von diktatorischen Regimen zu erreichen als
 376 auch die Klimaziele zu erreichen.

 377 Die Mitgliedsstaaten der EU sollten nicht das Risiko eingehen, die Entwicklung des
 378 industriellen Sektors den unkontrollierten Kräften des Marktes zu überlassen. In
 379 diesem Szenario besteht die Gefahr einer umfassenden Deindustrialisierung Europas,
 380 die unbedingt vermieden werden sollte. Gleichzeitig sollte verhindert werden, dass
 381 demokratische Staaten, die verstärkt auf internationale Zusammenarbeit angewiesen
 382 sind, in einen protektionistischen Wettbewerb verwickelt werden, der letztendlich nur
 383 Verlierer hervorbringt.

 384 Reform des EU-Beihilferecht: Das gegenwärtige EU-Beihilfenrecht zum Beispiel
 385 reflektiert den fehlgeleiteten Glauben an die neoliberalen Vorstellungen, wonach
 386 jegliche staatliche Einmischung in den freien marktwirtschaftlichen Wettbewerb
 387 grundsätzlich nachteilig ist. Doch gerade die freie und weitgehend unregulierte
 388 Marktwirtschaft hat erheblich zur aktuellen Klimakrise beigetragen. Um dieser Krise
 389 zu begegnen, sind staatliche Eingriffe dringend erforderlich, insbesondere wenn wir
 390 die Transformation der europäischen Industrie erfolgreich bewältigen wollen. Das
 391 bestehende Beihilfenrecht erweist sich in dieser Hinsicht als doppelte Barriere.
 392 Einerseits stellt es zu hohe materielle Anforderungen, die Staaten daran hindern,
 393 ihre heimische Industrie bei der Bewältigung der Transformationsaufgaben angemessen
 394 zu unterstützen. Dies führt dazu, dass das bestehende Beihilfenrecht aktiv Nachteile
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 395 im internationalen Vergleich schafft, insbesondere wenn andere Länder wie die USA
 396 ähnliche Förderungen gewähren. Andererseits sind die verfahrensrechtlichen
 397 Anforderungen so kompliziert, dass sie erhebliche Rechtsunsicherheit für die
 398 Empfänger schaffen. Anstatt Beihilfen grundsätzlich zu verbieten, sollten zumindest
 399 Beihilfen im Bereich der industriellen Transformation grundsätzlich erlaubt sein.
 400 Statt im Voraus Genehmigungen zu verlangen, sollte der Kommission die Möglichkeit
 401 gegeben werden, Beihilfen nachträglich auf ihre Vereinbarkeit zu überprüfen.
 402 Beihilfen, die offensichtlich das Ziel verfolgen, Dumpingpreise zu ermöglichen,
 403 sollten als unrechtmäßig gelten und rückforderbar sein. Statt im Voraus Genehmigungen
 404 zu verlangen, sollte die Kommission Beihilfen nachträglich auf ihre Vereinbarkeit
 405 überprüfen. Insgesamt braucht es mehr gesamteuropäische Maßnahmen, um die
 406 Transformation zu einer europäischen Aufgabe mit gesamteuropäischen Lösungen zu
 407 machen. Deutschland muss sich in Brüssel für stärkere Zusammenarbeit einsetzen.

 408 Solidaritäts- und Transformationsprogramm: Das „NextGenerationEU“-Programm war das
 409 richtige Zeichen, dass die EU in der Corona-Krise Arbeitsplätze und Beschäftigung
 410 sichert. Dieses zeitlich begrenzte Programm muss überführt werden, in ein dauerhaftes
 411 Programm zur solidarischen Transformation der industriellen Basis unseres Kontinents.
 412 Dieses Programm soll sowohl die Mitgliedsländer mit starken industriellen Strukturen
 413 dabei fördern, diese zu transformieren, als auch den Aufbau von Schlüsselindustrien
 414 insbesondere in den europäischen Ländern fördern, die bislang über eher schwache
 415 industriellen Strukturen verfügen. Damit werden einerseits diese Länder in ihrer
 416 industriellen Entwicklung unterstützt, andererseits wird die Resilienz der
 417 europäischen Lieferketten als Ganzes verbessert.

 418 Dieser Solidaritäts- und Transformationsfonds soll insbesondere dem Aufbau
 419 notwendiger Infrastruktur für die Transformation, der Förderung klimafreundlicher
 420 Mobilität, dem Aufbau klimaneutraler Energieerzeugungsanlagen und der dazugehörigen
 421 Speicher- und Wasserstoffinfrastruktur, dem Breitbandausbau sowie der Förderung und
 422 Investition in den Umbau bestehender und dem Aufbau neuer Industrieanlagen zur CO2-
 423 neutralen Produktion, insbesondere im Bereich der Schlüsselindustrien, dienen.

 424 Europäische Antwort auf den Inflation Reduction Act (IRA)

 425 Als Antwort auf den amerikanischen IRA und um die europäische Industrie möglichst
 426 schnell und flächendeckend in eine klimaneutrale Zukunft zu führen, wollen wir das
 427 Re-Power-EU-Programm mit mindestens 350 Mrd.€ ausstatten, um in allen EU-Ländern die
 428 Energiewende konsequent vorantreiben zu können. Neben der Förderung des Ausbaus der
 429 erneuerbaren Energie soll auch der Ausbau von Wasserstoffelektrolysekapazitäten und
 430 einer europäischen Wasserstoffinfrastruktur vorangetrieben werden. Ziel muss eine 
 431 echte Energieunion sein.

 432 Ein Europäisches Stromnetz

 433 Um die Elektrizitätswende zum Erfolg zu führen, ist ein Ausbau und eine stärkere
 434 Integration des Europäischen Stromnetzes dringend erforderlich. Während es in
 435 Deutschland geografisch an den Voraussetzungen fehlt, um hohe Kapazitäten in der
 436 Energiespeicherung durch den Zubau von Pumpspeicherkraftwerken zu schaffen, können
 437 Länder wie Schweden, Österreich, Slowenien oder Norwegen hier zusätzliche Kapazitäten
 438 schaffen, um den überschüssig erzeugten Strom dort zu speichern. Insbesondere gilt
 439 es, die Voraussetzungen schaffen, um auch große Windkraft-Offshore-Anlagen in das
 440 Europäische Stromnetz zu integrieren, ohne dass es zu einer Überlastung kommt. Dafür
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 441 gilt es, Interkonnektoren auszubauen und die europäischen Netze stärker ineinander zu
 442 integrieren. Und dafür ist es erforderlich, auf Europäischer Ebene stärker Mittel für
 443 Netzinvestitionen bereitzustellen, um insbesondere finanzschwache Länder stärker beim
 444 Netzausbau zu unterstützen.
 445 Wir wollen uns in diesem Zuge auf europäischer Ebene vehement dafür einsetzen, den 
 446 Atom- und Kohleausstieg in der gesamten EU voranzutreiben.

 447 Kreislaufwirtschaft
 448 Wir wollen möglichst ressourcenschonend wirtschaften. Dazu gehört es, dass verwendete
 449 Ressourcen innerhalb unseres Wirtschaftskreislaufs erhalten bleiben. Verwendete
 450 Materialien gilt es wiederzuverwenden oder zu recyclen, wie wollen die Reparatur und
 451 Wiederverwendung von Produkten fördern und vor allen Dingen langlebige Produkte
 452 produzieren.

 453 Was heißt Kreislaufwirtschaft für uns?

 454 Kreislaufwirtschaft ist ein Konzept, das darauf abzielt, Ressourcen effizienter zu
 455 nutzen und Abfälle zu minimieren, indem Produkte, Materialien und Ressourcen in
 456 geschlossenen Kreisläufen gehalten werden. Dies bedeutet, dass Produkte und
 457 Materialien nicht mehr nach ihrer Nutzung einfach weggeworfen werden, sondern
 458 vielmehr wiederverwendet, recycelt oder in anderer Weise weiterverarbeitet werden, um
 459 ihren Wert zu erhalten und Umweltauswirkungen zu reduzieren. Die Kreislaufwirtschaft
 460 fördert Nachhaltigkeit, indem sie den Verbrauch begrenzt und Umweltauswirkungen
 461 minimiert. Dies trägt zur Reduzierung von Ressourcenknappheit, Treibhausgasemissionen
 462 und Umweltverschmutzung bei.

 463 Primärrohstoffsteuer

 464 Wir fordern die Einführung einer Primärrohstoffsteuer. Eine Steuer auf den Verbrauch
 465 von Primärrohstoffen kann Anreize schaffen, Ressourcen effizienter zu nutzen und dazu
 466 beitragen, den Verbrauch von natürlichen Ressourcen zu reduzieren. Dies ist wichtig,
 467 um den Druck auf Umwelt und Ökosysteme zu verringern. Wenn die Rohstoffsteuer auf
 468 Materialien mit hoher Umweltauswirkung ausgerichtet ist, kann sie dazu beitragen, den
 469 CO2-Ausstoß und andere Umweltauswirkungen zu verringern, indem sie Unternehmen dazu
 470 zwingt, auf umweltfreundlichere Materialien umzusteigen.

 471 Nichtsdestotrotz wird die Nutzung von Primärrohstoffen auch durch Recycling etc. nie 
 472 ganz obsolet. Es wird weiterhin Produkte geben, bei denen Primärrohstoffe notwendig 
 473 sind. Unser Ziel muss sein, die Nutzung dieser auf ein Minimum zu beschränken. Daher 
 474 muss ein demokratischer Mechanismus entwickelt werden, durch den unterschiedliche 
 475 Produktionszweige je nach ihrem Beitrag zum Gemeinwohl unterschiedlich bei der 
 476 Priorisierung von Rohstoffbedarf berücksichtigt werden.

 477 Repairability by Design

 478 Wir wollen die Langlebigkeit von Produkten vorgeben, in dem wir insbesondere für
 479 technische Konsumgüter verpflichtende Vorgaben schaffen, die geplante Obsoleszenz
 480 konsequent verbieten. Bei Zuwiderhandlung sollen Unternehmen mit empfindlichen
 481 Bußgeldern und Importbeschränkungen belegt werden. Darüber hinaus wollen wir ein
 482 Produktdesign vorschreiben, bei dem Verschleißteile einfach und kostengünstig
 483 ausgetauscht werden können. Dafür muss der Staat Reparatur als Dienstleistung 
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 484 fördern.

 485 Recyclability by Design

 486 Viele Kunststoffe sind eigentlich sehr gut wiederverwertbar, weil sie extrem leicht
 487 zu recyceln sind. Für die Wiederverwertbarkeit ist es dabei aber entscheidend, dass
 488 die Kunststoffe von Sortiermaschinen erkannt werden können, was zum Beispiel stark
 489 von der Farbgebung abhängt, schwarze Kunststoffe sind besonders schwer zu erkennen.
 490 Wir wollen einerseits verpflichtende Vorgaben für materialsparendes, ebenso wie
 491 leicht zu recycelndes Verpackungsdesign machen, um die Wiederverwertbarkeit zu
 492 erleichtern. Für die Produkte selbst müssen, bevor sie produziert werden, 
 493 Recyclingpläne ausgearbeitet werden. Mittelfristig setzen wir uns für verbindliche, 
 494 kontinuierlich steigende Recyclatquoten bei allen Produkten ein.

 495 Wem gehört die Fabrik?
 496 Treibende Kraft des kapitalistischen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems ist der
 497 permanente Expansionsdrang des Kapitals in Form des bedingungslosen Strebens nach
 498 Profiten, dem alles andere untergeordnet wird. Dieses zerstörerische Streben steht in
 499 einem fundamentalen Gegensatz zu dem menschlichen Bedürfnis, einen lebenswerten
 500 Planeten zu erhalten. Als Sozialist*innen wollen wir die Wirtschaft demokratisieren
 501 und die Produktionsmittel sozialisieren. Reformen im Hier und Jetzt sollten
 502 gleichzeitig den Anspruch erfüllen, neben der konkreten Problemlösung drängender
 503 politischer Probleme auch über die aktuellen Systemzwänge hinauszuweisen. Statt das
 504 bestehende kapitalistische System zu stabilisieren, geht es uns darum, durch Reformen
 505 unserer Vision, einer solidarischen, sozialistischen Gesellschaft näher zu kommen.

 506 Mitbestimmung, Tarif und Ausbildung

 507 Es muss klar sein, dass alle Unternehmen, die staatliche und damit gesellschaftliche
 508 Unterstützung bei der Transformation in Anspruch nehmen, egal ob in Form von
 509 Brückenstrompreisen oder der Förderung über Klimaschutzverträge, ihre
 510 Arbeitnehmer*innen anständig bezahlen, Mitbestimmung gewährleisten und junge Menschen
 511 ausbilden müssen.

 512 Dafür steht die Notwendigkeit einer aktiven, mensch-orientierten Gestaltung des 
 513 Wandels im Fokus, die die regionale Wirtschaft zukunftsfähig ausrichtet und den 
 514 sozialen Fortschritt vorantreibt. Die Transformation muss überall passieren und darf 
 515 nicht nur auf einzelne Regionen beschränkt werden.

 516 Unsere Vision ist es, diese Regionen zu Vorreitern in den Bereichen Innovation, 
 517 Nachhaltigkeit, Arbeitsmarktfähigkeit und Arbeitsbedingungen zu machen. Dabei ist von 
 518 zentraler Bedeutung, dass wir als Jungsozialist*innen mit unseren natürlichen 
 519 Bündnispartner*innen, den Gewerkschaften, nicht nur zusammenarbeiten, sondern aktiv 
 520 Politik für die Beschäftigten in unserem Land machen. Der DGB hat mit seinem Projekt 
 521 “Revierwende” dazu bereits die ersten notwendigen Schritte getan, denn Strukturwandel 
 522 und Energiewende kann nur mit den Beschäftigten gestaltet und gesichert werden.

 523 Lediglich wer nach Tarif bezahlt, soll Anspruch auf Unterstützungsleistungen bei der
 524 Transformation erhalten. Außerdem können Unternehmen keine Hilfe in Anspruch nehmen,
 525 wenn sie nicht Mitbestimmung in ihren Betrieben zulassen. Insbesondere sollen sie
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 526 verpflichtet werden, Beschäftigte und Gewerkschaften über den Abschluss von
 527 Transformationstarifverträgen direkt in die unternehmerischen Entscheidungen, die die
 528 Beschäftigten betreffen, einzubeziehen, gemeinsam mit Beschäftigten einen Plan für
 529 eventuell notwendige Weiter- oder Umqualifizierung zu entwerfen und natürlich die
 530 Gehaltsstruktur festzulegen. Weiterhin müssen Beschäftigte auch in Entscheidungen 
 531 darüber, was perspektivisch wie produziert wird, mit einbezogen werden.

 532 Entsprechende Unternehmen müssen selbstverständlich ab einer Größe von fünf
 533 Mitarbeitenden einen Betriebsrat haben und, wenn sie mindestens 5 Auszubildende
 534 haben, eine Jugendausbildungsvertretung.

 535 Konkret fordern wir:

 536

 537

 538

 539

 540

 541

 542

 543

eine chancengleiche, zukunftssichernde und umlagefinanzierte
Ausbildungsgarantie, durch alle Betriebe mit Kostenausgleich für auszubildende
Betriebe

eine Intensive und ausgeweitete Begleitung aller Jugendlichen vor dem
Schulabschluss bis zum Ausbildungsabschluss

Aufbau eines Auffangnetzes außerbetrieblicher Ausbildungsplätze bei Einhaltung
aller Qualitätsstandards und intensiven Vermittlungsbemühungen in betrieblichen
Ausbildungsplätzen

 544 Die Bundesregierung hat alle nötigen Mittel dazu in der Hand, um diese konkreten
 545 Maßnahmen zu erlassen. Her mit der umlagefinanzierten Ausbildungsplatzgarantie!

 546 Um allen jungen Menschen gleiche Chancen auf eine erfolgreiche berufliche Zukunft zu
 547 ermöglichen, setzen wir uns für einen verbesserten Zugang zur Ausbildung und
 548 Berufsorientierung ein.

 549 Auch hierüber gilt es verpflichtende Vereinbarungen in Klimaschutzverträgen zu
 550 treffen. Die staatliche Unterstützung von Unternehmen bei ihrer Transformation
 551 verfolgt das Ziel, Arbeitsplätze zu erhalten. Selbstverständlich kann sie nicht mit
 552 Stellenabbau verbunden werden, sondern muss sicherstellen, dass Beschäftigung
 553 langfristig gesichert bleibt. Um auch gezielt kleinere Unternehmen unterstützen zu
 554 können, wollen wir Betriebe mit unter 20 Mitarbeiter:innen von den vorgestellten
 555 Bedingungen ausnehmen.

 556 Insbesondere kleinere und mittlere Unternehmen sind teilweise von den
 557 Herausforderungen der Transformation überfordert. Diese Unsicherheit bedroht
 558 Arbeitsplätze. Nach dem rheinland-pfälzischen Vorbild der Transformationsagentur
 559 setzen wir uns dafür ein, dass die Agentur für Arbeit Beratungsangebote schafft, die
 560 Unternehmen und Arbeitnehmer*innen bei den notwendigen Maßnahmen zur
 561 Klimatransformation ihrer Unternehmen begleitet und die Arbeitnehmer*innen bei den
 562 notwendigen Weiterbildungs- und Umqualifizierungsmaßnahmen unterstützt und damit
 563 Arbeitsplätze sichert.

 564 Ergänzend braucht es daher:

 565

 566

 567

 568

 569

eine umfassende und frühzeitige Berufsorientierung, die sich an den Ergebnissen 
des Ausbildungsreports der DGB anschließt und Ausbildungen über Praktika und 
Besichtigungen attraktiver macht

eine stärkere Vernetzung von Schulen, Betrieben und Arbeitsverwaltungen, um die 
Bedürfnisse junger Menschen, auf einem direkteren Weg, besser erfassen und 
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 570

 571

 572

 573

 574

 575

 576

 577

 578

 579

 580

 581

 582

 583

 584

 585

 586

 587

 588

fördern zu können

Eine Verbesserung der Qualität der Berufsorientierungsangebote durch 
qualifizierte Berufsberater*innen und praxisnahe Informationen über 
Ausbildungsmöglichkeiten

Ein Ausbau und Aufbau offener, barrierefreier Ausbildungsplatzbörsen und 
Informationsportale

Eine Verbesserung der Ausbildungsqualität durch regelmäßige Überprüfung der 
Ausbildungsbetriebe, Schulungen für Ausbilder*innen

Eine bessere Arbeitszeitregelung durch Einführung von Gleitzeit oder 
Teilzeitmodellen für Auszubildende und eine allgemeine

Arbeitszeitkonten, um eine ganzheitliche Lösung zur Flexibilisierung in den 
Möglichkeiten des modernen Lebens zu schaffen

Einen höheren Fokus auf Arbeitsplatzsicherheit und unter Berücksichtigung des 
individuellen Lebens

Eine bedarfsgerechte Unterstützung bei Prüfungsvorbereitungen, die darauf 
abzielen soll, Prüfungsstress zu reduzieren

Eine themenspezifische Förderung eigenverantwortlichen Arbeitens

die Ermöglichung von Fachkräfteschulungen durch Förderung und Erhöhung des 
Bildungsurlaubs

 589

 590

Schulungen und Weiterbildungen für JAV-Mitglieder, klare Zuständigkeiten und 
regelmäßige Austauschmöglichkeiten

 591

 592

eine Ausweitung der strategischen Verankerung in ausnahmslos allen 
Handlungsfeldern der Gleichstellung

 593 Von kollektiver Mitbestimmung zu kollektivierten Unternehmen 

 594 Unternehmen, die im Zuge der Transformation verstaatlicht werden, sollen entsprechend
 595 unserer Beschlusslage (W3, Buko 2021) in Mitarbeitergesellschaften überführt werden.
 596 In einem ersten Schritt sollen unternehmerische Entscheidungen gemeinsam mit dem
 597 Betriebsrat getroffen werden und eine Transformationsstrategie im Einvernehmen mit
 598 den Mitarbeiter*innen ausgearbeitet werden. Neben der Entscheidung darüber, was
 599 produziert werden soll und welche Investitionen vorgenommen werden, um die Produktion
 600 klimaneutral zu machen, soll von Beginn an die Arbeitsorganisation umstrukturiert
 601 werden, um Partizipation der Mitarbeitenden an Unternehmensentscheidungen auf allen
 602 Ebenen zu gewährleisten, insbesondere auch der innerbetrieblichen Vergütungsstruktur.
 603 In einem zweiten Schritt sollen die Unternehmen in mitarbeitergeführte,
 604 vergesellschaftete Betriebe überführt werden und der Staat soll sich, sofern es sich
 605 nicht um Unternehmen der Daseinsvorsorge handelt, aus den Unternehmen wieder
 606 zurückziehen. Beispielsweise könnte man, wie das bereits in Sachsen-Anhalt der Fall 
 607 ist, einen Revierausschuss für die betroffenen Regionen auf Landesebene integrieren, 
 608 welcher die Landesregierungen und die Akteur*innen vor Ort berät. Dieser Ausschuss 
 609 sollte gleichermaßen von Gewerkschaften und Arbeitgeber*innen, sowie Beschäftigte und 
 610 auch der öffentlichen Hand besetzt sein, um eine möglichst sachorientierte Lösung für 
 611 alle Beteiligten zu erwirken. 

 612 Investitionsoffensive jetzt!
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 613 Öffentliche Investitionen sind die Grundlage für den Weg in ein ökologisch nachhaltig
 614 produzierendes, digitales und sozial gerechtes Zeitalter. Die Bedingung für das
 615 Gelingen der sozial-ökologischen Transformation von Wirtschaft und Industrie ist ein
 616 handlungsfähiger und investierender Staat. Generationengerechte Politik bedeutet
 617 effektiv, die Voraussetzungen für das Lösen von überfälligen Transformationsaufgaben
 618 zu schaffen, wie beispielsweise den Ausstieg aus der Verstromung fossiler
 619 Energieträger sowie das Ende von Verbrennungstechnologien im Automobilsektor. Junge
 620 Menschen demonstrieren auf den Straßen nicht für schwarze Zahlen, sondern für den
 621 Erhalt einer lebenswerten Zukunft und für das Ernstnehmen der Klimakrise. Die
 622 Weigerung konservativer politischer Verantwortungsträger*innen, die notwendigen
 623 finanziellen Mittel dafür bereitzustellen, überlässt der Privatwirtschaft die
 624 Bewältigung dieser existenziellen Krise und stellt damit ein Scheitern sicher.

 625 Wir fordern ein Ende der Schuldenbremse, um die Mittel zu mobilisieren, die es für
 626 die notwendigen Investitionen braucht. Außerdem gilt es über Erbschaft- und
 627 Vermögensteuer, große Vermögen stärker in die Verantwortung für die Mobilisierung der
 628 Mittel für den erfolgreichen Umbau unserer Gesellschaft zu mobilisieren.
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Antrag U3: Wo keine Ebbe ist - Die Ostsee als Lebens-, Natur- und 
Erholungsraum erhalten
Antragsteller*in: Jusos Mecklenburg-Vorpommern, Jusos Schleswig-Holstein
Status: angenommen
Sachgebiet: U - Umwelt, Energie & Nachhaltigkeit
Antragsblock: Antragsblock U

 1 Die Ostsee ist das größte Brackwassermeer der Welt. Insgesamt wohnen etwa 82
 2 Millionen Menschen im Einzugsgebiet der Ostsee. Davon etwa 2,7 Millionen in
 3 Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein. Dieser Natur- und Lebensraum ist in
 4 seiner ökologischen und kulturellen Vielfalt einzigartig, aber er steht unter Druck,
 5 denn der Ostsee geht es schlecht. Die Quoten für den Fischfang, die durch die
 6 niedrigen Fischbestände begründet sind, sind durch Sauerstoffmangel und Überfischung
 7 so gering wie noch nie. Die Ostsee erwärmt sich immer weiter auf, die Versauerung,
 8 Sauerstoffknappheit, Verschmutzung und Belastung durch Schiffsverkehr, Off-Shore
 9 Anlagen und Pipelines nimmt immer weiter zu. So entstehen immer mehr Todeszonen, wo
 10 aufgrund von Sauerstoffmangel und anderen Faktoren kein Ökosystem mehr existiert.
 11 Zudem boomt die Tourismusbranche, womit auch die Belastung der Tourismusregionen an
 12 Land weiter zunimmt. Daher benötigt die Ostsee als Natur- und Lebensraum einen
 13 stärkeren Fokus. Um die Ostsee zu erhalten, brauchen wir jetzt enorme finanzielle
 14 Mittel, Kooperationen und Beschränkungen. Der Kipppunkt ist noch nicht erreicht, noch
 15 können wir handeln. Dafür braucht es aber nicht nur Maßnahmen, die über die
 16 betroffenen Regionen und Länder hinausgehen, sondern internationale
 17 Kraftanstrengungen verlangen. Auch wir können unseren Beitrag dazu leisten, dafür
 18 muss die Ostsee aber endlich ins Zentrum der Betrachtung.

 19 Die Ostsee ist wie eine gute Freundin, sie ist immer da. Wir müssen dafür sorgen,
 20 dass es so bleibt.

 21

 22 Munitionsbelastung

 23 Nach den Feststellungen des Umweltbundesamtes lagern allein in deutschen Gewässern in
 24 Nord- und Ostsee etwa 1,6 Millionen Tonnen konventioneller Munition und 5000 Tonnen
 25 chemischer Kampfstoffe. 

 26 Allein in der Ostsee wissen wir bisher von 400.000 Tonnen konventionellen
 27 Sprengstoffen und etwa 40.000 Tonnen chemischen Waffen. Das entspricht in etwa der
 28 Ladung von 11.000 Sattelschleppern. 

 29 Versenkte Munition zerfällt durch einen Verrostungsprozess und lässt giftiges TNT,
 30 andere Sprengstoffe oder enthaltende chemische Giftstoffe in die Meeresumwelt
 31 entweichen. 

 32 Dadurch entstehen Gefahren für die Menschen, das Leben im Meer und damit verbunden
 33 für die Fischerei und den Tourismus. 

 34 Außerdem kann dies die Installation von Offshore-Energieinfrastrukturen und Seekabel-
 35 Verlegungen behindern und sich negativ auf weitere Sektoren der maritimen Wirtschaft
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 36 , insbesondere auf notwendige Projekte für die Energiewende, auswirken. 

 37 Mit den gegenwärtigen Räumungskapazitäten würde eine großflächige Räumung mehrere
 38 Jahrhunderte in Anspruch nehmen. 

 39 Um irreparable Schäden für Menschen und Umwelt zu vermeiden, ist es nach
 40 übereinstimmenden Aussagen führender Wissenschaftler*innen und Expert*innen
 41 notwendig, jetzt die Voraussetzungen für großflächige Räumungen zu schaffen und diese
 42 mithilfe der jetzt vorhandenen und weiterentwickelten Technologien entschlossen in
 43 die Wege zu leiten und in den nächsten 20 Jahren umfassend durchzuführen. Die nun 
 44 geplanten Projekte des Bundesumweltministeriums im Rahmen des Sofortprogramms 
 45 Munitionsräumung können dabei ein guter Anfang sein, wobei die Räumungen in den 
 46 nächsten Jahren konsequent weiterverfolgt und intensiviert werden müssen.

 47 Die Kombination von Sensoren mit hoch fortschrittlichen Softwaresystemen und
 48 künstlicher Intelligenz ermöglicht es erstmals, ein umfassendes Bild der Situation zu
 49 gewinnen. 

 50 Die Entwicklung mobiler Plattformen für die Munitionsräumung eröffnet das Vordringen
 51 in neue Dimensionen großflächiger Räumungen. 

 52

 53

 54

 55

 56

 57

 58

 59

 60

 61

 62

 63

 64

 65

 66

Wir fordern die bisherigen beispielhaften konkreten Schritte zur Abwendung der
Gefahren, die für Mensch und Umwelt von den Munitionsablagerungen in der Ost-
und Nordsee ausgehen, konsequent und auf Dauer weiterzuverfolgen und
auszuweiten 

zusammen mit den demokratischen Staaten des Ostseeraums im Rahmen des
Ostseerates ( Council of the Baltic Sea States, CBSS) unter Einbeziehung der
Helsinki-Kommission zum Schutz der Meeresumwelt der Ostsee (HELCOM) den
Anrainerstaaten des Nordseeraums und der EU-Kommission, müssen Strategien
entwickelt und mit weiteren umfassenden konkreten Aktionsplänen und Maßnahmen
untermauert werden, damit innerhalb der nächsten 20 Jahre eine großflächige
Beseitigung der Munitionsaltlasten auf dem Meeresboden so erfolgt, dass im Sinne
verantwortungsvoller Vorsorgepolitik langfristige, irreparable Schäden für
Mensch und Umwelt vermieden werden

Verdopplung der Haushaltsmittel zur Munitionsbergung auf mindestens 200
Millionen Euro

 67 Die Ostsee als Lebens- und Erholungsraum erhalten

 68 Die Ostsee ist die deutsche Urlaubsregion. Mit über 50,6 Millionen Übernachtungen und
 69 12 Millionen Ankünften von Gäst*innen ist die Ostsee die beliebteste Region in
 70 Deutschland, um Urlaub zu machen. Nach der Corona-Pandemie boomt die Branche wieder
 71 und stellt den wichtigsten Wirtschaftsfaktor der Region dar. Der Tourismus stellt den
 72 größten Beschäftigungssektor dar und ist demnach nicht wegzudenken. Dennoch bringt
 73 diese Entwicklung auch große Probleme mit sich. Durch Overtourism wird die Natur,
 74 nach der sich im Urlaub gesehnt wird, durch den Bauboom und das anhaltende
 75 Verkehrsaufkommen zum Teil zerstört. Der Tourismus als Branche ist zudem ein
 76 Niedriglohnsektor mit geringer Tarifbindung und schlechten Ausbildungsbedingungen bei
 77 anhaltendem Fachkräftemangel. Durch anhaltenden neoliberale Privatisierungsbemühungen
 78 und der Beschränkungen von Zugängen, wird zudem eine noch stärkere Kommerzialisierung
 79 forciert, die Einwohner*innen de facto ausschließt. Auch der ständige Angriff auf
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 80 Freizeitmöglichkeiten an der Ostsee, in Form von Beschränkungen der Surf- Kite und
 81 Foilstrandabschnitte, betrachten wir mit großer Sorge. 

 82 Unser Ziel ist es, den Natur- und Umweltschutz an der Ostsee und die Entlastung und
 83 Partizipation der Anwohner*innen bei der weiteren Entwicklung dieser
 84 Tourismusregionen ins Zentrum zu rücken, um diese auch in Zukunft als
 85 Naherholungsraum und Tourismusregion zu erhalten. Dabei ist es gerade für die
 86 Anwohner*innen von zentraler Bedeutung, dass Ostseestrände nachhaltig gepflegt
 87 werden, kostengünstig erreichbar bleiben und ein sozialer- sowie ökologisch
 88 nachhaltiger Tourismus stattfindet.

 89 Unser Ziel muss es sein, die Tourismusregionen an der Ostsee so zu entwickeln, dass
 90 diese sozial- und ökologisch nachhaltig sind. Nur ein Tourismus, der vor Ort
 91 Akzeptanz findet und im Einklang mit der Natur stattfindet und dessen Schutz fördert,
 92 kann auch in Zukunft erfolgreich sein.

 93

 94

 95

 96

 97

 98

 99

 100

 101

 102

 103

 104

 105

 106

 107

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114

 115

 116

 117

 118

 119

 120

 121

 122

 123

Darum fordern wir mehr Unterstützung von Schullandheimen und Jugendherbergen in
Ostseenähe

Festlegung von ausreichend Surf, Kite und Foil Korridore, die für verschiedene
Wind, Wellen und Strömungsbedingungen geeignet sind. Dabei soll darauf geachtet
werden, dass diese Spots gut zu erreichen sind. Diese sollen so festgelegt
werden das Wassersportler*innen sie gut erreichen können und nicht in Konkurrenz
zu Umweltzonen geraten 

Konzepte, um Badestrände trotz Umweltauflagen zu erhalten und dort eine bessere 
Müllreduzierung und eine Verhinderung von Partylärm zu unterstützen

Kosten zur Strandreinigung dürfen nicht durch Eintritte von Anwohner*innen
finanziert werden

Projekte zu einem ökologisch nachhaltigem Tourismus sollten stärker gefördert
werden, insbesondere lokale Projekte zur Umweltpädagogik in Verbindung mit
beliebten Ausflugszielen 

Wir fordern den konsequenten Ausbau des ÖPNV in Tourismusgebieten, insbesondere 
durch Reaktivierung und Neubau von Bahnstrecken. Dies muss mit Einschränkungen 
für den motorisierten Individualverkehr einhergehen. So kann die Anzahl an 
Parkplätzen reduziert und die Anzahl an Fußgänger*innen- und autofreien Zonen 
massiv erhöht bzw. diese vergrößert werden.

Jegliche Privatisierung von Stränden oder Strandabschnitten lehnen wir ab, zudem
setzen wir uns für kommunale Begrenzungen der Verknappung von diesem
öffentlichen- und sozialen Erholungsraum durch Strandbars, Strandkörbe,
Eventflächen und sonstige indirekte Bebauungen an Stränden ein

Wir sind solidarisch mit der NGG und unterstützen diese bei Ihren Bemühungen die
Tarifbindung im Tourismussektor zu erhöhen 

Bei der Finanzierung der lokalen Tourismusinfrastruktur sprechen wir uns für
Lösungen aus, die die lokalen Gewerbe und Unternehmen, die am Tourismus
partizipieren, stärker beteiligt und die Einwohner*innen entlastet in Form von
Tourismusabgaben 

Lokale Mietpreisbremsen und Umwandlungsverbote von Wohnraum in Ferienwohnungen .
Um die Ostsee effektiv zu schützen, fordern wir die Einrichtung transnationaler 
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 124 Nationalparke.

 125

 126

Zusätzliche Flächenversiegelung lehnen wir im Grundsatz ab, stattdessen setzen 
wir auf Flächenkreislaufwirtschaft vor Ort.

 127

 128 Der Kreuzfahrttourismus und seine externen Kosten

 129 Der Kreuzfahrttourismus zeigt häufig auf, wie wichtig die Branche für die
 130 Wertschöpfung einer Kommune ist und diese somit wirtschaftlich stärkt. Die
 131 umweltlichen und gesundheitlichen Belastungen durch die Kreuzfahrtindustrie sind
 132 enorm. Auf einer siebentägigen Kreuzfahrt stößt das Kreuzfahrtschiff 1,9 Tonnen CO2
 133 pro Kopf aus, was ca. 18% des jährlichen CO2-Ausstoßes pro Kopf in Deutschland
 134 bedeutet. Während der Liegezeit in den Häfen, stoßen die Schiffe Feinstaub, Stick-
 135 und Schwefeloxide aus, die zu gesundheitlichen Folgen bei Anwohner*innen führen. 

 136 Zwar sind die Gästezahlen von Kreuzfahrten noch lange nicht auf dem Vor-Corona-
 137 Niveau, dennoch lässt sich eine Verdreifachung der Gästezahlen, von 2021 auf 2022,
 138 beobachten. Studien zum Thema Kreuzfahrtschiffe, ihre Auswirkungen auf die
 139 Wertschöpfung mit der Verrechnung von externen Kosten (wie z.B. gesundheitliche
 140 Folgen der Bevölkerung durch Feinstaub, Stick- und Schwefeloxiden bei Liegezeiten im
 141 Hafen) sind kaum vorhanden. Die Branche stellt die Beiträge zur Wertschöpfung meist
 142 in absoluten Zahlen dar und verrechnet diese nicht mit den externen Effekten für
 143 Umwelt und Gesundheit. Studien zu dem Nutzen und den Kosten für eine Gemeinde gibt es
 144 kaum. Erste Studien in anderen Regionen außerhalb von Deutschland zeigen aber ein
 145 erstes Bild: Die Erlöse z.B. aus dem Tourismus in den Orten werden durch die Kosten
 146 in Form von Luft- und Wasserverschmutzung fast ausgeglichen.

 147 Außerdem kann von einem wirtschaftlich fairen Wettbewerb zwischen dem lokalen Hotel-/
 148 Gaststättengewerbe und der Kreuzfahrtbranche kaum die Rede sein, da die Kreuzfahrt
 149 andere Arbeits- und Rahmenbedingungen hat sowie Steuer- und Zollvorteile bei
 150 Verköstigungen an Board. Durch All-inclusive Angebote auf dem Schiff sind die Anreize
 151 für einen Restaurantbesuch an Land größtenteils unattraktiv. 

 152

 153

 154

 155

 156

 157

 158

 159

 160

 161

 162

 163

 164

 165

 166

 167

Wir fordern die Untersuchung von tatsächlichen Einnahmen der Kreuzfahrt
verrechnet mit den Umwelt- und Gesundheitskosten für eine Stadt/ Gemeinde in
Deutschland à Zusätzliche Abgaben der Kreuzfahrtbranche an die Gemeinden in Höhe
der externen Kosten und Gewinnbeteiligung der anfahrenden Städte

Verbesserung der Ladeinfrastruktur in den Häfen, um Kreuzfahrtschiffe vermehrt
mit Landstrom bei Liegezeiten zu versorgen und dadurch die Feinstaub, Stick- und
Schwefeloxide deutlich zu verringern. An den entstehenden Kosten sind die 
Reedereien der Kreuzfahrtschiffe zu beteiligen. Zudem darf die Stromversorgung 
der Anwohner:innen an Land nicht zugunsten der Kreuzfahrtschiffe darunter 
leiden.”

Verpflichtung der Schiffe auf Umrüstung zu Ladestrom sowie der Nutzung dieses
Stroms bei Liegezeiten im Hafen

Betreiben von neuen Fähren nur noch mit Wasserstoff oder anderen emissionsfreien
Kraftstoffen und Umrüstung älterer Fähren zu Wasserstoff oder anderen
fossilfreien Antrieben

Die Schaffung von Vorschriften für entsprechende Abgasreinigungssysteme von
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 168

 169

 170

 171

 172

Kreuzfahrtschiffen

Ausweisung der gesamten Ostsee als ECA-Gebiet (Schwefel- und Stickoxid-
Kontrollgebiet)

Eine strikte Umsetzung der IMO-Richtlinie (International Maritime Organization)
im Ostseegebiet, die auf die Reduzierung von Unterwasserlärm abzielt

 173 Mehr Meeresschutzgebiete für marines Leben und Meerespflanzen

 174 Für die Artenvielfalt und Lebensraum von verschiedenen Meerestieren ist Seegras ein
 175 wichtiger Bestandteil der Ostsee. Dabei gibt es noch viele weitere wichtige Vorteile
 176 (Festigung vom Sediment am Meeresboden, Sauerstofflieferant etc.). Insbesondere in
 177 Betrachtung der Klimakrise wird eine weitere Fähigkeit unbedingt benötigt: Seegras
 178 speichert große Mengen an Kohlendioxid. Deshalb ist der Schutz von sogenannten
 179 Seegraswiesen in vielerlei Hinsicht wichtig.

 180 Durch zu wenige Schutzmaßnahmen ist der Bestand an Seegras in der Ostsee
 181 zurückgegangen. Die Ursachen liegen hierbei meistens an hohen Nährstoffeinträgen wie
 182 Dünger. 

 183

 184

 185

 186

Darum fordern wir den Bestand des Seegras in der Ostsee zu schützen und weiter
zu fördern, um so einen wichtigen Bestandteil für Artenvielfalt und gegen die
Klimakrise zu erhalten. Notwendig dazu ist ein Verbot von Baumaßnahmen und
grundberührender Fischerei in unmittelbarer Nähe zu Seegraswiesen.

 187 Mehr Meeresschutzgebiete und ein gemeinsames Management der Anrainerstaaten

 188 Die traditionelle Fischerei in Deutschland ist heutzutage kaum noch vorhanden. Sie
 189 kann sich schwerlich gegen die Großfischerei durchsetzen und leidet dann unter
 190 schwindenden Fischbeständen. Aber nicht nur für diesen traditionellen Beruf, auch für
 191 die Artenvielfalt und das sensible Gleichgewicht der Meeresökologie bedeutet es eine
 192 harte Herausforderung. Der Klimawandel und die Erwärmung der Meere lassen die
 193 Fischlarven meist früher schlüpfen, zu den Zeiten, in denen sie aber keine
 194 ausreichende Menge an Nahrung finden. Diese Kombination ist für die Fischbestände
 195 schwer zu verkraften. Deshalb sollten die Reformen in der EU über die
 196 Fischereipolitik zu positiven Veränderungen führen. Hier müssen Deutschland und die
 197 Anrainerstaaten der Ostsee mehr Meeresschutzgebiete erschaffen. In diesen Gebieten
 198 ist die Berufs- und Freizeitfischerei zeitlich zu verbieten. Diese
 199 Meeresschutzgebiete sollten durch ein kooperatives Management koordiniert betreut und
 200 geschützt werden. Außerdem gilt es, diese Schutzgebiete auch auf die Offshore-
 201 Windenergie zu beziehen. Dabei sollen Laichgebiete, Wanderkorridore von Fischen,
 202 Vögel und Fledermäusen analysiert und entsprechende Verbotsgebiete eingeführt werden.
 203 Nur durch die Beschränkung der Fischerei werden wir den Beruf der Fischerei retten. 

 204

 205

 206

 207

 208

 209

 210

Bildung von mehr Meeresschutzgebieten, die durch ein gemeinsames Management der
Anrainer-Bundesländer koordinierend betreut werden

Einrichtung von marinen Schutzgebieten, die über die aktuellen Quotenregelungen
hinausgehen, in der die Berufs- und Freizeitfischerei zeitlich verboten werden
zur Erholung von Fischbeständen

Besondere Gebiete in der Ostsee für die Artenvielfalt (Laichgebiete,
Wanderkorridore für Vögel, Fledermäuse und Fischen) durch Verbotszonen für
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 211

 212

 213

 214

 215

 216

Offshore-Windenergie und Unterwasserarbeiten, schützen

Eine umfassende Lärmschutzstrategie für die Ostsee

Die Förderung von Renaturierungszonen in der Ostsee

Die küstennahe Fischerei muss mittelfristig zum immateriellen Kulturerbe
transformiert werden und somit der*die Ausbildung der Berufsfischer*innen
angepasst werden

 217 Reduzierung von Nährstoffeinträge

 218 Das Kernproblem der Ostsee ist die Belastung durch Nährstoffe, wodurch
 219 sauerstofffreie Zonen entstehen, in denen kein marines Leben möglich ist. Diese
 220 „Todeszonen“ werden durch verschiedene Faktoren begünstigt, wobei Dünger ein großer
 221 Faktor ist, der menschlich verursacht ist. Durch diesen Dünger entstehen mehr Algen
 222 und die Blütezeit der Algen häuft sich. Durch natürliche Abbauprozesse sinkt der
 223 Sauerstoffanteil so drastisch, dass marines Leben in diesen Gebieten nicht möglich
 224 ist. Innerhalb von 120 Jahren haben sich diese Todeszonen in der Ostsee verzehnfacht.
 225 Politisches Handeln ist in der Ostsee notwendig, da die Meereserwärmung durch die
 226 Klimakrise den Prozess in Zukunft noch verstärken wird.

 227

 228

 229

 230

 231

 232

 233

 234

 235

 236

 237

 238

 239

 240

 241

 242

Darum fordern wir eine massive Reduktion von Düngemittel und Pestiziden in der
Landwirtschaft, insbesondere in Küstennähe

Eine stärkere Förderung von ökologischer Landwirtschaft, besonders in Küstennähe

Marine Schutzgebiete in der Ostsee müssen auch Gewässerrandstreifen mit
einbeziehen

Null Eintrag von gefährlichen Schadstoffen in der Nähe der bestehenden
Nationalparke in der Ostsee, sowie der gesamten deutschen  Ostseeküste

Die Schaffung einer Grundlage für Gewässerrandstreifen an Zuflüssen der Ostsee

150 Meter breite Pufferzonen an allen Buchten und Meeresarmen der Ostsee

Neue Stoffe, die z. B. in der Landwirtschaft als Biozide und Pestizide Anwendung
finden, sollten insbesondere in Schutzgebieten erst eingesetzt werden, wenn die
Unbedenklichkeit für (marine) Ökosysteme nachgewiesen ist. Hierfür sind
weitreichende Prüfverfahren für die Zulassung notwendig.

Neue Stoffe, die z. B. in der Landwirtschaft als Biozide und Pestizide Anwendung
finden, müssen insbesondere in Schutzgebieten grundsätzlich als gefährlich
eingestuft werden, bis das Gegenteil bewiesen ist

 243 “Ostseeküste nicht im Sturm stehen lassen!”

 244

 245 In der Nacht vom 21. auf den 22. Oktober 2023 traf eine “Jahrhundertflut” auf die
 246 deutsche  Ostseeküste. Das Wasser flutete Altstädte und touristische Betriebe. Es
 247 zerstörte Infrastruktur und Existenzen. Die Landesregierungen von Schleswig-Holstein
 248 und Mecklenburg-Vorpommern beziffern den Schaden derzeit auf rund 300 Millionen Euro,
 249 gehen aber davon aus, dass es sich dabei nicht um den abschließenden Wert handelt.
 250 Land und Kommunen in Schleswig-Holstein haben einen Wiederaufbau-Fonds aufgelegt, um
 251 Betroffenen sofortige Hilfe zu ermöglichen. Aufgrund der Klimakrise sind derlei
 252 Naturkatastrophen in Zukunft immer häufiger zu erwarten. Der Küsten- und
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 253 Katastrophenschutz sind diesen Herausforderungen derzeit nicht gewachsen. Der Bund
 254 darf die Küstenregionen nicht im Sturm stehen lassen!

 255

 256 Wir fordern die Bundesregierung auf,

 257

 258

 259

 260

 261

 262

 263

 264

sich mit mindestens 100 Millionen Euro am Wiederaufbaufonds zur Soforthilfe
zu beteiligen,

den Küstenschutz langfristig stärker finanziell zu unterstützen,

den Katastrophenschutz neu zu denken und zukunftsfähig aufzustellen,

einen Notfallfonds zur Soforthilfe bei kommenden Naturkatastrophen zu
initiieren.

Es muss für alle Menschen eine Möglichkeit geben einen Sturmversicherung
abzuschließen. Versicherungen müssen verpflichtet werden, diese anzubieten.

Begründung

Erfolgt ggf. mündlich.
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Antrag U4: Moor muss nass! 
Antragsteller*in: Jusos Mecklenburg-Vorpommern
Status: angenommen
Sachgebiet: U - Umwelt, Energie & Nachhaltigkeit
Antragsblock: Antragsblock U

 1 Als Moore bezeichnet man Feuchtgebiete, in denen durch die Wassersättigung nicht
 2 ausreichend Sauerstoff für die Abbauprozesse organischer Stoffe zur Verfügung steht
 3 und sich so Torf bilden kann. Das Wasser kann entweder ausschließlich aus
 4 Niederschlägen stammen, dann wird von Hochmooren gesprochen,  oder aber aus
 5 Oberflächen-, Grund- oder Meerwasser, dann wird von Niedermooren gesprochen. 

 6 So sind Moore eine immense Senke für Kohlenstoff, da dieser dort unter
 7 Wassersättigung permanent gespeichert wird. Sie sind in der Lage mehr Kohlenstoff zu
 8 speichern als jedes andere Ökosystem auf der Welt. Obwohl Moore nur 3 % der
 9 Landfläche bedecken, können sie ca. doppelt so viel CO2 speichern, wie alle Wälder
 10 der  Welt (ca. 30 % der Landfläche) zusammengenommen. In Deutschland stellen Moore
 11 sogar den größten terrestrischen Kohlenstoffspeicher dar. Moore wachsen über
 12 geologische Zeiträume hinweg und können so erst im Laufe von tausenden Jahren ihre
 13 Senkenwirkung vollständig entfalten, sodass eine Trockenlegung große Mengen
 14 Kohlenstoff freisetzt. Bestenfalls wird ein intaktes Moor folglich einfach in Ruhe
 15 gelassen. Intakte Moorflächen gibt es in Deutschland jedoch kaum noch.

 16 Die moorreichsten Bundesländer Deutschlands sind Niedersachsen (597.116 ha),
 17 Mecklenburg-Vorpommern (330.193 ha) und Brandenburg (243.432 ha).  

 18 Von diesen Flächen sind jedoch nur noch ungefähr 3 % naturnah bzw. nicht entwässert,
 19 da der Großteil mittlerweile landwirtschaftlich genutzt wird. Für diese Nutzung
 20 wurden in der Vergangenheit weitreichende Entwässerungsmaßnahmen eingeleitet, um die
 21 vormals nassen Flächen trockenzulegen und so wirtschaftlich nutzbar zu machen. Mit
 22 fatalen Folgen für Klima, Umwelt und die Biodiversität. 

 23 Denn trockene Moorböden emittieren durch den Kontakt des gespeicherten Kohlenstoffes
 24 mit dem Sauerstoff der Luft CO2. So sind die Moorböden in Mecklenburg-Vorpommern für
 25 37 % der Treibhausgasemissionen aus der Landwirtschaft verantwortlich, obwohl sie nur
 26 7 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche ausmachen. Moore werden so von wichtigen
 27 Kohlenstoffsenken zu riesigen Treibhausgasemittenten.

 28 Die Wiedervernässung langfristig trockengelegter und so für die Landwirtschaft
 29 nutzbar gemachter Flächen kann die Emission von CO2 und anderen klimaschädlichen
 30 Gasen deutlich verringern und sogar wieder Kohlenstoffsenken aus den Mooren machen. 

 31 Auch für die Resilienz des Mikroklimas sind Moore von großer Bedeutung, da sie
 32 Starkwetterereignisse abmildern können. Im Falle von Dürren können Moore durch
 33 Verdunsten des Wassers zu einer lokalen Abkühlung beitragen und während
 34 Starkregenereignissen sind Moore wichtige Retentionsflächen für das anfallende
 35 Regenwasser und tragen so zum Hochwasserschutz bei.

 36 Aber nicht nur das Klima ist von der Trockenlegung von Mooren direkt betroffen.
 37 Ebenso nimmt die Biodiversität im einzigartigen Ökosystem Moor drastisch ab. Hoch
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 38 spezialisierte Tier- und Pflanzenarten werden teilweise irreversibel verdrängt. 

 39 Ein weiteres Problem ist der Abbau von Torf, welcher ebenfalls irreversible Schäden
 40 durch die Zerstörung der Torfschichten verursacht. Torf wird bevorzugt im Garten- und
 41 Landschaftsbau als Kultursubstrat verwendet, obwohl es für den privaten Bereich
 42 bereits torffreie Alternativen gibt. 

 43 Aber auch bei der Verwendung von torfhaltigem Substrat im industriellen Bereich muss
 44 ein stärkerer Fokus auf Alternativen gelegt werden, damit künftig kein Torf mehr
 45 abgebaut wird. 

 46 Entscheidend für einen Kurswechsel bei der Betrachtung und Behandlung von Mooren ist
 47 jedoch eine ausreichende Beteiligung der betroffenen Menschen vor Ort, um ein
 48 Bewusstsein für die Tragweite des Themas zu schaffen und Interessenskonflikten
 49 vorzubeugen. Nur so kann eine von allen befürwortete und unterstützte, nachhaltige
 50 Moorrestauration durchgeführt und dauerhaft aufrechterhalten werden. 

 51 Eine Alternative zur konventionellen Landwirtschaft auf trockenen Moorflächen sind
 52 Paludikulturen auf wiedervernässten Standorten. Hierbei werden Nutzflächen erhalten,
 53 indem standortspezifische Pflanzen, wie zum Beispiel Torfmoose, Schilf oder
 54 Rohrkolben angebaut werden. Diese Form der Bewirtschaftung von wiedervernässten
 55 Flächen verbindet den Schutz der Moore als Ökosystem und Lebensraum und den Erhalt
 56 ihrer klimaschützenden Eigenschaften mit einer regionalen Wertschöpfung. Dies ist
 57 insbesondere von Bedeutung, um mittels Einkommensalternativen Akzeptanz für die
 58 Bedeutung des Schutzes der Moore in der Bevölkerung zu schaffen.

 59 Paludikulturen sollen jedoch ausdrücklich nicht auf bereits schützenswerten Flächen
 60 bzw. in Schutzgebieten aufgebaut werden. Vielmehr sollen sie dazu dienen bereits
 61 landwirtschaftlich genutzte Flächen trotz Wiedervernässung weiterhin nutzen zu
 62 können. Hier können Flächen, auf denen Paludikulturen betrieben werden, als Puffer
 63 zwischen Schutzgebieten und konventionell genutzten landwirtschaftlichen Flächen auf
 64 mineralischen Böden betrachtet werden. 

 65 Nasse Moore sind wichtige Komponenten im Kampf gegen die Klimakrise und den Verlust
 66 von Biodiversität. Gleichzeitig haben sie enorm viel Potenzial für nachhaltige
 67 Landwirtschaft, bei der sich Schutzziele, sowie regionale und ökonomische Ziele
 68 vereinbaren lassen. Daher müssen Strategien entwickelt und Mittel bereitgestellt 
 69 werden, um Moore zukunftsbeständig zu machen.

 70 Wir fordern daher: 

 71

 72

 73

 74

 75

 76

 77

 78

 79

 80

 81

interdisziplinären Moorschutz auf europäischer, Bundes-, Landes- und kommunaler
Ebene

Schutz von Moorböden vor Bebauung, welche nicht mit einer  Wiedervernässung
vereinbar sind

Verbot von torfhaltigen Substraten im privaten Bereich und die schnelle
Erarbeitung von Alternativen für den gewerblichen Bereich  

mehr staatliche Investitionen in Forschung und Entwicklung zur  Wiedervernässung
von Mooren und Bewirtschaftung durch Paludikulturen, sowie die weiterführende
Erprobung von Paludikulturen auf geeigneten Flächen

Möglichkeiten der vereinfachten Zertifizierung durch entsprechende DIN – Normen
für nachwachsende Bau- und Rohstoffe aus Paludikulturen
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 82

 83

 84

 85

 86

 87

 88

 89

 90

 91

 92

 93

 94

Aufnahme von Paludikulturen in den Subventionskatalog der GAP, sowie eine
grundsätzliche Streichung von klimaschädlichen Subventionen

stärkere Anreize zum Moorschutz für Eigentümer*innen von trockengelegten
Moorflächen, sowie die Möglichkeit zur Sanktionierung und Enteignung bei
strikter Weigerung, vergleichbar mit dem Vorgehen im Straßenbau

Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für die Wichtigkeit von Moorschutz in der
Bevölkerung

Beschleunigung der Restaurierung von Mooren und stärkere finanzielle
Unterstützung durch die EU, Bund und Ländern von Moorschutzprojekten. Das Ziel
soll dabei sein, dass bis 2050 alle Moore, ausgenommen besiedelte Gebiete,
wiedervernässt werden sollen. Für die Überprüfung der Zieleinhaltung soll ein
bundesweites Feuchtgebietsmonitoring eingeführt werden.

absoluter und konsequenter Schutz für intakte Moore! 

 95 Das übergeordnete Ziel und damit unsere Kernforderung lautet ganz klar: Moor muss
 96 nass!
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Antrag V1: Sichere Fahrt voraus – Lehren und Konsequenzen aus 
Schiffshavarien ziehen
Antragsteller*in: Jusos Weser-Ems
Status: angenommen
Sachgebiet: V - Verkehr & Infrastruktur
Antragsblock: Antragsblock V

 1 Das jüngste Schiffsunglück der Fremantle Highway vor der niederländischen Küste hat
 2 erneut die gravierenden Risiken und potenziellen Konsequenzen von Bränden auf
 3 Schiffen und der Beförderung von Gefahrgütern auf See aufgezeigt. Der Brand auf dem
 4 Transportschiff für Fahrzeuge, das neben der Fracht 1600 Tonnen Schweröl und weitere
 5 200 Tonnen Marine-Diesel geladen hatte, drohte in einer Umweltkatastrophe für die
 6 Nordsee, die Küstenregion sowie das Naturschutzgebiet Wattenmeer zu enden. Die
 7 Auswirkungen von Schiffshavarien auf die Natur und die Menschen bedürfen daher unsere
 8 Aufmerksamkeit. Um einen nachhaltigen globalen Handel zu organisieren, muss die
 9 Sicherheit der Schifffahrt gewährleistet werden.

 10 Reedereien in die Verantwortung nehmen 

 11 Die Havarie der Freemantle Highway reiht sich in eine Reihe von Schiffsunglücken in
 12 der Nordsee und im Bereich des Naturschutzgebietes Wattenmeer ein. Die verschiedenen
 13 Havarien in den letzten Jahren bedeuteten jeweils weitere Umweltbelastungen für das
 14 Wattenmeer und die Nordsee. Alleine von der MSC Zoe fielen 342 Container in die
 15 Nordsee, die mitunter umweltschädliche Chemikalien und große Mengen an Lithium-Ionen-
 16 Batterien enthielten. Langjährige Untersuchungen der Havarie der MSC Zoe kamen zu dem
 17 Ergebnis, dass die Größe des Frachtschiffes eine unmittelbare Wirkung auf die
 18 Sicherheit der Fracht hatte.

 19 Der Trend, immer größere Frachtschiffe zu bauen, der sich seit der Einweihung der MSC
 20 Zoe ungehindert fortsetzt und zum Ziel hat, Transportkosten einzusparen und dadurch
 21 die Profite der Reedereien zu maximieren, muss gestoppt werden. Riesige Frachtschiffe
 22 gefährden die Sicherheit des Güterschiffsverkehrs. Es ist inakzeptabel, dass die
 23 Ozeane, Naturschutzgebiete und die Menschen in den Küstenregionen die Rechnung für
 24 die Gewinngier großer Konzerne tragen müssen. Die zulässige Größe von Frachtschiffen
 25 ist ein entscheidender Faktor für die Sicherheit der Schifffahrt und muss sich bei
 26 der Festlegung neuer Sicherheitsstandards an den Untersuchungsergebnissen vergangener
 27 Schiffshavarien und aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen orientieren und die 
 28 Emission durch Produktion, Instandhaltung und Betrieb berücksichtigen. Die
 29 Gewinnmaximierung von Reedereien darf dabei keine Rolle spielen.

 30 Bei künftigen Schiffshavarien ist die Einhaltung der festgelegten
 31 Sicherheitsstandards zu überprüfen. Unternehmen, die Sicherheitsstandards nicht
 32 einhalten, müssen konsequent zur Verantwortung gezogen werden.

 33 Umwelt- und Sicherheitsstandards anpassen 

 34 Die jüngste Frachterhavarie hat gezeigt, dass die Brandschutz- und
 35 Sicherheitsstandards im Güterschiffsverkehr weiterentwickelt werden müssen, um dem
 36 Transport von Fahrzeugen gerecht zu werden. Dies beinhaltet die Entwicklung von
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 37 spezifischen Sicherheitsrichtlinien und Notfallplänen für den Umgang mit Bränden, die
 38 durch Lithium-Ionen-Batterien ausgelöst oder angetrieben werden. Dazu benötigt es
 39 zudem weitere Schulungen des Transport- und Feuerwehrpersonals und eine entsprechende
 40 angepasste Ausstattung. Zusätzlich müssen geeignete Vorsortierungskonzepte während
 41 des Boardings sowie spezielle Stell- und Ladeplätze mit Gefahrendetektions- und
 42 Sicherheitssystemen entwickelt und konsequent umgesetzt werden. Diese Standards
 43 müssen auf internationaler Ebene im Rahmen der Internationalen Maritimen Organisation
 44 (IMO) verankert und vereinheitlicht werden. Die ersten Labor- und Feldtests werden
 45 dazu aktuell umgesetzt und erprobt. Diese müssen finanziell ausreichend ausgestattet
 46 werden.

 47 Im Fall der Fremantle Highway konnte der Brand gelöscht und eine Umweltkatastrophe
 48 abgewendet werden. Nichtsdestotrotz hat auch das umweltgefährliche und
 49 gewässergefährdende Lösch- und Kühlwasser negative Auswirkungen auf das maritime
 50 Ökosystem. Gemeinsam müssen alle Staaten aktiv werden, um sich bei der
 51 Internationalen Maritimen Organisation für verschärfte Sicherheitsstandards für
 52 Schiffe und den Schutz der Meere einzusetzen.

 53 Green Shipping beschleunigen 

 54 Die klimaneutrale Transformation des Verkehrs darf auch vor der Schifffahrt nicht
 55 halt machen. Riesige Frachtschiffe, die mit Schweröl betankt und beladen sind,
 56 stellen eine extreme Gefahr für die Natur, das Klima und die Menschen dar. Neben dem
 57 CO2- und Schadstoffausstoß, der bei der Verbrennung verursacht wird, bedeutet das
 58 Auslaufen von Schweröl auch besonders katastrophale Folgen für das maritime
 59 Ökosystem, die zum Teil Jahrzehnte anhalten. Es ist deshalb notwendig, Schweröl als
 60 Schiffstreibstoff kurzfristig zu verbieten. Insbesondere in Naturschutzgebieten und
 61 sensiblen Lebensräumen ist der Verkehr von Schiffen, die mit Schweröl betrieben sind
 62 verantwortungslos. Dieses Verbot darf jedoch nicht zulasten globaler Lieferketten 
 63 gehen, die lebensnotwendige Güter, wie Getreide, liefern. Hier sind alternative 
 64 Liefermöglichkeiten zu finden, die nicht zulasten finanziell schwächerer Menschen 
 65 insbesondere im sogenannten globalen Süden gehen.

 66 Die Emissionssenkungsziele für die Schifffahrt, die im Rahmen des European Green Deal
 67 und der „FuelEU Martime“-Verordnung formuliert wurden, sind konsequent einzuhalten.
 68 Auf nationaler und europäischer Ebene muss die Forschungsförderung für nachhaltige
 69 und klimaneutrale Schiffsantriebe massiv ausgebaut werden. Das muss auch die stärkere
 70 Förderung von Wind- und Solarenergie als Energiequellen und den Einbau von
 71 Energierückgewinnungssystemen einschließen. In einer nachhaltigen und klimaneutralen
 72 Schifffahrt hat fossiles Flüssiggas keinen Platz. Auch synthetisches Flüssiggas kann
 73 langfristig nicht die Lösung für die klimaneutrale Transformation der Schifffahrt
 74 sein. Unser Ziel ist es, komplett auf klimaneutrale Antriebssysteme umzustellen,
 75 deshalb ist im Schiffsbau darauf zu achten, dass neugebaute Schiffe auch mit
 76 Wasserstoff betrieben werden können. Bei der Förderung und Stärkung der
 77 wasserstoffbetriebenen Schifffahrt muss der Aufbau einer vollständigen Lieferkette in
 78 Norddeutschland vorangetrieben werden, um eine sichere Produktion mit tarifgebundenen
 79 Arbeitsplätzen und kurzen Transportwegen zu gewährleisten.

 80 Sichere Seerouten festlegen 

 81 Der Brand der Fremantle Highway wäre beinahe in einer Umweltkatastrophe geendet. Eine
 82 Ölpest im Naturschutzgebiet Wattenmeer hätte nicht nur kurzfristig katastrophale
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 83 Folgen für die Natur und Lebewesen, sondern würde das Meeresökosystem über viele
 84 Jahre hinweg belasten. Gefahrguttransporte, einschließlich des Transports von
 85 Elektroautos, werden in der Zukunft eher zu- als abnehmen. Es ist daher notwendig,
 86 die Nutzung von küstennahen Seerouten für den Gefahrguttransport auf den Prüfstand zu
 87 stellen. Insbesondere in Bereich der Naturschutzgebiete müssen. Gefahrguttransporte
 88 werden in der Zukunft eher zu- als abnehmen. Es ist daher notwendig, die Nutzung von
 89 küstennahen Seerouten für den Gefahrguttransport auf den Prüfstand zu stellen und die
 90 sichersten Routen zu wählen. Insbesondere in Bereich der Naturschutzgebiete müssen
 91 Gefahrguttransporte massiv eingeschränkt und auf küstenferne Seerouten verlegt
 92 werden. Günstige Transportkosten dürfen kein Grund für die Gefährdung des
 93 Weltkulturerbes sein. Deshalb müssen hierfür sichere Seerouten festgelegt werden.

 94 Ausbeutung beenden 

 95 In den letzten Jahrzehnten hat sich die Kapitalakkumulation, also die Anhäufung von 
 96 Kapital, in der Güterschifffahrt extrem beschleunigt. Wenige einflussreiche
 97 Reedereien haben sich zu Allianzen verbunden und bestimmen die Konditionen des
 98 globalen Güterschiffverkehrs. Infolgedessen hat das Verhältnis von Arbeit und Kapital
 99 in der Branche eine starke Schlagseite zugunsten der Reedereien eingenommen.

 100 Die Güterschifffahrt spielt eine zentrale Rolle im globalen Handel, doch die
 101 Arbeitsbedingungen der Beschäftigten und die Ausbildungsbedingungen stehen in vielen
 102 Fällen im krassen Gegensatz zu den hohen Sicherheits- und Umweltschutzstandards, die
 103 für die Gewährleistung von Schiffssicherheit nötig sind. Diese Missstände sind zum
 104 Teil so dramatisch, dass sie nicht nur die psychische und physische Gesundheit der
 105 Arbeiter*innen beeinträchtigen, sondern auch die Sicherheit auf See gefährden.
 106 Schiffssicherheit, die Verhinderung von Schiffshavarien und drohenden
 107 Umweltkatastrophen sind damit unerlässlich mit der Verbesserung von
 108 Arbeitsbedingungen verbunden.

 109 Der Güterschiffverkehr ist eine zutiefst international verwobene Branche. Um die
 110 Sicherheit auf See zu gewährleisten und die Arbeitsbedingungen zu verbessern, müssen
 111 daher einheitliche, weltweit verbindliche Mindeststandards eingeführt werden. Diese
 112 Standards sollten die gute Ausbildung und Qualifizierung der Beschäftigten in den
 113 Mittelpunkt stellen und Aspekte wie Arbeitszeiten, Ruhezeiten, Entlohnung und die
 114 Unterbringung abdecken. Zudem muss die Tarifbindung in der Güterschifffahrt massiv
 115 ausgeweitet werden.

 116 Der Tarifvertrag der International Transport Workers‘ Federation (ITF) muss als
 117 Mindeststandard gelten. Auf keinem international fahrenden Schiff soll dieser
 118 unterschritten werden dürfen. Die Praxis, Mitarbeiter*innen je nach
 119 Staatsangehörigkeit unterschiedlich zu bezahlen, muss gestoppt werden. Auch in der
 120 Güterschifffahrt muss gelten: Gleicher Lohn, für gleiche Arbeit! Zudem können
 121 Reedereien durch das Prinzip der Ausflaggung das für sie angenehmste nationale
 122 Arbeitsrecht auswählen und dadurch zu Lasten der Beschäftigten ihre Profite
 123 maximieren. Um diese Ausbeutung zu verhindern, dürfen Schiffe nur unter der Flagge
 124 des Staates fahren, in dem der nutznießende Eigentümer ansässig ist.
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Antrag W1: Grunderbe - weil alle erben sollten, was heute wenigen 
gehört
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: W - Wirtschaft, Finanzmärkte, Steuern & Kapitalismuskritik

 1 Die Bundesrepublik Deutschland ist der Staat mit der zweithöchsten
 2 Vermögensungleichheit im gesamten Euroraum. Lediglich zehn Prozent der Bevölkerung
 3 kontrollieren um die siebenundsechzig Prozent des gesamten gesellschaftlichen
 4 Vermögens, das reichste Prozent besitzt über ein Drittel des gesamten Vermögens und
 5 zwei Familien haben mehr Geld als die gesamte untere Hälfte der Bevölkerung.
 6 Gleichzeitig verfügen die ärmsten zwanzig Prozent über kein nennenswertes Vermögen
 7 und die ärmsten zehn Prozent sind sogar überschuldet. Das Ausmaß dieses Problems wird
 8 oft unterschätzt. Mit einem Gini-Index bei Vermögen von 0,8 (0 entspricht dabei einer
 9 absoluten Gleichverteilung, 1 entspricht einer maximalen Ungleichheit) ist
 10 Deutschland eine der weltweit ungleichsten Demokratien.

 11 Da mehr als die Hälfte dieser Vermögen vererbt oder verschenkt wurden, steht diese
 12 massive Ungleichheit in unmittelbarem Zusammenhang mit dem System von Erbschaft und
 13 Schenkung in Deutschland. Schätzungen bezüglich des deutschen Erbschaftsvolumens
 14 belaufen sich auf unglaubliche 400 Milliarden Euro pro Jahr – das ist ungefähr das
 15 gesamte Bruttoinlandsprodukt von Österreich oder 10 Prozent des BIP von Deutschland.
 16 Durch niedrige Steuersätze und eine regressive Steuerbelastung sowie hohe und viele
 17 Ausnahmen in der Erbschafts- und Schenkungssteuer werden lediglich 0,2 % dieses Erbes
 18 zurück in die Gemeinschaft bzw. an den Staat umverteilt. Dabei gilt die Regel: Je
 19 größer das Erbvolumen, desto niedriger die Steuerbelastung: Der durchschnittliche
 20 Steuersatz auf Erbschaften und Schenkungen von unter 20 Mio. Euro beträgt 9 %, bei
 21 Erbschaften und Schenkungen von über 20 Mio. nur noch lediglich 2,8 %.

 22 Wohneigentum ist in Deutschland extrem ungleich verteilt: Unter den 10 % der
 23 Haushalte mit dem höchsten Nettovermögen verfügen 92 % über vermietete Immobilien,
 24 die  20 % mit dem niedrigsten Nettovermögen besitzen nur 2 %. Dabei sind mehr als 70
 25 % der vermieteten Immobilien in der Hand der 10 % reichsten Haushalte. Die
 26 Wohneigentumsquote ist in keinem anderen EU-Land so niedrig wie in Deutschland. Nur
 27 42 % der Personen besitzen die Immobilie, die sie bewohnen, in Ostdeutschland sogar
 28 nur 37 %. 1,3 % der Deutschen besitzen hingegen Mietwohnungen, die sie in den meisten
 29 Fällen geerbt haben oder durch eine Erbschaft finanzieren konnten.

 30 Durch diese Wirkweise trägt die aktuelle Erbschaft- und Schenkungsteuer mit zu einer
 31 fortlaufenden Konzentration von Vermögenswerten bei, anstatt diese aufzuheben und
 32 steigert so Ungleichheit. Dadurch erfolgt für die Mehrheit der Menschen ein
 33 konsequenter Ausschluss von der Möglichkeit, Rücklagen zu bilden.

 34 Dies steht in direktem Zusammenhang zu sozialer Mobilität: Je ungleicher eine
 35 Gesellschaft ist, desto niedriger ist ihre soziale Mobilität. Je mehr Erbe von immer
 36 weniger Menschen vererbt wird, desto schwieriger wird der Aufbau von Vermögen durch
 37 Erwerbsarbeit. Ungleichheit reproduziert sich dabei selbst. In Deutschland entsteht
 38 durch diesen Prozess Vermögen nahezu nur noch durch Erbgang. Dieser Zustand
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 39 verhindert das Erreichen einer klassenlosen Gesellschaft. Die Idee einer
 40 Gesellschaft, in der Arbeit die treibende Kraft für Wohlstand ist, verkommt mit dem
 41 aktuellen System zur Legende.

 42 Ungleichheit gefährdet die Demokratie

 43 Die sich immer weiter verschärfende Vermögensungleichheit ist dabei nicht nur ein
 44 schwerwiegendes ökonomisches Problem, sondern auch eine ernste Gefahr für die
 45 Demokratie und ihre Institutionen. Vermögen ermöglichen ihren Eigentümern als
 46 ökonomische Form von Kapital innerhalb der kapitalistischen Produktions- und
 47 Verteilungsmechanismen Entscheidungshoheit über Produktionsabläufe und generieren
 48 somit politischen Einfluss, welcher demokratisch nicht kontrolliert werden kann. Wir
 49 lehnen die Anhäufung von Vermögen als Voraussetzung zur Teilhabe ab, erkennen aber,
 50 dass im kapitalistischen System, in dem wir leben, genau das der Fall ist.
 51 Langfristig übersetzen sich große Vermögensakkumulationen auch in Formen von
 52 sozialem, symbolischem und kulturellem Kapital. Das ökonomische und soziale Kapital
 53 der Eltern hat z.B. einen erheblichen Einfluss auf den Bildungserfolg der Kinder.
 54 Eltern mit höherem ökonomischen Kapital haben oft die Möglichkeit, ihren Kindern
 55 bessere Bildungschancen zu bieten, wie den Besuch von privaten Schulen,
 56 Nachhilfeunterricht oder individuelle Förderung. Diese zusätzlichen Ressourcen können
 57 dazu beitragen, dass Kinder bessere Noten in der Schule schreiben und sich auf höhere
 58 Bildungswege vorbereiten können.

 59 Ebenso ermöglicht ein großes Vermögen Zugang zu kulturellen Veranstaltungen und
 60 Aktivitäten und somit zu sozialen und politischen Netzwerken. Daraus folgt, dass
 61 Vermögen nicht nur bloße Konzentrationen von Kaufkraft, sondern auch immer
 62 Akkumulationen politischer Macht sind. Ungleichheit von Vermögen bedeutet deshalb
 63 Ungleichheit politischer Einflussmöglichkeiten. Wenn Vermögen nahezu nur noch über
 64 Erbgang generiert und somit Ungleichheit in Vermögenswerten zementiert wird, folgt
 65 hieraus eine Manifestierung von Machtgefällen zwischen verschiedenen sozialen
 66 Gruppen. Diese Prozesse stehen in direktem Zusammenhang mit immer wiederkehrenden
 67 gesellschaftlichen Problemen. In unserer Gesellschaft, geprägt von patriarchalen,
 68 klassistischen und rassistischen sowie kolonialen Strukturen, die sich über die
 69 vergangenen Jahrzehnte bis heute konstant halten, erben Männer häufiger als Frauen,
 70 weil besonders große Vermögen oder Unternehmen oft an Söhne statt Töchter vererbt
 71 werden, und nur Familien, die keinen historischen Bruch, durch Flucht oder
 72 Vertreibung, und keine systemische und gesellschaftliche Benachteiligung erfahren
 73 haben, verfügen überhaupt über erhebliche Vermögen, um diese zu vererben.

 74 In Deutschland gibt es historisch gewachsene Ausbeutungsmechanismen, die sich in
 75 verschiedenen Regionen auch heute noch im besonderen Ausmaß entladen.

 76 Besonders eklatant zeigen sich diese Prozesse zwischen der besitzenden-
 77 kapitalistischen und der ausgebeuteten Klasse, zwischen Ost- und Westdeutschland, bei
 78 FINTA, Menschen mit Migrationsgeschichte, Menschen mit Behinderung und BIPoCs. Diese
 79 besitzen unter anderem aufgrund struktureller Diskriminierung und Unterdrückung
 80 weniger Vermögen.

 81 Die Arbeiter*innenklasse wird im Kapitalismus, in dem wir leben, konsequent,
 82 strukturell und klassistisch benachteiligt. Allein durch Lohnarbeit ist es in der
 83 Regel so gut wie unmöglich, Rücklagen oder private Absicherungssysteme aufzubauen,
 84 sozialer Aufstieg durch Arbeit ist ein leeres, neoliberales Versprechen. Gleichzeitig
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 85 führt ein mangelnder Zugang zu guter Lohnarbeit dazu, dass betroffene Personen
 86 seltener in beruflichen Spitzenpositionen Fuß fassen, soziales Kapital generieren und
 87 somit Wohlstand im Verlauf ihres Lebens erlangen. Im Gegensatz dazu können Menschen
 88 mit Einkommen, das nicht aus Lohnarbeit kommt, hohe leistungslose Vermögen anhäufen.
 89 Der Verdienst an den Grundbedürfnissen anderer wird über Generationen vererbt,
 90 während auf der anderen Seite auch Armut und insbesondere Schulden über Generationen
 91 weitergeben werden. Es braucht im Durchschnitt fünf Generationen, um aus dieser Armut
 92 auszubrechen. Diese Ungleichheit wirkt sich auch strukturell auf die Lebensgestaltung
 93 aus. Aus der Logik auszubrechen ist individuell nahezu unmöglich.

 94 Zwischen West- und Ostdeutschland zeigt sich ein enorm starkes Gefälle, welches sich
 95 anhand von unterschiedlichen Lebensverhältnissen und der daraus resultierenden
 96 Chancenungleichheit manifestiert.

 97 Mehr als 30 Jahre nach der sogenannten Wiedervereinigung Deutschlands sind die
 98 Unterschiede in den Lebensverhältnissen nach wie vor groß. Systembedingt konnten
 99 Menschen in der DDR weniger privates Vermögen aufbauen und an die nachfolgenden
 100 Generationen weitergeben als Menschen in Westdeutschland. Entsprechend sind die
 101 individuellen Nettovermögen in Ostdeutschland deutlich geringer als in den alten
 102 Bundesländern. Der Median des Nettogesamtvermögens liegt im Westen mit rund 60.000 €
 103 dreimal so hoch wie im Osten mit nur 21.000 €. Auch bei den Erbschaften zeigen sich
 104 extreme Ungleichheiten: Ostdeutsche erhalten seltener und kleinere Erbschaften. Am
 105 gesamten Erb- und Schenkungsvolumen 2021 hatte der Osten Deutschlands lediglich 2,8
 106 Prozent. Schon beim Geldvermögen erben Westdeutsche mehr als Ostdeutsche: Die
 107 durchschnittliche Erbschaft liegt im Westen bei 92.000 €, im Osten nur bei 52.000 €.

 108 Ein weiterer Faktor für die ungleiche Verteilung sind Immobilien: Während im Westen
 109 in jedem zweiten Erbfall Immobilien vererbt werden, ist dies im Osten nur bei jedem
 110 dritten Erbgang der Fall. Bei den Unternehmensvermögen ist die Ungleichheit noch
 111 drastischer. Zwischen 2009 und 2020 wurden über 409 Milliarden Euro steuerfrei
 112 verschenkt oder vererbt. Lediglich 1,6 Prozent gingen dabei nach Ostdeutschland. Es
 113 gibt heute keine Region in Europa, in dem eine Bevölkerung so wenig Grund und Boden,
 114 Immobilien und Betriebe besitzt, wie die Ostdeutschen in Ostdeutschland. Keine
 115 Bevölkerung hat dort, wo sie lebt, so wenig Führungspositionen inne wie die
 116 Ostdeutschen, sei es in den Betrieben, in den Medien, in den Verwaltungen und Banken,
 117 beim Militär und bei der Polizei oder an den Gerichten und Universitäten. Und auch
 118 diese fehlende Repräsentation steht im Zusammenhang mit fehlendem, sowie ungleich
 119 verteiltem Kapital und der damit verbundenen sozialen Ungleichheit.

 120 Die Vermögensungleichheit zwischen Männern und FINTA ist enorm. Laut einer Oxfam
 121 Studie besitzen Männer 50 % mehr Vermögen als Frauen. Auch in Deutschland ist die
 122 Vermögensungleichheit sehr deutlich. Hauptgrund dafür ist, dass FINTA viel unbezahlte
 123 Reproduktionsarbeit leisten. Durch patriarchale Macht- und Unterdrückungsstrategien
 124 verdienen Frauen für dieselbe Arbeit weniger Geld, arbeiten durch strukturelle
 125 Nachteile häufiger in prekären Beschäftigungsverhältnissen, beispielsweise Minijobs
 126 und Teilzeit (unbereinigter Gender-Pay-Gap von 18 % im Jahr 2023) und werden durch
 127 politische Rahmenbedingungen wie die aktuellen Regeln zum Unterhalts- und
 128 Betreuungsrecht oder dem Ehegatten-Splitting darüber hinaus zusätzlich strukturell
 129 benachteiligt, weshalb sie häufiger von Armut und insbesondere Altersarmut betroffen
 130 sind. FINTA werden durch ihre gesellschaftlich zugeschriebene Position seltener mit
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 131 Erbe von Betriebsvermögen bedacht, welches den Großteil des vorhandenen Vermögens
 132 ausmacht.

 133 In unserer Analyse beziehen wir uns hier auf die Geschlechterkategorien Mann und
 134 Frau. Dies hat den Grund, dass Binarität eine Grundlage der meisten Datenerhebungen
 135 ist, da die heterosexuelle Kleinfamilie Ausgangspunkt vieler Vorteile des
 136 Sozialstaats ist und deshalb eine zentrale Säule unserer feministischen Analyse sein
 137 muss. Nichtsdestotrotz erkennen wir an, dass queere Personen unter dem Patriachat
 138 leiden. Insbesondere trans Personen erfahren häufig (Mehrfach-)Diskriminierungen, was
 139 Auswirkungen auf ihren Zugang zum Arbeitsmarkt hat.

 140 Menschen mit Behinderungen sind deutlich häufiger armutsgefährdet als Menschen ohne
 141 Behinderungen. Das Armutsrisiko von Menschen mit Behinderungen liegt bei ca. 20 %.
 142 Hierbei sind insbesondere jüngere Menschen mit Behinderungen von Armut betroffen, so
 143 lag die Quote der 26-49-Jährigen im Jahr 2018 bei 27,8 %. Behinderte Menschen, die in
 144 Werkstätten arbeiten, sind vom Mindestlohn ausgeschlossen, dies sorgt weiterhin für
 145 enorme Ungleichheit. So können Menschen mit Behinderungen kaum Einkommen generieren
 146 und somit keine Rücklagen bilden.  Außerdem werden Menschen mit Behinderung aufgrund
 147 nicht barrierefreier Infrastruktur oft vom öffentlichen Leben ausgeschlossen, sodass
 148 eine Teilhabe an kulturellem und sozialem Kapital erschwert wird.

 149 Aber nicht nur Menschen mit Behinderungen selbst, sondern auch ihre Angehörigen haben
 150 durch langfristige Pflege und Betreuung ein erhöhtes Armutsrisiko. Diese pflegenden
 151 Angehörigen sind zum überwiegenden Teil die weiblichen Familienangehörigen, die nicht
 152 entlohnte Pflegearbeit leisten. Aus den Schwierigkeiten der Vereinbarkeit zwischen
 153 Pflegearbeit und Erwerbsarbeit folgt auch hier häufig ein finanzieller Nachteil und
 154 Einschränkungen der sozialen Teilhabe.

 155 Vor allem Menschen mit Migrationsgeschichte und BIPoC sind in Deutschland mit den
 156 Folgen relativer Armut konfrontiert und einem enormen Armutsrisiko ausgesetzt. Dies
 157 wird vor allem auch durch die prozentualen Armutsentwicklungen der letzten Jahre
 158 verdeutlicht. Im Jahr 2022 betrug die Armutsgefährdungsquote 28,1 % - im Vergleich zu
 159 Menschen ohne Migrationsgeschichte lag diese nur bei 12,1 %. Dies macht deutlich,
 160 Armut ist nicht gleich Armut und muss differenziert betrachtet werden, auch in der
 161 Betrachtung der unterschiedlichen Herkunftsländer. Die meisten Menschen, die nach
 162 Deutschland migrieren oder flüchten, kommen ohne Vermögen und Besitz nach
 163 Deutschland. Deswegen sind Menschen mit eigener Migrationserfahrung von Armut
 164 nochmals stärker betroffen als Menschen mit Migrationsgeschichte ohne eigene
 165 Migrationserfahrung. Durch fehlende Teilhabeaspekte, diskriminierende Barrieren auf
 166 dem deutschen Arbeitsmarkt und dem strukturellen Ausschluss aus
 167 Bildungsinstitutionen, entstehen Wechselwirkungen, die das Armutsrisiko erhöhen und
 168 die Armutsspirale für Menschen mit Migrationsgeschichte zementieren. Gerade diese
 169 Zementierung durch die genannten Wechselwirkungen führt dazu, dass Armut an
 170 nachfolgende Generationen weitervererbt wird. Aufgrund fehlender Daten, die explizit
 171 auf die Lebensrealitäten von BIPoC eingehen, ist eine dezidierte Darstellung über die
 172 Armutsbetroffenheit von BIPoC nicht quantifiziert. Allerdings lässt sich strukturell
 173 erschließen, dass gerade eben auch BIPoC von Armut betroffen sind.

 174 Aus einer intersektionalen Perspektive sind wir uns bewusst, dass die elaborierten
 175 Perspektiven sich überschneiden können und erkennen an, dass mehrfach marginalisierte
 176 Personen besonders von solchen Prozessen betroffen sind. Dieses intersektionale
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 177 Verständnis ist zentral, um die bestehende Vermögensungleichheiten zu analysieren.

 178 Jedes Erbvermögen hat zudem eine Geschichte. Diese Geschichte ist nicht immer rein
 179 und unbelastet. Einige der reichsten deutschen Erb*innen teilen nicht nur einen
 180 gewaltigen Wohlstand, sondern auch eine sehr belastete Vergangenheit. Der Ursprung
 181 ihres Vermögens ist von dunklen Kapiteln gezeichnet.

 182 Beispielsweise profitieren die Erb*innen des BMW-Imperiums bis heute von den während
 183 der NS-Herrschaft erzielten Gewinnen, die durch Zwangsarbeit, Raub und Kriegsgewinne
 184 erwirtschaftet wurden. Sie sind nur die Spitze des Eisbergs in einer Generation von
 185 Erb*innen, deren Vermögen seine Wurzeln im Nationalsozialismus hat oder in der Zeit
 186 der NS-Herrschaft in großem Maße angehäuft wurde.

 187 Nicht nur die NS-Vergangenheit ist hier von Bedeutung. Auch das koloniale Erbe spielt
 188 eine entscheidende Rolle, insbesondere in den alten Handelsfamilien, die von der
 189 Ausbeutung ehemals deutscher Kolonien auf dem afrikanischen Kontinent profitierten.
 190 Beispiele wie das Unternehmen Sarotti der Familie Wöermann aus Hamburg zeigen, dass
 191 blutig erworbenes Kolonialvermögen bis heute in den Händen der Erb*innen verbleibt.

 192 Tax the rich and lift the poor!

 193 Nach alledem ist nicht zu bestreiten, dass es in der BRD einer grundlegenden
 194 Umverteilungspolitik bedarf. Hierfür sind eine umfassende Reform, vor allem die
 195 Abschaffung von Ausnahmen für Betriebsvermögen, sowie eine Erhöhung der
 196 Erbschaftssteuer unumgänglich.

 197 Darüber hinaus wollen wir die Verschärfung der Erbschaftssteuer durch ein Grunderbe
 198 für alle ergänzen. Eine reformierte Erbschaftssteuer bei gleichzeitiger Auszahlung
 199 eines Grunderbes an junge Menschen von bereits 20.000€ hätte einer Studie des DIW
 200 folgend das Potential den Gini-Koeffizienten Deutschlands um bis zu 7,2% zu senken.
 201 Mit steigender Höhe des Grunderbes dürfte dieser Effekt noch stärker ausfallen.

 202 Wenn jedem Menschen im Alter von 18 Jahren ein Erbe zusteht, ist dies eine massive
 203 Investition in junge Menschen. Während aktuell insbesondere Menschen im Alter von um
 204 die 50 Jahren erben, sorgt das Grunderbe dafür, dass junge Menschen über mehr Kapital
 205 verfügen. Es ist offensichtlich, dass je nach ökonomischer Situation das Grunderbe
 206 unterschiedlich eingesetzt werden wird. Dennoch werden junge Menschen das erhaltene
 207 Grunderbe im Vergleich zu einem älteren Erbenden öfter innovativ, investiv oder zum
 208 Zwecke der eigenen Ausbildung verwenden und seltener sparen. Dies bedeutet, dass das
 209 über das Grunderbe verteilte Vermögen schneller und direkter zur Steigerung
 210 gesellschaftlichen Wohlstands eingesetzt werden kann. Zudem kann das Grunderbe bei
 211 gleichzeitiger Reform der Erbschaftssteuer zu einer stärkeren Angleichung der
 212 Vermögensverhältnisse zwischen Ost und West , den Geschlechtern sowie zwischen
 213 Menschen mit und ohne Migrationsgeschichte beitragen.

 214 Dabei ist uns aber klar, dass das Grunderbe für die Bekämpfung von Ungleichheit nur
 215 ein Baustein sein kann, aber die entscheidenden Weichen im Leben eines Menschen viel
 216 früher gestellt werden. Deshalb ist das Grunderbe kein Instrument, um Kinderarmut
 217 oder die ökonomische Abhängigkeit des Bildungserfolgs zu bekämpfen. Wir Jusos fordern
 218 weiterhin eine armutsfeste Kindergrundsicherung, eine Reform des Bildungssystems, in
 219 dem das ökonomische, soziale und kulturelle Kapital der Eltern keine Rolle mehr
 220 spielen. Ein armutsfester Sozialstaat steht für uns weiterhin an erster Stelle.

 221 Ebenso muss uns klar sein, dass das Konzept eines Grunderbes droht, neoliberale
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 222 Erzählungen “Jede*r ist des eigenes Glückes Schmied*in” zu bedienen - so wird das
 223 Grunderbe in armutsbetroffenen Familien vor allem genutzt werden, um das
 224 Existenzminimum zu sichern, während andere das Geld in kapitalistischer Manier
 225 vergrößern können. Deshalb schlagen wir zusammen mit unserem Konzept der
 226 Erbschaftsteuer vor, das Grunderbe mit den Freibeträgen zu verrechnen und so
 227 Mitnahmeeffekte zu minimieren.

 228 Für uns ist klar: Das Grunderbe kann nur ein Baustein einer umfassenden
 229 Umverteilungspolitik sein. Das Grunderbe allein in einem rein kapitalistischen System
 230 ist kaum in der Lage, uns der Vision einer Gesellschaft der Freien und Gleichen näher
 231 zu bringen.

 232  Unser Grunderbekonzept

 233 Unser Konzept des Grunderbes sieht eine bedingungslose Auszahlung von 60.000 € an
 234 jede Person vor, die das 18. Lebensjahr vollendet und ihren Hauptwohnsitz in
 235 Deutschland hat. Dies gilt für alle Menschen unabhängig des Aufenthaltsstatus.
 236 Selbstverständlich wird die Höhe des Grunderbes regelmäßig anhand der Inflation
 237 politisch evaluiert. Die Verwendung des Grunderbes soll nicht zweckgebunden sein.
 238 Aufgrund unseres emanzipatorischen Weltbildes wissen wir, dass junge Menschen für
 239 sich selbst und ihre Handlungen Verantwortung übernehmen und selbstbestimmt über eine
 240 Geldsumme verfügen können. Jeden Versuch paternalistischer Bevormundung junger
 241 Menschen durch Auszahlungsbedingungen oder Zweckbindungen eines Grunderbes lehnen wir
 242 deshalb unbedingt ab.

 243 Die Auszahlung erfolgt automatisch und antragslos. Menschen, die das Ihnen zustehende
 244 Grunderbe mit Vollendung des 18. Lebensjahres noch nicht verwenden wollen, sollen die
 245 Möglichkeit erhalten, ihr Grunderbe maximal bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres
 246 jederzeit nach Bedarf abzurufen.

 247 Die Einführung des Grunderbes muss mit einer hohen Sensibilisierung einhergehen, wir
 248 wollen junge Menschen in allen Schulformen darüber aufklären, welche Möglichkeiten
 249 das Grunderbe bietet. Zusätzlich braucht es außerschulische Möglichkeiten der
 250 Aufklärung, z.B. im Rahmen von Kursen an Volkshochschulen. 

 251 Der finanzielle Aufwand unseres Grunderbes beträgt rund 45 Mrd. Euro pro Jahr.
 252 Hierfür müssen nicht einmal 15 % der rund 400 Mrd. €, die jährlich leistungslos
 253 vererbt werden, durch die Erbschaftsteuer eingenommen und umverteilt werden. Wir
 254 schlagen hierfür folgende Reform der Erbschaftsteuer vor:

 255 Unser Instrument, um die Vermögensgegensätze, die sich in den letzten Jahrzehnten
 256 kaum regulierter kapitalistischer Akkumulation gebildet haben, aufzulösen, ist die
 257 Erbschaft- und Schenkungsteuer (im Weiteren nur Erbschaftsteuer) als Bundessteuer.

 258 In der jungsozialistischen Erbschaftsteuer soll es nur noch einen einzigen
 259 persönlichen und universellen Grundfreibetrag in Höhe von 999.999 Euro geben. Im
 260 Gegensatz zum bisherigen Steuersystem gilt dieser Freibetrag jedoch nicht mehr im
 261 konkreten Verhältnis erblassende Person und erbende Person bzw. schenkende Person und
 262 beschenkte Person innerhalb von 10 Jahren, sondern universell für jede Person
 263 lebenslang. Dies bedeutet, dass ein Mensch in seinem Leben maximal 999.999 Euro
 264 steuerfrei erben oder als Schenkung erhalten kann.

 265 Die Besteuerung des außerhalb des Grundfreibetrages liegenden steuerpflichtigen
 266 Betrages soll mit einem Steuersatz von 10 % einsteigen. Zur Herstellung der
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 267 Progression der Erbschaftsteuer bei gleichzeitig niedrigem Verwaltungsaufwand soll
 268 diese als Stufensteuer ausgestaltet werden. Der Einstiegssteuersatz von 10 % gilt
 269 hierbei für die erste Million, die außerhalb des Grundfreibetrags liegt. Die zweite
 270 Million soll auf der nächsten Stufe mit 20 % und die dritte Million auf der dritten
 271 Stufe mit 30 % besteuert werden. Die weiteren Stufen folgen diesem Prinzip, bis die
 272 neunte außerhalb des Freibetrags liegende Million mit 90 % besteuert wird. Ab diesem
 273 Punkt verbleibt der Steuersatz auf dieser Höhe.

 274 Mitnahmeeffekte, die durch die bedingungslose Auszahlung des Grunderbes erzeugt
 275 werden, können über die Erbschaftssteuer wieder eingezogen werden. Hierfür müssen
 276 bestehende Freibeträge in der Erbschaftsteuer mit dem ausgezahlten und bis zum
 277 Erbfall verzinsten Grunderbe verrechnet werden.
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Antrag W2: Ich will nich’ dein Haus Opi, aber deine Villa würd’ ich 
nehmen! -  Über ein sozialistisches Steuersystem
Antragsteller*in: Juso-Bundesvorstand
Status: angenommen
Sachgebiet: W - Wirtschaft, Finanzmärkte, Steuern & Kapitalismuskritik

 1 1. Steuern und Sozialismus  

 2 Wir Jusos wollen die Gesellschaft der Freien und Gleichen. Darunter verstehen wir
 3 eine Gesellschaft, die sozialen, ökologischen und ökonomischen Fortschritt mit der
 4 freien Entwicklung und Entfaltung aller auf Basis ökonomischer Sicherheit verbindet.
 5 In ihr ist gleiche Teilhabe an Wohlstand und gleicher Zugang zu gesellschaftlicher
 6 Macht gewährleistet. Geschlecht, Sexualität, Herkunft, soziale Stellung, individuelle
 7 Vorlieben und körperliche wie geistige Verfassung gereichen in ihr niemandem zum
 8 Nachteil. Sie steht allen offen und sorgt für Teilhabe auf allen Ebenen. Die
 9 Gesellschaft der Freien und Gleichen kennt keine Grenzen. Das Streben hin zu dieser
 10 Gesellschaft und der Prozess des hierbei stetig zu erringenden Fortschritts begreifen
 11 wir als Demokratischen Sozialismus.

 12 Immanenter Bestandteil des Demokratischen Sozialismus ist dabei das Bestreben eine
 13 sozialistische Organisation der Produktion zu erreichen. Der Bundeskongress 2019 hat
 14 mit dem Beschluss W3 Möglichkeiten einer solchen sozialistischen Produktionsweise
 15 unter den Bedingungen von Rechtsstaat und freiheitlicher Demokratie dargestellt.

 16 Ein sozialistisches Verständnis von Besteuerung muss dem doppelten Sozialismusbegriff
 17 gerecht werden. Das heißt, unser Verständnis von Besteuerung muss der Erkenntnis
 18 gerecht werden, dass der Demokratische Sozialismus sowohl ein ständiger
 19 gesellschaftlicher Prozess, als auch eine Organisationsform der Produktion ist. Diese
 20 kann von der gesellschaftlichen Ressourcenverteilung durch Betriebsräte bis hin zu
 21 einer sozialistischen Marktlösung reichen. Dies bedeutet, dass der Entwurf eines
 22 sozialistischen Besteuerungssystem immer zwei Fragen beantworten muss:

 23

 24

 25

 26

Wie behindert die aktuelle Besteuerung den Prozess des Demokratischen1. 
Sozialismus?

Welche Rolle hat die Besteuerung in einer von uns angestrebten sozialistischen2. 
Produktionsweise?

 27 2. Grundprinzipien einer sozialistischen Steuerreform

 28 Anhand des sich aus unserer Programmatik ergebenden Verständnisses von Sozialismus
 29 lassen sich folgende Grundsätze für die von uns angestrebte Reform des Steuersystems
 30 feststellen:

 31 Das Steuersystem sozialistischer Prägung

 32

 33

 34

 35

 36

basiert auf rationalen Erwägungen und empirischen Erkenntnissen,

reflektiert gesellschaftliche Machtverhältnisse jeder Art und hilft
Machtkonzentrationen zu zerschlagen,

hilft die natürlichen Grenzen des Planeten einzuhalten und so die
Lebensgrundlagen menschenwürdigen Lebens zu erhalten und
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 37

 38

verfolgt das Ziel sozial und ökonomisch nachhaltigen Wohlstand für alle Menschen
zu sichern.

 39 Dies bedeutet insbesondere, dass das Steuersystem sozialistischer Prägung

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

im Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit zugunsten des Faktors Arbeit wirkt,
also insbesondere Kapital belastet und zur Steigerung der sozialen Gleichheit
beiträgt,

feministische Kämpfe dahingehend unterstützt, patriarchale Ungleichheiten zu
beseitigen, und gendergerechte Besteuerungsergebnisse erzeugt,

queerfeindliche Systeme bekämpft und strukturelle Unterdrückung beendet,

durch rassistische und koloniale Strukturen entstandene Vermögens-, Einkommens-
und Machtungleichgewichte angreift und dabei hilft ihre erneute Entstehung
national und international zu verhindern,

Anreize zum ökologisch und sozial nachhaltigen Wirtschaften steigert und

auf regionale Lebensverhältnisse angleichend wirkt.

 51

3. Die gesellschaftliche und wirtschaftliche Funktion von Steuern

 52 In der Geschichte moderner Gesellschaften wurden einzelnen Steuern, aber auch dem
 53 gesamten Steuersystem bereits verschiedenste Funktionen zugewiesen. Um die oben
 54 beschriebenen Grundsätze zu erfüllen, bedarf es Klarheit über die Frage, welche
 55 gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Funktionen von Steuern erfüllt werden können.

 56 Die Finanzierungsfunktion1. 

 57 Häufig wird im politischen sowie volkswirtschaftlichen Diskurs dem Steuersystem die
 58 Aufgabe der staatlichen Finanzierung zugewiesen. Das Steueraufkommen soll dabei
 59 möglichst die staatlichen Ausgaben decken. Wir Jusos lehnen eine solch starre
 60 Betrachtung staatlicher Besteuerung ab. Wie der Bundeskongress 2021 im Antrag W3
 61 erkannt und beschlossen hat, sind die durch Steuern generierten Einnahmen keine
 62 notwendige Voraussetzung zur Finanzierung staatlicher Tätigkeiten.

 63 Der Staat hat insbesondere für Investitionen eine praktisch unerschöpfliche Menge an
 64 Geld über die Zentralbank zur Verfügung. Die Frage ist hier nicht die
 65 Finanzierbarkeit, sondern ob Investitionen mit den verfügbaren Produktivkräften
 66 umsetzbar sind und sich langfristig lohnen. Für Ausgaben mit Zukunftscharakter bedarf
 67 es keiner unmittelbaren einnahmenseitigen Gegenfinanzierung über Steuern.

 68 Die Umverteilungsfunktion2. 

 69 Steuern sind im kapitalistischen System das wesentliche Instrument, um der
 70 ungerechten Verteilung von Einkommen und Vermögen entgegenzuwirken. Der Staat
 71 übernimmt dabei die umverteilende Rolle. Hierfür stellen Ertragsteuern und
 72 Vermögenssteuern ein wesentliches Instrument dar. Zudem haben sich in den letzten
 73 Jahrzehnten in den Händen Einzelner durch die Aneignung fremder Arbeitskraft
 74 derartige Kapitalmengen akkumuliert, dass sie neben einem Gerechtigkeitsproblem auch
 75 ein gesellschaftliches Machtungleichgewicht zugunsten einiger weniger Hochvermögender
 76 schaffen. Dies stellt neben den unerwünschten sozialen Implikationen auch eine
 77 Bedrohung für den Anspruch dar, gesellschaftliche Produktion zu lenken. Somit ist es
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 78 erforderlich, insbesondere über erhöhte vermögenswirksame Steuern (d.h. Erbschafts-
 79 und Vermögenssteuern), akkumulierte Guthaben wieder zu vergesellschaften und
 80 gesamtwirtschaftlich nutzbar zu machen.

 81 3. Die gesellschaftliche und wirtschaftliche Steuerungs- und Lenkungsfunktion

 82 Häufig wird Steuern unter der Phrase “Steuern durch Steuern” auch Steuerungs- oder
 83 Lenkungsfunktion zugewiesen. Der erhoffte Lenkungseffekt bezieht sich dabei sowohl
 84 auf individuelles Verhalten wie Konsum als auch auf makroökonomische Kennzahlen wie
 85 Produktion, Binnennachfrage, Konjunktur und Inflation. Häufig sollen hier indirekte
 86 Steuern als Mittel der Lenkung zum Einsatz kommen.

 87 Für uns Jusos ist klar, dass indirekte Steuern zur gezielten Lenkung der Produktion
 88 beitragen können. Höhere indirekte Steuern können die Produktionskosten erhöhen. Dies
 89 senkt oder verlagert die Produktion und Investitionen in diesen Bereich.

 90 Der extensiven Lenkung individuellen Konsumverhaltens durch indirekte Besteuerung,
 91 stehen wir auf Grund der kaum zu vermeidenden sozialen Ungerechtigkeiten, die diese
 92 mit sich bringt, kritisch gegenüber.

 93 Transparenz und Klarheit als notwendige Voraussetzung gerechter Besteuerung4. 

 94 Der Staat ist als Träger der Besteuerung in hohen Maße auf die Mitwirkung
 95 steuerpflichtiger Personen angewiesen. Im derzeitigen System profitieren insbesondere
 96 Gruppen mit bereits hoher Macht- und Kapitalkonzentration von zahlreichen
 97 Möglichkeiten, diese Mitwirkung zu verweigern oder auf Grund der Komplexität des
 98 Systems Lücken zu finden. Ein umfassendes Eigentums-, Besitz- und Vermögensregister
 99 ist deshalb die notwendige Voraussetzung einer gerechten Besteuerung, um so
 100 gesellschaftliche Klarheit über die Leistungsfähigkeit jedes einzelnen Mitgliedes der
 101 Gesellschaft zu erhalten.

 102 Darüber hinaus muss das sozialistische Steuersystem dem Grundsatz “So einfach wie
 103 möglich, damit möglichst jeder das System versteht und versteckte Lücken geringer
 104 werden und so komplex wie nötig, damit ausreichende Einzelfallgerechtigkeit gewahrt
 105 ist” folgen.

 106 Intersektionale Perspektive auf das deutsche Steuersystem 

 107 Um die Wirkung von Steuern zu verstehen und warum vor allem marginalisierte Gruppen
 108 unter dem jetzigen Steuersystem leiden, ist es wichtig Intersektionalität zu
 109 verstehen und sich die bestehenden Ungleichheiten bewusst zu machen. Der Begriff
 110 Intersektionalität ist geprägt von der Juristin Kimberlé Crenshaw und beschreibt das
 111 Überschneiden von Diskriminierungen (bspw. race, class und gender).

 112 Dass Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten nicht die Gesamtgesellschaft betreffen,
 113 sondern vor allem marginalisierte Gruppen, zeigen die Armutsgefährdungsquoten. Sie
 114 zeigen beispielsweise, dass Menschen mit Migrationsgeschichte eine
 115 Armutsgefährungsquote von 28,1 % haben. Im Vergleich lag die gesamtgesellschaftliche
 116 Armutsgefährdungsquote 2020 bei 16,2 %. Ebenso stärker von Armutsgefährdung betroffen
 117 sind Erwerbslose, Menschen mit lückenhafter oder ohne (Berufs-)Qualifizierung,
 118 Alleinerziehende, junge Menschen, Rentner*innen, queere Menschen im Alter und Frauen.
 119 Im Kontext dieses Antrags werden wir ausschließlich den Begriff Frauen verwenden, da
 120 unter anderem die Datenlage zu nicht-binären Menschen fehlt.
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 121 Derzeit ist Vermögen und Einkommen extrem ungleich verteilt – so besitzen die
 122 reichsten 10% ca. 67% des gesamten Vermögens und damit mehr als alle anderen 90%
 123 zusammen. Eine Folge dieser Ungleichheit ist Armut. Diese befördert z.B.  schlechtere
 124 Bildungschancen: Wer kein Vermögen hat, hat schlechtere Startvoraussetzungen und
 125 damit geringere Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben.

 126 Das Problem ist also klar: Das jetzige System schafft es nicht, marginalisierte
 127 Gruppen zu schützen und Vermögen umzuverteilen. Dies ist der jetzige, fatale Status
 128 Quo, auf welchen man mit einem jungsozialistischen Steuersystem endlich Antworten
 129 finden muss.

 130 Unser feministisches Steuersystem

 131 In unserer Erarbeitung eines jungsozialistischen Steuersystems müssen wir einmal mehr
 132 verdeutlichen, was wir mit dem “lila Faden” meinen: Das Identifizieren patriarchaler
 133 Struktur in jedem politischen Teilbereich.

 134 In unserer Analyse beziehen wir uns hier auf die Geschlechterkategorien Mann und
 135 Frau. Dies hat den Grund, dass die heterosexuelle Kleinfamilie Anknüpfungspunkt
 136 vieler steuerlicher Vorteile ist und deshalb eine zentrale Säule unserer
 137 feministischen Analyse sein muss. Nichtsdestotrotz erkennen wir an, dass queere
 138 Personen unter patriarchaler Gewalt leiden.

 139 Im Einzelnen ist dies besonders wichtig für unsere Analyse der tatsächlichen
 140 Steuerlast nach Geschlecht, der Identifikation (indirekter) Anreize für
 141 heterosexuelle Kleinfamilienmodelle, die Frauen strukturell erschweren eigenes
 142 Vermögen zu akkumulieren und zu halten, die Vermögensungleichverteilung nach
 143 Geschlecht, sowie die Einkommensverteilung. Denn Frauen werden strukturell von
 144 Kapital ausgeschlossen, um sie im Raum des Privaten und der Sorgearbeit zu halten und
 145 ihnen so Machtmöglichkeiten zu verwehren. Auch außerhalb von heterosexuellen
 146 Beziehungen werden Frauen durch das Patriarchat unterdrückt. Lesbische Paare haben im
 147 Vergleich zu heterosexuellen Paaren ein deutlich niedrigeres Einkommen, da sie durch
 148 den Gender Pay Gap doppelt betroffen sind und geringere durchschnittliche Einkommen
 149 als heterosexuelle Beziehungen haben.

 150 Schon lange fordern wir Jusos die Abschaffung des Ehegattensplittings. Bei 90% der
 151 vom Ehegattensplitting profitierenden Partnerschaften, ist die Frau diejenige, die
 152 weniger verdient als der Mann, was durch dieses Instrument verstärkt wird. Wir wollen
 153 nochmal mit Nachdruck wiederholen, dass das Ehegattensplitting abgeschafft werden
 154 muss. Darunter verstehen wir die vollständige Abschaffung des Splittingtarifs
 155 zugunsten konsequenter Individualbesteuerung.

 156 Eine wirkungsvolle Vermögenssteuer kann außerdem ein Umverteilungsmechanismus auf dem
 157 Weg zu mehr Geschlechtergerechtigkeit sein. Männer verfügen im Schnitt über rund 33%
 158 mehr Vermögen als Frauen.

 159 Viele Steuervorteile werden überdurchschnittlich von Männern geltend gemacht, was
 160 häufig damit zu tun hat, dass Frauen in ihrem Erwerbsleben weniger oft in hohe
 161 Positionen kommen und häufiger in Teilzeit oder prekärer Beschäftigung angestellt
 162 sind. So machen Frauen beispielsweise nur etwa die Hälfte der Werbungskosten geltend,
 163 die im gleichen Zeitraum von Männern geltend gemacht werden. Auch Arbeitswege sind in
 164 Deutschland steuerlich gefördert, Wege für unbezahlte Carearbeit (wie etwa der Weg,
 165 um Kinder zur Schule zu bringen) allerdings nicht.
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 166 Unser antirassistisches Steuersystem

 167 Im vorherrschenden Steuersystem werden vor allem weiße, reiche Männer besser 
 168 gestellt. Diese profitieren, beispielsweise bei der Erbschaftssteuer von großzügigen 
 169 Verschonungsregeln, da sie mehr ökonomisches Kapital besitzen als migrantisierte 
 170 Menschen. Steuern auf Lohn treffen migrantisierte Menschen vergleichsweise härter. In
 171 Deutschland besteuern wir gerade aber vor allem Lohn und nicht Vermögen. Hierdurch
 172 reproduziert das aktuelle Steuersystem die bestehenden Vermögensunterschiede zwischen
 173 migrantisierten und weißen Menschen.

 174 Ein weiteres Problem ist der Rassismus in der Finanzverwaltung. Rassistische
 175 Vorstellungen sind in deutschen Behörden noch immer weit verbreitet und strukturell
 176 eingebettet. Dies führt zu weiteren Stigmatisierungen und Diskriminierungen, wie z.B.
 177 häufigere Betriebsprüfungen.

 178 Historisch gesehen sind Kleingewerbe-Betriebe, wie Gastronomien, Kioske oder
 179 Lebensmitteleinzelhandel, oft durch migrantisierte Menschen geprägt. Der Weg in die
 180 Selbstständigkeit dient in der migrantischen Ökonomie dabei als Ausbruch aus
 181 ausbeuterischen Lohnarbeitsverhältnissen und rassistisch geprägten
 182 Abhängigkeitsverhältnissen zu Arbeitgeber*innen. Der einfachste Weg in die
 183 Selbstständigkeit ist die Form des Einzelunternehmens. Dieser ist oft mit hohen
 184 bürokratischen Hürden und finanziellem Aufwand verbunden. Die Entlastungen, die wir
 185 im Folgenden für niedrige Einkommen in der Einkommensteuer vorschlagen, wirken auch
 186 hier entlastend. Dasselbe gilt für die im Weiteren vorgeschlagenen staatlichen
 187 Beratungsleistungen für die Neugründung von Kleinbetrieben. Eine Reform des
 188 Steuerwesens muss eine steuerliche Entlastung von wenig kapitalintensiven Kleinst-
 189 und Kleinbetrieben umfassen.

 190 Darüber hinaus arbeiten migrantisierte Menschen überdurchschnittlich häufig in nicht-
 191 tarifgebundener, prekärer Beschäftigung. Sie sind öfter von Armut betroffen und haben
 192 ein höheres Risiko in die Arbeitslosigkeit zu rutschen. Dies liegt etwa an
 193 rassistischen Strukturen im Bildungssystem und eingeschränktem Zugang zum
 194 Arbeitsmarkt. Aktuell belasten indirekte Steuern migrantisierte Menschen meist
 195 stärker als weiße Menschen. Im Widerspruch von Kapital und Arbeit finden sich
 196 migrantisierte Menschen oft auf der Seite der Arbeit wieder und damit struktureller
 197 Ungleichheit ausgesetzt. Unsere kritische Auseinandersetzung mit indirekten Steuern
 198 und ihren Wirkungsweisen, unterliegt deshalb auch unserer antirassistischen
 199 Perspektive.

 200 Unser internationalistisches Steuersystem

 201 Aktuell wird die globale Steuerordnung zur Festlegung internationaler Regelungen von
 202 Ländern des Globalen Nordens dominiert, insbesondere über die G20 und die OECD.

 203 Das gegenwärtige internationale Steuersystem lässt viel Spielraum für aggressive
 204 grenzüberschreitende Steuervermeidung und -hinterziehung sowie intransparente
 205 Steuergestaltung zu. Aktuelle Bemühungen der internationalen Gemeinschaft adressieren
 206 diese Probleme jedoch nicht hinreichend und führen weiterhin zu Steuerverlusten in
 207 Milliardenhöhen. Besonders Länder des Globalen Südens leiden darunter. Unter Anderem
 208 dieser Steuerverlust untergräbt Entwicklungschancen und die Finanzierung von
 209 grundlegenden öffentlichen Dienstleistungen und Gütern.

 210 Wir treten für eine internationale Steuer-Governance, die inklusiv und
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 211 gleichberechtigt ist, ein. Internationale Steuerregeln sollten nicht von den Ländern
 212 des Globalen Nordens diktiert werden. Jedes Land sollte gleichberechtigt bei der
 213 Gestaltung des internationalen Steuersystems mitwirken dürfen. Daher fordern wir,
 214 dass internationale Steuerfragen und die internationale Kooperation zu Steuerfragen
 215 in multilateralen Organisationen mit gleichberechtigter und inklusiver Teilhabe
 216 organisiert werden. Die OECD ist aufgrund der Dominanz der Staaten des Globalen
 217 Nordens hierfür keine geeignete Plattform. Aktuell ist eine gleichberechtigte und
 218 inklusive Teilhabe an der Festlegung solcher Regeln für internationale Steuer-
 219 Governance am ehesten unter dem Dach der UN möglich. Deshalb fordern wir eine UN-
 220 Steuerkonvention, in der neben Regelungen zur Zusammenarbeit und Bekämpfung von
 221 Steuerhinterziehung und -vermeidung auch einheitliche Regeln zur Vermeidung
 222 internationaler Doppelbesteuerung allgemeinverbindlich festgelegt werden. Hierdurch
 223 werden die bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen, die in der Regel zum Vorteil der
 224 Staaten des Globalen Nordens wirken, durch eine gerechtere Regulierung ersetzt.

 225 Wo gewünscht, bieten wir Ländern des Globalen Südens Unterstützung beim Aufbau von 
 226 feministischen, dekolonialen, progressiven, gerechten und transparenten 
 227 Steuersystemen an. Daher fordern wir, dass die auszubauende deutsche
 228 Entwicklungszusammenarbeit in Abstimmung mit den Partnerländern und entsprechend
 229 deren Bedürfnissen diese finanziell und technisch beim Aufbau schlagkräftiger
 230 Steuerverwaltungen und der Ausbildung relevanter Fachkräfte unterstützt.

 231 Regionalökonomische Perspektiven

 232 Wirtschaftlich betrachtet wird allgemein oft angenommen, dass in den Städten hohe
 233 Einkommen und hohe Mieten vorherrschen. Auf dem Land dagegen seien sowohl die Mieten
 234 als auch die Einkommen geringer.

 235 Ein Blick auf die Daten zeigt, dass die Städte sehr wohl die ökonomischen Zentren
 236 bilden und dort das BIP pro Kopf, also die Wertschöpfung wesentlich höher ist, als in
 237 ländlich geprägten Gebieten. Auch die angenommenen Unterschiede in den Mieten
 238 bestätigen sich.

 239 Bei den Unterschieden in den Einkommen ist allerdings in den vergangenen Jahren eine
 240 Angleichung zu beobachten. So liegt der Median der verfügbaren Einkommen in den
 241 Städten nur noch knapp 6% über dem Median der Einkommen auf dem Land. Ein
 242 Unterschied, der sich durch die höheren städtischen Mieten mindestens aufhebt.

 243 Mit Blick auf die kommunalen Steuern zeigen sich einige Unterschiede zwischen Stadt
 244 und Land:

 245 Die Belastung durch kommunale Steuern ist in Städten höher als auf dem Land.
 246 Ursächlich ist die unterschiedliche Höhe beispielsweise der Grundsteuer B,
 247 Gewerbesteuer oder Hundesteuer.

 248 Dabei ist zu bedenken, dass marginalisierte Gruppen, vor allem BIPoCs, wesentlich
 249 häufiger in Städten wohnen. Die steuerliche Benachteiligung des Lebens in Städten
 250 gewinnt hierdurch intersektionale Relevanz.

 251 Neben einem regionalen Gefälle zwischen Stadt und Land ergibt sich auch ein Gefälle
 252 zwischen dynamischen Entwicklungsräumen und Räumen, die von
 253 Deindustrialisierungsprozessen betroffen waren oder sind, wie z.B. die ostdeutschen
 254 Flächenländer, das Ruhrgebiet und das Saarland. Diese Kommunen sind fast
 255 flächendeckend steuerschwach und haben so einen deutlich geringeren
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 256 Gestaltungsspielraum bei der kommunalen Selbstverwaltung.

 257 Ein Großteil unserer Kommunen ist chronisch unterfinanziert. Durch das gegenwärtige
 258 System, in welchem die Kommunen die Höhe der für ihre Gemeinde erhobenen
 259 Gewerbesteuer selbst bestimmen, entsteht ein Unterbietungswettbewerb. Die Kommunen
 260 versuchen durch möglichst niedrige Gewerbesteuersätze Sitzverlegungen von Betrieben
 261 in ihre Gemeinde zu erreichen, um somit überhaupt gewisse Einnahmen zu erzielen.

 262 Dieses schädliche “race-to-the-bottom” findet sowohl im Verhältnis größerer Städte zu
 263 ihren Umlandgemeinden, als auch zwischen ländlichen Gemeinden statt. Die hierdurch
 264 insgesamt entstehenden Mindereinnahmen der kommunalen Ebene werden dann unter anderem
 265 durch Erhöhungen der kommunalen Grundsteuerhebesätze notdürftig ausgeglichen, da hier
 266 der Gegenstand der Besteuerung weniger mobil ist.

 267 Mit unserer Steuerreform wollen wir aus diesem Teufelskreislauf ausbrechen. Hierfür
 268 wollen wir den steuerlichen Teil der kommunalen Finanzierung auf völlig neue
 269 Grundlagen stellen.

 270 Wir wollen die Grundsteuer und Gewerbesteuer abschaffen. Die Grundsteuer wird
 271 vollständig durch das von uns vorgeschlagene Vermögensteuerkonzept ersetzt. Anstelle
 272 der Gewerbesteuer wird die Körperschaftsteuer um 15% erhöht. Damit wollen wir den
 273 kommunalen Unterbietungswettbewerb beenden. Im neuen System steuerlicher
 274 Kommunalfinanzierung soll nicht mehr entscheidend sein, welcher Gemeinde es gelingt,
 275 möglichst viele Unternehmen anzulocken oder wo zufällig eher wohlhabende Menschen
 276 leben. Einzig und allein entscheidend soll der finanzielle Bedarf der Gemeinde sein.

 277 Hierfür soll ein bundesweiter Fond eingerichtet werden. In diesen soll zunächst der
 278 Teil der Körperschaftsteuer, der die Gewerbesteuer ersetzt, einfließen. Ergänzt
 279 werden soll er durch einen angemessenen Anteil der Vermögen-, Erbschaft- und
 280 Einkommensteuer. Diese wollen wir daher als Bundessteuern ausgestalten. Das
 281 Gesamtvolumen dieses Fonds wird im Anschluss auf alle Kommunen nach einem Schlüssel,
 282 der sowohl einen Bevölkerungs-, Arbeitsplätze als auch einen Flächenfaktor enthält,
 283 verteilt.

 284 Die Gestaltungsfreiheit kommunaler Selbstverwaltung wird so durch eine bundesweit
 285 gleichmäßige und gerechte Verteilung steuerlicher Mittel gewährleistet. Andere
 286 Mechanismen kommunaler Finanzierung wie Schlüsselzuweisungen, das Recht Gebühren und
 287 Abgaben zu erheben und das kommunale Erfindungs- und Erhebungsrecht lokaler
 288 Verkehrssteuern sollen hiervon unberührt bleiben. So wird die kommunale
 289 Selbstverwaltung vom steuerlichen Unterbietungswettbewerb befreit und ist frei in der
 290 Gestaltung des kommunalen Gemeinwesens.

 291 Vermögen

 292 Die konsequente Besteuerung von Vermögenswerten ist zentral für eine konsequente
 293 Umverteilungspolitik.

 294 Vermögen setzt sich dabei einerseits aus Ersparnissen im Laufe eines Lebens zusammen
 295 und andererseits aus Erbschaften früherer Generationen. Das Vermögen der reichsten
 296 1000 Familien Deutschlands ist überwiegend über hundert Jahre alt, nur 24 % sind seit
 297 1950 entstanden.

 298 Bei einem Gesamtvermögen der privaten Haushalte in Deutschland von knapp 11 Billionen
 299 Euro werden zwischen 2015 und 2024 drei von zehn Vermögenswerten den*die Besitzer*in

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

194 / 201



 300 wechseln. In diesem Zeitraum werden 3,1 Billionen Euro vererbt, 2,1 Billionen davon
 301 an die nächste Generation.

 302 Dabei sind Erbschaften in Deutschland sehr ungleich verteilt: wie bei großen
 303 Vermögen, konzentrieren sich auch große Erbschaften auf wenige Personen. Während jede
 304 achte Erbschaft vermögenslos ist, geht die Hälfte des gesamten Erbschaftsvolumens an
 305 die oberen zehn Prozent. Erbschaften verstärken die absolute Ungleichheit enorm:
 306 Personen mit größerem kulturellem und ökonomischem Kapital haben eine höhere
 307 Erbchance und erhalten höhere Erbsummen.

 308 Ein erheblicher Unterschied zeichnet sich auch zwischen Ost- und Westdeutschland ab,
 309 so ist die Erbquote mit 33% in Ostdeutschland deutlich geringer als mit 49% in
 310 Westdeutschland.

 311 Erbschaft- und Schenkungsteuer

 312 Unser Instrument, um diese Vermögensgegensätze, die sich in den letzten Jahrzehnten
 313 kaum regulierter kapitalistischer Akkumulation gebildet haben, aufzulösen, ist die
 314 Erbschaft- und Schenkungsteuer (im Weiteren nur Erbschaftsteuer) als Bundessteuer.
 315 Eine konsequente Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen ermöglicht einen
 316 direkten staatlichen Zugriff zum Zwecke der Umverteilung bei verhältnismäßig wenig
 317 Verwaltungsaufwand. Zu diesem Zwecke wollen wir die bestehende Erbschaftsteuer
 318 vereinfachen und gleichzeitig progressiv ausgestalten.

 319 Die Vereinfachung erfolgt im Wesentlichen durch die konsequente Reduzierung von
 320 Ausnahmetatbeständen und Freibeträgen.

 321 Als Ausnahmetatbestand, neben üblichen Gelegenheitsgeschenken und Zuwendungen an
 322 öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen, verbleibt in unserem Konzept die
 323 steuerfreie Vererbbarkeit/Schenkung einer vom Erben/Beschenkten selbst bewohnten
 324 Immobilie, die angemessene Grundmaße nicht überschreitet. Wir fordern das konsequente 
 325 Schließen der zahlreichen Steuergestaltungen. Um künftige Schlupflöcher zu erfassen, 
 326 führen wir eine Meldepflicht für von Beratenden und Wirtschaftskanzleien errichteten 
 327 Steuerkonstruktionen ein.

 328 Die Erbschaftsteuer soll darüber hinaus alle übertragenen Vermögenswerte abzüglich
 329 zusammenhängender Verbindlichkeiten erfassen. Für die auf betriebliches Vermögen oder
 330 auf Unternehmensanteile anfallende Erbschaftsteuer sollen dem Steuerpflichtigen
 331 verschiedene Möglichkeiten eingeräumt werden, seine Steuerschuld zu begleichen. Diese
 332 reichen von großzügigen Stundungsregeln, die eine Abführung der zu verzinsenden
 333 Steuerschuld innerhalb von bis zu 20 Jahren ermöglichen, über die Möglichkeit die
 334 Steuerschuld direkt in stimmberechtigten Unternehmensanteilen zu bezahlen bis zur
 335 Option im Gegenzug zu Demokratisierungsmaßnahmen im Unternehmen einen teilweisen
 336 Erlass auf die Steuerschuld zu erhalten.

 337 In der jungsozialistischen Erbschaftsteuer soll es nur noch einen einzigen
 338 persönlichen und universellen Grundfreibetrag in Höhe von 999.999 Euro geben. Im
 339 Gegensatz zum bisherigen Steuersystem gilt dieser Freibetrag jedoch nicht mehr im
 340 konkreten Verhältnis Erblasser und Erbe bzw. Schenker und Beschenkter innerhalb von
 341 10 Jahren, sondern universell für jede Person lebenslang. Dies bedeutet, dass ein
 342 Mensch in seinem Leben maximal 999.999 Euro steuerfrei Erben oder als Schenkung
 343 erhalten kann.

 344 Die Besteuerung des außerhalb des Grundfreibetrages liegenden steuerpflichtigen
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 345 Betrages soll mit einem Steuersatz von 10% einsteigen. Zur Herstellung der
 346 Progression der Erbschaftsteuer bei gleichzeitig niedrigem Verwaltungsaufwand soll
 347 diese als Stufensteuer ausgestaltet werden. Der Einstiegssteuersatz von 10% gilt
 348 hierbei für die erste Million, die außerhalb des Grundfreibetrags liegt. Die zweite
 349 Million soll auf der nächsten Stufe mit 20% und die dritte Million auf der dritten
 350 Stufe mit 30% besteuert werden. Die weiteren Stufen folgen diesem Prinzip, bis die
 351 neunte außerhalb des Freibetrags liegende Million mit 90% besteuert wird. Ab diesem
 352 Punkt verbleibt der Steuersatz auf dieser Höhe.

 353 Eine solche Stufensteuer hat praktisch folgende Auswirkungen: Eine Person, die
 354 999.999 Euro erbt, zahlt keine Erbschaftssteuer. Gleiches gilt für Erbschaften oder
 355 Geschenke über eine selbst bewohnte Immobilie, die angemessenen Maßen entspricht.
 356 Dies stellt im Verhältnis zum jetzigen Stand eine enorme Steuersenkung für
 357 Erbschaften in diesem Bereich dar.

 358 Auch eine Person, die 3 Millionen Euro erbt, muss lediglich Erbschaftsteuer in Höhe
 359 von 300.000 Euro zahlen. Eine Person, die 10 Millionen Euro erbt, muss in diesem
 360 Szenario lediglich 4,5 Millionen Euro Steuern abführen. Es verbleiben also über 50%
 361 der Person, die die Zuwendung erhält.

 362 Die Senkung der Steuer auf vergleichsweise “kleine” Erbschaften wird im System
 363 ausgeglichen durch eine intensive Besteuerung von Erbschaften über 9 Millionen Euro.
 364 Ab hier steigt die Steuer in dem Sinne an, als dass auf jeden Euro Zuwendung über 9
 365 Millionen Euro 90ct Steuern zu zahlen sind. So beträgt in unserem Konzept die
 366 Steuerlast bei einer Erbschaft von 15 Millionen 9 Millionen Euro und liegt bei einer
 367 Erbschaft von 20 Millionen Euro bereits bei 13,5 Millionen Euro. Eine Umgehung der
 368 Erbschaftsteuer durch Verschiebung von Vermögen in Stiftungen gleich welcher
 369 Rechtsnatur, wollen wir gesetzlich ausschließen.

 370 Vermögensteuer

 371 Wir fordern die Wiedereinführung der Vermögensteuer als Bundessteuer. Diese verstehen
 372 wir als Akkumulationsbremse. Sie soll also verhindern, dass einzelne Menschen immense
 373 Vermögen anhäufen und damit enorme Macht bei sich konzentrieren. Eine Anhäufung von
 374 Vermögen und ihre Akkumulation bestimmt durch ihre Limitierung von ökonomischen und
 375 kulturellem Kapital (wie Bildung) maßgeblich die Schichtung einer Gesellschaft, indem
 376 sie in dieser eine Hierarchie schafft und erhält. Dies und der hohe
 377 Verwaltungsaufwand einer ständigen Veranlagung von Vermögen veranlassen uns dazu, die
 378 Vermögensteuer so auszugestalten, dass sie nur etwa 0,1% der Bevölkerung treffen
 379 wird.

 380 Wir wollen ausschließlich natürliche Personen, Einheitsgesellschaften sowie
 381 Stiftungen besteuern. Dabei besteuern wir das globale Vermögen von Menschen

 382 in Deutschland sowie alles Vermögen in Deutschland. Nicht besteuert werden soll
 383 Gebrauchsvermögen. Wir fordern einen pauschalen Freibetrag von 2 Millionen Euro pro
 384 Person, zusätzlich einen Freibetrag von 3 Millionen Euro für eine selbst bewohnte
 385 Immobilie und einen Freibetrag von 5 Millionen Euro für ein selbst geführtes
 386 Unternehmen, welches sich zu mindestens 25% im eigenen Besitz befindet.
 387 Unternehmensanteile, welche nicht diesen Anforderungen entsprechen, fallen in den
 388 pauschalen Freibetrag. Für Stiftungen gilt ein pauschaler Freibetrag von 10 Millionen
 389 Euro.
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 390 Vermögen über den Freibeträgen soll mit einem Satz von 1% pro Jahr besteuert werden.
 391 Dieser Satz soll bis zu einem Wert von 3% ab einem zu versteuernden Vermögen von 50
 392 Millionen Euro ansteigen. Wie die Erbschaftsteuer kann die Vermögensteuer durch
 393 stimmberechtigte Unternehmensanteile beglichen, in Jahren mit schlechtem Ertrag
 394 gestundet oder durch Demokratisierung des selbstgeführten Unternehmens gesenkt
 395 werden.

 396 Einkommensteuer

 397 Die Einkommensteuer ist die Steuer, die in ihrer derzeitigen Form am gerechtesten
 398 funktioniert. Einkommen aus Arbeit wird progressiv besteuert, Hochverdiener*innen
 399 zahlen am meisten Steuern. Doch auch die aktuelle Einkommensteuer hat nur mäßig
 400 umverteilende Wirkung, während zwar niedrige Einkommensgruppen gering belastet und
 401 Spitzenverdiener*innen absolut am höchsten besteuert werden liegt die höchste
 402 Steigung der Grenzsteuersätze derzeit im Bereich mittlerer Einkommenshöhen. Der 
 403 Grenzsteuersatz bezeichnet den Steuersatz, mit dem der jeweils nächste Euro der 
 404 Steuerbemessungsgrundlage besteuert wird. Da die Grenzsteuersätze bei der aktuellen 
 405 Besteuerung im Bereich des durchschnittlichen Einkommens am stärksten und im Bereich 
 406 der höheren Einkommen nur gering steigen, kann dies finanzmathematisch als konkave 
 407 Grenzsteuerkurve beschrieben werden.

 408 Hier bedarf es einer Korrektur des Tarifs. Wir fordern eine Einkommensteuer, welche
 409 in einer konvexen Kurve  zunächst flach ansteigt, sodass der Grenzsteuersatz für das
 410 Durchschnittseinkommen nicht über 25% liegt und dann den Anstieg in einer steileren
 411 Progression fortsetzt, bis sie beim zwanzigfachen des Durchschnittseinkommens,
 412 derzeit etwa 1 Mio Euro brutto im Jahr, zum Höchststeuersatz von 80% übergeht. Die
 413 derzeit annähernd konkave Grenzsteuerkurve soll also in eine annähernd konvexe Form
 414 gebracht werden, sodass die Grenzsteuersätze im Bereich des mittleren Einkommens nur 
 415 wenig, und im Bereich der hohen Einkommen stark ansteigen.

 416 Durch die sogenannte Kapitalertragsteuer werden aktuell Einkommen aus Kapitalgewinn
 417 (z. B. Zinsen und Dividenden aus Kapitalanlagen sowie Gewinne aus
 418 Wertpapierverkäufen) besteuert. Dabei besteht aufgrund der sogenannten abgeltenden
 419 Wirkung keine Pflicht mehr, diese bereits versteuerten Beträge in der Einkommensteuer
 420 anzugeben.  Folglich wird in Deutschland derzeit das Kapitaleinkommen niedriger als
 421 das Arbeitseinkommen besteuert. Dies führt zu einer überproportional starken
 422 Belastung des Faktors Arbeit im Vergleich zum Faktor Kapital. Die Argumentation, dass
 423 durch eine geringere Kapitalertragsteuer Steuerflucht vorgebeugt würde, weil es sich
 424 dann eher lohne, mit dem vorhandenen Kapital im deutschen Finanzsystem zu
 425 wirtschaften, halten wir für falsch. Steuerflucht ist nicht durch Steuersenkungen,
 426 sondern durch multilaterale Abkommen, internationalistische Kooperation und die
 427 Bindung der Steuerpflicht an die Staatsbürgerschaft sowie durch den Ausbau der
 428 Steuerfahndungen zu bekämpfen.

 429 Wir fordern daher eine einheitliche  Besteuerung aller Einkommen unabhängig davon, ob
 430 sie aus Arbeit, Kapitalertrag oder anderen Quellen stammen. Dafür soll unsere
 431 Einkommensteuer jeweils direkt am Ort der Wertschöpfung erhoben werden. Wir wollen
 432 das System der bestehenden Lohnsteuer beibehalten und die Kapitalertragsteuer in ein
 433 vergleichbares System überführen. Für die Kapitalertragsteuer sollen folglich
 434 pauschale Abschläge und Jahresendabrechnungen eingeführt werden, wobei die Person,
 435 die die Ausschüttung des Einkommens durchführt, auch für die Abführung der Steuer
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 436 verantwortlich ist. Um darüber hinaus sicherzustellen, dass der Faktor Kapital nicht
 437 gegenüber dem Faktor Arbeit bevorzugt wird, wollen wir die sogenannten
 438 Spekulationsfristen für private Veräußerungsgeschäfte von nicht selbstbewohnten
 439 Immobilien mit angemessenen Maßen und von anderen Wirtschaftsgütern von nicht
 440 täglichen Bedarf abschaffen. Durch die Spekulationsfristen können die genannten 
 441 Wirtschaftsgüter steuerfrei veräußert werden, sofern eine gesetzliche Frist, die von 
 442 der Art des Wirtschaftsgutes abhängt, zwischen Anschaffung und Verkauf eingehalten 
 443 wird. Dies ist aus Sicht unseres sozialistischen Steuersystems abzulehnen.

 444 Besteuerung von Unternehmen

 445 Die Frage der Art und Weise der Besteuerung von Unternehmen ist seit vielen Jahren
 446 zentraler Diskussionspunkt vieler steuerpolitischer Debatten. Dabei wird sowohl die
 447 Besteuerung von Einkommen als auch von Vermögen gestreift. Mit Unternehmen werden in
 448 diesem Zusammenhang in aller Regel juristische Personen des Privatrechts gemeint, bei
 449 denen nicht der Personenverbund der Gesellschafter*innen, sondern das eingelegte
 450 Stammkapital im Fokus der juristischen Person steht. Solche sogenannten
 451 Kapitalgesellschaften stellen, in Abgrenzung zu den sogenannten
 452 Personengesellschaften, vollständig eigenständige Rechtssubjekte dar.

 453 Wir stellen fest, dass die Gründung solcher Unternehmensformen mit fehlendem sozialen
 454 und ökonomischen Kapital in der Praxis mit großen Hürden verbunden ist. Das Gründen
 455 von Kleinunternehmen, die im Sinne einer dezentralen und gerechteren Verteilung von
 456 wirtschaftlichem Potential angestrebt wird, sollte durch strukturelle Maßnahmen
 457 erleichtert werden. Dafür wollen wir einen Anspruch auf kostenfreie Beratung für die
 458 Gründung von Kleinunternehmen im Rahmen staatlich organisierter Angebote ermöglichen.

 459 Bei der Besteuerung von Personengesellschaften wollen wir beim bewährten System der
 460 einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststellung bleiben, mit welchen zuerst der
 461 Gewinn der Personengesellschaft festgestellt und dann im Rahmen einer fiktiven
 462 Ausschüttung auf die Gesellschafter*innen verteilt wird, bei denen der Gewinn im
 463 Rahmen der persönlichen Einkommensteuer veranlagt wird.

 464 Im Falle der Kapitalgesellschaften sind grundsätzlich drei Ebenen denkbar, an denen
 465 Besteuerung erfolgen kann. Zum einen können die Gewinne, die ein Unternehmen macht
 466 besteuert werden, zum anderen können die Ausschüttungen, die das Unternehmen an seine
 467 Gesellschafter*innen ausgibt, besteuert werden. Zuletzt kann das im Unternehmen
 468 liegende  Vermögen gesondert besteuert werden. Eine solche Vermögensbesteuerung auf
 469 Unternehmensebene ist jedoch mit Blick auf die in diesem Antrag vorgesehene
 470 vollumfängliche Berücksichtigung von Unternehmensanteilen in der persönlichen
 471 Vermögensbesteuerung nicht zielführend.

 472 Entsprechend  unserer marxistischen Analyse und der praktischen Erfahrungen mit der
 473 Körperschaftssteuer, aus denen sich ergibt das Kapitalgesellschaften zahlreiche
 474 Möglichkeiten haben, ihre Steuerlast im Rahmen der Körperschaftsteuer durch
 475 Gestaltung künstlich zu senken, wollen wir den Fokus bei der Besteuerung von
 476 Kapitalgesellschaften auf die Anteilseigner*innen als natürliche Personen legen.

 477 Dies bedeutet, dass wir auf Ebene der Körperschaftsteuer eine erste Besteuerung in
 478 Kombination des Mindestlevels internationaler Vereinbarungen (15%) und des Ersatzes
 479 der Gewerbesteuer (15%) von aktuell insgesamt 30% vornehmen wollen. Die
 480 hauptsächliche Besteuerung soll dann auf Ebene der Ausschüttungen erfolgen. Auch hier

Juso-Bundeskongress
Braunschweig, 17.11.2023 - 19.11.2023

198 / 201



 481 soll der Kapitalertrag nicht abgeltend und nicht als Flat-Tax besteuert werden,
 482 sondern unabhängig von der Höhe der Beteiligung voll in der persönlichen
 483 Einkommensteuerpflicht des Gesellschafters berücksichtigt werden. Das sogenannte
 484 Teileinkünfteverfahren, bei dem die Ausschüttung zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
 485 im Zusammenspiel mit der Körperschaftsteuer nur teilweise berücksichtigt wird, wollen
 486 wir nur noch für Klein- und Kleinstunternehmen anwenden. Eine Doppelbesteuerung von
 487 Unternehmensgewinnen für größere Gesellschaften und damit eine Höherbelastung des
 488 Faktors Kapital gegenüber dem Faktor Arbeit nehmen wir nicht nur Bewusst in Kauf,
 489 sondern halten diese für geboten.

 490 Gemeinnützigkeitsrecht

 491 Auch das Gemeinnützigkeitsrecht gehört zu unserem jungsozialistischen Steuersystem. 
 492 In seiner jetzigen Ausrichtung wird es jedoch ad absurdum geführt, denn in Sachen 
 493 Gemeinnützigkeit wird in der Bundesrepublik offensichtlich mit zweierlei Maß 
 494 gemessen. Während progressiven, linken Organisationen wie den Vereinen Attac oder 
 495 Campact die Gemeinnützigkeit aberkannt wurde, bleibt sie bei neoliberalen und 
 496 konservativen Lobbyvereinen wie dem Bund der Steuerzahler (BdSt) bislang 
 497 unangetastet. Begründet wurde die Aberkennung der Gemeinnützigkeit von Attac durch 
 498 das Finanzamt Frankfurt damit, dass sich Attac „zu politisch“ engagiere. Demnach 
 499 müsse ein Verein, der die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens oder 
 500 die politische Bildung als Zweck verfolgt, laut Attac-Urteil stets objektiv, neutral 
 501 und geistig offen agieren, ohne zu versuchen, politischen Einfluss im Sinne eigener 
 502 Auffassungen zu nehmen. Diese sehr enge Auslegung der Rechtsvorschriften bestätigte 
 503 der Bundesfinanzhof 2021 in der letzten Instanz.

 504 Wir schließen uns aus diesem Grund den Forderungen der Allianz “Rechtssicherheit für 
 505 politische Willensbildung”, die sich für eine Novellierung des 
 506 Gemeinnützigkeitsrechtes in der Bundesrepublik einsetzt. Dafür ist eine Reform der 
 507 Abgabenordnung und des dazugehörigen Anwendungserlasses notwendig. Konkret fordern 
 508 wir:

 509

 510

 511

 512

 513

 514

 515

 516

 517

 518

 519

 520

 521

 522

Die Liste gemeinnütziger Zwecke gem. § 52 II AO muss um die Förderung der 
Menschen- und Grundrechte, des Friedens, der sozialen Gerechtigkeit und der 
informationellen Selbstbestimmung ergänzt werden. 

Es braucht eine Klarstellung, dass zur Zweckverfolgung auch die überwiegende 
Einwirkung auf die politische Willensbildung und die öffentliche Meinung sowie 
politische Akteure gehört.

Zudem sollten in § 52 II Nr. 24 (“allgemeine Förderung des demokratischen 
Staatswesens”) die Zusätze “im Geltungsbereich dieses Gesetzes” und “die auf den 
kommunalpolitischen Bereich” gestrichen werden. Stattdessen ist eine 
Ausformulierung notwendig, nach der demokratische Teilhabe und insbesondere 
politische Bildung unter den Zweck fallen, jedoch keine umfassende Unterstützung 
einzelner Parteien und Wahlgemeinschaften erfolgen darf. Durch eine solche 
Änderung könnten sich gemeinnützige Organisation auch auf kommunaler und EU-
Ebene engagieren und sogar internationale Initiativen unterstützen.

 523

 524 Indirekte Steuern

 525 Indirekte Steuern sind zwar für jede Person gleich hoch, belasten aber nicht alle
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 526 Einkommensgruppen gleich stark. Unter indirekten Steuern verstehen wir dabei Steuern,
 527 die beim Kauf von Verbrauchs- oder Konsumgütern sowie Dienstleistungen anfallen. Sie
 528 sind anteilig im Preis enthalten und müssen von der konsumierenden Person an die
 529 verkaufende Person mitgezahlt werden. Somit fällt die Steuer erst durch den Kauf an
 530 und wird durch die verkaufende Person an den Staat abgeführt. Weil Menschen mit
 531 niedrigem Einkommen dieses nahezu komplett für den Konsum nutzen, haben sie im
 532 Vergleich zu anderen Einkommensgruppen die höchste Steuerlast durch die indirekten
 533 Steuern. Aufgrund unserer intersektionalen Analyse wissen wir, dass beispielsweise
 534 Frauen und migrantisierte Menschen überdurchschnittlich der untersten
 535 Einkommensgruppe angehören. Indirekte Steuern treffen sie daher besonders hart. Da
 536 mit steigendem Einkommen die prozentuale Steuerlast sinkt, handelt es sich bei
 537 indirekten Steuern um regressive Steuern. Zusammen mit der ebenfalls regressiven
 538 Wirkung der Sozialabgaben hebelt sie so die progressive Wirkung der Einkommensteuer
 539 fast vollständig aus. Aus diesem Grund sehen wir indirekte Steuern grundsätzlich
 540 kritisch.

 541 Jedoch haben indirekte Steuern zusätzliche Lenkungswirkung, da sie bestimmte Produkte
 542 teurer und dadurch den Umstieg auf Alternativen opportun machen. Steuern können
 543 jedoch nie allein gesellschaftliche Probleme lösen, weshalb die steuerlichen
 544 Lenkungswirkungen in allen weiteren Abschnitten durch ordnungspolitische Maßnahmen
 545 unterstützt werden müssen.

 546 Die Umsatzsteuer, auch Mehrwertsteuer genannt, fällt auf praktisch alle
 547 Konsumprodukte an und hat daher keine nennenswerte Lenkungswirkung und  belastet
 548 untere Einkommensgruppen jedoch überdurchschnittlich.

 549 Daher fordern wir die Abschaffung der Umsatzsteuer.

 550 Die regressive Wirkung aller folgenden indirekten Steuern kann kurzfristig über
 551 Transferleistungen ausgeglichen werden. Wir begreifen dieses Steuerkonzept jedoch als
 552 Gesamtwerk, welches als solches die Progression des gesamten Steuersystems
 553 sicherstellt.

 554 Treibhausgase

 555 Wir Jusos fordern die Einführung einer Treibhausgassteuer, welche die bisherige CO2-
 556 Steuer, sowie alle spezifischen Steuern auf Treib- und Brennstoffe ersetzt. Die Höhe
 557 dieser Steuer soll sich an wissenschaftlichen Erkenntnissen orientieren um externelle
 558 Kosten des Treibhausgasausstoßes zu internalisieren und diesen so zu begrenzen. Zum
 559 jetzigen Zeitpunkt sind weitere Studien notwendig, um diese zu bestimmen.

 560 Das wichtigste Argument für die Treibhausgassteuer ist, Anreize für Unternehmen zu
 561 schaffen, ihre Produktion klimaneutraler zu machen. Das Einsparen von Kosten ist bei
 562 Unternehmen ständige Praxis. In Branchen in welchen Zertifikatehandel betrieben wird,
 563 soll die Treibhausgassteuer wie ein Mindestpreis fungieren.

 564 Konsumsteuern

 565 Eine Besteuerung von Suchtmitteln wie Alkohol, Tabak und THC-haltigen Produkten
 566 lehnen wir ab. Uns ist bewusst, dass dieser Konsum gesellschaftliche Kosten
 567 verursacht, wir erachten es jedoch als Aufgabe einer konsequenten Sozialpolitik, in
 568 Fragen von Suchtproblematiken, Abfederung und Hilfe zu bieten.

 569 Unsere Glücksspielbesteuerung ist als  zusätzliche Gewinnbesteuerung konzipiert. Sie
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 570 soll sich an der durchschnittlichen Gewinnwahrscheinlichkeit für den
 571 Glücksspielanbieter orientieren und den Gewinn der Betreiber*innen besteuern. Je   
 572 mehr prozentualen Gewinn Betreiber*innen erwirtschaften, desto höher soll die
 573 Besteuerung ausfallen. Damit werden Glücksspieler*innen nicht besteuert, nur
 574 Betreiber*innen, welche durch ihr Glücksspielangebot einen fast risikolosen Gewinn
 575 erwirtschaften.

 576 Wir sprechen uns explizit gegen eine Fleischsteuer aus. Eine Fleischsteuer verbessert
 577 nicht die Haltungsbedingungen von Tieren, sie würde lediglich dafür sorgen, dass
 578 weniger Fleisch konsumiert würde, was für uns nicht ausreicht, um eine regressive
 579 Steuer zu rechtfertigen.

 580 Bezüglich einer Zuckersteuer sehen wir die Wirkung einer geringeren Zumischung von
 581 Zucker zu Lebensmitteln im Verhältnis zur regressiven Wirkung als zu gering an,
 582 weswegen wir uns auch gegen eine Zuckersteuer aussprechen.

 583 Finanztransaktion und Grunderwerb

 584 Um indirekte Steuern in diesem Konzept zu rechtfertigen, braucht es eine
 585 Lenkungswirkung. Die Lenkungswirkung von Finanztransaktions- und Grunderwerbsteuer
 586 ist, Kapitalanlagen gegenüber Konsum unattraktiver zu machen, was Spekulation
 587 vorbeugen soll. Finanztransaktionen soll daher mit einem Satz in der Größenordnung
 588 von einem Prozent besteuert werden. Um Bodenspekulation zu vermeiden, fordern wir
 589 einen Mindestsatz auf die Grunderwerbsteuer von 5%. Kommunale Gebietskörperschaften
 590 sollen von der Grunderwerbssteuer befreit werden, um eine einfache Übertragung von
 591 Grundstücken zu anderen Gebietskörperschaften oder staatlichen Tochterunternehmen,
 592 wie kommunalen Wohnungsbaugesellschaften zu ermöglichen und gemeinnützige Nutzungen
 593 nicht auszubremsen.
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